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Referentenentwurf - ENTWURF -

Bundesministerium des Innern

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Bundespolizeigesetzes

A. Problem und Ziel

Das geltende Bundespolizeigesetz, das zum Uberwiegenden Teil noch aus dem Jahr 1994
stammt und — anders als das Bundeskriminalamtgesetz (BT-Drucksache 18/11163) und
das Zollfahndungsdienstgesetz (BT-Drucksache 19/12088) — bisher nur in einzelnen Vor-
schriften angepasst worden ist, bedarf einer umfassenden Modernisierung.

Erforderlich ist die Schaffung von zeitgemafien und modernen Befugnissen. Dies gilt ins-
besondere fiir den Bereich der Telekommunikation. Taterinnen und Tater kommunizieren
verschlisselt und nutzen Cloud- und Onlinedienste. Hierflir missen, in Anlehnung an das
Bundeskriminalamtgesetz, Rechtsgrundlagen geschaffen werden, um schwerwiegende
Gefahren abzuwenden.

Auch der Einsatz von Drohnen als Sensortrager ist aufgrund der gewandelten technischen
Maoglichkeiten unabdingbar.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 20. April 2016 (1 BvR 966/09 und
1 BvR 1140/09; BVerfGE 141, 220) das Bundeskriminalamtgesetz in Teilen fir verfas-
sungswidrig erklart. Vergleichbare Vorschriften des Bundespolizeigesetzes sind daher an-
zupassen.

Die Richtlinie (EU) 2016/680 vom 27. April 2016 wird weitgehend im Bundesdatenschutz-
gesetz umgesetzt. Im Bundespolizeigesetz sollen diese Vorschriften gleichwohl an einigen
Stellen im Hinblick auf die Erfordernisse der Bundespolizei erganzt und spezifiziert werden.

Die Richtlinie (EU) 2023/977 vom 10. Mai 2023 Uber den Informationsaustausch zwischen
den Strafverfolgungsbehoérden regelt den Austausch von Informationen zwischen Strafver-
folgungsbehérden zum Zwecke der Verhitung, Aufdeckung oder Untersuchung von Straf-
taten, so dass sich auch hier Umsetzungsbedarfe fiir den Bereich der Bundespolizei erge-
ben.

Mit Beschluss vom 9. Dezember 2022 (1 BvR 1345/21) hat das Bundesverfassungsgericht
den verfassungsrechtlichen Schutz des Kernbereichs der privaten Lebensgestaltung beim
Einsatz von Verdeckten Ermittlern und Vertrauenspersonen konturiert. Die Vorschriften des
Bundespolizeigesetzes sind entsprechend anzupassen.

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 14. November 2024 (1 BvL 3/22)
zudem die Vorgaben flir besonders eingriffsintensive Mallnahmen konkretisiert. Das Bun-
despolizeigesetz wird daher entsprechend angepasst.

Die besonderen Fahigkeiten und die herausragende Stellung der Bundespolizei mussen,
an ihren Kernkompetenzen und Bedarfen orientiert, gezielt gestarkt und an die technische
Entwicklung sowie an die aktuellen sicherheitspolitischen Herausforderungen und Gefah-
renlagen angepasst werden. Darlber hinaus soll die Bundespolizei im Bereich der Gefah-
renabwehr mit neuen Befugnissen ausgestattet werden, die fir ihre Aufgabenerledigung
notwendig sind.
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B. Losung

Das bisherige Bundespolizeigesetz wird durch eine Neufassung abgeldst. Die Vorgaben
des Bundesverfassungsgerichts aus seinem Urteil vom 20. April 2016 zum Bundeskrimi-
nalamtgesetz werden umgesetzt.

Die Richtlinie (EU) 2016/680 vom 27. April 2016 wird weitgehend im Bundesdatenschutz-
gesetz umgesetzt. Im Bundespolizeigesetz sollen diese Vorschriften gleichwohl an einigen
Stellen im Hinblick auf die Erfordernisse der Bundespolizei erganzt und spezifiziert werden.

Im Bereich der Gefahrenabwehr werden fir die Aufgabenerfillung der Bundespolizei not-
wendigen Befugnisse aufgenommen. Dabei werden sowohl die 0.g. Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichts als auch die Regelungen der Richtlinie (EU) 2016/680 berlcksichtigt.

Die Richtlinie (EU) 2023/977 vom 10. Mai 2023 Uber den Informationsaustausch zwischen
den Strafverfolgungsbehérden regelt den Austausch von Informationen zwischen Strafver-
folgungsbehorden zum Zwecke der Verhitung, Aufdeckung oder Untersuchung von Straf-
taten. Fur die Bundespolizei werden bestimmte Verfahrensanforderungen klargestellt.

Mit Beschluss vom 9. Dezember 2022 1 BvR 1345/21) hat das Bundesverfassungsgericht
den verfassungsrechtlichen Schutz des Kernbereichs der privaten Lebensgestaltung beim
Einsatz von Verdeckten Ermittlern und Vertrauenspersonen konturiert. Die Vorschriften des
Bundespolizeigesetzes sind entsprechend anzupassen.

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 14. November 2024 (1 BvL 3/22)
zudem die Vorgaben flr besonders eingriffsintensive Mallnahmen konkretisiert. Das Bun-
despolizeigesetz wird daher entsprechend angepasst.

Zum besseren Schutz vor Extremisten, die im Falle einer Beschaftigung fur die Bundespo-
lizei als Innentater versuchen kdnnten, die Aufgabenerfillung der Bundespolizei zu behin-
dern, zu gefahrden oder zu unterwandern, wird eine verpflichtende Einstellungsiberprifung
eingeflhrt, die die Abfrage des nachrichtendienstlichen Informationssystems beinhaltet.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand

Sofern der unter E.3 dargestellte Erfullungsaufwand haushaltswirksam wird sowie etwaiger
weitergehender aus den Regelungen des Gesetzes resultierender Mehrbedarf an Sach-
und Personalmitteln (inklusive Planstellen und Stellen) entsteht, sollen diese aus den je-
weiligen Einzelplanen gedeckt werden.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fiur Birgerinnen und Biirger

Fur Burgerinnen und Birger, die nach einem Auswahlverfahren fir die Einstellung bei der
Bundespolizei in Betracht kommen (ca. 1.500 Personen pro Jahr), entsteht ein zeitlicher
Erflllungsaufwand der Einstellungsiberprifung beim Lesen der Ausflllanleitung und der
Hinweise, der etwa eineinhalb Stunden betragt.
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E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Keiner.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fur die Bundesverwaltung erhoht sich der jahrliche Erfullungsaufwand um rund 12,3 Millio-
nen Euro.

Der einmalige Erfullungsaufwand betragt rund 20 Millionen Euro und entsteht ausschliel3-
lich beim Bund.

Fur die Kommunen fallt kein Erfillungsaufwand an.

F. Weitere Kosten

Durch die Neufassung des Bundespolizeigesetzes entsteht den zustandigen Gerichten ein
Mehraufwand durch kunftige Anordnungserfordernisse im Zusammenhang mit praventiven
MafRnahmen sowie durch erforderliche Entscheidungen, ob gewonnene Erkenntnisse zu
verwerten oder zu l6schen sind. Einer auf Erfahrungswerten der letzten Jahre basierenden
Schatzung zufolge werden durch die Bundespolizei im Jahr etwa 80 praventive Mal3nah-
men durchgefihrt. Die daflir entstehenden Kosten belaufen sich auf rund 13.170 Euro.

Sonstige Kosten fir die Wirtschaft und fir soziale Sicherungssysteme werden nicht erwar-
tet, ebenso wenig Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Bundespolizeigeset-
zes’)

Vom

Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mitglieder und mit der Zustimmung des
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz uber die Bundespolizei

(Bundespolizeigesetz — BPolG)

Inhaltstbersicht

Abschnitt 1
Aufgaben und Verwendungen
§1 Allgemeines
§2 Grenzschutz
§3 Bahnpolizei
§4 Luftsicherheit
§5 SicherheitsmaRnahmen an Bord von Luftfahrzeugen
§6 Schutz von Bundesorganen
§7 Aufgaben auf See
§8 Aufgaben im Notstands- und Verteidigungsfall
§9 Verwendung im Ausland
§10 Verwendung zur Unterstitzung anderer Bundesbehdrden
§ 11 Verwendung zur Unterstitzung des Bundesamtes fiir Verfassungsschutz auf dem Gebiet der Funktechnik
§12 Verwendung zur Unterstutzung eines Landes
§13 Verfolgung von Straftaten

§14 Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

M) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 vom 27. April 2016 zum Schutz
naturlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zustandigen Behorden
zum Zwecke der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvoll-
streckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI
des Rates (ABI. L 127 vom 23.5.2018, S. 9) sowie der Richtlinie (EU) 2023/977 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 10. Mai 2023 lber den Informationsaustausch zwischen den Strafver-
folgungsbehdrden der Mitgliedstaaten und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2006/960/J1 des
Rates.
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Abschnitt 2

Befugnisse

Unterabschnitt 1

Allgemeine Befugnisse und Allgemeine Vorschriften
§ 15 Allgemeine Befugnisse; Begriffsbestimmungen
§ 16 Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit
§17 Ermessen, Wahl der Mittel
§18 Verantwortlichkeit fir das Verhalten von Personen
§19 Verantwortlichkeit fir das Verhalten von Tieren oder den Zustand von Sachen
§ 20 Unmittelbare Ausfuihrung einer Maflnahme
§ 21 Inanspruchnahme nicht verantwortlicher Personen

Unterabschnitt 2
Besondere Befugnisse

Titel 1

Datenerhebung

§ 22 Erhebung personenbezogener Daten

§23 Befragung und Auskunftspflicht

§24 Bestandsdatenauskunft

§ 25 Erhebung von Verkehrs- und Nutzungsdaten

§ 26 Identitatsfeststellung und Priifung von Berechtigungsscheinen

§ 27 Erkennungsdienstliche MaRnahmen

§28 Vorladung

§29 Meldeauflagen

§ 30 Datenerhebung bei 6ffentlichen Veranstaltungen oder Ansammlungen
§ 31 Selbsttatige Bildaufnahme- und Bildaufzeichnungsgerate

§ 32 Mobile Bild- und Tonaufzeichnungsgerate

§33 Anlassbezogene automatische Kennzeichenerfassung

§ 34 Gesprachsaufzeichnung

§ 35 Besondere Mittel der Datenerhebung

§ 36 Einsatz von Vertrauenspersonen und Verdeckten Ermittlern

§ 37 Einsatz technischer Mittel zur Eigensicherung

§ 38 Einsatz mobiler Sensortrager fir Bildaufnahme-, Bildaufzeichnungs-, Tonaufnahme- und Tonaufzeichnungsgerate

§ 39 Einsatz technischer Mittel gegen unbemannte Fahrzeugsysteme
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§ 41

§42
§43
§44
§45

§ 46

§ 47
§ 48
§ 49
§ 50
§ 51
§ 52
§ 53

§ 54

§ 55

§ 56
§ 57

§ 58
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Uberwachung der Telekommunikation

Identifizierung und Lokalisierung von Mobilfunkkarten und -endgeraten

Titel 2
Weiterverarbeitung und Ubermittlung von Daten

Weiterverarbeitung personenbezogener Daten

Zweckbindung, Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung
Daten zu Verurteilten, Beschuldigten und Tatverdachtigen
Personenbezogene Daten zu anderen Personen

Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten zur Aus- und Fortbildung, zur Vorgangsverwaltung oder zur be-
fristeten Dokumentation des polizeilichen Handelns

Kennzeichnung

Speicherung von DNA-Identifizierungsmustern zur Erkennung von DNA-Trugspuren
Ausschreibung zur Fahndung; Verordnungsermachtigung

Ausschreibung zur grenzpolizeilichen Beobachtung; Verordnungsermachtigung
Ausschreibungen zur verdeckten Kontrolle, Ermittlungsanfrage oder gezielten Kontrolle
Erhebung von Fluggastdaten durch Luftfahrtunternehmen und Ubermittlung an die Bundespolizei
Ubermittlung personenbezogener Daten im innerstaatlichen Bereich

Ubermittlung personenbezogener Daten an Mitgliedstaaten der Europaischen Union und Schengen-assoziierte Staa-
ten

Datentbermittlung und -bereitstellung an Mitgliedstaaten der Europaischen Union und Schengen-assoziierte Staaten
gemal der Richtlinie (EU) 2023/977

Ubermittlung personenbezogener Daten im internationalen Bereich
Ubermittlungsverbote und Verweigerungsgriinde

Abgleich personenbezogener Daten

Titel 3

Freiheitsbeschrankende und freiheitsentziehende MaBnahmen und

§ 59
§ 60
§61
§ 62
§63
§ 64
§ 65
§ 66

§ 67

Durchsuchung

Platzverweisung

Aufenthaltsverbot

Gewahrsam

Richterliche Entscheidung

Behandlung festgehaltener Personen

Bild- und Tonuberwachung von Gewahrsamsraumen

Dauer der Freiheitsentziehung

Durchsuchung und kérperliche Untersuchung von Personen; Entnahme von Blutproben

Durchsuchung von Sachen



§ 68
§ 69

§70

§71
§72
§73
§74
§75

§76
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Betreten und Durchsuchung von Wohnungen
Verfahren bei der Durchsuchung von Wohnungen

Schutz zeugnisverweigerungsberechtigter Personen

Titel 4
Erganzende Befugnisse, behodérdlicher Eigenschutz

Sicherstellung

Verwahrung

Verwertung

Unbrauchbarmachung, Vernichtung und Einziehung
Beendigung der Sicherstellung, Gebuhren und Auslagen

Einstellungsiiberprifung

Abschnitt 3

Datenschutz und Datensicherheit, Pflichten der Bundespolizei

§77

§78
§ 79
§ 80

§ 81

§ 82
§ 83
§ 84

§ 85

§ 86
§ 87
§ 88

§ 89

Unterabschnitt 1

Datenschutzaufsicht

Ergénzende Befugnisse der oder des Bundesbeauftragten fur den Datenschutz und die Informationsfreiheit

Unterabschnitt 2
Pflichten der Bundespolizei
Benachrichtigung bei verdeckten und eingriffsintensiven Manahmen
Benachrichtigung liber die Speicherung personenbezogener Daten von Minderjéhrigen
Aussonderungspriffrist und Mitteilung von Léschungsverpflichtungen

Léschung von durch Besondere Mittel der Datenerhebung oder vergleichbare Malinahmen erlangten personenbe-
zogenen Daten

Berichtigung personenbezogener Daten, Einschrankung der Verarbeitung in Akten und Vernichtung von Akten
Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten
Protokollierung
Protokollierung bei verdeckten und eingriffsintensiven MaRnahmen
Abschnitt 4

Schadensausgleich
Zum Ausgleich verpflichtende Tatbesténde
Inhalt, Art und Umfang des Ausgleichs
Ausgleich im Todesfall

Verjahrung des Ausgleichsanspruchs



§ 90

§ 91

§92
§93
§94
§95
§ 96
§97

§ 98

§ 99

§ 100
§ 101

§ 102

§ 103
§ 104
§ 105
§ 106

§ 107
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Ausgleichspflichtiger, Ersatzanspriiche
Rechtsweg
Abschnitt 5
Organisation und Zustandigkeiten
Bundespolizeibehdrden
Sachliche und értliche Zustandigkeit; Widerspruchsbehdérde; Verordnungserméachtigung
Einsatz von Hubschraubern
Grenzlibergangsstellen und Grenzerlaubnis
Unterstitzungspflichten
Vollzugsdienst, Hilfspolizeibeamtinnen und Hilfspolizeibeamte

Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten der Lander sowie von Vollzugsbeam-
tinnen und Vollzugsbeamten anderer Bundesbehdrden oder anderer Staaten im Zustandigkeitsbereich der Bundes-
polizei

Amtshandlungen von Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei im Zustandigkeitsbereich eines Landes oder Ta-
tigkeiten in anderen Staaten

Amtshandlungen von Beamtinnen und Beamten der Zollverwaltung im Zusténdigkeitsbereich der Bundespolizei
Amtshandlungen von Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei im Zustandigkeitsbereich der Zollverwaltung
Wahrnehmung von Aufgaben durch die Zollverwaltung; Verordnungserméachtigung
Abschnitt 6

Schlussbestimmungen
Verwaltungsvorschriften
BuRgeldvorschriften
Einschrankung von Grundrechten
Berichtspflichten; Evaluierung

Ubergangsvorschrift

Abschnitt 1

Aufgaben und Verwendungen

§ 1

Allgemeines

(1) Die Bundespolizei wird in bundeseigener Verwaltung gefiihrt. Sie ist eine Polizei

des Bundes im Geschaftsbereich des Bundesministeriums des Innern.
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(2) Der Bundespolizei obliegen die Aufgaben, die ihr entweder durch dieses Gesetz
ubertragen werden oder die ihr durch ein anderes Bundesgesetz oder auf Grund eines Bun-
desgesetzes zugewiesen werden.

(3) Die Bundespolizei sichert ihnre Behorden, Dienststellen, Einheiten und sonstigen
Einrichtungen gegen Gefahren, die die Durchfuhrung ihrer Aufgaben beeintrachtigen, in
eigener Zustandigkeit. Die Sicherung beschrankt sich auf die in Satz 1 bezeichneten Ein-
richtungen sowie auf die Grundstlicke, auf denen diese Einrichtungen untergebracht sind.

(4) Der Schutz privater Rechte obliegt der Bundespolizei im Rahmen ihrer Aufgaben
nur dann, wenn gerichtlicher Schutz nicht rechtzeitig zu erlangen ist und ohne Hilfe der
Bundespolizei die Verwirklichung des Rechts vereitelt oder wesentlich erschwert wiirde.

(5) Die der Bundespolizei obliegenden Aufgaben der Gefahrenabwehr umfassen auch
die VerhUtung von Straftaten nach Malkgabe dieses Gesetzes. Der Bundespolizei obliegt
innerhalb ihrer Aufgabenwahrnehmung die Fahndung nach Personen und Sachen.

(6) Werden bei der Erflllung von Aufgaben der Bundespolizei Zustandigkeiten ande-
rer Behorden des Bundes oder der Lander berlhrt, handelt die Bundespolizei im Benehmen
mit den zustandigen Behodrden. Ist dies im Fall von Gefahr im Verzug nicht mdglich, sind
die zustandigen Behdrden uber die getroffenen Mallnahmen unverziglich zu unterrichten.

(7) Die Zustandigkeit der Polizei des Landes bleibt auch in den in den §§ 2 bis 6 be-
zeichneten raumlichen Zustandigkeitsbereichen der Bundespolizei unberthrt.

(8) Die Bundespolizei kann zur Erflllung der Aufgaben eine Einrichtung zur Forschung
unterhalten oder bestehende Einrichtungen mit der Forschung beauftragen.

§2
Grenzschutz
(1) Der Bundespolizei obliegt der grenzpolizeiliche Schutz des Bundesgebietes
(Grenzschutz), sofern nicht ein Land im Einvernehmen mit dem Bund Aufgaben des Grenz-
schutzes mit eigenen Kraften wahrnimmt.
(2) Der Grenzschutz umfasst
1. die polizeiliche Uberwachung der Grenzen,

2. die polizeiliche Kontrolle des grenzuberschreitenden Verkehrs einschlieRlich

a) der Uberpriifung der Grenzibertrittsdokumente und der Berechtigung zum Grenz-
Ubertritt,

b) der Grenzfahndung,
c) der Abwehr von Gefahren,

3. im Grenzgebiet bis zu einer Tiefe von 30 Kilometern und von der seewartigen Begren-
zung an bis zu einer Tiefe von 80 Kilometern die Abwehr von Gefahren, die die Sicher-

heit der Grenze beeintrachtigen.

(3) Das Einvernehmen nach Absatz 1 ist schriftlich oder elektronisch zwischen dem
Bundesministerium des Innern und dem beteiligten Land herzustellen. Es ist im
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Bundesanzeiger bekanntzugeben. Im Rahmen des Einvernehmens ist die Zusammenarbeit
zwischen der Bundespolizei und der Polizei des Landes zu regein.

(4) Nimmt die Polizei eines Landes die Aufgaben nach Absatz 1 im Einvernehmen mit
dem Bund mit eigenen Kraften wahr, richtet sich die Durchflihrung der Aufgabe nach dem
fur die Bundespolizei geltenden Recht.

§3
Bahnpolizei

Die Bundespolizei hat die Aufgabe, auf dem Gebiet der Bahnanlagen der Eisenbahnen
des Bundes Gefahren flr die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren, die

1. den Benutzern, den Anlagen oder dem Betrieb der Bahn drohen oder

2. beim Betrieb der Bahn entstehen oder von den Bahnanlagen ausgehen.

§4
Luftsicherheit

Der Bundespolizei obliegt der Schutz vor Angriffen auf die Sicherheit des Luftverkehrs
nach den § 3, § 5, 9 Absatz 1a und 10a Absatz 2 des Luftsicherheitsgesetzes, sofern diese
Aufgaben nach § 16 Absatz 3a und 3b des Luftsicherheitsgesetzes in bundeseigener Ver-
waltung ausgefuhrt werden. In den Fallen des § 16 Absatz 3b des Luftsicherheitsgesetzes
gilt dies nur, soweit ihr die Aufgaben durch das Bundesministerium fur Digitales und Verkehr
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern Gbertragen worden sind.

§5
SicherheitsmaBnahmen an Bord von Luftfahrzeugen

Die Bundespolizei kann zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der Sicherheit
oder Ordnung an Bord deutscher Luftfahrzeuge eingesetzt werden. § 12 Absatz 1 Satz 1
des Luftsicherheitsgesetzes bleibt unberihrt. Malinahmen nach Satz 1 missen im Einklang
mit den Anforderungen an die Sicherheit des Luftfahrzeugs und der Passagiere stehen; sie
sind grundsatzlich in enger Abstimmung mit dem Luftfahrzeugfuhrer zu treffen.

§6
Schutz von Bundesorganen

(1) Die Bundespolizei kann Verfassungsorgane des Bundes und Bundesministerien
sowie ihnen gleichgestellte Einrichtungen gegen Gefahren, die die Durchfihrung ihrer Auf-
gaben beeintrachtigen, schiutzen, wenn diese darum ersuchen und Einvernehmen zwi-
schen dem Bundesministerium des Innern und dem beteiligten Land dahingehend herge-
stellt ist, dass deren angemessener Schutz anderweitig nicht gewahrleistet werden kann.
Uber die Ubernahme des Schutzes durch die Bundespolizei entscheidet das Bundesminis-
terium des Innern. Die Ubernahme ist im Bundesanzeiger bekanntzugeben.
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(2) Der Schutz durch die Bundespolizei beschrankt sich auf die Grundstlicke, auf de-
nen die Verfassungsorgane, die Bundesministerien oder ihnen gleichgestellte Einrichtun-
gen ihren Amtssitz haben.

§7
Aufgaben auf See

Unbeschadet der Zustandigkeit anderer Behdrden oder der Streitkrafte hat die Bun-
despolizei auf See seewarts des deutschen Kistenmeers die Befugnis, MalRnahmen zu
treffen, zu denen die Bundesrepublik Deutschland nach dem Vélkerrecht befugt oder ver-
pflichtet ist. Dies gilt nicht fir Malinahmen, die durch Rechtsvorschriften des Bundes ande-
ren Behorden oder Dienststellen zugewiesen oder die ausschlieflich Kriegsschiffen vorbe-
halten sind.

§8
Aufgaben im Notstands- und Verteidigungsfall

(1) Setzt die Bundesregierung die Bundespolizei nach Artikel 91 Absatz 2 des Grund-
gesetzes zur Abwehr einer drohenden Gefahr fir den Bestand oder die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung des Bundes oder eines Landes ein, so hat die Bundespolizei bei
diesem Einsatz Gefahren von der Allgemeinheit oder dem Einzelnen abzuwehren.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn die Bundespolizei nach Artikel 115f Absatz 1
Nummer 1 oder nach Artikel 115i Absatz 1 des Grundgesetzes eingesetzt wird.

§9
Verwendung im Ausland

(1) Die Bundespolizei wirkt mit an polizeilichen oder anderen nichtmilitarischen Auf-
gaben im Ausland im Rahmen von internationalen Ma3nahmen auf Ersuchen sowie unter
Verantwortung

1. der Vereinten Nationen,

2. einer regionalen Abmachung oder Einrichtung gemaf Kapitel VIl der Charta der Ver-
einten Nationen, der die Bundesrepublik Deutschland angehdrt, oder

3. der Europaischen Union.

Die Entscheidung Uber die Mitwirkung nach Satz 1 trifft die Bundesregierung, in Eilfallen
das Bundesministerium des Innern im Einvernehmen mit dem Auswartigen Amt. Eine Eil-
entscheidung ist der Bundesregierung unverzuglich zur Bestatigung vorzulegen. Die Mit-
wirkung ist zu beenden, wenn die Bundesregierung die Bestatigung der Eilentscheidung
ablehnt. Der Deutsche Bundestag ist Uber die beabsichtigte Mitwirkung zu unterrichten. Er
kann durch Beschluss verlangen, dass die Mitwirkung beendet wird.

(2) Die Bundespolizei kann ferner im Einzelfall zur Rettung von Personen aus einer
gegenwartigen Gefahr fir Leib oder Leben im Ausland tatig werden. Die MalRnahme ist nur
fur humanitare Zwecke oder zur Wahrnehmung dringender Interessen der Bundesrepublik
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Deutschland zulassig. Die Entscheidung trifft das Bundesministerium des Innern im Einver-
nehmen mit dem Auswartigen Amt.

(3) Die Bundespolizei kann zur Mitwirkung beim Schutz deutscher Einrichtungen und
Mannschaften bei internationalen Sportveranstaltungen im Ausland tatig werden. Die Ent-
scheidung trifft das Bundesministerium des Innern.

(4) Ein Tatigwerden nach den Absatzen 1 bis 3 durch die Bundespolizei richtet sich
nach den dafir geltenden vélkerrechtlichen Regeln und Vereinbarungen oder den auf
Grund solcher Vereinbarungen getroffenen Regelungen.

§ 10
Verwendung zur Unterstiitzung anderer Bundesbehorden
(1) Die Bundespolizei unterstitzt

1. die Prasidentin oder den Prasidenten des Deutschen Bundestages bei der Wahrneh-
mung des Hausrechts und der Polizeigewalt im Gebaude des Bundestages,

2. das Auswartige Amt bei der Wahrnehmung von Aufgaben zum Schutz deutscher Aus-
landsvertretungen,

3. das Bundeskriminalamt bei der Wahrnehmung seiner Schutzaufgaben nach § 6 des
Bundeskriminalamtgesetzes,

4. die am Leitstellenverbund beteiligten Behdrden und Organisationen des Bundes mit
technischen Bereitstellungs- und Serviceleistungen zur Sicherstellung der behdrden-
ubergreifenden Kommunikation.

Die Unterstutzung durch die Bundespolizei richtet sich nach dem fur die unterstitzte Stelle
geltenden Recht.

(2) Die Entscheidung uber die Unterstitzung nach Absatz 1 Satz 1 trifft das Bundes-
ministerium des Innern. Die Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten der
Bundespolizei unterliegen bei Wahrnehmung dieser Unterstutzungsaufgaben den fachli-
chen Weisungen der unterstiitzten Stelle. Ubernimmt die Bundespolizei im Rahmen des
Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 Aufgaben zur eigenstandigen Wahrnehmung, richtet das
Bundeskriminalamt seine fachlichen Weisungen an die von der Bundespolizei hierfur be-
nannte Stelle.

(3) Die Verpflichtung zur Amtshilfe bleibt unberthrt.

§ 11

Verwendung zur Unterstiitzung des Bundesamtes fiir Verfassungsschutz auf dem
Gebiet der Funktechnik

(1) Die Bundespolizei nimmt fur das Bundesamt fur Verfassungsschutz auf dessen
Anforderung Aufgaben nach § 3 Absatz 1 des Bundesverfassungsschutzgesetzes auf dem
Gebiet der Funktechnik und funkbetrieblichen Auswertung wahr, soweit der Funkverkehr
nicht dem Fernmeldegeheimnis unterliegt, durch
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1. Erfassung des Betriebs von Funkanlagen durch fremde Nachrichtendienste oder die
vom Bundesamt flir Verfassungsschutz beobachteten Personenzusammenschlisse
und Einzelpersonen,

2. funkbetriebliche Auswertung der Funkverkehre fremder Nachrichtendienste oder der
vom Bundesamt fur Verfassungsschutz beobachteten Personenzusammenschlisse
und Einzelpersonen,

3. funkbetriebliche Auswertung von Unterlagen, Geraten und Aufzeichnungen, die bei
dem Betrieb von Funkanlagen durch fremde Nachrichtendienste oder die vom Bundes-
amt fur Verfassungsschutz beobachteten Personenzusammenschlusse und Einzelper-
sonen verwendet werden.

(2) Die Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 1 richtet sich nach dem Bundesver-
fassungsschutzgesetz; sie darf nicht mit der Erflllung polizeilicher Aufgaben verbunden
werden. Die Bundespolizei darf Befugnisse des Bundesamtes flir Verfassungsschutz nur
so weit in Anspruch nehmen, als dies zur Wahrnehmung dieser Aufgaben erforderlich ist.
Sie darf die bei der Aufgabenwahrnehmung nach Absatz 1 erlangten personenbezogenen
Daten nur fir den dort bezeichneten Zweck verwenden. Die Daten durfen bei der Bundes-
polizei nur solange aufbewahrt werden, wie dies zur Aufgabenwahrnehmung nach Absatz 1
erforderlich ist.

(3) Das Bundesministerium des Innern regelt die Einzelheiten der Aufgabenwahrneh-
mung nach Absatz 1, insbesondere Art und Umfang der Aufgaben sowie die erforderliche
technische und organisatorische Abgrenzung zu den sonstigen Aufgabenbereichen der
Bundespolizei, in einer Dienstanweisung und unterrichtet hiertiber sowie Uber erforderliche
Anderungen das Parlamentarische Kontrollgremium.

§12
Verwendung zur Unterstiitzung eines Landes
(1) Die Bundespolizei kann zur Unterstitzung eines Landes verwendet werden
1. zur Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung der 6ffentlichen Sicherheit oder Ordnung
in Fallen von besonderer Bedeutung nach Artikel 35 Absatz 2 Satz 1 des Grundgeset-

zes,

2. zur Hilfe bei einer Naturkatastrophe oder bei einem besonders schweren Unglucksfall
nach Artikel 35 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes,

3. zur Hilfe bei einer Naturkatastrophe oder bei einem besonders schweren Unglicksfall
nach Artikel 35 Absatz 3 Satz 1 des Grundgesetzes,

4. zur Abwehr einer drohenden Gefahr fur den Bestand oder die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung des Bundes oder eines Landes nach Artikel 91 Absatz 1 des
Grundgesetzes.

Satz 1 gilt nur, soweit das Land ohne diese Unterstitzung eine Aufgabe nicht oder nur unter
erheblichen Schwierigkeiten erfullen kann.

(2) Die Unterstutzung eines Landes durch die Bundespolizei nach Absatz 1 richtet
sich nach dem fur das Land geltenden Recht. Vorbehaltlich des Artikels 35 Absatz 3 des
Grundgesetzes unterliegt die Bundespolizei dabei den fachlichen Weisungen des Landes.

(3) Die Entscheidung Uber eine Verwendung der Bundespolizei nach Absatz 1 trifft
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1. im Falle von Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 die Bundesregierung,

2. inden Fallen von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 auf entsprechende Anforderung
des Landes das Bundesministerium des Innern.

Das Bundesministerium des Innern kann seine Entscheidungsbefugnis durch Verwaltungs-
vorschrift auf eine Bundespolizeibehdrde Ubertragen.

(4) Einer Anforderung der Bundespolizei durch ein Land ist in den Fallen des
Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 4 zu entsprechen, soweit nicht eine Verwendung der
Bundespolizei fir Bundesaufgaben dringender ist als die Unterstlitzung des Landes. Die
Anforderung soll alle fur die Entscheidung wesentlichen Merkmale des Einsatzauftrages
enthalten. Die durch eine Unterstitzung eines Landes nach Absatz 1 entstehenden Mehr-
kosten tragt das Land, sofern nicht im Einzelfall aus besonderen Griinden in einer Verwal-
tungsvereinbarung etwas anderes bestimmt wird.

(5) Die Verpflichtung zur Amtshilfe bleibt unberthrt.

§13
Verfolgung von Straftaten

(1) Die Bundespolizei nimmt die polizeilichen Aufgaben auf dem Gebiet der Strafver-
folgung (§§ 161, 163 der Strafprozessordnung) wahr, sofern der Verdacht eines Vergehens
(§ 12 Absatz 2 des Strafgesetzbuches) besteht, das

1. gegen die Sicherheit der Grenze oder die Durchfuhrung der Aufgaben der Bundespo-
lizei nach § 2 Absatz 1 und 2 gerichtet ist,

2. nach den Vorschriften des Passgesetzes, des Aufenthaltsgesetzes, des Asylgesetzes
oder des Freizligigkeitsgesetzes/EU zu verfolgen ist, soweit es durch den Grenzlber-
tritt oder in unmittelbarem Zusammenhang mit diesem begangen wurde,

3. einen Grenzubertritt mittels Tauschung, Drohung, Gewalt oder auf sonst rechtswidrige
Weise ermdglichen soll, soweit es bei der Kontrolle des grenziberschreitenden Ver-
kehrs festgestellt wird,

4. das Verbringen einer Sache uber die Grenze ohne behordliche Erlaubnis als gesetzli-
ches Tatbestandsmerkmal der Strafvorschrift verwirklicht, sofern der Bundespolizei
durch oder auf Grund eines Gesetzes die Aufgabe der Uberwachung des Verbrin-
gungsverbotes zugewiesen ist,

5. auf dem Gebiet der Bahnanlagen der Eisenbahnen des Bundes begangen wurde und
gegen die Sicherheit eines Benutzers, der Anlagen oder des Betriebes der Bahn ge-
richtet ist oder das Vermdgen der Bahn oder ihr anvertrautes Vermégen betrifft,

6. dem deutschen Strafrecht unterliegt und StrafverfolgungsmaRnahmen auf See see-
warts des deutschen Kustenmeers im Rahmen des § 7 erforderlich macht.

Darltber hinaus nimmt die Bundespolizei die polizeilichen Aufgaben auf dem Gebiet der
Strafverfolgung auch wahr, soweit der Verdacht eines Verbrechens (§ 12 Absatz 1 des
Strafgesetzbuches) besteht

1. nach Satz 1 Nummer 2,

2. nach § 315 Absatz 3 Nummer 1 des Strafgesetzbuches oder
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3. in Fallen von Satz 1 Nummer 6.

(2) Die Bundespolizei ist vorbehaltlich besonderer gesetzlicher Zustandigkeitsrege-
lungen fir die polizeilichen Aufgaben auf dem Gebiet der Strafverfolgung in den Fallen des
Absatzes 1 ortlich zustandig, wenn die Straftat in ihren in §§ 2 bis 6 bezeichneten raumili-
chen Zustandigkeitsbereichen begangen wurde. Im Ubrigen bleibt die Zustandigkeit ande-
rer Polizeibehérden fir die Strafverfolgung auch in den Fallen des Absatzes 1 unberthrt.
Die Staatsanwaltschaft kann im Benehmen mit der Bundespolizei die Ermittlungen einer
anderen sonst zustandigen Polizeibehorde Ubertragen.

(3) Bei Straftaten, die nicht dem Absatz 1 unterfallen, ist der Ermittlungsvorgang un-
verziglich an die zustandige Strafverfolgungsbehérde abzugeben. Die Verpflichtung der
Bundespolizei nach § 163 Absatz 1 der Strafprozessordnung, alle keinen Aufschub gestat-
tenden Anordnungen zu treffen, um die Verdunkelung der Sache zu verhiten, bleibt unbe-
rihrt. Die Satze 1 und 2 gelten flr Straftaten im Sinne des Absatzes 1 entsprechend, wenn
diese im Zusammenhang mit weiteren Straftaten stehen und das Schwergewicht der Straf-
taten insgesamt aulierhalb der Zustandigkeit der Bundespolizei liegt oder wenn bei Straf-
taten seewarts des deutschen Kuistenmeers nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 oder
Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 Ermittlungshandlungen im deutschen Hoheitsgebiet erforder-
lich sind. Die Staatsanwaltschaft kann in Zweifelsfallen die zustandige Polizeibehdrde be-
stimmen.

(4) Sind Ermittlungshandlungen aulerhalb der in den §§ 2 bis 6 bezeichneten raumli-
chen Zustandigkeitsbereichen der Bundespolizei erforderlich, trifft die Bundespolizei ihre
MafRnahmen im Benehmen mit der Polizei des Landes.

(5) Die Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten der Bundespolizei, die
mindestens 4 Jahre dem Polizeivollzugsdienst angehoéren, sind Ermittlungspersonen der
Staatsanwaltschaft (§ 152 des Gerichtsverfassungsgesetzes) und haben die Rechte und
Pflichten der Polizeibeamtinnen und der Polizeibeamten nach der Strafprozessordnung. In
den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 6 und 2 Nummer 3 gelten auf See seewarts des
deutschen Kustenmeers bei der Verfolgung von Straftaten zur Erfullung vélkerrechtlicher
Verpflichtungen oder zur Wahrnehmung volkerrechtlicher Befugnisse die Vorschriften der
Strafprozessordnung entsprechend.

§ 14
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

(1) Die Bundespolizei nimmt im Rahmen der ihr obliegenden Aufgaben die polizeili-
chen Aufgaben nach dem  Gesetz Uber  Ordnungswidrigkeiten  wabhr.
§ 13 Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie § 13 Absatz 4 gelten entsprechend.

(2) Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes Uber
Ordnungswidrigkeiten ist fur Ordnungswidrigkeiten nach den §§ 111 und 113 des Gesetzes
uber Ordnungswidrigkeiten, die im Aufgabenbereich der Bundespolizei begangen wurden,
die in der Rechtsverordnung nach § 92 Absatz 1 bestimmte Bundespolizeibehdrde.

(3) Die durch oder auf Grund anderer Bundesgesetze Ubertragene Zustandigkeit von
Bundespolizeibehérden fur die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten als Ver-
waltungsbehodrde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes Uber Ordnungswid-
rigkeiten bleibt unberlhrt.
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(4) Die Beamtinnen und Beamten im Polizeivollzugsdienst der Bundespolizei, die min-
destens 4 Jahre dem Polizeivollzugsdienst angehoéren, sind im Rahmen ihrer Aufgaben er-
machtigt, Verwarnungen zu erteilen und Verwarnungsgelder zu erheben.

Abschnitt 2

Befugnisse

Unterabschnitt 1

Allgemeine Befugnisse und Allgemeine Vorschriften

§ 15
Allgemeine Befugnisse; Begriffsbestimmungen

(1) Die Bundespolizei kann zur Erfullung ihrer Aufgaben nach § 1 Absatz 2 bis 5 sowie
den §§ 2 bis 8 die notwendigen Malinahmen treffen, um eine Gefahr abzuwehren, soweit
nicht dieses Gesetz die Befugnisse der Bundespolizei innerhalb ihrer Aufgabenwahrneh-
mung besonders regelt.

(2) Im Sinne dieses Abschnitts ist eine

1. Gefahr eine Sachlage, die bei ungehindertem Ablauf des objektiv zu erwartenden Ge-
schehens im Einzelfall mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einer Verletzung von
Schutzgutern der 6ffentlichen Sicherheit oder Ordnung fuhrt;

2. gegenwartige Gefahr eine Gefahr, bei der das schadigende Ereignis bereits begonnen
hat oder unmittelbar oder in allernachster Zeit mit einer an Sicherheit grenzenden
Wahrscheinlichkeit bevorsteht;

3. erhebliche Gefahr eine Gefahr fur ein bedeutsames Rechtsgut, wie Leben, Gesundheit,
Freiheit, wesentliche Vermdgenswerte, Bestand des Staates oder andere strafrechtlich
geschutzte Guter von erheblicher Bedeutung fur die Allgemeinheit;

4. dringende Gefahr eine Gefahr fur ein bedeutsames Rechtsgut, wie Leben, Gesundheit,
Freiheit, wesentliche Vermdgenswerte, Bestand des Staates oder andere strafrechtlich
geschitzte Guiter von erheblicher Bedeutung fir die Allgemeinheit, wenn das schadi-
gende Ereignis bereits begonnen hat oder unmittelbar oder in allernachster Zeit mit
einer an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit bevorsteht.

(38) Zur Erflllung der Aufgaben, die der Bundespolizei durch andere Rechtsvorschrif-
ten des Bundes zugewiesen sind, hat sie die dort vorgesehenen Befugnisse. Soweit solche
Rechtsvorschriften Befugnisse nicht oder nicht abschlielend regeln, hat die Bundespolizei
die Befugnisse, die ihr nach diesem Abschnitt zustehen. Satz 2 gilt auch fur die Befugnisse
der Bundespolizei im Rahmen der Aufgaben zum Schutz vor Angriffen auf die Sicherheit
des Luftverkehrs nach § 4, soweit § 5 des Luftsicherheitsgesetzes keine Regelungen ent-
halt.
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§ 16
Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit
(1) Von mehreren moglichen und geeigneten MaRnahmen hat die Bundespolizei die-
jenige zu treffen, die den Einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten

beeintrachtigt.

(2) Eine MaRnahme darf nicht zu einem Nachteil fiUhren, der zu dem erstrebten Erfolg
erkennbar aufBer Verhaltnis steht.

(3) Eine Mallnahme ist nur solange zulassig, bis ihr Zweck erreicht ist oder sich zeigt,
dass er nicht erreicht werden kann.

§ 17
Ermessen, Wahl der Mittel
(1) Die Bundespolizei trifft ihnre MalRnahmen nach pflichtgemallem Ermessen.
(2) Kommen zur Abwehr einer Gefahr mehrere Mittel in Betracht, so genugt es, wenn
eines davon bestimmt wird. Dem Betroffenen ist auf Antrag zu gestatten, ein anderes

ebenso wirksames Mittel anzuwenden, sofern die Allgemeinheit dadurch nicht starker be-
eintrachtigt wird.

§18
Verantwortlichkeit fiir das Verhalten von Personen

(1) Verursacht eine Person eine Gefahr, so sind die Malinhahmen gegen diese Person
zu richten.

(2) Ist die Person noch nicht 14 Jahre alt, so kdnnen die MaRnahmen auch gegen die
Person gerichtet werden, die zur Aufsicht Uber sie verpflichtet ist.

(3) Verursacht eine Person, die zu einer Verrichtung bestellt ist, die Gefahr in Ausfuh-
rung der Verrichtung, so kdnnen Malinahmen auch gegen die Person gerichtet werden, die
die andere Person zu der Verrichtung bestellt hat.

§19
Verantwortlichkeit fiir das Verhalten von Tieren oder den Zustand von Sachen

(1) Geht von einem Tier oder einer Sache eine Gefahr aus, so sind die Malnahmen
gegen den Inhaber der tatsachlichen Gewalt zu richten. Die nachfolgenden flr Sachen gel-
tenden Vorschriften sind auf Tiere entsprechend anzuwenden.

(2) Mafinahmen kénnen auch gegen den Eigentimer oder einen anderen Berechtig-
ten gerichtet werden. Dies gilt nicht, wenn der Inhaber der tatsachlichen Gewalt diese ohne
den Willen des Eigentiimers oder Berechtigten ausibt.
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(3) Geht die Gefahr von einer herrenlosen Sache aus, so kénnen die MalRnahmen
gegen diejenigen Personen gerichtet werden, der das Eigentum an der Sache aufgegeben
hat.

§ 20
Unmittelbare Ausfiihrung einer MaBnahme
Die Bundespolizei kann eine Mallhahme selbst oder durch eine beauftragte Person
unmittelbar ausfiihren, wenn der Zweck der Malinahme durch Inanspruchnahme der nach

§ 18 oder § 19 verantwortlichen Personen nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann.
Die von der MalRnahme betroffene Person ist unverzuglich zu unterrichten.

§ 21
Inanspruchnahme nicht verantwortlicher Personen

(1) Die Bundespolizei kann MaRnahmen auch gegen andere Personen als die nach
§ 18 oder § 19 verantwortlichen Personen richten, wenn

1. eine gegenwartige erhebliche Gefahr abzuwehren ist,

2. Malinahmen gegen die nach § 18 oder § 19 verantwortlichen Personen nicht oder nicht
rechtzeitig moglich sind oder keinen Erfolg versprechen,

3. die Bundespolizei die Gefahr nicht oder nicht rechtzeitig selbst oder durch eine von ihr
beauftragte Person abwehren kann, und

4. die Personen ohne erhebliche eigene Gefahrdung und ohne Verletzung héherwertiger
Pflichten in Anspruch genommen werden kénnen.

Diese MaRnahmen durfen nur aufrechterhalten werden, solange die Abwehr der Gefahr
nicht auf andere Weise mdglich ist.

(2) Die Bundespolizei kann ferner Malinahmen gegen andere Personen als die nach
§ 18 oder § 19 verantwortlichen Personen richten, soweit sich dies aus den nachfolgenden
Vorschriften dieses Abschnitts ergibt.
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Unterabschnitt 2

Besondere Befugnisse

Titel 1

Datenerhebung

§ 22
Erhebung personenbezogener Daten

(1) Die Bundespolizei kann, sofern in diesem Abschnitt nichts anderes bestimmt ist,
personenbezogene Daten erheben, soweit dies zur Erfullung einer ihr nach
§ 1 Absatz 3 bis 6 oder nach den §§ 2 bis 8 obliegenden Aufgabe erforderlich ist. Die Bun-
despolizei kann nach Satz 1 auch personenbezogene Daten erheben

1. beidenin den § 54 und § 55 genannten Behdrden und Stellen anderer Staaten,

2. bei zwischen- und Uberstaatlichen Stellen, die mit der Verfolgung und Verhitung von
Straftaten befasst sind, sowie

3. unter den Voraussetzungen des § 81 des Bundesdatenschutzgesetzes auch bei sons-
tigen offentlichen und nichtéffentlichen Stellen im Ausland.

Die Erhebung personenbezogener Daten nach Satz 2 unterbleibt, wenn erkennbar ist, dass
bei der Erhebung durch auslandische Stellen gegen die in § 57 Absatz 2 Nummer 4 ge-
nannten Grundsatze verstolien wurde. In anhangigen Strafverfahren steht der Bundespoli-
zei die Befugnis nach Satz 2 nur im Einvernehmen mit der zustandigen Strafverfolgungs-
behdrde zu.

(2) Zur Verhltung von Straftaten ist eine Erhebung personenbezogener Daten nur zu-
lassig, soweit dies zur Erfullung einer der Bundespolizei nach § 1 Absatz 3 bis 6 oder den
§§ 2 bis 8 obliegenden Aufgabe erforderlich ist und Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass

1. die Person Straftaten von erheblicher Bedeutung begehen wird und die Daten zur Ver-
hdtung solcher Straftaten erforderlich sind oder

2. die Person mit einer in Nummer 1 genannten Person nicht nur flichtig oder in zufalli-
gem Kontakt in Verbindung steht und

a) von der Vorbereitung einer Straftat im Sinne von Nummer 1 Kenntnis hat,
b) aus der Verwertung der Tat Vorteile ziehen kdnnte oder

c) die in Nummer 1 genannte Person sich ihrer zur Begehung der Straftat bedienen
konnte

und die Verhitung dieser Straftaten auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich
erschwert ware.
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(3) Personenbezogene Daten sind offen und bei der betroffenen Person zu erheben.
Sie kdnnen bei anderen o6ffentlichen oder bei nichtéffentlichen Stellen erhoben werden,
wenn die Erhebung bei der betroffenen Person nicht mdglich ist oder durch sie die Erfiillung
von der Bundespolizei obliegenden Aufgaben gefahrdet oder erheblich erschwert wirde.
Eine Datenerhebung, die nicht als MalRnahme der Bundespolizei erkennbar sein soll, ist nur
zuldssig, wenn auf andere Weise die Erflllung von der Bundespolizei obliegenden Aufga-
ben erheblich gefahrdet wiirde oder wenn anzunehmen ist, dass dies dem Uberwiegenden
Interesse der betroffenen Person entspricht.

(4) Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person oder bei nicht 6f-
fentlichen Stellen erhoben, sind diese auf Verlangen auf den Umfang ihrer Auskunftspflicht
und auf die Rechtsgrundlage der Datenerhebung hinzuweisen. Der Hinweis kann unterblei-
ben, wenn durch ihn die Erfillung der Aufgaben der Bundespolizei gefahrdet oder erheblich
erschwert wirde. Sofern eine Auskunftspflicht nicht besteht, ist auf die Freiwilligkeit der
Auskunft hinzuweisen.

§ 23
Befragung und Auskunftspflicht

(1) Die Bundespolizei kann eine Person befragen, wenn Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass die Person sachdienliche Angaben fir die Erflllung einer der Bundes-
polizei obliegenden Aufgabe nach § 1 Absatz 3 bis 6 oder nach den §§ 2 bis 8 machen
kann. Zum Zweck der Befragung kann die Person angehalten werden. Auf Verlangen hat
die Person mitgeflihrte Ausweisdokumente zur Priifung auszuhandigen.

(2) Zur Verhinderung oder Unterbindung unerlaubter Einreise in das Bundesgebiet
kann die Bundespolizei in Ziigen und auf dem Gebiet der Bahnanlagen der Eisenbahnen
des Bundes (§ 3), soweit auf Grund von Lageerkenntnissen oder grenzpolizeilicher Erfah-
rung anzunehmen ist, dass diese zur unerlaubten Einreise genutzt werden, sowie in einer
dem Luftverkehr dienenden Anlage oder Einrichtung eines Verkehrsflughafens (§ 4) mit
grenzuberschreitendem Verkehr jede Person kurzzeitig anhalten, befragen und verlangen,
dass mitgefiihrte Ausweisdokumente oder Grenzlbertrittsdokumente zur Prifung ausge-
handigt werden, sowie mitgefuihrte Sachen in Augenschein nehmen.

(3) Die Bundespolizei kann zur Durchsetzung von Waffenverbotszonen nach § 42b
Absatz 2 des Waffengesetzes sowie zur Durchsetzung von Allgemeinverfiigungen der Bun-
despolizei auf dem Gebiet der Bahnanlagen der Eisenbahnen des Bundes, welche das Mit-
fuhren von konkret bezeichneten gefahrlichen Gegenstanden und Waffen untersagen, in
den jeweiligen raumlichen Geltungsbereichen Personen kurzzeitig anhalten, befragen und
verlangen, dass mitgefuhrte Ausweispapiere zur Prifung ausgehandigt werden, sowie mit-
geflihrte Sachen in Augenschein nehmen und durchsuchen.

(4) Die befragte Person ist verpflichtet, Namen, Vornamen, Tag und Ort der Geburt,
Wohnanschrift und Staatsangehdrigkeit anzugeben, soweit dies zur Erfullung der Aufgaben
der Bundespolizei erforderlich ist. Eine weitergehende Auskunftspflicht besteht, soweit die
Auskunft zur Abwehr einer Gefahr erforderlich ist,

1. flr die nach den §§ 18 und 19 verantwortlichen Personen,

2. fur die in § 21 Absatz 1 bezeichneten Personen unter den dort genannten Vorausset-
zungen sowie

3. fur Personen, fir die gesetzliche Handlungspflichten bestehen.
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(5) Unter den in den §§ 52 bis 55 der Strafprozessordnung bezeichneten Vorausset-
zungen ist die betroffene Person zur Verweigerung der Auskunft berechtigt. Dies gilt nicht
fur die Angabe der in § 111 Absatz 1 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten genannten
personenbezogenen Daten. Ferner gilt dies nicht, soweit die Auskunft zur Abwehr einer
Gefahr fur den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder Leib, Leben
oder Freiheit einer Person erforderlich ist. Eine in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2, 3 oder
Nummer 4 der Strafprozessordnung genannte Person ist auch in den Fallen des Satzes 3
zur Verweigerung der Auskunft berechtigt. Die betroffene Person ist Uber ihr Recht zur Ver-
weigerung der Auskunft zu belehren. Auskunfte, die nach Satz 3 erlangt wurden, durfen nur
fur den dort bezeichneten Zweck verwendet werden. Fir in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer
3 der Strafprozessordnung genannte Personen gilt Satz 4 nur, soweit es sich um Rechts-
anwalte und Kammerrechtsbeistdnde handelt.

(6) § 136a der Strafprozessordnung gilt entsprechend. § 12 des Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes findet keine Anwendung.

§ 24
Bestandsdatenauskunft
(1) Die Bundespolizei kann Auskunft verlangen

1. Uber Bestandsdaten gemaR § 3 Nummer 6 des Telekommunikationsgesetzes und tber
die nach § 172 des Telekommunikationsgesetzes erhobenen Daten (§ 174 Absatz 1
Satz 1 des Telekommunikationsgesetzes) von demjenigen, der geschaftsmaiig Tele-
kommunikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt, und

2. Uber Bestandsdaten gemall § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Telekommunikation-Tele-
medien-Datenschutz-Gesetzes (§ 22 Absatz 1 Satz 1 und § 23 Absatz 1 Satz 1 des
Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes) von demjenigen, der ge-
schaftsmaRig Telemediendienste erbringt, daran mitwirkt oder den Zugang zur Nut-
zung daran vermittelt.

Die Auskunft nach Satz 1 darf nur verlangt werden, soweit die zu erhebenden Daten im
Einzelfall erforderlich sind

1. zur Abwehr einer Gefahr fur die 6ffentliche Sicherheit,

2. zum Schutz von Leib, Leben, Freiheit sowie sexueller Selbstbestimmung der Person,
dem Bestand und der Sicherheit des Bundes oder eines Landes, der freiheitlich demo-
kratischen Grundordnung, Gltern der Allgemeinheit, deren Bedrohung die Grundlagen
der Existenz der Menschen berihrt sowie nicht unerheblichen Sachwerten, wenn Tat-
sachen den Schluss auf ein wenigstens seiner Art nach konkretisiertes und zeitlich ab-
sehbares Geschehen zulassen, an dem bestimmte Personen beteiligt sein werden, o-
der

3. zum Schutz von Leib, Leben, Freiheit sowie sexueller Selbstbestimmung der Person,
dem Bestand und der Sicherheit des Bundes oder eines Landes, der freiheitlich demo-
kratischen Grundordnung sowie Gultern der Allgemeinheit, deren Bedrohung die
Grundlagen der Existenz der Menschen berthrt, wenn das individuelle Verhalten einer
Person die konkrete Wahrscheinlichkeit begriindet, dass sie eine Straftat gegen ein
solches Rechtsgut in einem Ubersehbaren Zeitraum begehen wird.

(2) Bezieht sich das Auskunftsverlangen nach Absatz 1 auf Daten nach § 174 Absatz
1 Satz 2 des Telekommunikationsgesetzes, mittels derer der Zugriff auf Endgerate oder auf
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Speichereinrichtungen, die in diesen Endgeraten oder hiervon raumlich getrennt eingesetzt
werden, geschutzt wird, darf die Auskunft nur verlangt werden, wenn im Einzelfall die ge-
setzlichen Voraussetzungen fir die Nutzung der Daten vorliegen. Bezieht sich das Aus-
kunftsverlangen nach Absatz 1 auf als Bestandsdaten erhobene Passworter oder auf an-
dere Daten, mittels derer der Zugriff auf Endgerate oder auf Speichereinrichtungen, die in
diesen Endgeraten oder hiervon raumlich getrennt eingesetzt werden, geschutzt wird (§ 23
Absatz 1 Satz 1 des Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes), darf die Aus-
kunft nur verlangt werden zur Abwehr einer Gefahr fur Leib, Leben, Freiheit oder die sexu-
elle Selbstbestimmung einer Person oder fur den Bestand des Bundes oder eines Landes
sowie Guter der Allgemeinheit, deren Bedrohung die Grundlagen der Existenz der Men-
schen berthrt, und wenn die gesetzlichen Voraussetzungen fir die Nutzung der Daten vor-
liegen. Auskunftsverlangen nach den Satzen 1 und 2 dirfen nur auf Antrag der Prasidentin
oder des Prasidenten des Bundespolizeiprasidiums oder der Bundespolizeidirektion oder
durch die Leiterin oder den Leiter einer Abteilung des Bundespolizeiprasidiums durch das
Gericht angeordnet werden. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung durch den Antrags-
berechtigten nach Satz 3 getroffen werden. In diesem Fall ist die gerichtliche Entscheidung
unverziglich nachzuholen. In den Fallen des Satzes 1 ist Satz 3 nicht anzuwenden, wenn

1. die betroffene Person vom Auskunftsverlangen bereits Kenntnis hat oder haben muss
oder

2. die Verarbeitung der Daten bereits durch eine gerichtliche Entscheidung gestattet wird.

Das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 6 ist aktenkundig zu machen. Zustandig ist
das Amtsgericht, in dessen Bezirk das Bundespolizeiprasidium seinen Sitz hat. Im Antrag
sind anzugeben:

1. die Person, gegen die sich die MaRnahme richtet, soweit moglich, mit Namen und An-
schrift,

2. Art, Umfang und Dauer der Malinahme,
3. der Sachverhalt sowie
4. eine Begrindung.

Fur das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes Uiber das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des § 23
Absatz 2 und des § 37 Absatz 2 entsprechend. Die Anordnung wird mit Erlass wirksam.
Werden der Bundespolizei auf Grund eines Auskunftsersuchens nach Satz 2 Passworter
oder andere Daten unverschlisselt beauskunftet, so informiert die Bundespolizei hiertiber
die jeweils zustandige Datenschutzaufsichtsbehdrde.

(3) Die Anordnung nach Absatz 2 ergeht schriftlich oder elektronisch. In ihr sind anzu-
geben:

1. die Person, gegen die sich die Mallnahme richtet, soweit méglich, mit Namen und An-
schrift,

2. die Rufnummer oder eine andere Kennung des betroffenen Anschlusses oder Endge-
rates, sofern sich nicht aus bestimmten Tatsachen ergibt, dass diese zugleich einem
anderen Endgerat zugeordnet ist oder, sofern andernfalls die Erreichung des Zwecks
der MalRnahme aussichtslos oder wesentlich erschwert ware, eine raumlich und zeitlich
hinreichende Bezeichnung der Telekommunikation,

3. Art, Umfang und Dauer der MalRnahme unter Benennung des Endzeitpunktes und
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4. die wesentlichen Griinde.

(4) Die Auskunft nach den Absatzen 1 und 2 darf auch anhand einer zu einem be-
stimmten Zeitpunkt zugewiesenen Internetprotokoll-Adresse verlangt werden (§ 174 Absatz
1 Satz 3 des Telekommunikationsgesetzes und § 22 Absatz 1 Satz 3 und 4 des Telekom-
munikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes) in den Fallen von

1. Absatz 1 Satz2 Nummer 1 zum Schutz von Leib, Leben, Freiheit oder sexueller
Selbstbestimmung der Person, dem Bestand und der Sicherheit des Bundes oder eines
Landes, der freiheitlich demokratischen Grundordnung, Gitern der Allgemeinheit, de-
ren Bedrohung die Grundlagen der Existenz der Menschen berlhrt, sowie nicht uner-
heblicher Sachwerte oder zur Verhitung einer Straftat oder

2. Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 3 zum Schutz von Leib, Leben, Freiheit oder sexueller
Selbstbestimmung der Person, dem Bestand und der Sicherheit des Bundes oder eines
Landes, der freiheitlich demokratischen Grundordnung sowie Gitern der Allgemein-
heit, deren Bedrohung die Grundlagen der Existenz der Menschen berthrt.

Absatz 2 Satz 2 bleibt unberthrt. Die Auskunft nach den Absatzen 1 und 2 anhand einer zu
einem bestimmten Zeitpunkt zugewiesenen Internetprotokoll-Adresse nach § 22 Absatz 1
Satz 3 und 4 des Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes darf dartber hin-
aus nur verlangt werden, wenn tatsachliche Anhaltspunkte dafur vorliegen, dass die be-
troffene Person Nutzer des Telemediendienstes ist, bei dem die Daten erhoben werden
sollen. Die rechtlichen und tatsachlichen Grundlagen des Auskunftsverlangens sind akten-
kundig zu machen.

(5) Die betroffene Person ist in den Fallen der Absatze 2 und 3 Uber die Auskunftser-
teilung zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung erfolgt, soweit und sobald hierdurch der
Zweck der Auskunft nicht vereitelt wird. Die Benachrichtigung unterbleibt, wenn ihr tGber-
wiegende schutzwirdige Belange Dritter oder der betroffenen Person selbst entgegenste-
hen. Wird die Benachrichtigung nach Satz 2 zurlickgestellt oder nach Satz 3 von ihr abge-
sehen, sind die Grinde aktenkundig zu machen.

(6) Der auf Grund eines Auskunftsverlangens Verpflichtete hat die zur Auskunftsertei-
lung erforderlichen Daten unverziglich und vollstandig zu tGbermitteln.

(7) Die Bundespolizei hat dem Verpflichteten fur ihr erteilte Ausklnfte eine Entschadi-
gung zu gewahren. Der Umfang der Entschadigung bemisst sich nach § 23 und Anlage 3
des Justizvergltungs- und -entschadigungsgesetzes; die Vorschriften Uber die Verjahrung
in § 2 Absatz 1 und 4 des Justizverglitungs- und -entschadigungsgesetzes finden entspre-
chend Anwendung.

§ 25
Erhebung von Verkehrs- und Nutzungsdaten

(1) Die Bundespolizei kann ohne Wissen der betroffenen Person Auskunft Gber Ver-
kehrsdaten verlangen, die von Verpflichteten nach § 3 Absatz 2 Satz 1 des Telekommuni-
kation-Digitale-Dienste-Datenschutz-Gesetzes verarbeitet werden, zu

1. den nach § 18 oder § 19 verantwortlichen Personen zur Abwehr einer dringenden Ge-
fahr flr den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder flir Leib,
Leben oder Freiheit einer Person oder fiur Sachen von bedeutendem Wert, deren Er-
haltung im &ffentlichen Interesse geboten ist,
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2. Personen, bei denen bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie inner-
halb eines Ubersehbaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte
Weise eine Straftat im Zusammenhang mit lebensgefahrdenden Schleusungen oder
eine Straftat, die gegen die Sicherheit der Anlagen oder des Betriebes des Luft-, See-
oder Bahnverkehrs gerichtet ist, insbesondere Straftaten nach den §§ 315, 315b, 316b
und 316¢ des Strafgesetzbuches, und eine nicht unerhebliche Schadigung eines der in
Nummer 1 genannten Rechtsguter erwarten lasst, begehen werden,

3. Personen, deren individuelles Verhalten die konkrete Wahrscheinlichkeit begriindet,
dass sie innerhalb eines Ubersehbaren Zeitraums eine Straftat im Zusammenhang mit
lebensgefahrdenden Schleusungen oder eine Straftat, die gegen die Sicherheit der An-
lagen oder des Betriebes des Luft-, See- oder Bahnverkehrs gerichtet ist, insbesondere
Straftaten nach den §§ 315, 315b, 316b und 316¢ des Strafgesetzbuches, und eine
nicht unerhebliche Schadigung eines der in Nummer 1 genannten Rechtsgtter erwar-
ten lasst, begehen werden,

4. Personen, bei denen bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie fir
eine Person nach Nummer 1 bestimmte oder von dieser herrihrende Mitteilungen ent-
gegennehmen oder weitergeben, oder

5. Personen, bei denen bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine Per-
son nach Nummer 1 deren Telekommunikationsanschluss oder Endgerat benutzen
wird,

wenn die Abwehr der Gefahr oder Verhitung der in diesem Absatz genannten Straftaten
auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert ware.

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann die Bundespolizei von demijeni-
gen, der Telemediendienste erbringt, daran mitwirkt oder den Zugang zur Nutzung daran
vermittelt, Auskunft iber Nutzungsdaten (§ 2 Absatz 2 Nummer 3 des Telekommunikation-
Digitale-Dienste-Datenschutz-Gesetzes) verlangen. Die Auskunft kann auch Gber zuk{nf-
tige Daten angeordnet werden.

(3) MaRnahmen nach den Absatzen 1 und 2 durfen nur auf Antrag der Prasidentin o-
der des Prasidenten des Bundespolizeiprasidiums oder der Bundespolizeidirektion, ihrer
oder seiner Vertretung, oder durch die Leiterin oder den Leiter einer Abteilung des Bundes-
polizeiprasidiums durch das Gericht angeordnet werden. Zustandig ist das Amtsgericht, in
dessen Bezirk die Behdrde des Antragsberechtigten nach Satz 1 ihren Sitz hat. Fir das
Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes uUber das Verfahren in Familiensachen und
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des § 23 Absatz 2
und des § 37 Absatz 2 entsprechend. Die Anordnung wird mit Erlass wirksam. Bei Gefahr
im Verzug kann die Anordnung durch den Antragsberechtigten nach Satz 1 getroffen wer-
den. In diesem Fall ist die gerichtliche Entscheidung unverziglich nachzuholen. Soweit die
Anordnung nach Satz 5 nicht binnen 3 Tagen durch das Gericht bestatigt wird, tritt sie aul3er
Kraft.

(4) Im Antrag nach Absatz 3 Satz 1 sind anzugeben:

1. die Person, gegen die sich die Mallnahme richtet, soweit moéglich, mit Namen und An-
schrift,

2. die Rufnummer oder eine andere Kennung des betroffenen Anschlusses oder Endge-
rates, sofern sich nicht aus bestimmten Tatsachen ergibt, dass diese zugleich einem
anderen Endgerat zugeordnet ist oder, sofern andernfalls die Erreichung des Zwecks
der MalRnahme aussichtslos oder wesentlich erschwert ware, eine raumlich und zeitlich
hinreichende Bezeichnung der Telekommunikation,
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3. Art, Umfang und Dauer der MaRnahme,
4. der Sachverhalt und
5. eine Begriindung.
(5) Die Anordnung nach Absatz 3 Satz 1 ergeht schriftlich. In ihr sind anzugeben:

1. die Person, gegen die sich die MaRnahme richtet, soweit médglich, mit Namen und An-
schrift,

2. die Rufnummer oder eine andere Kennung des betroffenen Anschlusses oder Endge-
rates, sofern sich nicht aus bestimmten Tatsachen ergibt, dass diese zugleich einem
anderen Endgerat zugeordnet ist oder, sofern andernfalls die Erreichung des Zwecks
der MaRnahme aussichtslos oder wesentlich erschwert ware, eine raumlich und zeitlich
hinreichende Bezeichnung der Telekommunikation,

3. Art, Umfang und Dauer der MalRnahme unter Benennung des Endzeitpunktes und
4. die wesentlichen Grunde.

Die Anordnung ist auf hdchstens 3 Monate zu befristen. Eine Verlangerung um jeweils nicht
mehr als 3 weitere Monate ist zulassig, soweit die Voraussetzungen der Anordnung unter
Berlcksichtigung der gewonnenen Erkenntnisse fortbestehen. Liegen die Voraussetzun-
gen der Anordnung nicht mehr vor, sind die auf Grund der Anordnung ergriffenen Malinah-
men unverzlglich zu beenden.

(6) Der auf Grund eines Auskunftsverlangens nach Absatz 1 oder 2 Verpflichtete hat
die zur Auskunftserteilung erforderlichen Daten unverziglich und vollstandig zu Gbermitteln.

(7) Die Bundespolizei hat den Verpflichteten fur ihr erteilte Auskinfte eine Entschadi-
gung zu gewahren. Der Umfang der Entschadigung bemisst sich nach § 23 und Anlage 3
des Justizvergltungs- und -entschadigungsgesetzes; die Vorschriften tber die Verjahrung
in § 2 Absatz 1 und 4 des Justizvergltungs- und -entschadigungsgesetzes finden entspre-
chend Anwendung.

§ 26
Identitatsfeststellung und Prifung von Berechtigungsscheinen
(1) Die Bundespolizei kann die Identitat einer Person feststellen
1. zur Abwehr einer Gefahr,
2. zur polizeilichen Kontrolle des grenziberschreitenden Verkehrs,

3. im Grenzgebiet (§ 2 Absatz 2 Nummer 3) zur Verhinderung oder Unterbindung uner-
laubter Einreise in das Bundesgebiet oder zur Verhltung von Straftaten im Sinne des
§ 13 Absatz 1,

4. in Féallen, in denen sich die Person in einer Einrichtung der Bundespolizei (§ 1 Ab-
satz 3), einer Anlage oder Einrichtung der Eisenbahnen des Bundes (§ 3), einer dem
Luftverkehr dienenden Anlage oder Einrichtung eines Verkehrsflughafens (§ 4), dem
Amtssitz eines Verfassungsorgans, einer Einrichtung eines Bundesministeriums oder
einer gleichgestellten Einrichtung (§ 6) oder an einer Grenziibergangsstelle (§ 95 Ab-
satz 1) oder in unmittelbarer Nahe hiervon aufhalt und Tatsachen die Annahme
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rechtfertigen, dass dort Straftaten begangen werden sollen, durch die in oder an diesen
Objekten befindliche Personen oder diese Objekte selbst unmittelbar gefahrdet sind,
und die Feststellung der Identitat auf Grund der Gefahrdungslage oder auf die Person
bezogener Anhaltspunkte erforderlich ist, oder

5. zum Schutz privater Rechte.

(2) Zur Erfullung der Aufgaben nach § 8 kann die Bundespolizei ferner die ldentitat
einer Person feststellen, wenn sie

1. sich an einem Ort aufhalt, in Bezug auf den Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass
dort

a) Personen Straftaten verabreden, vorbereiten oder veriiben oder
b) sich Straftaterinnen oder Straftater verbergen,

2. sich in einer Verkehrs- oder Versorgungsanlage oder -einrichtung, einem o6ffentlichen
Verkehrsmittel, Amtsgebaude oder einem anderen besonders gefahrdeten Objekt oder
in unmittelbarer Nahe hiervon aufhalt und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass
dort Straftaten begangen werden sollen, durch die in oder an diesen Objekten befind-
liche Personen oder diese Objekte selbst unmittelbar gefahrdet sind, und die Feststel-
lung der Identitat auf Grund der Gefahrdungslage oder von auf die Person bezogener
Anhaltspunkte erforderlich ist, oder

3. an einer Kontrollstelle angetroffen wird, die von der Bundespolizei eingerichtet worden
ist, um

a) Straftaten von erheblicher Bedeutung oder

b) Straftaten im Sinne des § 27 des Versammlungsgesetzes oder der entsprechen-
den Vorschriften der Versammlungsgesetze der Lander

zu verhindern, fir deren Begehung Tatsachen sprechen.

(3) Die Bundespolizei kann zur Feststellung der Identitat die erforderlichen Maf3nah-
men treffen. Sie kann die betroffene Person insbesondere anhalten, sie nach ihren Perso-
nalien befragen und zur Prifung mitgefuhrter Ausweisdokumente oder Grenzubertrittsdo-
kumente deren Aushandigung verlangen. Die betroffene Person kann festgehalten und zur
Dienststelle mitgenommen werden, wenn die Identitdt oder die Berechtigung zum Grenz-
ubertritt auf andere Weise nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten festgestellt wer-
den kann. Unter den Voraussetzungen des Satzes 3 kénnen die betroffene Person sowie
die von ihr mitgefihrten Sachen nach Gegenstanden, die der Identitatsfeststellung oder der
Berechtigung zum Grenzilbertritt dienen, durchsucht werden.

(4) Die Bundespolizei kann, soweit es zur Erfullung einer ihr obliegenden Aufgabe
nach § 1 Absatz 2, 3, 4 und 5 oder nach den §§ 2 bis 8 erforderlich ist, verlangen, dass Be-
rechtigungsscheine, Bescheinigungen, Nachweise oder sonstige Urkunden zur Prifung
ausgehandigt werden, wenn die betroffene Person auf Grund einer Rechtsvorschrift ver-
pflichtet ist, diese Urkunden mitzufiihren.

(5) Die Bundespolizei kann verlangen, dass sich Personen ausweisen, die eine Ein-
richtung der Bundespolizei (§ 1 Absatz 3) oder den Amtssitz eines Verfassungsorganes,
eine Einrichtung eines Bundesministeriums oder einer gleichgestellten Einrichtung (§ 6) be-
treten wollen oder darin angetroffen werden. Diese Personen und von ihnen mitgefihrte
Sachen konnen bei der Einlasskontrolle durchsucht werden, wenn dies auf Grund der Ge-
fahrdungslage oder von auf die Person bezogener Anhaltspunkte erforderlich ist.
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§ 27

Erkennungsdienstliche MaBnahmen
(1) Die Bundespolizei kann erkennungsdienstliche Malkhahmen vornehmen, wenn

eine nach § 26 Absatz 1 oder 2 zulassige Identitatsfeststellung auf andere Weise nicht
oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten moglich ist oder

dies zur Verhutung von Straftaten im Sinne des § 13 Absatz 1 erforderlich ist, weil der
Betroffene verdachtig ist, eine solche Straftat begangen zu haben und wegen der Art
oder Ausfuhrung dieser Tat die Gefahr einer Wiederholung besteht.

(2) Istin den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1 die Identitat festgestellt, sind die im

Zusammenhang mit der Feststellung angefallenen Unterlagen zu vernichten, es sei denn,
ihre weitere Aufbewahrung ist nach Absatz 1 Nummer 2 erforderlich oder nach anderen
Rechtsvorschriften zulassig. Sind die durch Ma3nahmen nach Absatz 1 erhobenen perso-
nenbezogenen Daten an andere Stellen Gbermittelt worden, sind diese Uber die Vernich-
tung nach Satz 1 zu unterrichten.

(3) Erkennungsdienstliche MalRhahmen nach Absatz 1 sind insbesondere

die Abnahme von Finger- und Handflachenabdriicken,

2. die Aufnahme von Lichtbildern einschlieBlich Bildaufzeichnungen,
3. die Feststellungen dulerer kérperlicher Merkmale,
4. Messungen und
5. mit Wissen der betroffenen Person erfolgte Stimmaufzeichnungen.
§ 28
Vorladung
(1) Die Bundespolizei kann eine Person schriftlich, elektronisch oder mindlich vorla-
den, wenn
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Person sachdienliche Angaben ma-
chen kann, die fir die Erfillung einer der Bundespolizei nach § 1 Absatz 2 bis 5 oder
nach den §§ 2 bis 8 obliegenden Aufgabe erforderlich sind, oder
2. dies zur Durchfihrung erkennungsdienstlicher Malnahmen erforderlich ist.

(2) Beider Vorladung ist deren Grund anzugeben. Bei der Festsetzung des Zeitpunkts

soll auf den Beruf und die sonstigen Lebensverhaltnisse der betroffenen Person Ricksicht
genommen werden.

(3) Leistet eine betroffene Person der Vorladung ohne hinreichenden Grund keine

Folge, kann sie zwangsweise durchgesetzt werden, wenn

1.

2.

die Angaben zur Abwehr einer Gefahr fur Leib, Leben oder Freiheit einer Person erfor-
derlich sind, oder

dies zur Durchfiihrung erkennungsdienstlicher MalRnahmen erforderlich ist.
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(4) Fdur die Entschadigung oder Vergutung von Personen, die auf Vorladung erschei-
nen oder die als Sachverstandige herangezogen werden, gilt das Justizvergutungs- und -
entschadigungsgesetz entsprechend.

§ 29
Meldeauflagen

(1) Die Bundespolizei kann gegenuber einer Person anordnen, sich an bestimmten
Tagen zu bestimmten Zeiten bei einer bestimmten Dienststelle der Bundespolizei zu mel-
den (Meldeauflage), wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Person innerhalb eines Ubersehbaren
Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte Weise eine Straftat nach
§ 13 Absatz 1 von erheblicher Bedeutung begehen wird und die Meldeauflage zur vor-
beugenden Bekdmpfung der Straftat erforderlich ist oder

2. die Meldeauflage zur Durchsetzung einer Ausreiseuntersagung erforderlich ist.

(2) Die Meldeauflage ist auf héchstens einen Monat zu befristen. Eine Verlangerung
um jeweils nicht mehr als einen Monat ist zulassig, sofern die Voraussetzungen der Anord-
nung weiterhin vorliegen. Die Verlangerung der Ma3nahme bedarf der richterlichen Ent-
scheidung. Zustandig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Polizeidienststelle ihren Sitz
hat. Fur das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes Uber das Verfahren in Famili-
ensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des
§ 23 Absatz 2 und des § 37 Absatz 2 entsprechend. Die Anordnung sowie deren Verlange-
rung sind sofort vollziehbar. Die Vorschriften des Versammlungsrechts bleiben unberthrt.

§ 30
Datenerhebung bei 6ffentlichen Veranstaltungen oder Ansammlungen

(1) Die Bundespolizei kann bei oder im Zusammenhang mit 6ffentlichen Veranstaltun-
gen oder Ansammlungen an der Grenze oder den in § 26 Absatz 1 Nummer 4 bezeichne-
ten Objekten personenbezogene Daten auch durch Anfertigung von Bild- und Tonaufzeich-
nungen von Teilnehmerinnen und Teilnehmern erheben, wenn Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass bei oder im Zusammenhang mit einer solchen Veranstaltung oder An-
sammlung erhebliche Gefahren fur die &ffentliche Sicherheit an der Grenze oder die Sicher-
heit der in § 26 Absatz 1 Nummer 4 bezeichneten Objekten entstehen. Die Erhebung kann
auch durchgefiihrt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden.

(2) In den Fallen des § 8 hat die Bundespolizei die in Absatz 1 bezeichneten Befug-
nisse bei oder im Zusammenhang mit 6ffentlichen Veranstaltungen oder Ansammlungen
auch auRerhalb der in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Ortlichkeiten und Objekte, wenn Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, dass bei oder im Zusammenhang mit éffentlichen Ver-
anstaltungen oder Ansammlungen Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung oder
Straftaten begangen werden.

(3) Nach den Absatzen 1 und 2 entstandene Aufzeichnungen sowie daraus gefertigte
Unterlagen sind unverziglich nach Beendigung der Veranstaltung oder Ansammlung zu
vernichten, soweit sie nicht bendtigt werden

1. zur Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit von erheblicher Bedeutung oder einer Straftat
oder
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2. zur Verhitung von Straftaten bei oder im Zusammenhang mit Versammlungen, offent-
lichen Veranstaltungen oder Ansammlungen, weil die betroffene Person verdachtig ist,
solche Straftaten vorbereitet oder begangen zu haben und deshalb Grund zu der An-
nahme besteht, dass sie auch kiinftig solche Straftaten begehen wird.

Die Vernichtung kann ferner unterbleiben, wenn eine Storung der oOffentlichen Sicherheit
bei oder im Zusammenhang mit der Veranstaltung oder Ansammlung eingetreten ist und
die Aufzeichnungen ausschliefdlich zum Zweck der polizeilichen Aus- und Fortbildung oder
zur Dokumentation des polizeilichen Handelns verwendet werden. Personenbezogene Da-
ten aus den Aufzeichnungen nach Satz 2 sind zum fruhestmoglichen Zeitpunkt zu anony-
misieren. Sofern eine Anonymisierung der zur Dokumentation des polizeilichen Handelns
verwendeten Aufzeichnungen nicht méglich ist, sind diese nach spatestens 2 Monaten zu
vernichten.

(4) Die §§ 12a und 19a des Versammlungsgesetzes sowie die entsprechenden Vor-
schriften der Versammlungsgesetzte der Lander bleiben unberihrt.

§ 31
Selbsttatige Bildaufnahme- und Bildaufzeichnungsgerate

Die Bundespolizei kann selbsttatige Bildaufnahme- und Bildaufzeichnungsgerate ein-
setzen, um zu erkennen

1. unerlaubte Grenzubertritte oder Gefahren fir die Sicherheit an der Grenze oder

2. Gefahren fur die in § 26 Absatz 1 Nummer 4 bezeichneten Objekte oder fur dort be-
findliche Personen oder Sachen.

Der Einsatz derartiger Gerate muss in den Fallen des Satzes 1 Nummer 2 erkennbar sein.
Werden durch selbsttatige Bildaufnahme- und Bildaufzeichnungsgerate personenbezogene
Daten aufgezeichnet, sind diese Aufzeichnungen in den Fallen des Satzes 1 Nummer 1
spatestens nach 2 Tagen und in den Fallen des Satzes 1 Nummer 2 spatestens nach 30
Tagen zu vernichten, soweit sie nicht zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr oder zur
Verfolgung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit bendtigt werden.

§ 32
Mobile Bild- und Tonaufzeichnungsgerate
(1) Die Bundespolizei kann an 6ffentlich zuganglichen Orten personenbezogene Da-
ten durch die offene Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen mittels kdrpernah getra-
gener Bild- und Tonaufzeichnungsgerate erheben, wenn tatsachliche Anhaltspunkte beste-
hen, dass dies erforderlich ist

1. zum Schutz von Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei oder Dritten gegen eine
Gefahr fir Leib, Leben, Freiheit oder Eigentum oder

2. zur Verfolgung von
a) Straftaten oder

b) Ordnungswidrigkeiten von auch im Einzelfall erheblicher Bedeutung.



-30 - Bearbeitungsstand: 23.07.2025 19:59

Die Datenerhebung ist unter den Voraussetzungen des Satzes 1 auch zulassig

1. an offentlich nicht zuganglichen Orten, an denen die Bundespolizei Aufgaben nach
§ 1 Absatz 2 in Verbindung mit § 71 Absatz 3 Nummer 1 bis 1b und 1d des Aufent-
haltsgesetzes wahrnimmt,

2. in Dienstfahrzeugen der Bundespolizei und

3. an nicht 6ffentlich zuganglichen Bereichen von Dienststellen der Bundespolizei, in de-
nen erkennungsdienstliche Behandlungen, Durchsuchungen und vergleichbare polizei-
liche Malinahmen durchgefuhrt werden.

Satz 2 Nummer 1 gilt nicht fur Wohnungen. Die Datenerhebung nach den Satzen 1 und 2
soll im Fall der Anwendung unmittelbaren Zwangs im Sinne des Gesetzes Uber den unmit-
telbaren Zwang bei Auslibung &éffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte des Bundes oder
im Falle von Widerstandshandlungen im Sinne der §§ 113, 114 und 115 des Strafgesetz-
buches erfolgen, sofern hierdurch nicht die Durchfiihrung oder Zweck der Malinahme ge-
fahrdet werden wirde.

(2) Die Erhebung personenbezogener Daten kann auch dann erfolgen, wenn Dritte
unvermeidbar betroffen sind. Auf MaRnahmen nach Absatz 1 Satz 1, 2 oder 4 ist in geeig-
neter Form hinzuweisen; bei Gefahr im Verzug kann der Hinweis unterbleiben.

(3) Die Bild- und Tonaufzeichnungsgerate dirfen im Bereitschaftsbetrieb in ihrem Zwi-
schenspeicher kurzzeitig Daten erfassen. Diese Daten sind automatisch nach hdchstens
30 Sekunden spurenlos zu léschen, es sei denn, es erfolgt eine Aufnahme nach
Absatz 1 Satz 1, 2 oder 4. In diesem Fall dirfen die nach Satz 1 erfassten Daten bis zu
einer Dauer von 30 Sekunden vor dem Beginn der Aufzeichnung nach
Absatz 1 Satz 1, 2 oder 4 gespeichert werden.

(4) Werden nach Absatz 1 Satz 1 oder 2 personenbezogene Daten aufgezeichnet,
sind die Bild- und Tonaufzeichnungen 30 Tage aufzubewahren. Im Anschluss sind die Auf-
zeichnungen unverziglich zu vernichten, soweit sie nicht bendtigt werden
1. fur die Verfolgung von

a) Straftaten oder

b) Ordnungswidrigkeiten von auch im Einzelfall erheblicher Bedeutung.

2. im Einzelfall zur Gefahrenabwehr oder

3. im Einzelfall, insbesondere auf Verlangen des Betroffenen, fiir die Uberprifung der
Rechtmaligkeit von aufgezeichneten polizeilichen Malknahmen.

Aufzeichnungen, die aus den in Satz 2 Nummer 2 aufgefuhrten Griinden nicht vernichtet
wurden, sind in jedem Fall spatestens nach Ablauf von 6 Monaten nach ihrer Entstehung
zu vernichten, es sei denn, sie werden inzwischen fir Zwecke des
Satzes 2 Nummer 1 Buchstabe a oder Nummer 3 bendtigt.
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§ 33
Anlassbezogene automatische Kennzeichenerfassung

(1) Die Bundespolizei kann zur Erfullung ihrer Aufgaben nach § 2 im 6ffentlichen Ver-
kehrsraum voritbergehend und nicht flachendeckend die Kennzeichen von Fahrzeugen
ohne Wissen der Person durch den Einsatz technischer Mittel automatisch erheben, wenn

1. dies zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr fur Leib, Leben oder Freiheit einer Person
erforderlich ist,

2. dies auf Grund von tatsachlichen Anhaltspunkten fir Straftaten von erheblicher Bedeu-
tung, die gegen die Sicherheit der Grenze gerichtet sind, erfolgt oder

3. eine Person oder ein Fahrzeug durch die Bundespolizei oder eine andere Behdrde
ausgeschrieben wurde und die Begehung einer Straftat von erheblicher Bedeutung
durch diese Person oder mittels des ausgeschriebenen Fahrzeugs unmittelbar bevor-
steht oder andauert.

Beim Einsatz technischer Mittel nach Satz 1 sind Anlass, Dauer, Ortlichkeit sowie die Ent-
scheidungsgrundlagen fir den Einsatz zu dokumentieren.

(2) Die nach Absatz 1 erhobenen Daten kdnnen mit dem Fahndungsbestand nach
§ 58 Absatz 1 Satz 2 automatisch abgeglichen werden.

(3) Im Trefferfall ist unverziiglich die Ubereinstimmung zwischen den erfassten Daten
und den Daten aus dem Fahndungsbestand zu Uberprifen. Die Ubereinstimmenden Daten
kdnnen polizeilich verarbeitet und zusammen mit den gewonnenen Erkenntnissen an die
ausschreibende Stelle Ubermittelt werden.

(4) Liegt kein Treffer vor, sind die Daten sofort und spurenlos zu I6schen.

(5) Sofern der Abgleich der erhobenen Daten mit dem Fahndungsbestand nach
§ 58 Absatz 1 Satz 2 zwar einen Treffer ergibt, die Ausschreibung im Fahndungsbestand
jedoch nicht im Zusammenhang mit der Verfolgung der Zwecke des
Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 steht, sind die Daten sofort und spurenlos zu I6schen,
es sei denn, sie werden bendtigt, um die Begehung einer Straftat von erheblicher Bedeu-
tung zu verfolgen.

§ 34
Gesprachsaufzeichnung

(1) Die Bundespolizei kann bei Einsatzleitstellen oder anderen Fuhrungsstellen ein-
gehende Telefonanrufe aufzeichnen, soweit dies zur Erfullung ihrer Aufgaben nach
§ 1 Absatz 2 und 3 sowie den §§ 2 bis 8 und 13 notwendig ist.

(2) Soweit dies zur Erflllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, kann die Bundespolizei
Telefonanrufe aufzeichnen, die Gber Rufnummern eingehen, die der Offentlichkeit bekannt
gegeben wurden

1. fir die Entgegennahme sachdienlicher Hinweise oder

2. im Hinblick auf ein bestimmtes Ereignis.
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(3) Die Aufzeichnungen nach den Absatzen 1 und 2 sind sofort und spurenlos zu 16-

schen, sobald sie nicht mehr zur Aufgabenerfillung erforderlich sind, spatestens jedoch
nach 30 Tagen, es sei denn, sie werden im Einzelfall zur Verfolgung von Straftaten oder
zur Gefahrenabwehr weiter benétigt.

§ 35
Besondere Mittel der Datenerhebung

(1) Die Bundespolizei kann personenbezogene Daten mit den besonderen Mitteln

nach Absatz 2 erheben Uber

1.

die nach § 18 oder § 19 verantwortlichen Personen oder unter den Voraussetzungen
des § 21 Absatz 1 Uber die dort bezeichneten Personen zur Abwehr einer erheblichen
Gefahr fir den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder fur
Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder Sachen von bedeutendem Wert, deren
Erhaltung im &ffentlichen Interesse geboten ist,

Personen, bei denen bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie inner-
halb eines Ubersehbaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte
Weise Straftaten im Sinne des § 13 Absatz 1 mit erheblicher Bedeutung, gewerbs-, ge-
wohnheits-, bandenmalig oder als Mitglieder einer kriminellen Vereinigung begehen
werde, die Verhitung der Straftat auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich er-
schwert wirde und die Verwirklichung der Straftat zu einer Gefahr fiir Leib, Leben und
Freiheit einer Person oder flir Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung im 6f-
fentlichen Interesse geboten ist, fihren wirde,

Personen, deren individuelles Verhalten die konkrete Wahrscheinlichkeit begriindet,
dass sie innerhalb eines U(bersehbaren Zeitraums Straftaten im Sinne des
§ 13 Absatz 1 mit erheblicher Bedeutung, gewerbs-, gewohnheits-, bandenmafig oder
als Mitglieder einer kriminellen Vereinigung begehen werden, die Verhltung der Straf-
tat auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert wiirde und die Verwirkli-
chung der Straftat den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes,
von Leib, Leben und Freiheit einer Person oder von Sachen von bedeutendem Wert,
deren Erhaltung im &ffentlichen Interesse geboten ist gefahrden wirde, oder

Personen, die mit einer in Nummer2 genannten Person entsprechend
§ 22 Absatz 2 Nummer 2 in Verbindung stehen und die Abwehr der Gefahr im Sinne
der Nummer 1 oder die Verhltung der Straftaten im Sinne der Nummer 2 oder 3 auf
andere Weise aussichtslos ist oder wesentlich erschwert werden wirde.

Die Erhebung kann auch durchgefihrt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden.

(2) Besondere Mittel der Datenerhebung sind

die planmafig angelegte Beobachtung einer Person, die durchgehend langer als 24
Stunden dauern oder an mehr als 2 Tagen stattfinden soll (langerfristige Observation),

der Einsatz technischer Mittel auRerhalb von Wohnungen in einer fir den Betroffenen
nicht erkennbaren Weise

a) zur Anfertigung von Bildaufnahmen oder -aufzeichnungen von Personen oder Sa-
chen oder

b) zum Abhéren oder Aufzeichnen des nicht offentlich gesprochenen Wortes,
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3. sonstige besondere fir Observationszwecke bestimmte technische Mittel zur Erfor-
schung des Sachverhalts oder zur Bestimmung des Aufenthaltsortes einer in
Absatz 1 Satz 1 genannten Person.

(3) Die folgenden MalRnahmen durfen nur durch das Gericht angeordnet werden:
1. Malnahmen nach Absatz 2 Nummer 1,

2. Malnahmen nach Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a, bei denen durchgehend langer
als 24 Stunden oder an mehr als zwei Tagen Bildaufzeichnungen bestimmter Personen
angefertigt werden sollen,

3. MaRnahmen nach Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b, und

4. MaRnahmen nach Absatz 2 Nummer 3, bei denen fiir Observationszwecke bestimmte
technische Mittel durchgehend langer als 24 Stunden oder an mehr als 2 Tagen zum
Einsatz kommen.

Die Anordnung von Malinahmen nach Satz 1 Nummer 3 und 4 darf nur von der Prasidentin
oder dem Prasidenten des Bundespolizeiprasidiums oder einer Bundespolizeidirektion, ih-
rer oder seiner Vertretung, oder von der Leiterin oder dem Leiter einer Abteilung des Bun-
despolizeiprasidiums bei Gericht beantragt werden. Zustandig fur die Anordnung nach
Satz 1 ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Behorde des Antragsberechtigten nach
Satz 2 ihren Sitz hat. Fir das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes Uber das
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
mit Ausnahme der des § 23 Absatz 2 und des § 37 Absatz 2 entsprechend. Die Anordnung
wird mit Erlass wirksam. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung einer MalRnahme nach
Satz 1 durch die nach Satz 2 Antragsberechtigten getroffen werden. In diesem Fall ist die
gerichtliche Entscheidung unverzuglich nachzuholen. Soweit die Anordnung nach Satz 6
nicht binnen 3 Tagen durch das Gericht bestatigt wird, tritt sie aulRer Kraft. Die Gbrigen
MaRnahmen nach Absatz 2 Nummer 2 und 3 dirfen, auller bei Gefahr im Verzug, nur
durch die nach Satz 2 Antragsberechtigten angeordnet werden.

(4) Im Antrag sind anzugeben:

1. die Person, gegen die sich die Mallnahme richtet, soweit méglich, mit Namen und An-
schrift,

2. Art, Umfang und Dauer der Mal3nahme,
3. der Sachverhalt sowie
4. eine Begrindung.
(5) Die Anordnung ergeht schriftlich oder elektronisch. In ihr sind anzugeben:

1. die Person, gegen die sich die Mallnahme richtet, soweit méglich, mit Namen und An-
schrift,

2. Art, Umfang und Dauer der Mallnahme sowie
3. die wesentlichen Grinde.

Die Anordnung ist auf héchstens einen Monat zu befristen. Die Verlangerung der Maf3-
nahme bedarf einer neuen Anordnung. Absatz 3 Satz 6 und 7 gilt entsprechend.
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(6) Liegen tatsachliche Anhaltspunkte fur die Annahme vor, dass durch eine Maf3-
nahme nach Absatz 2 allein Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung
erlangt wirden, ist die MalRnahme unzulassig. Soweit bei Durchfihrung einer MaRnahme
nach Absatz 2 eine unmittelbare Kenntnisnahme, auch neben einer automatischen Auf-
zeichnung, erfolgt, ist die Mal3nahme unverzuglich zu unterbrechen, soweit sich wahrend
der Uberwachung tatsachliche Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass Inhalte, die dem Kern-
bereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, erfasst werden. Bestehen insoweit
Zweifel, darf die MaRnahme in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 2 als automatische Auf-
zeichnung weiter fortgesetzt werden. Automatische Aufzeichnungen nach Satz 3 sind un-
verzuglich dem anordnenden Gericht vorzulegen. Das Gericht entscheidet unverziglich
Uber die Verwertbarkeit oder Léschung der Daten. Ist die MalRnahme nach Satz 2 unterbro-
chen worden, so darf sie fir den Fall, dass sie nicht nach Satz 1 unzulassig ist, fortgefuhrt
werden. Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung, die durch eine Mal3-
nahme nach Absatz 2 erlangt worden sind, dirfen nicht verwertet werden. Aufzeichnungen
hierlber sind unverzuglich zu I6schen. Die Tatsachen der Erfassung der Daten und der
Léschung sind zu dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschlieRlich fur Zwecke der
Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist 6 Monate nach der Benachrichtigung nach
§ 77 oder 6 Monate nach Erteilung der gerichtlichen Zustimmung Uber das endgultige Ab-
sehen von der Benachrichtigung zu I6schen. Ist die Datenschutzkontrolle noch nicht been-
det, ist die Dokumentation bis zu ihrem Abschluss aufzubewahren. Bestehen Zweifel, ob
und inwieweit Erkenntnisse dem Kernbereich privater Lebensgestaltung angehéren und
verwertet werden dirfen, entscheidet der Datenschutzbeauftragte der Bundespolizei.

(7) Bei Gefahr in Verzug kann die Prasidentin oder der Prasident des Bundespolizei-
prasidiums oder der Bundespolizeidirektion, ihre oder seine Vertretung, im Benehmen mit
der oder dem Datenschutzbeauftragten des Bundespolizeiprasidiums oder der Bundespo-
lizeidirektion Uber die Verwertung der Erkenntnisse entscheiden. Bei der Sichtung der er-
hobenen Daten kann sie oder er sich der technischen Unterstlitzung von zwei weiteren
Bediensteten der Bundespolizei bedienen, von denen einer die Befahigung zum Richteramt
haben muss. Die Bediensteten der Bundespolizei sind zur Verschwiegenheit ber die ihnen
bekannt gewordenen Erkenntnisse, die nicht verwertet werden dirfen, verpflichtet. Die ge-
richtliche Entscheidung nach Absatz 6 Satz 5 ist unverzuglich nachzuholen.

§ 36
Einsatz von Vertrauenspersonen und Verdeckten Ermittlern
(1) Die Bundespolizei kann unter den Voraussetzungen des § 35 Absatz 1 einsetzen:

1. Personen, die nicht der Bundespolizei angehdren und deren Zusammenarbeit mit der
Bundespolizei Dritten nicht bekannt ist (Vertrauensperson) und

2. Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte, die unter einer ihnen auf Dauer
angelegten Legende (Verdeckter Ermittler) ermitteln.

(2) Verdeckte Ermittler dirfen unter einer Legende
1. zur Erfullung ihres Auftrages am Rechtsverkehr teilnehmen und
2. mit Einverstandnis des Berechtigten dessen Wohnung betreten; das Einverstandnis

darf nicht durch ein Uber die Nutzung der Legende hinausgehendes Vortauschen eines
Zutrittsrechts herbeigefiihrt werden.
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Soweit es fur den Aufbau und die Aufrechterhaltung der Legende von Verdeckten Ermittlern
unerlasslich ist, durfen entsprechende Urkunden hergestellt, verandert oder gebraucht wer-
den.

(3) MaRnahmen nach Absatz 1, die sich gegen eine bestimmte Person richten oder
bei denen die Vertrauensperson oder der Verdeckte Ermittler eine Wohnung betritt, die
nicht allgemein zuganglich ist, dirfen nur durch das Gericht angeordnet werden.
§ 35 Absatz 4 und 5 gilt entsprechend. Das Gericht kann nur solche Angaben Uber die Ver-
trauensperson verlangen, die erforderlich sind, um die Zuldssigkeit des Einsatzes zu Uber-
prufen; Angaben Uber die Identitat der Vertrauensperson kdnnen nicht verlangt werden.

(4) Die Anordnung von MalRnahmen nach Absatz 1, die nach Absatz 3 Satz 1 nur
durch das Gericht angeordnet werden dirfen, darf nur durch das Bundespolizeiprasidium
bei Gericht beantragt werden. Zustandig fur die Anordnung nach Satz 1 ist das Amtsgericht,
in dessen Bezirk das Bundespolizeiprasidiums seinen Sitz hat. Fir das Verfahren gelten
die Vorschriften des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des § 23 Absatz 2 und des § 37
Absatz 2 entsprechend. Die Anordnung wird mit Erlass wirksam. Bei Gefahr im Verzug kann
die Anordnung einer MaRnahme nach Satz 1 durch das Bundespolizeiprasidium getroffen
werden. In diesem Fall ist die gerichtliche Entscheidung unverziiglich nachzuholen. Soweit
die Anordnung nach Satz 5 nicht binnen 3 Tagen durch das Gericht bestatigt wird, tritt sie
auller Kraft. Die Gbrigen Malinahmen nach Absatz 1 diirfen, aul3er bei Gefahr im Verzug,
nur durch die nach Satz 2 Antragsberechtigten angeordnet werden. Die jeweilige Mald-
nahme ist auf héchstens 3 Monate zu befristen und kann um jeweils langstens 3 Monate
verlangert werden.

(5) MafRnahmen nach Absatz 1 sind so zu planen und auszufiihren, dass ein Eindrin-
gen in den Kernbereich privater Lebensgestaltung der Zielperson oder Dritter insoweit aus-
geschlossen wird, als sich dieses mit praktisch zu bewaltigendem Aufwand im Vorfeld ver-
meiden lasst. Die gezielte Abschdpfung von Informationen aus dem Kernbereich privater
Lebensgestaltung ist unzulassig. Das staatlich veranlasste Eingehen oder die Fortfihrung
einer intimen Beziehung zum Zweck der Informationsgewinnung ist unzulassig. Wenn sich
wahrend eines Einsatzes tatsachliche Anhaltspunkte daflir ergeben, dass in den Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung der Zielperson oder Dritter eingedrungen wird, muss die
konkrete MaRnahme unterbrochen werden. Eine Fortfiihrung der Malinahme ist nur zulas-
sig, wenn und solange dies zum Schutz von Leben und Leib der Vertrauensperson oder
des Verdeckten Ermittlers oder zur Sicherung des weiteren Einsatzes der Vertrauensper-
son oder des Verdeckten Ermittlers erforderlich ist.

(6) Die Vertrauensperson oder der Verdeckte Ermittler darf keine Informationen Uber
die Zielperson oder Dritte weitergeben, wenn diese Information selbst oder die Art und
Weise ihrer Erlangung den Kernbereich privater Lebensgestaltung der Zielperson oder Drit-
ter betreffen. Vor der Verwertung der Informationen, die die Vertrauensperson ibermittelt,
muss die Bundespolizei prifen, ob diese Information selbst oder die Art und Weise ihrer
Erlangung den Kernbereich privater Lebensgestaltung der Zielperson oder Dritter betreffen.
Festgehaltene kernbereichsrelevante Informationen missen unverziglich geldscht oder
auf sonstige Weise vernichtet werden. Die Tatsachen der Erfassung der Daten und der
Léschung oder Vernichtung sind zu dokumentieren. Im Falle einer Fortfihrung des Einsat-
zes nach Absatz 5 Satz 5 sind die Griinde hierflr zu dokumentieren. Die Dokumentation
darf ausschlielich fur Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist 6 Mo-
nate nach der Benachrichtigung nach § 77 oder 6 Monate nach Erteilung der gerichtlichen
Zustimmung uber das endgultige Absehen von der Benachrichtigung zu I6schen. Ist die
Datenschutzkontrolle noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zu ihrem Abschluss
aufzubewahren. Bestehen Zweifel, ob und inwieweit Erkenntnisse dem Kernbereich priva-
ter Lebensgestaltung angehéren und verwertet werden dirfen, entscheidet der Daten-
schutzbeauftragte der Bundespolizei.
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§ 37
Einsatz technischer Mittel zur Eigensicherung

(1) Werden Verdeckte Ermittler oder Vertrauenspersonen im Rahmen der Gefahren-
abwehr nach § 36 oder aus Griinden der Strafverfolgung tatig, dirfen, soweit dies zur Ab-
wehr von Gefahren fUr deren Leib, Leben oder Freiheit unerlasslich ist, ohne Wissen der
Betroffenen im Beisein oder in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang mit dem Einsatz
der von der Bundespolizei beauftragten Personen das innerhalb oder auf3erhalb einer Woh-
nung nicht 6ffentlich gesprochene Wort mit technischen Mitteln abgehért, aufgezeichnet
und Lichtbilder sowie Bildaufzeichnungen hergestellt werden.

(2) MafRnahmen nach Absatz 1 sind so zu planen und auszufiihren, dass ein Eindrin-
gen in den Kernbereich privater Lebensgestaltung der Zielperson oder Dritter soweit wie
mdglich ausgeschlossen ist. Mallhahmen nach Absatz 1 dirfen nicht angeordnet werden,
wenn ein derartiges Eindringen Uberwiegend wahrscheinlich erscheint. Ergeben sich wah-
rend der Durchfiihrung der MaRnahme tatsachliche Anhaltspunkte dafir, dass der Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung betroffen ist, ist die Malnhahme zu unterbrechen. Wirde
der sofortige Abbruch der Mallnahme Leib und Leben oder Freiheit der Vertrauensperson
aufgrund der Umstande des Einzelfalls gefahrden und kann sich die Vertrauensperson der
Gefahr nur durch Fortsetzung des Einsatzes entziehen, darf der Einsatz fortgesetzt werden,
soweit und solange dies zur Abwendung der Gefahr erforderlich ist. Aufzeichnungen tber
Vorgange, die den Kernbereich privater Lebensgestaltung betreffen, sind unverziglich zu
I6schen. Erkenntnisse Uber solche Vorgange durfen nicht verwertet werden. Die Tatsache
der Erfassung der Daten und ihrer Loschung sind zu dokumentieren. Diese Daten duirfen
ausschlie3lich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie sind 6 Monate
nach der Benachrichtigung nach § 77 oder 6 Monate nach Erteilung der gerichtlichen Zu-
stimmung Uber das endgultige Absehen von der Benachrichtigung zu I6schen. Ist die Da-
tenschutzkontrolle noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zu ihrem Abschluss auf-
zubewahren.

(3) Malnahmen nach Absatz 1 dirfen nur durch das Bundespolizeiprasidium ange-
ordnet werden.

(4) Die Zulassigkeit der Verwendung von personenbezogenen Daten, die durch den
Einsatz technischer Mittel zur Eigensicherung erlangt werden, richtet sich fir Zwecke der
Strafverfolgung nach der Strafprozessordnung. Im Ubrigen dirfen diese Daten auRer fir
die in Absatz 1 genannten Zwecke nur zur Gefahrenabwehr verwendet werden. Wurden
diese Daten in oder aus einer Wohnung erlangt, so ist die Verwendung zur Gefahrenabwehr
nur zuldssig nach Feststellung der Rechtmafigkeit der Malinahme durch das Amtsgericht,
in dessen Bezirk das Bundespolizeiprasidium seinen Sitz hat; bei Gefahr im Verzug ist die
gerichtliche Entscheidung unverziglich nachzuholen. Fur das Verfahren gelten die Vor-
schriften des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten
der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des § 23 Absatz 2 und des § 37 Absatz 2
entsprechend. Die Anordnung wird mit Erlass wirksam.

(5) Nach Abschluss der MafRnahme sind die nach Absatz 1 hergestellten Aufzeich-
nungen unverzuglich zu lI6schen, es sei denn, sie werden fur die in Absatz 4 genannten
Zwecke noch bendtigt.
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§ 38

Einsatz mobiler Sensortrager fir Bildaufnahme-, Bildaufzeichnungs-, Tonaufnahme-
und Tonaufzeichnungsgerate

(1) Die Bundespolizei kann bei den folgenden MalRnahmen unter den dort genannten
Voraussetzungen durch den Einsatz mobiler Sensortrager als Plattform fur Bildaufnahme-,
Bildaufzeichnungs-, Tonaufnahme- und Tonaufzeichnungsgerate personenbezogene Da-
ten erheben:

1. Datenerhebung bei 6ffentlichen Veranstaltungen oder Ansammlungen nach § 30,
2. Einsatz selbsttatiger Bildaufnahme- und Bildaufzeichnungsgerate nach § 31 oder
3. Einsatz besonderer Mittel der Datenerhebung nach § 35 Absatz 1 und 2 Nummer 2.

(2) In den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1 diirfen mobile Sensortrager als Plattform
fur Bildaufnahme-, Bildaufzeichnungs-, Tonaufnahme- und Tonaufzeichnungsgerate nur
dann eingesetzt werden, wenn die Offenheit der Malinahme gewahrt bleibt. In diesen Fallen
soll auf die Verwendung der mobilen Sensortrager durch die Bundespolizei gesondert hin-
gewiesen werden.

(3) Soweit in den Fallen des Absatzes 1 Nummer3 die Malnahme nach
§ 35 Absatz 1 und 2 Nummer 2 nach § 35 Absatz 3 eine richterliche Anordnung erfordert,
muss diese auch den Einsatz von mobilen Sensortrager als Plattform fir Bildaufnahme-,
Bildaufzeichnungs-, Tonaufnahme- und Tonaufzeichnungsgerate umfassen.

(4) Nach Absatz 1 erhobene Daten konnen an eine am Einsatz beteiligte Stelle tber-
tragen werden, soweit dies zur polizeilichen Lagebeurteilung erforderlich ist.

§ 39
Einsatz technischer Mittel gegen unbemannte Fahrzeugsysteme

Zur Abwehr einer Gefahr, die von unbemannten Fahrzeugsystemen ausgeht, die an
Land, in der Luft oder zu Wasser betrieben werden, kann die Bundespolizei geeignete tech-
nische Mittel gegen das System, dessen Steuerungseinheit oder Steuerungsverbindung
einsetzen, wenn die Abwehr der Gefahr durch andere MalRnahmen aussichtslos oder we-
sentlich erschwert ware. Fir MalRnahmen zur Abwehr der in Satz 1 bezeichneten Gefahren
kann die Bundespolizei technische Mittel zur Erkennung einer Gefahr einsetzen.

§ 40
Uberwachung der Telekommunikation

(1) Die Bundespolizei kann, wenn die Abwehr der Gefahr auf andere Weise aussichts-
los oder wesentlich erschwert ware, ohne Wissen der betroffenen Person die Telekommu-
nikation einer Person Gberwachen und aufzeichnen,

1. die nach § 18 oder § 19 verantwortlich ist und dies zur Abwehr einer dringenden Gefahr
fir den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder fiir Leib, Le-
ben oder Freiheit einer Person oder fiir Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhal-
tung im 6ffentlichen Interesse geboten ist, erforderlich ist,
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2. bei der bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie innerhalb eines
Ubersehbaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte Weise eine
Straftat im Zusammenhang mit lebensgefahrdenden Schleusungen oder eine Straftat,
die gegen die Sicherheit der Anlagen oder des Betriebes des Luft-, See- oder Bahn-
verkehrs, insbesondere Straftaten nach den §§ 315, 315b, 316b und 316¢ des Straf-
gesetzbuches, gerichtet ist und eine nicht unerhebliche Gefahrdung eines der in
Nummer 1 genannten Rechtsguter erwarten lasst, begehen wird,

3. deren individuelles Verhalten die konkrete Wahrscheinlichkeit begrindet, dass sie in-
nerhalb eines Ubersehbaren Zeitraums eine Straftat im Zusammenhang mit lebensge-
fahrdenden Schleusungen oder eine Straftat, die gegen die Sicherheit der Anlagen o-
der des Betriebes des Luft-, See- oder Bahnverkehrs gerichtet ist, insbesondere Straf-
taten nach den §§ 315, 315b, 316b und 316¢ des Strafgesetzbuches, und eine nicht
unerhebliche Gefahrdung eines der in Nummer 1 genannten Rechtsguter erwarten
lasst, begehen wird,

4. wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie fir eine Person nach
Nummer 1 bestimmte oder von dieser herriihrende Mitteilungen entgegennimmt oder
weitergibt, oder

5. wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine Person nach
Nummer 1 deren Telekommunikationsanschluss oder Endgerat benutzen wird.

(2) Die Uberwachung und Aufzeichnung der Telekommunikation nach Absatz 1 darf
ohne Wissen der betroffenen Person auch in der Weise erfolgen, dass mit technischen
Mitteln in von der betroffenen Person genutzte informationstechnische Systeme eingegrif-
fen wird, wenn dies notwendig ist, um die Uberwachung und Aufzeichnung insbesondere in
unverschlisselter Form zu ermdéglichen. Auf dem informationstechnischen System der be-
troffenen Person gespeicherte Inhalte und Umstande der Kommunikation dirfen Gberwacht
und aufgezeichnet werden, wenn sie ab den Zeitpunkt der Anordnung nach Absatz 5 auch
wahrend des laufenden Ubertragungsvorgangs im &ffentlichen Telekommunikationsnetz in
verschlusselter Form hatten Gberwacht und aufgezeichnet werden kénnen.

(3) Bei MalRnahmen nach Absatz 2 ist technisch sicherzustellen, dass
1. ausschlieBlich tGberwacht und aufgezeichnet werden kdnnen:
a) die laufende Telekommunikation (Absatz 2 Satz 1), oder
b) Inhalte und Umstande der Kommunikation, die ab dem Zeitpunkt der Anordnung
nach Absatz 5 auch wahrend des laufenden Ubertragungsvorgangs im &ffentlichen
Telekommunikationsnetz hatten Uberwacht und aufgezeichnet werden kénnen

(Absatz 2 Satz 2),

2. an dem informationstechnischen System nur Veranderungen vorgenommen werden,
die fir die Datenerhebung unerlasslich sind, und

3. die vorgenommenen Veranderungen bei Beendigung der MalRnahme, soweit technisch
madglich, automatisiert riickgangig gemacht werden.

Das eingesetzte Mittel ist nach dem Stand der Technik gegen unbefugte Nutzung zu schit-
zen. Kopierte Daten sind nach dem Stand der Technik gegen Veranderung, unbefugte L6-
schung und unbefugte Kenntnisnahme zu schiitzen.

(4) MafRnahmen nach den Absatzen 1 und 2 dirfen auch durchgefiihrt werden, wenn
andere Personen unvermeidbar betroffen werden.
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(5) Maflnahmen nach den Absatz 1 oder 2 dirfen nur auf Antrag der Prasidentin oder
des Prasidenten des Bundespolizeiprasidiums oder einer Bundespolizeidirektion oder ihrer
oder seiner Vertretung durch das Gericht angeordnet werden. Zustandig ist das Amtsge-
richt, in dessen Bezirk die Behorde des Antragsberechtigten nach Satz 1 ihren Sitz hat. Fur
das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des § 23 Absatz
2 und des § 37 Absatz 2 entsprechend. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung durch
die nach Satz 1 Antragsberechtigten getroffen werden. In diesem Fall ist die gerichtliche
Entscheidung unverziglich nachzuholen. Soweit die Anordnung nach Satz 4 nicht binnen
3 Tagen durch das Gericht bestatigt wird, tritt sie auRer Kraft. Die Anordnung wird mit Erlass
wirksam.

(6) Im Antrag sind anzugeben:

1. die Person, gegen die sich die MaRnahme richtet, soweit moglich, mit Namen und An-
schrift,

2. die Rufnummer oder eine andere Kennung des zu Uberwachenden Anschlusses oder
des Endgerats, sofern sich nicht aus bestimmten Tatsachen ergibt, dass diese zugleich
einem anderen Endgerat zugeordnet ist,

3. Art, Umfang und Dauer der MaRnhahme,
4. der Sachverhalt sowie
5. eine Begrindung.
(7) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr sind anzugeben:

1. die Person, gegen die sich die MalRinahme richtet, soweit moglich, mit Namen und An-
schrift,

2. die Rufnummer oder eine andere Kennung des zu tUberwachenden Anschlusses oder
des Endgerats, sofern sich nicht aus bestimmten Tatsachen ergibt, dass diese zugleich
einem anderen Endgerat zugeordnet ist,

3. Art, Umfang und Dauer der MalRnahme unter Benennung des Endzeitpunktes, sowie
4. die wesentlichen Griinde.

Die Anordnung ist auf hdchstens 3 Monate zu befristen. Eine Verlangerung um jeweils nicht
mehr als 3 weitere Monate ist zulassig, soweit die Voraussetzungen der Anordnung unter
Beriicksichtigung der gewonnenen Erkenntnisse fortbestehen. Liegen die Voraussetzun-
gen der Anordnung nicht mehr vor, sind die auf Grund der Anordnung ergriffenen Maf3nah-
men unverzlglich zu beenden.

(8) Auf Grund der Anordnung hat jeder, der Telekommunikationsdienste erbringt oder
daran mitwirkt, der Bundespolizei die MaRnahmen nach Absatz 1 zu ermdéglichen und die
erforderlichen Auskunfte unverzuglich zu erteilen. Ob und in welchem Umfang hierfur Vor-
kehrungen zu treffen sind, bestimmt sich nach dem Telekommunikationsgesetz und der
Telekommunikations-Uberwachungsverordnung.

(9) Die Bundespolizei hat den Verpflichteten fir Leistungen nach Absatz 8 Satz 1 eine
Entschadigung zu gewahren. Der Umfang der Entschadigung bemisst sich nach § 23 und
Anlage 3 des Justizvergltungs- und -entschadigungsgesetzes; die Vorschriften Uber die
Verjahrung in § 2 Absatz 1 und 4 des Justizvergltungs- und -entschadigungsgesetzes fin-
den entsprechend Anwendung.
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(10) Liegen tatsachliche Anhaltspunkte fur die Annahme vor, dass durch eine Mal-
nahme nach Absatz 1 allein Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung
erlangt wirden, ist die Mallnahme unzuldssig. Soweit im Rahmen von MalRnahmen nach
Absatz 1 neben einer automatischen Aufzeichnung eine unmittelbare Kenntnisnahme er-
folgt, ist die MaRnahme unverziglich zu unterbrechen, soweit sich wahrend der Uberwa-
chung tatsachliche Anhaltspunkte daflir ergeben, dass Inhalte, die dem Kernbereich priva-
ter Lebensgestaltung zuzurechnen sind, erfasst werden. Bestehen insoweit Zweifel, darf
nur eine automatische Aufzeichnung fortgesetzt werden. Automatische Aufzeichnungen
sind unverzlglich dem anordnenden Gericht vorzulegen. Das Gericht entscheidet unver-
ziglich tber die Verwertbarkeit oder Léschung der Daten. Ist die Malihahme nach Satz 2
unterbrochen worden, so darf sie fur den Fall, dass sie nicht nach Satz 1 unzulassig ist,
fortgefihrt werden. Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung, die
durch eine MalRnahme nach Absatz 1 erlangt worden sind, dirfen nicht verwertet werden.
Aufzeichnungen hiertiber sind unverziglich zu I6schen. Die Tatsachen der Erfassung der
Daten und der Loschung sind zu dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschlieflich far
Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist 6 Monate nach der Benach-
richtigung nach § 77 oder 6 Monate nach Erteilung der gerichtlichen Zustimmung tber das
endgultige Absehen von der Benachrichtigung zu I6schen. Ist die Datenschutzkontrolle
noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zu ihrem Abschluss aufzubewahren.

(11) Bei Gefahr im Verzug kann die Prasidentin oder der Prasident des Bundespolizei-
prasidiums oder einer Bundespolizeidirektion oder ihre oder seine Vertretung, im Beneh-
men mit der oder dem Datenschutzbeauftragten des Bundespolizeiprasidiums oder der
Bundespolizeidirektion Gber die Verwertung der Erkenntnisse entscheiden. Bei der Sich-
tung der erhobenen Daten kann sie oder er sich der technischen Unterstitzung von 2 wei-
teren Bediensteten der Bundespolizei bedienen, von denen einer die Befahigung zum Rich-
teramt haben muss. Die Bediensteten der Bundespolizei sind zur Verschwiegenheit Gber
die ihnen bekanntgewordenen Erkenntnisse, die nicht verwertet werden dirfen, verpflichtet.
Die gerichtliche Entscheidung nach Absatz 10 Satz 5 ist unverziglich nachzuholen.

§ 41
Identifizierung und Lokalisierung von Mobilfunkkarten und -endgeraten

(1) Die Bundespolizei kann unter den Voraussetzungen des § 40 Absatz 1 durch tech-
nische Mittel ermitteln:

1. die Geratenummer und die temporar oder dauerhaft in einem Mobilfunknetz zugewie-
senen Kennungen der in einem Mobilfunkendgerat verwendeten Mobilfunkkarte sowie

2. den Standort eines Mobilfunkendgerats.

(2) Personenbezogene Daten Dritter dirfen anlasslich einer MalRnahme nach Absatz
1 nur erhoben werden, wenn dies aus technischen Grinden zur Erreichung des Zwecks
nach Absatz 1 unvermeidbar ist. Uber den Datenabgleich zur Ermittlung der gesuchten Ge-
rate- und Kartennummer hinaus dirfen sie nicht verwendet werden und sind nach Beendi-
gung der MalBnahme unverziglich zu l6schen.

(3) §40 Absatz 5 und 7 Satz 1 und 5 gilt entsprechend. Die Anordnung ist auf hdchs-
tens 6 Monate zu befristen. Eine Verlangerung um jeweils nicht mehr als 6 Monate ist zu-
lassig, soweit die in Absatz 1 bezeichneten Voraussetzungen fortbestehen.

(4) Auf Grund einer Anordnung nach Absatz 3 kann die Bundespolizei zur Ermittlung
des Standortes eines Mobilfunkendgerats nach Absatz 1 Nummer 2 von demjenigen, der
Telekommunikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt, Auskunft Gber die fir die
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Ermittlung des Standortes des Mobilfunkendgerats erforderliche Geratenummer und die
temporar oder dauerhaft in seinem Mobilfunknetz zugewiesenen Kennungen der darin ver-
wendeten Mobilfunkkarte verlangen. Der Verpflichtete hat die zur Auskunftserteilung erfor-
derlichen ihm vorliegenden Daten unverziglich und vollstdndig zu Ubermitteln.
§ 40 Absatz 9 gilt entsprechend.

Titel 2

Weiterverarbeitung und Ubermittlung von Daten

§ 42
Weiterverarbeitung personenbezogener Daten
Die Bundespolizei kann personenbezogene Daten nach MalRgabe des § 43 weiterver-
arbeiten, soweit dies zur Erflllung ihrer Aufgaben erforderlich ist und soweit dieses Gesetz
keine zusatzlichen besonderen Voraussetzungen vorsieht. Sie kann ferner personenbezo-
gene Daten weiterverarbeiten, soweit dies zur Erledigung besonderer Ersuchen nach § 17
Absatz 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes erforderlich ist. Die Satze 1 und 2 gelten

auch flr personenbezogene Daten, die die Bundespolizei ohne Anforderung von Dritten
erhalten hat.

§ 43
Zweckbindung, Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung

(1) Die Bundespolizei kann personenbezogene Daten, die sie selbst erhoben hat, wei-
terverarbeiten

1. zur Erflllung derselben Aufgabe und

2. zum Schutz derselben Rechtsglter oder zur Verfolgung oder Verhitung derselben
Straftaten.

(2) Die Bundespolizei kann zur Erflllung ihrer Aufgaben personenbezogene Daten zu
anderen Zwecken, als denjenigen, zu denen sie von ihr oder von anderen 6ffentlichen oder
nichtoffentlichen Stellen erhoben worden sind, weiterverarbeiten, wenn
1. mindestens

a) vergleichbar schwerwiegende Straftaten verhutet, aufgedeckt oder verfolgt oder

b) vergleichbar bedeutsame Rechtsgtiter geschutzt
werden sollen und
2. sich im Einzelfall konkrete Ermittlungsansatze

a) zur Verhitung, Aufdeckung oder Verfolgung solcher Straftaten ergeben oder

b) zur Abwehr von in einem Ubersehbaren Zeitraum drohenden Gefahren flir mindes-
tens vergleichbar bedeutsame Rechtsguter erkennen lassen.
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§ 46 bleibt unberuhrt.

(3) Abweichend von Absatz 2 kann die Bundespolizei die vorhandenen Grunddaten
einer Person auch weiterverarbeiten, um diese Person zu identifizieren. Grunddaten nach
Satz 1 sind die Grunddaten nach § 18 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Bundeskrimi-
nalamtgesetzes.

(4) Beider Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten stellt die Bundespolizei
durch organisatorische und technische Vorkehrungen sicher, dass die Absatze 1 bis 4 be-
achtet werden.

§ 44
Daten zu Verurteilten, Beschuldigten und Tatverdachtigen

(1) Die Bundespolizei kann, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, personen-
bezogene Daten weiterverarbeiten, die sie bei Wahrnehmung der polizeilichen Aufgaben
auf dem Gebiet der Strafverfolgung Uber folgende Personen erlangt hat, soweit dies zur
Abwehr von Gefahren im Rahmen der der Bundespolizei nach § 1 Absatz 2 bis 5 oder nach
den §§ 2 bis 8 obliegenden Aufgaben erforderlich ist:

1. Verurteilte,

2. Beschuldigte,

3. Personen, die einer Straftat verdachtig sind, sofern die Weiterverarbeitung der Daten
erforderlich ist, weil wegen der Art oder Ausfihrung der Tat, der Persdnlichkeit der
betroffenen Person oder sonstiger Erkenntnisse Grund zu der Annahme besteht, dass
zukunftig Strafverfahren gegen sie zu fuhren sind.

(2) Die Bundespolizei kann nach MalRgabe des Absatzes 1 weiterverarbeiten

1.  von Personen nach Absatz 1 Nummer 1 bis 3

a) die Grunddaten nach § 43 Absatz 3 Satz 2,

b) andere zur ldentifizierung geeignete Merkmale, soweit erforderlich,

c) die kriminalaktenfihrende Dienststelle der Bundespolizei und die Kriminalakten-
nummer,

d) die Tatzeiten und Tatorte und

e) die Tatvorwirfe durch Angabe der gesetzlichen Vorschriften und die nahere Be-
zeichnung der Straftaten;

2. von Personen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2 weitere personenbezogene Daten, so-
weit die Weiterverarbeitung der Daten erforderlich ist, weil wegen der Art oder Ausfih-
rung der Tat, der Personlichkeit der betroffenen Person oder sonstiger Erkenntnisse
Grund zu der Annahme besteht, dass zukunftig Strafverfahren gegen sie zu fihren
sind;

3. von Personen nach Absatz 1 Nummer 3 weitere personenbezogene Daten, soweit dies
erforderlich ist.
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(3) Die Bundespolizei kann personenbezogene Daten weiterverarbeiten, um festzu-
stellen, ob die betreffenden Personen die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfillen. Die Da-
ten dirfen ausschliel3lich zu diesem Zweck weiterverarbeitet werden. Die Daten sind nach
Abschluss der Priifung, spatestens jedoch nach 12 Monaten zu lI6schen, soweit nicht fest-
gestellt wurde, dass die betreffende Person die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfullt.

(4) Wird der Beschuldigte rechtskraftig freigesprochen, die Eréffnung des Hauptver-
fahrens gegen ihn unanfechtbar abgelehnt oder das Verfahren nicht nur vorlaufig einge-
stellt, ist die Weiterverarbeitung unzulassig, wenn sich aus den Grinden der Entscheidung
ergibt, dass er die Tat nicht oder nicht rechtswidrig begangen hat.

§ 45
Personenbezogene Daten zu anderen Personen

(1) Die Bundespolizei kann, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, personen-
bezogene Daten solcher Personen,

1. die bei einer kinftigen Strafverfolgung als Zeugen in Betracht kommen,
2. die als Opfer einer kinftigen Straftat in Betracht kommen,

3. diemitin § 44 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 bezeichneten Personen nicht nur flichtig oder
in zufalligem Kontakt und in einer Weise in Verbindung stehen, die erwarten lasst, dass
Hinweise fur die Verfolgung oder vorbeugende Bekampfung dieser Straftaten gewon-
nen werden koénnen, weil Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Personen
von der Planung oder der Vorbereitung der Straftaten oder der Verwertung der Tatvor-
teile Kenntnis haben oder daran mitwirken, oder

4. die Hinweisgeber oder sonstige Auskunftspersonen sind,

auler zur Abwehr einer Gefahr fur die 6ffentliche Sicherheit nur dann weiterverarbeiten,
wenn tatsachliche Anhaltspunkte daflir vorliegen, dass dies zur Verhitung von Straftaten
im Sinne des § 13 Absatz 1 mit erheblicher Bedeutung oder fiir die kiinftige Verfolgung sol-
cher Straftaten erforderlich ist. Die Weiterverarbeitung nach Satz 1 ist zu beschranken auf
die in § 44 Absatz 2 Nummer 1 bis 2 bezeichneten Daten sowie auf die Angabe, in welcher
Eigenschaft der Person und in Bezug auf welchen Sachverhalt die Weiterverarbeitung der
Daten erfolgt. Personenbezogene Daten Uber Personen nach Satz 1 Nummer 1, 2 und 4
durfen nur mit Einwilligung der betroffenen Person weiterverarbeitet werden. Die Einwilli-
gung ist nicht erforderlich, wenn das Bekanntwerden der Speicherungsabsicht den mit der
Speicherung verfolgten Zweck gefahrden wirde.

(2) Die Bundespolizei kann personenbezogene Daten weiterverarbeiten, um festzu-
stellen, ob die betreffenden Personen die Voraussetzungen nach Absatz 1 erflllen. Die Da-
ten diurfen ausschliel3lich zu diesem Zweck weiterverarbeitet werden. Die Daten sind nach
Abschluss der Priifung, spatestens jedoch nach 12 Monaten zu I6schen, soweit nicht fest-
gestellt wurde, dass die betreffende Person die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfullt.
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§ 46

Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten zur Aus- und Fortbildung, zur
Vorgangsverwaltung oder zur befristeten Dokumentation des polizeilichen Han-
deins

(1) Die Bundespolizei kann bei ihr vorhandene personenbezogene Daten zur polizei-
lichen Aus- und Fortbildung weiterverarbeiten. Die Daten sind zum frihestmoglichen Zeit-
punkt zu anonymisieren. Die Anonymisierung kann unterbleiben, wenn

1. sie nur mit unverhaltnismaRigem Aufwand mdglich ist und die berechtigten Interessen
der betroffenen Person an der Geheimhaltung der Daten nicht Uberwiegen oder

2. der Aus- und Fortbildungszweck mit anonymisierten Daten nicht erreicht werden kann
und die berechtigten Interessen der betroffenen Person an der Geheimhaltung der Da-
ten nicht Uberwiegen.

Eine Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten zur polizeilichen Aus- und Fortbil-
dung, die aus der in § 40 genannten Malinahme erlangt wurden, ist unzulassig.

(2) Die Bundespolizei kann, wenn dies zur Vorgangsverwaltung oder zur befristeten
Dokumentation des polizeilichen Handelns erforderlich ist, personenbezogene Daten aus-
schlieBlich zu diesem Zweck weiterverarbeiten. Die §§ 42 bis 45 finden insoweit keine An-
wendung.

§ 47
Kennzeichnung
(1) Bei der Speicherung sind personenbezogene Daten wie folgt zu kennzeichnen:

1. Angabe des Mittels der Erhebung der Daten einschliel3lich der Angabe, ob die Daten
offen oder verdeckt erhoben wurden,

2. Angabe der Kategorie nach §§ 44 und 45 bei Personen, zu denen Grunddaten ange-
legt wurden,

3. Angabe der
a) Rechtsguter oder sonstiger Rechte, deren Schutz die Erhebung dient, oder

b) Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, deren Verfolgung oder Verhutung die Erhe-
bung dient,

4. Angabe der Stelle, die sie erhoben hat, sofern nicht die Bundespolizei die Daten erho-
ben hat.

Die Kennzeichnung nach Satz 1 Nummer 1 kann auch durch Angabe der Rechtsgrundlage
der jeweiligen Mittel der Datenerhebung erganzt werden. Personenbezogene Daten, die
die Bundespolizei ohne Anforderung von einem Dritten erhalten hat, sind soweit mdglich
nach Satz 1 zu kennzeichnen; dabei sind die erste datenverarbeitende Stelle und der Dritte,
von dem die Daten erlangt wurden, soweit mdglich anzugeben.

(2) Personenbezogene Daten, die nicht entsprechend den Anforderungen des
Absatzes 1 gekennzeichnet sind, dirfen so lange nicht weiterverarbeitet oder Ubermittelt
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werden, bis eine Kennzeichnung entsprechend den Anforderungen des Absatzes 1 erfolgt
ist.

(3) Nach einer Ubermittlung an eine andere Stelle ist die Kennzeichnung nach
Absatz 1 durch diese Stelle aufrechtzuerhalten.

(4) Personenbezogene Daten, die nach den §§ 30 bis 34 und 63 erhoben worden
sind, massen erst mit der Speicherung in einem Vorgangs- oder Fallbearbeitungssystem
gekennzeichnet werden.

§ 48
Speicherung von DNA-Identifizierungsmustern zur Erkennung von DNA-Trugspuren

(1) Um zur Erkennung von DNA-Trugspuren festzustellen, ob an Spurenmaterial fest-
gestellte DNA-Identifizierungsmuster von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Bundespo-
lizei stammen, kann die Bundespolizei von ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die Um-
gang mit Spurenmaterial haben oder die Bereiche in ihren Liegenschaften und Einrichtun-
gen betreten missen, in denen mit Spurenmaterial umgegangen oder dieses gelagert wird,

1. mittels eines Mundschleimhautabstrichs oder einer hinsichtlich ihrer Eingriffsintensitat
vergleichbaren Methode Koérperzellen enthnehmen,

2. diese zur Feststellung des DNA-Identifizierungsmusters molekulargenetisch untersu-
chen und

3. die festgestellten DNA-Identifizierungsmuster mit den an Spurenmaterial festgestellten
DNA-Identifizierungsmustern automatisiert abgleichen.

(2) Die Entnahme ist nur mit der schriftlich erklarten vorherigen Einwilligung der be-
troffenen Person zulassig. Die entnommenen Korperzellen dirfen nur fir die in
Absatz 1 Nummer 2 genannte molekulargenetische Untersuchung verwendet werden; sie
sind unverziglich zu vernichten, sobald sie hierfir nicht mehr erforderlich sind. Bei der mo-
lekulargenetischen Untersuchung durfen andere Feststellungen als diejenigen, die zur Er-
mittlung des DNA-Identifizierungsmusters erforderlich sind, nicht getroffen werden; hierauf
gerichtete Untersuchungen sind unzulassig.

(3) Untersuchungen und Abgleiche im Sinne des Absatzes 1 kénnen auch zur Ver-
meidung von DNA-Trugspuren von Personen, die regelmafig Aufgaben im Rahmen poli-
zeilicher oder strafprozessualer Ermittlungen wahrnehmen, oder Liegenschaftsbereiche be-
treten missen, in denen mit Spurenmaterial umgegangen oder dieses gelagert werden,
oder sonst mit der Wartung und dem Einsatz kriminaltechnischer Ausstattung betraut sind.
Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Die nach den Absatzen 1 bis 3 erhobenen Daten sind zu pseudonymisieren und in
einem gesonderten Informationssystem zu speichern. Eine Verwendung dieser Daten zu
anderen als den in den Absatzen 1 bis 3 genannten Zwecken ist unzuldssig. Die DNA-Iden-
tifizierungsmuster sind zu I6schen, wenn sie fur die genannten Zwecke nicht mehr erforder-
lich sind. Die Léschung hat spatestens 3 Jahre nach dem letzten Umgang der betreffenden
Person mit Spurenmaterial oder spatestens 3 Jahre nach dem letzten Zutritt zu einem Be-
reich, in dem mit Spurenmaterial umgegangen oder dieses gelagert wird, zu erfolgen. Be-
troffene Personen sind schriftlich Gber den Zweck und die Weiterverarbeitung sowie die
Léschung der erhobenen Daten zu informieren.
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§ 49

Ausschreibung zur Fahndung; Verordnungsermachtigung

(1) Die Bundespolizei kann personenbezogene Daten, insbesondere die Personalien
einer Person, das amtliche Kennzeichen des von ihr benutzten oder eingesetzten Kraftfahr-
zeuges und, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, die Seriennummer des von ihr
verwendeten Ausweisdokuments oder Sichtvermerks ausschreiben und hierfir in einer fur
die Grenzfahndung gefiihrten Datei einschlieflich der erforderlichen Vorgangsdaten sowie
der personenbezogenen Hinweise speichern (Ausschreibung zur Grenzfahndung). Das
Bundesministerium des Innern bestimmt das Nahere Uber die Art der Daten, die nach
Satz 1 bei der Ausschreibung zur Grenzfahndung gespeichert werden dirfen, durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates.

(2) Die Ausschreibung einer Person oder einer Sache zur Grenzfahndung ist zulassig
zum Zweck

1. der Ingewahrsamnahme, wenn
a) die Person nach § 60 in Gewahrsam genommen werden kann,
b) der Aufenthalt der Person nicht bekannt ist und

c) angenommen werden kann, dass die Person bei der Kontrolle des grenziber-
schreitenden Verkehrs angetroffen wird,

2. der grenzpolizeilichen Uberpriifung, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass
die Uberprifung der Person bei der Kontrolle des grenziberschreitenden Verkehrs er-
forderlich ist, um

a) eine erhebliche Gefahr abzuwehren,

b) begrindete Zweifel an der Berechtigung der Person zum Grenzibertritt auszurau-
men oder zu bestatigen oder

c) das Antreffen der als vermisst geltenden Person festzustellen, oder

3. der Einreiseverweigerung oder Ausreiseuntersagung, sofern diese MaRnahmen auf
Grund von Rechtsvorschriften zulassig sind.

(3) Die Bundespolizei kann auf Veranlassung einer anderen o6ffentlichen Stelle eine
Person oder eine Sache zur Grenzfahndung zu den in Absatz 2 bezeichneten Zwecken
ausschreiben, wenn die veranlassende Stelle nach dem fir sie geltenden Recht befugt ist,
die mit der Ausschreibung bezweckte Mal3nahme vorzunehmen oder durch eine Polizeibe-
hoérde vornehmen zu lassen. Die veranlassende Stelle tragt die Verantwortung fur die Zu-
lassigkeit der MalRnahme. Sie hat die bezweckte Ma3nahme sowie Umfang und Dauer der
Ausschreibung zu bezeichnen.

(4) Die Speicherung in der fur die Grenzfahndung geflhrten Datei erfolgt durch die in
der Rechtsverordnung nach § 93 Absatz 1 bestimmte Bundespolizeibehérde. Die Berech-
tigung zum Abruf von Daten im automatisierten Verfahren aus der fur die Grenzfahndung
gefuhrten Datei darf nur den mit der Wahrnehmung der polizeilichen Kontrollen des grenz-
Uberschreitenden Verkehrs beauftragten Behdrden und der nationalen zentralen Stelle fr
die Verarbeitung von Fluggastdaten (§ 1 Absatz 1 des Fluggastdatengesetzes) eingeraumt
werden.
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(5) Die Bundespolizei kann ferner personenbezogene Daten im automatisierten Ver-
fahren in den Fahndungsbestand des polizeilichen Informationsverbundes zum Zweck der
Einreiseverweigerung, Ingewahrsamnahme, Aufenthaltsermittiung oder Uberpriifung der
Person eingeben, wenn sie nach den Vorschriften dieses Gesetzes befugt ist, die mit der
Ausschreibung bezweckte MalRnahme selbst vorzunehmen oder durch eine zum Abruf der
Daten im automatisierten Verfahren berechtigte Stelle vornehmen zu lassen. Nach Satz 1
durfen nur Daten gespeichert werden, die in § 20 Satz 2 des Bundeskriminalamtgesetzes
genannt sind.

§ 50
Ausschreibung zur grenzpolizeilichen Beobachtung; Verordnungsermachtigung

(1) Die Bundespolizei kann personenbezogene Daten nach § 49 Absatz 1 Satz 1 aus-
schreiben und hierfir in der fur die Grenzfahndung geflhrten Datei einschlieRlich der erfor-
derlichen Vorgangsdaten sowie der personenbezogenen Hinweise speichern, damit die mit
der Wahrnehmung der polizeilichen Kontrolle des grenziiberschreitenden Verkehrs beauf-
tragten Behorden Erkenntnisse Uber Ort und Zeit des Antreffens der Person, etwaiger Be-
gleiter, des Kraftfahrzeugs und des Fuhrers des Kraftfahrzeugs sowie Uber Reiseweg und
Reiseziel, mitgeflihrte Sachen und Umstande des Antreffens melden, wenn diese bei Ge-
legenheit der grenzpolizeilichen Kontrolle festgestellt werden (Ausschreibung zur grenzpo-
lizeilichen Beobachtung). Das Bundesministerium des Innern bestimmt das Nahere Uber
die Art der Daten, die nach Satz 1 bei der Ausschreibung zur grenzpolizeilichen Beobach-
tung gespeichert werden durfen, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundes-
rates.

(2) Die Ausschreibung zur grenzpolizeilichen Beobachtung ist nur zulassig, wenn

1. die Gesamtwirdigung der Person und ihrer bisher begangenen Straftaten erwarten
l&sst, dass sie auch kunftig Straftaten im Sinne des § 13 Absatz 1 von erheblicher Be-
deutung begehen wird, oder

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Person solche Straftaten begehen
wird,

und die grenzpolizeiliche Beobachtung zur Verhitung dieser Straftaten erforderlich ist.

(3) Die Ausschreibung zur grenzpolizeilichen Beobachtung darf nur durch die Leiterin
oder den Leiter der in der Rechtsverordnung nach § 93 Absatz 1 bestimmten Bundespoli-
zeibehorde, ihrer oder seiner Vertretung angeordnet werden. Die Anordnung ist unter An-
gabe der mafigeblichen Griinde aktenkundig zu machen.

(4) Die Anordnung ist auf hochstens 6 Monate zu befristen. Spatestens nach Ablauf
von 3 Monaten ist zu prifen, ob die Voraussetzungen fir die Anordnung noch bestehen.
Das Ergebnis dieser Prifung ist aktenkundig zu machen. Die Verlangerung der Laufzeit
uber insgesamt 6 Monate hinaus bedarf einer richterlichen Anordnung. Zustandig ist das
Amtsgericht, in dessen Bezirk die Bundespolizeibehérde nach Absatz 3 Satz 1 ihren Sitz
hat. Fur das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes Uber das Verfahren in Famili-
ensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des
§ 23 Absatz 2 und des § 37 Absatz 2 entsprechend. Die Anordnung wird mit Erlass wirksam.

(5) Liegen die Voraussetzungen fir die Anordnung nicht mehr vor, ist der Zweck der
MafRnahme erreicht oder zeigt sich, dass er nicht mehr erreicht werden kann, ist die Aus-
schreibung unverzuglich zu I6schen.
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(6) §49 Absatz 4 findet Anwendung.

(7) Soweit in besonderen Ersuchen nach § 17 Absatz 2 des Bundesverfassungs-
schutzgesetzes Personen benannt sind, kénnen deren Daten entsprechend Absatz 1 fir
Meldungen an die ersuchende Behdrde durch die in der Rechtsverordnung nach
§ 93 Absatz 1 bestimmte Bundespolizeibehdrde ausgeschrieben und hierfir in der fur die
Grenzfahndung gefuhrten Datei gespeichert werden; § 49 Absatz 4 Satz 2 findet Anwen-
dung. Die Ausschreibungen sind auf héchstens ein Jahr zu befristen. Die Verlangerung der
Laufzeit bedarf eines erneuten Ersuchens.

§ 51

Ausschreibungen zur verdeckten Kontrolle, Ermittlungsanfrage oder gezielten Kon-
trolle

(1) Die Bundespolizei kann zur Erflllung ihrer Aufgaben nach § 1 Absatz 3, 4 sowie
den §§ 2 bis 8 und 13 eine Person, eine Sache oder bargeldlose Zahlungsmittel zur ver-
deckten Kontrolle, Ermittlungsanfrage oder gezielten Kontrolle im polizeilichen Informati-
onsverbund ausschreiben, wenn die Voraussetzungen des Artikels 36 Absatz 1 und 3 Buch-
stabe a und ¢ der Verordnung (EU) 2018/1862 vorliegen.

(2) Die Ausschreibung zur verdeckten Kontrolle darf nur durch die Prasidentin oder
den Prasidenten des Bundespolizeiprasidiums oder einer Bundespolizeidirektion, ihrer oder
seiner Vertretung, oder durch die Leiterin oder den Leiter einer Abteilung des Bundespoli-
zeiprasidiums angeordnet werden. Bei Gefahr im Verzug darf die Ausschreibung nach
Satz 1 auch durch Beamte des hdoheren Dienstes des Bundespolizeiprasidiums angeordnet
werden.

(3) Die Ausschreibung ist unter Angabe der mafigeblichen Griinde zu dokumentieren.

(4) Die Anordnung einer Personenausschreibung nach Absatz 1 ist auf hdchstens ein
Jahr zu befristen. Spatestens nach Ablauf von 6 Monaten ist zu prifen, ob die Vorausset-
zungen fur die Anordnung noch bestehen. Das Ergebnis dieser Prifung ist zu dokumentie-
ren. Eine Verlangerung der Anordnung um jeweils nicht mehr als ein Jahr ist zulassig, so-
fern die Voraussetzungen der Anordnung weiterhin vorliegen; bei einer Personenausschrei-
bung zur verdeckten Kontrolle bedarf die Verlangerung einer richterlichen Anordnung. Zu-
standig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Bundespolizeibehérde nach
Absatz 2 Satz 1 ihren Sitz hat. Fir das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes tber
das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit mit Ausnahme des § 23 Absatz 2 und des § 37 Absatz 2 entsprechend. Die Anordnung
wird mit Erlass wirksam.

(5) Liegen die Voraussetzungen fur die Anordnung nicht mehr vor, ist der Zweck der
MafRnahme erreicht oder zeigt sich, dass er nicht mehr erreicht werden kann, ist die Aus-
schreibung unverzuglich zu I6schen.

§ 52

Erhebung von Fluggastdaten durch Luftfahrtunternehmen und Ubermittiung an die
Bundespolizei

(1) Zum Zweck der Erflllung der Aufgaben nach § 2 Absatz 2 Nummer 2 sowie
§ 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 haben Luftfahrtunternehmen, die Fluggaste ber die
Schengen-AulRengrenzen in das Bundesgebiet beférdern, die in Absatz 3 genannten Daten
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in den von den Fluggasten mitgeflihrten Dokumenten zu erheben. Sobald die Annahme der
Fluggaste fiir den betreffenden Flug geschlossen ist, haben die Luftfahrtunternehmen die
erhobenen Daten unverzlglich an die in der Rechtsverordnung nach § 93 Absatz 1 be-
stimmte Bundespolizeibehdrde zu ibermitteln.

(2) Die Ubermittlung erfolgt mittels Datenferniibertragung; das Datenformat legt die in
der Rechtsverordnung nach § 93 Absatz 1 bestimmte Bundespolizeibehérde fest. Eine
Ubermittlung auf anderem Weg ist ausnahmsweise nur zulassig, wenn eine Datenferniiber-
tragung im Einzelfall nicht gelingt.

(3) FuUr den betreffenden Flug ist die Gesamtzahl der beférderten Fluggéaste zu Uber-
mitteln. Ferner sind fir jeden Fluggast folgende Daten zu erheben und zu Gbermitteln:

1. der Familienname und die Vornamen,

2. das Geburtsdatum,

3. das Geschlecht,

4. die Staatsangehorigkeit,

5. die Nummer, die Art sowie der ausstellende Staat des mitgefiihrten Reisedokuments,

6. die Nummer und der ausstellende Staat des erforderlichen Aufenthaltstitels oder Flug-
hafentransitvisums,

7. die fUr die Einreise in das Bundesgebiet vorgesehene Grenziibergangsstelle,
8. die Flugnummer,
9. die planmaRige Abflug- und Ankunftszeit und

10. der urspringliche Abflugort sowie die gebuchte Flugroute, soweit sich dies aus den
vorgelegten oder vorhandenen Buchungsunterlagen ergibt.

(4) Bei der Erhebung der Fluggastdaten haben die Luftfahrtunternehmen die Flug-
gaste darlber zu informieren, dass die vorgenannten Daten zum Zweck der Grenzkontrolle
der in der Rechtsverordnung nach § 93 Absatz 1 bestimmten Bundespolizeibehérde vorab
elektronisch Ubermittelt und nach MaRRgabe des Absatzes 5 gespeichert werden.

(5) Die Daten werden bei den Luftfahrtunternehmen 24 Stunden nach ihrer Ubermitt-
lung geldscht. Die bei der in der Rechtsverordnung nach § 93 Absatz 1 bestimmten Bun-
despolizeibehdrde eingegangenen Daten werden 24 Stunden nach der Einreise der Flug-
gaste des betreffenden Fluges geldscht, sofern sie nicht zur Erfullung von Aufgaben nach
§ 2 Absatz 2 Nummer 2 und § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 bendtigt werden.

(6) Die §§ 63 und 64 des Aufenthaltsgesetzes bleiben unberihrt.

§ 53
Ubermittlung personenbezogener Daten im innerstaatlichen Bereich

(1) Die Bundespolizei kann unter Beachtung von § 43 Absatz 2 und 4 Behorden des
Polizeivollzugsdienstes und, wenn sie Aufgaben nach § 2 Absatz 2 oder Aufgaben auf dem
Gebiet der Strafverfolgung wahrnehmen, Behérden der Zollverwaltung personenbezogene
Daten Ubermitteln, soweit dies zur Erflllung polizeilicher Aufgaben erforderlich ist.
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(2) Die Bundespolizei kann personenbezogene Daten an andere als die in Absatz 1
genannten Behoérden und sonstige inlandische o6ffentliche Stellen Ubermitteln, soweit dies

1. in anderen Rechtsvorschriften vorgesehen ist oder

2. unter Beachtung von § 43 Absatz 2 und 4 zulassig und erforderlich ist zur
a) Erflllung einer der Bundespolizei obliegenden Aufgabe,
b) Abwehr von Gefahren,
c) Abwehr einer schwerwiegenden Beeintrachtigung der Rechte einzelner,

d) Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, zur Strafvollstreckung und
zum Strafvollzug oder

e) Erledigung besonderer Ersuchen nach § 17 Absatz 2 des Bundesverfassungs-
schutzgesetzes.

(3) Die Bundespolizei kann personenbezogene Daten unter Beachtung von
§ 43 Absatz 2 und 4 an inlandische nichtoffentliche Stellen Gbermitteln, soweit dies zulassig
und erforderlich ist zur

1. Verhinderung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung fir
die Allgemeinheit,

2. Erflullung einer der Bundespolizei obliegenden Aufgabe, oder
3. Abwehr einer schwerwiegenden Beeintrachtigung der Rechte einzelner.

(4) Daten, die den §§ 41 und 61 des Bundeszentralregistergesetzes unterfallen war-
den, durfen nach den Absatzen 2 und 3 nur den in den §§ 41 und 61 des Bundeszentralre-
gistergesetzes genannten Stellen zu den dort genannten Zwecken Ubermittelt werden. Die
Verwertungsverbote nach den §§ 51, 52 und 63 des Bundeszentralregistergesetzes sind
zu beachten.

(5) Der Empfanger darf die Ubermittelten personenbezogenen Daten nur zu dem
Zweck verarbeiten, fur den sie ihm Gbermittelt worden sind. Eine Verarbeitung fir andere
Zwecke ist unter Beachtung des § 43 Absatz 2 und 4 zulassig; im Falle des Absatzes 3 gilt
dies nur, soweit zusatzlich die Bundespolizei zustimmt. Bei Ubermittlungen an nichtoffent-
liche Stellen hat die Bundespolizei die empfangende Stelle darauf hinzuweisen.

(6) Die Verantwortung fiir die Zulassigkeit der Ubermittlung tragt die Bundespolizei.
Erfolgt die Ubermittlung auf Grund eines Ersuchens einer offentlichen Stelle nach
Absatze 1 und 2, tragt diese die Verantwortung. In diesem Fall pruft die Bundespolizei nur,
ob das Ersuchen im Rahmen der Aufgaben des Empfangers liegt, es sei denn, dass be-
sonderer Anlass zur Priifung der Zulassigkeit der Ubermittlung besteht. Es sind angemes-
sene MalRnahmen zur ergreifen, um zu gewahrleisten, dass personenbezogene Daten, die
unrichtig, unvollstandig oder nicht mehr aktuell sind, nicht Gbermittelt oder bereitgestellt
werden. Die Qualitdt der personenbezogenen Daten ist, soweit durchflhrbar, vor jeder
Ubermittlung oder Bereitstellung zu priifen. Bei jeder Ubermittlung von personenbezogenen
Daten werden nach Méglichkeit die erforderlichen Informationen beigefligt, die es der emp-
fangenden Behodrde gestatten, die Richtigkeit, die Vollstandigkeit und Zuverlassigkeit der
personenbezogenen Daten und deren Aktualitat zu beurteilen. Bestehen nach Unionsrecht
oder aufgrund anderer Rechtsvorschriften besondere Bedingungen flr die Verarbeitung der
Daten, ist die empfangende Behdrde hierauf hinzuweisen.
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(7) Inden Fallen des Absatzes 3 hat die Bundespolizei einen Nachweis zu fuhren, aus
dem Anlass, Inhalt, Empfanger und Tag der Ubermittlung ersichtlich sind. Die Nachweise
sind gesondert aufzubewahren, gegen unberechtigten Zugriff zu sichern und am Ende des
Kalenderjahres, das dem Jahr ihrer Erstellung folgt, zu vernichten. Die Vernichtung unter-
bleibt, solange der Nachweis fur Zwecke der Datenschutzkontrolle bendtigt wird oder Grund
zu der Annahme besteht, dass im Fall einer Vernichtung schutzwiirdige Interessen des Be-
troffenen beeintrachtigt wirden.

(8) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach Absatze 1 und 2 Gbermittelt werden
durfen, weitere personenbezogene Daten der betroffenen Person oder eines Dritten in Ak-
ten so verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur mit unverhaltnismaligem Aufwand
moglich ist, so ist die Ubermittlung auch dieser Daten zuldssig, soweit nicht berechtigte
Interessen der betroffenen Person oder eines Dritten an der Geheimhaltung offensichtlich
Uberwiegen. Eine Verwendung dieser Daten ist unzulassig.

(9) Die Einrichtung eines automatisierten Abrufverfahrens, das die Ubermittlung von
bei der Bundespolizei verarbeiteten personenbezogenen Daten ermdglicht, ist nur zur Er-
fullung polizeilicher Aufgaben und nur mit Zustimmung des Bundesministeriums des Innern
zulassig, soweit diese Form der Datenubermittlung unter Berticksichtigung der schutzwr-
digen Interessen der betroffenen Person wegen der Vielzahl der Ubermittlungen oder we-
gen ihrer besonderen Eilbedirftigkeit angemessen ist. Die Berechtigung zum Abruf darf,
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur den in Absatz 1 bezeichneten Stellen
eingeraumt werden.

§ 54

Ubermittlung personenbezogener Daten an Mitgliedstaaten der Europiischen Union
und Schengen-assoziierte Staaten

§ 53 Absatz 1 bis 5 und 7 bis 9 gilt entsprechend fir die Ubermittlung von personenbe-
zogenen Daten an

1. Offentliche und nichtoffentliche Stellen in Mitgliedstaaten der Europaischen Union,

2. zwischen- und Uberstaatliche Stellen der Europaischen Union oder deren Mitgliedstaa-
ten, die mit Aufgaben der Verhitung und Verfolgung von Straftaten befasst sind und

3. offentliche und nichtéffentliche Stellen in Staaten sowie zwischen- und Uberstaatliche
Stellen in Staaten, welche die Bestimmungen des Schengen-Besitzstandes auf Grund
eines Assoziierungsibereinkommens mit der Europaischen Union Uber die Umset-
zung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstandes anwenden.

Die Verantwortung fur die Zulassigkeit der Datentbermittlung tragt die Bundespolizei. Fur
die Ubermittlung an Polizei- und Justizbehdrden sowie an sonstige fiir die Verhiitung oder
Verfolgung von Straftaten zustandige offentliche Stellen zum Zwecke der Verfolgung von
Straftaten und zur Strafvollstreckung bleiben die Vorschriften Uber die internationale
Rechtshilfe in strafrechtlichen Angelegenheiten unberihrt. Die Zulassigkeit der Ubermitt-
lung personenbezogener Daten durch die Bundespolizei an eine Polizeibehdrde oder eine
sonstige flr die Verhutung und Verfolgung von Straftaten zustéandige 6ffentliche Stelle eines
Mitgliedstaates der Europaischen Union auf der Grundlage besonderer volkerrechtlicher
Vereinbarungen bleibt unbertihrt. § 53 Absatz 6 Satz 3 bis 6 gilt entsprechend.
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§ 55

Dateniibermittlung und -bereitstellung an Mitgliedstaaten der Europaischen Union
und Schengen-assoziierte Staaten gemag der Richtlinie (EU) 2023/977

(1) Fur die Ubermittlung von Daten an Polizeibehérden oder sonstige fiir die Verh-
tung oder Verfolgung von Straftaten zusténdige o6ffentliche Stellen in den Mitgliedstaaten
der Europaischen Union und der in § 54 Satz 1 Nummer 3 genannten Staaten gelten im
Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2023/977 erganzend zu den §§ 53 und 54 die
nachstehenden Regelungen. Im Rahmen der Wahrnehmung der Aufgabe nach § 13 gelten
gemal § 54 Satz 3 die §§ 286 bis 293 des Gesetzes Uber die internationale Rechtshilfe in
Strafsachen. § 3 des Bundeskriminalamtgesetzes bleibt unberihrt.

(2) Eine fur die Ubermittlung von Daten nach deutschem Recht erforderliche Erlaubnis
durch eine Justizbehorde ist unverzuglich einzuholen.

(3) Bei der Ubermittlung oder Bereitstellung von Daten ist mitzuteilen, dass die Ver-
wendung als Beweismittel in einem Gerichtsverfahren unzulassig ist, es sei denn,

1. es liegt eine Zustimmung derjenigen Stelle vor, die fur eine Zustimmung der Verwen-
dung als Beweismittel zustandig ist, oder

2. die Verwendung als Beweismittel ist durch eine anwendbare volkerrechtliche Verein-
barung oder einen unmittelbar anwendbaren Rechtsakt der Europaischen Union zuge-
lassen.

Die Zustandigkeit fur die Zustimmung einer Verwendung als Beweismittel nach
Satz 1 Nummer 1 richtet sich nach den Vorschriften Uber die internationale Rechtshilfe in
Strafsachen.

(4) Ersucht die Bundespolizei als benannte Stelle im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 der
Richtlinie (EU) 2023/977 Daten bei einer zentrale Kontaktstelle eines anderen Mitglieds-
staats der Europaischen Union oder eines der in § 54 Satz 1 Nummer 3 genannten Staa-
ten, erfolgt dies in einer Sprache, die der Staat fiir diese Zwecke zugelassenen hat. Dem
Bundeskriminalamt als zentrale Kontaktstelle ist eine Kopie zu Ubermitteln.

(5) Ein an eine zentrale Kontaktstelle gerichtetes Ersuchen muss mindestens die fol-
genden Angaben enthalten:

1. die Angabe, ob das Ersuchen dringend ist und, wenn dies der Fall ist, Angabe der
Grunde fir die Dringlichkeit,

2. eine Prazisierung der angeforderten Informationen, die so detailliert ist, wie dies unter
den gegebenen Umstanden in angemessener Weise madglich ist,

3. die Beschreibung des Zwecks, zu dem die Informationen angefordert werden, ein-
schlieBlich einer Beschreibung des Sachverhalts und der zugrundeliegenden Straftat
und

4. etwaige Beschrankungen einer Verwendung der in dem Ersuchen enthaltenen Infor-
mationen zu anderen Zwecken als denen, fiir die sie Ubermittelt wurden.

(6) Bei der Ubermittlung von Daten an Polizeibehdrden oder sonstige fiir die Verh-
tung oder Verfolgung von Straftaten zustandige 6ffentliche Stellen, die nicht zugleich zent-
rale Kontaktstellen sind, ist dem Bundeskriminalamt sowie der zentralen Kontaktstelle des
jeweiligen Staats gleichzeitig eine Kopie der Daten zu Gbermitteln.
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(7) Daten, welche die Bundespolizei selbst erhoben hat, sind unter den Voraussetzun-
gen von § 54 in Verbindung mit § 53 aus eigener Initiative dem Mitgliedstaaten oder zu-
standigen Strafverfolgungsbehoérden zu Ubermitteln oder bereitzustellen, wenn tatsachliche
Anhaltspunkte dafir vorliegen, dass diese Daten fiir einen anderen Mitgliedstaat der Euro-
paischen Union oder einen der in § 54 Satz 1 Nummer 3 genannten Staaten zum Zwecke
der Verhutung von Straftaten nach Artikel 2 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2023/977 relevant
sein kénnen und diese Daten dem Mitgliedstaat nicht bereits anderweitig GUbermittelt oder
bereitgestellt wurden.

§ 56
Ubermittlung personenbezogener Daten im internationalen Bereich

(1) Die Bundespolizei kann unter Beachtung des § 43 Absatz 2 und 4 und unter Be-
achtung der §§ 78 bis 80 des Bundesdatenschutzgesetzes an Polizei- und Justizbehdrden
sowie an sonstige fur die Verhitung oder Verfolgung von Straftaten zustandige 6ffentliche
Stellen in anderen als den in § 54 genannten Staaten (Drittstaaten) und an andere als die
in § 54 genannten zwischen- und Uberstaatlichen Stellen, die mit Aufgaben der Verhutung
oder Verfolgung von Straftaten befasst sind, personenbezogene Daten Ubermitteln, soweit
dies zu Zwecken im Sinne des § 45 Bundesdatenschutzgesetzes erforderlich ist

1. zur ErfGllung einer ihr obliegenden Aufgabe,

2. zur Abwehr einer im Einzelfall bestehenden erheblichen Gefahr fur die offentliche Si-
cherheit.

Entsprechendes gilt, wenn Anhaltspunkte dafur vorliegen, dass Straftaten von erheblicher
Bedeutung begangen werden sollen.

(2) Die Bundespolizei kann unter den Voraussetzungen des § 81 des Bundesdaten-
schutzgesetzes und unter Beachtung des § 43 Absatz 2 und 4 personenbezogene Daten
an die in § 81 des Bundesdatenschutzgesetzes genannten Stellen tGbermitteln, soweit dies
zu den in Absatz 1 genannten Zwecken erforderlich ist. Nach MaRgabe von Kapitel V der
Verordnung (EU) 2016/679 kann die Bundespolizei unter den Voraussetzungen des
Satzes 1 an andere als die in Absatz 1 genannten zwischen- und Uberstaatlichen Stellen
personenbezogene Daten Gbermitteln, soweit dies erforderlich ist

1. zur Erfullung einer ihr obliegenden Aufgabe oder

2. zur Abwehr einer im Einzelfall bestehenden erheblichen Gefahr fiir die offentliche Si-
cherheit.

Entsprechendes gilt, wenn tatsachliche Anhaltspunkte daflr vorliegen, dass Straftaten von
erheblicher Bedeutung begangen werden sollen.

(3) Die Verantwortung fiir die Zulassigkeit der Ubermittlung tragt die Bundespolizei.
§ 54 Satz 3 gilt entsprechend. Die Bundespolizei hat die Ubermittlung und ihren Anlass auf-
zuzeichnen. Die empfangende Stelle personenbezogener Daten ist darauf hinzuweisen,
dass sie nur zu dem Zweck genutzt werden dirfen, zu dem sie Ubermittelt worden sind.
Ferner ist ihr der bei der Bundespolizei vorgesehene Loschungszeitpunkt mitzuteilen.

(4) Volkerrechtliche Vereinbarungen (iber die Ubermittlung personenbezogener Daten
bleiben unberuhrt.
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§ 57

Ubermittlungsverbote und Verweigerungsgriinde

(1) Die Datentbermittlung nach den Vorschriften dieses Gesetzes unterbleibt, wenn
fur die Bundespolizei erkennbar ist, dass unter Berlicksichtigung der Art der Daten und ihrer
Erhebung die schutzwurdigen Interessen der betroffenen Person das Allgemeininteresse
an der Ubermittlung Uberwiegen.

(2) Die Datenlbermittlung nach den § 54 und § 55 unterbleibt Gber die in Absatz 1
genannten Grinde hinaus auch dann,

1.  wenn hierdurch wesentliche Sicherheitsinteressen des Bundes oder der Lander beein-
trachtigt wirden,

2. wenn hierdurch der Erfolg laufender Ermittlungen oder Leib, Leben oder Freiheit einer
Person gefahrdet wirde,

3. soweit Grund zu der Annahme besteht, dass durch sie gegen den Zweck eines deut-
schen Gesetzes verstolien wirde oder

4. wenn tatsdchliche Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass die Ubermittlung der Daten zu
den in der Charta der Grundrechte der Europaischen Union enthaltenen Grundsatzen,
insbesondere dadurch, dass durch die Nutzung der tbermittelten Daten im Empfan-
gerstaat Verletzungen von elementaren rechtsstaatlichen Grundsatzen oder Men-
schenrechtsverletzungen drohen, in Widerspruch stiinde.

(3) Die Bundespolizei berlicksichtigt im Rahmen der Prifung, ob die Datentbermitt-
lung nach Absatz 2 Nummer 4 zu unterbleiben hat, insbesondere die in § 28 Absatz 3 des

Bundeskriminalamtgesetzes genannten Erkenntnisquellen, landerspezifische Quellen so-
wie sonstige Quellen der Sicherheitsbehdrden.

§ 58
Abgleich personenbezogener Daten
(1) Die Bundespolizei kann personenbezogene Daten mit Daten abgleichen, die sie
zur Erfullung der ihr obliegenden Aufgaben weiterverarbeitet oder fir die sie Berechtigung
zum Abruf hat,

1. zur polizeilichen Kontrolle des grenziuberschreitenden Verkehrs oder

2. wenn Grund zu der Annahme besteht, dass dies zur Erfullung einer sonstigen Aufgabe
der Bundespolizei erforderlich ist.

Die Bundespolizei kann ferner im Rahmen ihrer Aufgabenerfiillung erlangte personenbezo-
gene Daten mit dem Fahndungsbestand abgleichen. Die betroffene Person kann fir die
Dauer des Abgleichs angehalten werden.

(2) Rechtsvorschriften Uber den Datenabgleich in anderen Fallen bleiben unberuhrt.
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Titel 3

Freiheitsbeschrankende und freiheitsentziehende Mal-
nahmen und Durchsuchung

§ 59
Platzverweisung

Die Bundespolizei kann zur Abwehr einer Gefahr eine Person voriibergehend von ei-
nem Ort verweisen oder ihr voriibergehend das Betreten eines Ortes verbieten.

§ 60
Aufenthaltsverbot

Die Bundespolizei kann einer Person fiir hochstens 3 Monate den Aufenthalt an einem
Ort untersagen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Person dort innerhalb
eines uUbersehbaren Zeitraums eine Straftat im Sinne des § 13 Absatz 1 von erheblicher
Bedeutung oder eine Straftat, die die Sicherheit des Luftverkehrs in erheblichem Male be-
eintrachtigt, begehen wird. Das Verbot ist zeitlich und 6értlich auf den zur Verhitung der
Straftat erforderlichen Umfang zu beschranken. Es hat berechtigte Interessen der betroffe-
nen Person zu berlcksichtigen. Die Verlangerung der MaRnahme bedarf der richterlichen
Entscheidung. Zustandig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Polizeidienststelle ihren
Sitz hat. FUr das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes Uber das Verfahren in
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend.
Die Anordnung sowie deren Verlangerung sind sofort vollziehbar. Die Vorschriften des Ver-
sammlungsrechts bleiben unberinhrt.

§ 61
Gewahrsam
(1) Die Bundespolizei kann eine Person in Gewahrsam nehmen, wenn dies

1. zum Schutz der Person gegen eine Gefahr fur Leib oder Leben erforderlich ist, insbe-
sondere weil die Person sich erkennbar in einem die freie Willensbestimmung aus-
schliefenden Zustand oder sonst in hilfloser Lage befindet,

2. unerlasslich ist, um eine Platzverweisung nach § 59 oder ein Aufenthaltsverbot nach
§ 60 durchzusetzen,

3. unerlasslich ist, um die unmittelbar bevorstehende Begehung oder Fortsetzung einer
Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit von erheblicher Bedeutung fur die Allgemeinheit
zu verhindern, oder

4. unerlasslich ist, um eine Ausreiseuntersagung durchzusetzen, die auf Grund von § 10
Absatz 1 Satz 1 und 2 Halbsatz 1 des Passgesetzes oder Rechtsvorschriften, die auf
diese Norm Bezug nehmen, erlassen wurde.

(2) Die Bundespolizei kann Minderjahrige, die der Obhut der personensorgeberech-
tigten Person widerrechtlich entzogen wurden oder sich dieser entzogen haben, in
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Gewahrsam nehmen, damit sie der sorgeberechtigten Person oder dem Jugendamt zuge-
fuhrt werden kénnen. Die MaRnahmen gegenliber Minderjahrigen sollen in kindgerechter
Weise und unter Bericksichtigung kinderspezifischer Bedurfnisse durchgefiihrt werden.

(3) Die Bundespolizei kann eine Person, die aus dem Vollzug von Untersuchungshaft,
Freiheitsstrafen, Jugendstrafen oder freiheitsentziehenden Malregeln der Besserung und
Sicherung entwichen ist oder sich sonst ohne Erlaubnis auf3erhalb der Justizvollzugsanstalt
oder einer Anstalt nach den §§ 63 und 64 des Strafgesetzbuches aufhalt, in Gewahrsam
nehmen, damit sie in die Anstalt zurickgebracht werden kann.

(4) Die Bundespolizei kann eine Person in Gewahrsam nehmen, um einem Ersuchen,
das eine Freiheitsentziehung zum Inhalt hat, nachzukommen.

§ 62
Richterliche Entscheidung

(1) Wird eine Person auf Grund des § 26 Absatz 3 Satz3, § 28 Absatz 3,
§ 61 Absatz 1 oder 2 oder § 66 Absatz 5 festgehalten, hat die Bundespolizei unverziglich
eine richterliche Entscheidung Uber Zulassigkeit und Fortdauer der Freiheitsentziehung her-
beizufiihren, es sei denn, die Herbeiflihrung der richterlichen Entscheidung wirde voraus-
sichtlich langere Zeit in Anspruch nehmen, als zur Durchflihrung der MalRnahme notwendig
ware.

(2) Fur die Entscheidung nach Absatz 1 ist das Amtsgericht zustandig, in dessen Be-
zirk die Person festgehalten wird. Das Verfahren richtet sich nach Buch 7 des Gesetzes
uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit. Satz 1 gilt fur die Anordnung der Fortdauer der Freiheitsentziehung entsprechend.

(3) Im Fall des § 61 Absatz 4 hat die ersuchende Behorde der Bundespolizei mit dem
Ersuchen auch die richterliche Entscheidung Uber die Zulassigkeit der Freiheitsentziehung
vorzulegen. Ist eine vorherige richterliche Entscheidung nicht ergangen, hat die Bundespo-
lizei die festgehaltene Person zu entlassen, wenn die ersuchende Behoérde diese nicht tUber-
nimmt oder die richterliche Entscheidung nicht unverzuglich nachtraglich beantragt.

§ 63
Behandlung festgehaltener Personen

(1) Wird eine Person auf Grund des § 26 Absatz3 Satz3, § 28 Absatz 3,
§ 61 Absatz 1 oder 2 oder § 66 Absatz 5 festgehalten, sind ihr unverziglich der Grund die-
ser Ma3nahme und die zuldssigen Rechtsbehelfe bekanntzugeben.

(2) Der festgehaltenen Person ist unverzliglich Gelegenheit zu geben, einen Angeho-
rigen oder eine Person ihres Vertrauens zu benachrichtigen, soweit dadurch der Zweck der
Freiheitsentziehung nicht geféahrdet wird. Die Bundespolizei hat die Benachrichtigung zu
Ubernehmen, wenn die festgehaltene Person nicht in der Lage ist, von dem Recht nach
Satz 1 Gebrauch zu machen und die Benachrichtigung ihrem mutmaflichen Willen nicht
widerspricht. Ist die festgehaltene Person minderjahrig oder ist fur sie ein Betreuer bestellt,
so ist in jedem Falle unverziglich derjenige zu benachrichtigen, dem die Sorge fir die Per-
son oder die Betreuung der Person nach dem ihm Ubertragenen Aufgabenkreis obliegt. Die
Benachrichtigungspflicht bei einer richterlichen Freiheitsentziehung bleibt unberihrt.
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(3) Die in Gewahrsam genommene Person ist darauf hinzuweisen, dass sie das Recht
hat, die Untersuchung durch eine Arztin oder einen Arzt ihrer Wahl auf eigene Kosten zu
verlangen.

(4) Die festgehaltene Person soll gesondert, insbesondere ohne ihre Einwilligung nicht
in demselben Raum mit Straf- oder Untersuchungsgefangenen untergebracht werden.
Manner und Frauen sollen getrennt untergebracht werden. Der festgehaltenen Person dur-
fen nur solche Beschrankungen auferlegt werden, die der Zweck der Freiheitsentziehung
oder die Ordnung im Gewahrsam erfordert.

§ 64
Bild- und Toniiberwachung von Gewahrsamsraumen

(1) Die Bundespolizei kann in ihren polizeilichen Gewahrsamsbereichen einschliel-
lich der Gewahrsamsraume durch die offene Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen
personenbezogene Daten erheben und weiterverarbeiten, soweit diese Mallnahme zum
Schutz der festgehaltenen Person oder von anwesenden Polizeivollzugsbeamtinnen oder
Polizeivollzugsbeamten erforderlich ist.

(2) Befindet sich keine Polizeivollzugsbeamtin und kein Polizeivollzugsbeamter in dem
Gewahrsamsraum der festgehaltenen Person, darf die Bundespolizei durch die offene An-
fertigung von Bildaufzeichnungen personenbezogene Daten nur erheben und weiterverar-
beiten, soweit dies zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr fur Leib oder Leben der festge-
haltenen Person oder der hochstens kurzzeitigen Erforschung dieser Gefahr erforderlich
ist.

(3) Die Datenerhebung ist fir die festgehaltene Person wahrnehmbar und verstandlich
durch ein optisches oder akustisches Signal anzuzeigen. Der Schutz der Intimsphare der
festgehaltenen Person ist zu wahren.

(4) Beginn, Ende, Umfang und Anlass der Mallinahmen nach den Absatzen 1 und 2
sind zu dokumentieren.

(5) Fur die Falle des Absatzes 1 findet § 32 Absatz 4 entsprechende Anwendung. In
den Fallen des Absatzes 2 findet keine Speicherung statt.

§ 65
Dauer der Freiheitsentziehung
(1) Die festgehaltene Person ist zu entlassen,
1. sobald der Grund fiir die MalRnahme weggefallen ist,

2. wenn die Fortdauer der Freiheitsentziehung durch richterliche Entscheidung fir unzu-
lassig erklart wird,

3. in jedem Falle spatestens bis zum Ende des Tages nach dem Ergreifen, wenn nicht
vorher die Fortdauer der Freiheitsentziehung durch richterliche Entscheidung angeord-
net ist.

Die Fortdauer der Freiheitsentziehung kann auf Grund dieses Gesetzes nur in den Fallen
des § 61 Absatz 1 Nummer 3 durch richterliche Entscheidung angeordnet werden, wenn
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eine Straftat nach den §§ 125, 125a des Strafgesetzbuches, eine gemeinschaftlich began-
gene Notigung nach § 240 des Strafgesetzbuches oder eine Straftat nach § 13 Absatz 1
von erheblicher Bedeutung begangen worden ist und Anhaltspunkte daftir vorliegen, dass
die betroffene Person sich an einer solchen Straftat beteiligt hat oder beteiligen wollte und
ohne die Freiheitsentziehung eine Fortsetzung dieser Verhaltensweise zu erwarten ist. In
der Entscheidung ist die héchstzuldssige Dauer der Freiheitsentziehung zu bestimmen; sie
darf nicht mehr als 4 Tage betragen.

(2) Eine Freiheitsentziehung zum Zweck der Feststellung der Identitat darf die Dauer
von insgesamt 12 Stunden nicht Uberschreiten.

§ 66
Durchsuchung und koérperliche Untersuchung von Personen; Entnahme von Blut-
proben
(1) Die Bundespolizei kann aulder in den Fallen des

§ 26 Absatz 3 Satz 4 und Absatz 5 Satz 2 eine Person durchsuchen, wenn
1. sie nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften festgehalten werden kann,

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie Sachen mit sich flhrt, die sichergestellt
werden durfen,

3. sie sich erkennbar in einem die freie Willensbestimmung ausschlieRenden Zustand o-
der sonst in hilfloser Lage befindet,

4. sie sich in einem Objekt im Sinne des § 26 Absatz 1 Nummer 4 oder in dessen unmit-
telbarer Nahe aufhalt und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dort Straftaten
begangen werden sollen, durch die in oder an diesen Objekten befindliche Personen
oder diese Objekte selbst unmittelbar gefahrdet sind, und die Durchsuchung auf Grund
der Gefahrdungslage oder auf die Person bezogener Anhaltspunkte erforderlich ist,

5. sie nach § 51 zur Kontrolle ausgeschrieben ist,
6. gegenlber der Person MalRnahmen nach § 23 Absatz 3 durchgeflihrt werden.

(2) Zur Erfullung der Aufgaben nach § 8 kann die Bundespolizei ferner eine Person
durchsuchen, wenn sie

1. sich an einem der in § 26 Absatz 2 Nummer 1 bezeichneten Orte aufhalt oder

2. sich in einem Objekt im Sinne des § 26 Absatz 2 Nummer 2 oder in dessen unmittel-
barer Nahe aufhalt und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass in oder an diesen
Objekten Straftaten begangen werden sollen, durch die in oder an diesen Objekten
befindliche Personen oder diese Objekte selbst unmittelbar gefahrdet sind, und die
Durchsuchung auf Grund der Gefahrdungslage oder von auf die Person bezogener
Anhaltspunkte erforderlich ist.

(3) Die Bundespolizei kann eine Person, deren Identitat nach diesem Gesetz oder an-
deren Rechtsvorschriften festgestellt werden kann, nach Waffen, Explosionsmitteln und an-
deren gefahrlichen Gegenstdnden durchsuchen, wenn dies nach den Umstédnden zum
Schutz von Beamtinnen oder Beamten der Bundespolizei, der Person selbst oder eines
Dritten gegen eine Gefahr fur Leib oder Leben erforderlich ist.
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(4) Personen diirfen nur von Personen gleichen Geschlechts oder von Arztinnen oder
Arzten durchsucht werden. Bei berechtigtem Interesse soll dem Wunsch, die Durchsuchung
einer Person bestimmten Geschlechts zu lbertragen, entsprochen werden; hierauf ist die
zu durchsuchende Person hinzuweisen. Die Satze 1 und 2 gelten nicht, wenn die sofortige
Durchsuchung zum Schutz gegen eine Gefahr fir Leib oder Leben erforderlich ist.

(5) Die Person kann festgehalten und zur Dienststelle mitgenommen werden, wenn
die Durchsuchung auf andere Weise nicht oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten
durchgefthrt werden kann.

(6) Zur Abwehr einer Gefahr fir Leib oder Leben der Beschéftigten der Bundespolizei
kénnen Personen korperlich untersucht sowie Abstriche und Blutproben entnommen wer-
den, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine Ubertragung besonders ge-
fahrlicher Krankheitserreger auf Beschaftigte der Bundespolizei wahrend der Dienstaus-
Ubung stattgefunden haben kénnte und die Kenntnis des Untersuchungsergebnisses flr
die Abwehr der Gefahr erforderlich ist. Die Malinahme bedarf auler bei Gefahr im Verzug
der richterlichen Anordnung. Zustandig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Polizeibe-
hérde ihren Sitz hat. FUr das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes tber das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit
Ausnahme des § 23 Abs. 2 und des § 37 Abs. 2 entsprechend. Die Anordnung ist mit Erlass
wirksam. Mafnahmen nach Satz 1 dirfen nur von Arztinnen oder Arzten durchgefiihrt wer-
den.

§ 67
Durchsuchung von Sachen

(1) Die Bundespolizei kann aulder in den Fallen des
§ 26 Absatz 3 Satz 4 und Absatz 5 Satz 2 eine Sache durchsuchen, wenn

1. sie von einer Person mitgefuhrt wird, die nach § 66 durchsucht werden darf,

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihr eine Person befindet, die
a) in Gewahrsam genommen werden darf,
b) widerrechtlich festgehalten wird oder
c) hilflos ist,

3. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihr eine andere Sache befindet, die
sichergestellt werden darf, oder

4. sie sich in einem Objekt im Sinne des § 26 Absatz 1 Nummer 4 oder in dessen unmit-
telbarer Nahe befindet und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass in oder an die-
sen Objekten Straftaten begangen werden sollen, durch die in oder an diesen Objekten
befindliche Personen oder diese Objekte selbst unmittelbar gefahrdet sind, und die
Durchsuchung auf Grund der Gefahrdungslage oder auf die Sache bezogener Anhalts-
punkte erforderlich ist,

5. es sich um ein Kraftfahrzeug handelt, dessen Kennzeichen nach § 51 zur gezielten
Kontrolle ausgeschrieben ist.

(2) Im Grenzgebiet bis zu einer Tiefe von 30 Kilometern kann die Bundespolizei eine
Sache auch zur Verhinderung oder Unterbindung unerlaubter Einreise in das Bundesgebiet
oder zur Verhttung von Straftaten im Sinne des § 13 Absatz 1 durchsuchen. Das in Satz 1
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genannte Grenzgebiet erstreckt sich im Kistengebiet von der seewartigen Begrenzung an
bis zu einer Tiefe von 80 Kilometern.

(3) Zur Erfillung der Aufgaben nach § 8 kann die Bundespolizei ferner eine Sache
durchsuchen, wenn

1. sie sich an einem der in § 26 Absatz 2 Nummer 1 bezeichneten Orte befindet,

2. sie sich in einem Objekt im Sinne des § 26 Absatz 2 Nummer 2 oder in dessen unmit-
telbarer Nahe befindet und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dort Straftaten
begangen werden sollen, durch die in oder an diesen Objekten befindliche Personen
oder diese Objekte selbst unmittelbar gefahrdet sind, und die Durchsuchung auf Grund
der Gefahrdungslage oder von auf die Sache bezogener Anhaltspunkte erforderlich ist,
oder

3. es sich um ein Land-, Wasser- oder Luftfahrzeug handelt, in dem sich eine Person
befindet, deren Identitat nach § 26 Absatz 2 Nummer 3 festgestellt werden darf; die
Durchsuchung kann sich auch auf die in dem Fahrzeug enthaltenen Sachen erstre-
cken.

(4) Bei der Durchsuchung von Sachen hat der Inhaber der tatsachlichen Gewalt das
Recht, anwesend zu sein. Ist er abwesend, so sollen sein Vertreter oder ein anderer Zeuge
hinzugezogen werden. Der Inhaber der tatsachlichen Gewalt ist auf Verlangen eine Be-
scheinigung Uber die Durchsuchung und ihren Grund zu erteilen.

§ 68
Betreten und Durchsuchung von Wohnungen

(1) Die Bundespolizei kann eine Wohnung ohne Einwilligung des Inhabers betreten
und durchsuchen, wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihr eine Person befindet, die nach
§ 28 Absatz 3 vorgeflhrt oder nach § 61 in Gewahrsam genommen werden darf,

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihr eine Sache befindet, die nach
§ 71 Absatz 1 Nummer 1 sichergestellt werden darf, oder

3. dies zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr fur Leib, Leben oder Freiheit einer Person
oder fur Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung im &ffentlichen Interesse ge-
boten ist, erforderlich ist.

Die Wohnung umfasst die Wohn- und Nebenrdume, Arbeits-, Betriebs- und Geschéfts-
raume sowie anderes befriedetes Besitztum.

(2) Wahrend der Nachtzeit (§ 104 Absatz 3 der Strafprozessordnung) ist das Betreten
und Durchsuchen einer Wohnung nur in den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 zu-
lassig.

(3) Wohnungen dirfen jedoch zur Verhitung dringender Gefahren jederzeit betreten
werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dort erfahrungsgemaf

1. Personen Straftaten im Sinne des § 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 verabreden,
vorbereiten oder veriben,

2. sich Personen verbergen, die solche Straftaten begangen haben, oder
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3. sich Personen ohne erforderlichen Aufenthaltstitel treffen.

(4) Zur Erfullung der Aufgaben nach § 8 kann die Bundespolizei Wohnungen zur Ab-
wehr dringender Gefahren jederzeit betreten, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass dort erfahrungsgemaf

1. Personen Straftaten verabreden, vorbereiten, veruben oder
2. sich Straftaterinnen oder Straftater verbergen.

(5) Arbeits-, Betriebs- und Geschaftsraume sowie andere Raume und Grundstlicke,
die der Offentlichkeit zuganglich sind, diirfen zum Zweck der Gefahrenabwehr im Rahmen
von der Bundespolizei zugewiesenen Aufgaben wahrend der Arbeits-, Geschafts- oder Auf-
enthaltszeit betreten werden.

§ 69
Verfahren bei der Durchsuchung von Wohnungen

(1) Durchsuchungen dirfen, auRer bei Gefahr im Verzug, nur richterlich angeordnet
werden. Zustandig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Wohnung liegt. Fur das Ver-
fahren gelten die Vorschriften des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des § 23 Absatz 2 und
des § 37 Absatz 2 entsprechend. Die Anordnung wird mit Erlass wirksam.

(2) Bei der Durchsuchung einer Wohnung hat der Wohnungsinhaber das Recht, an-
wesend zu sein. Ist sie oder er abwesend, so ist, wenn mdglich, seine Vertretung oder eine
erwachsene Angehorige oder ein erwachsener Angehdriger, eine erwachsene Hausgenos-
sin oder ein erwachsener Hausgenosse oder eine erwachsene Nachbarin oder ein erwach-
sener Nachbar hinzuzuziehen.

(3) Dem Wohnungsinhaber oder ihrer oder seiner Vertretung ist der Grund der Durch-
suchung unverziglich bekanntzugeben, soweit dadurch der Zweck der MaRnahmen nicht
gefahrdet wird.

(4) Uber die Durchsuchung ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie muss die verantwort-
liche Dienststelle, Grund, Zeit und Ort der Durchsuchung enthalten. Die Niederschrift ist
von einer durchsuchenden Beamtin oder einem durchsuchenden Beamten und dem Woh-
nungsinhaber oder der zugezogenen Person zu unterzeichnen. Wird die Unterschrift ver-
weigert, so ist hierlber ein Vermerk aufzunehmen. Dem Wohnungsinhaber oder seiner Ver-
tretung ist auf Verlangen eine Abschrift der Niederschrift auszuhandigen.

(5) Ist die Anfertigung der Niederschrift oder die Aushandigung einer Abschrift nach
den besonderen Umstanden des Falles nicht méglich oder wiirde sie den Zweck der Durch-
suchung gefahrden, so sind dem Wohnungsinhaber oder der hinzugezogenen Person le-
diglich die Durchsuchung unter Angabe der verantwortlichen Dienststelle sowie Zeit und
Ort der Durchsuchung schriftlich zu bestatigen.

§70
Schutz zeugnisverweigerungsberechtigter Personen

(1) MaRnahmen nach diesem Abschnitt, die sich gegen eine in § 53 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1, 2, 3 oder Nummer 4 der Strafprozessordnung genannte Person richten und
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voraussichtlich Erkenntnisse erbringen wurden, Uber die diese Person das Zeugnis verwei-
gern durfte, sind unzulassig. § 23 Absatz 4 bleibt unberihrt. Dennoch erlangte Erkennt-
nisse durfen nicht verwertet werden. Aufzeichnungen hierliber sind unverziglich zu 16-
schen. Die Tatsache ihrer Erlangung und Léschung ist zu dokumentieren. Die Satze 3 bis 5
gelten entsprechend, wenn durch eine Mal3hahme, die sich nicht gegen eine in § 53 Absatz
1 Satz 1 Nummer 1, 2, 3 oder Nummer 4 der Strafprozessordnung genannte Person richtet,
von einer dort genannten Person Erkenntnisse erlangt werden, Uber die sie das Zeugnis
verweigern durfte. Fur Personen nach § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Strafprozess-
ordnung gelten die Satze 1 bis 6 nur, soweit es sich um Rechtsanwalte oder Kammer-
rechtsbeistande handelt.

(2) Soweit durch eine MalRinahme eine in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 3a und 3b
oder Nummer 5 der Strafprozessordnung genannte Person betroffen ware und dadurch
voraussichtlich Erkenntnisse erlangt wiirden, Gber die diese Person das Zeugnis verwei-
gern durfte, ist dies im Rahmen der Prifung der Verhaltnismafigkeit unter Wirdigung des
offentlichen Interesses an den von dieser Person wahrgenommenen Aufgaben und des
Interesses an der Geheimhaltung der dieser Person anvertrauten oder bekannt geworde-
nen Tatsachen besonders zu berticksichtigen. Soweit hiernach geboten, ist die Mallnahme
zu unterlassen oder, soweit dies nach der Art der MalRnahme madglich ist, zu beschranken.
Fir Personen nach § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Strafprozessordnung gelten die
Satze 1 und 2 nur, soweit es sich nicht um Rechtsanwéalte oder Kammerrechtsbeistande
handelt.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit die in § 53a der Strafprozess-
ordnung genannten Personen das Zeugnis verweigern durften.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten nicht, sofern Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass die zeugnisverweigerungsberechtigte Person flir die Gefahr verantwortlich ist.

Titel 4

Erganzende Befugnisse, behdérdlicher Eigenschutz

§71
Sicherstellung
(1) Die Bundespolizei kann eine Sache sicherstellen,
1. um eine gegenwartige Gefahr abzuwehren,

2. um den Eigentimer oder die Person, die rechtmaRig die tatsachliche Gewalt innehat,
vor Verlust oder Beschadigung einer Sache zu schiitzen oder

3. wenn sie von einer Person mitgefuhrt wird, die nach diesem Gesetz oder anderen
Rechtsvorschriften festgehalten wird, und die Sache verwendet werden kann, um

a) sich zu téten oder zu verletzen,
b) Leben oder Gesundheit anderer zu schadigen,
c) fremde Sachen zu beschadigen oder

d) sich oder einem anderen die Flucht zu erméglichen oder zu erleichtern.
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(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann die Bundespolizei durch Pfan-
dung auch eine Forderung sowie sonstige Vermogensrechte sicherstellen. Die Vorschriften
der Zivilprozessordnung Uber die Zwangsvollstreckung in Forderungen und andere Vermoé-
gensrechte sind sinngemal anzuwenden.

§72
Verwahrung

(1) Sichergestellte Sachen sind in Verwahrung zu nehmen. Lasst die Beschaffenheit
der Sachen das nicht zu oder erscheint die Verwahrung bei der Bundespolizei unzweckma-
Rig, sind die Sachen auf andere geeignete Weise aufzubewahren oder zu sichern. In die-
sem Falle kann die Verwahrung auch einem Dritten Ubertragen werden.

(2) Der betroffenen Person ist eine Bescheinigung auszustellen, die den Grund der
Sicherstellung erkennen Iasst und die sichergestellten Sachen bezeichnet. Kann nach den
Umstanden des Falles eine Bescheinigung nicht ausgestellt werden, so ist Uber die Sicher-
stellung eine Niederschrift aufzunehmen, die auch erkennen lasst, warum eine Bescheini-
gung nicht ausgestellt worden ist. Der Eigentumer oder die Person, die rechtmafig die tat-
sachliche Gewalt innehat, ist unverziglich zu unterrichten.

(3) Wird eine sichergestellte Sache verwahrt, so hat die Bundespolizei nach Maglich-
keit Wertminderungen vorzubeugen. Das gilt nicht, wenn die Sache durch den Dritten auf
Verlangen einer berechtigten Person verwahrt wird.

(4) Die verwahrten Sachen sind zu verzeichnen und so zu kennzeichnen, dass Ver-
wechslungen vermieden werden.

§73
Verwertung
(1) Die Verwertung einer sichergestellten Sache ist zulassig, wenn
1. ihr Verderb oder eine wesentliche Wertminderung droht,

2. ihre Verwahrung, Pflege oder Erhaltung mit unverhaltnismafRig hohen Kosten oder
Schwierigkeiten verbunden ist,

3. sie infolge ihrer Beschaffenheit nicht so verwahrt werden kann, dass weitere Gefahren
fur die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung ausgeschlossen sind,

4. sie nach einer Frist von einem Jahr nicht an eine berechtigte Person herausgegeben
werden kann, ohne dass die Voraussetzungen der Sicherstellung erneut eintreten wur-
den, oder

5. die berechtigte Person sie nicht innerhalb einer ausreichend bemessenen Frist abholt,
obwonhl ihr eine Mitteilung Uber die Frist mit dem Hinweis zugestellt worden ist, dass
die Sache verwertet wird, wenn sie nicht innerhalb der Frist abgeholt wird.

(2) Die betroffene Person, der Eigentiumer und andere Personen, denen ein Recht an
der Sache zusteht, sollen vor der Verwertung gehort werden. Die Anordnung sowie Zeit und
Ort der Verwertung sind ihnen mitzuteilen, soweit die Umstande und der Zweck der Mal3-
nahmen es erlauben.
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(3) Die Sache wird durch 6ffentliche Versteigerung verwertet; § 979 Absatz 1 des Bur-
gerlichen Gesetzbuchs gilt entsprechend. Bleibt die Versteigerung erfolglos, erscheint sie
von vornherein aussichtslos oder wiirden die Kosten der Versteigerung voraussichtlich den
zu erwartenden Erlds Gbersteigen, so kann die Sache freihandig verkauft werden. Der Erlds
tritt an die Stelle der verwerteten Sache. Lasst sich innerhalb angemessener Frist kein Kau-
fer finden, so kann die Sache einem gemeinnutzigen Zweck zugefuhrt werden.

§74
Unbrauchbarmachung, Vernichtung und Einziehung

(1) Sichergestellte Sachen kdnnen unbrauchbar gemacht, vernichtet oder eingezogen
werden, wenn

1. im Falle einer Verwertung die Grinde, die zu ihrer Sicherstellung berechtigten, fortbe-
stehen oder Sicherstellungsgrinde erneut entstehen wiirden oder

2. die Verwertung aus anderen Griinden nicht moglich ist.
§ 73 Absatz 2 gilt entsprechend.

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 kann die Bundespolizei auch eine
Forderung sowie sonstige Vermdgensrechte einziehen. Die Vorschriften der Zivilprozess-
ordnung Uber die Zwangsvollstreckung in Forderungen und andere Vermdgensrechte sind
sinngemafl anzuwenden.

§75
Beendigung der Sicherstellung, Gebiihren und Auslagen

(1) Sobald die Voraussetzungen fur die Sicherstellung weggefallen sind, ist die Si-
cherstellung zu beenden. Die Beendigung der Sicherstellung ist ausgeschlossen, wenn
dadurch erneut die Voraussetzungen fur eine Sicherstellung eintreten wirden.

(2) Sachen sind an denjenigen herauszugeben, bei dem sie sichergestellt worden
sind. Ist die Herausgabe an ihn nicht mdglich, kdnnen sie an einen anderen herausgegeben
werden, der seine Berechtigung glaubhaft macht. Sind sichergestellte Sachen verwertet
worden, ist der Erl6s herauszugeben. Ist eine berechtigte Person nicht vorhanden oder
nicht zu ermitteln, ist der Erlés nach den Vorschriften des Burgerlichen Gesetzbuches zu
hinterlegen. Der Anspruch auf Herausgabe des Erléses erlischt ein Jahr nach Ablauf des
Jahres, in dem die Sache verwertet worden ist.

(3) Die Beendigung der Sicherstellung kann von der Zahlung der Gebuhren und Aus-
lagen abhangig gemacht werden. Ist eine Sache verwertet worden, kdnnen die Geblhren
und Auslagen aus dem Erldés gedeckt werden. § 15 Absatz 3 des Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes findet keine Anwendung.

(4) § 983 des Blrgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberihrt.
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§76
Einstellungsiiberpriufung

(1) Fur Personen, die erstmalig flr die Bundespolizei tatig werden sollen (betroffene
Personen), ist eine Einstellungstberprifung durchzufihren. Dabei ist zu prifen, ob Er-
kenntnisse vorliegen, die Zweifel daran begrinden kdnnen, dass die betroffene Person die
Gewahr dafur bietet, jederzeit fur die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne
des Grundgesetzes einzutreten, und Uber die erforderliche charakterliche Eignung verfigt.

(2) Die betroffene Person erklart sich zu Beziehungen zu kriminellen oder terroristi-
schen Vereinigungen sowie zu Personenzusammenschlissen oder Einzelpersonen, die
Bestrebungen im Sinne des § 3 Absatz 1 des Bundesverfassungsschutzgesetzes verfol-
gen.

(3) Zum Zwecke der Einstellungsitberprifung stellt die Bundespolizei die Identitat der
betroffenen Person fest und trifft folgende MaRnahmen:

1. SicherheitsmafRige Bewertung der Angaben in der Sicherheitserklarung unter Berlick-
sichtigung der Erkenntnisse der Verfassungsschutzbehdrden des Bundes und der Lan-
der,

2. Einholung eines erweiterten Flihrungszeugnisses nach § 31 BZRG und Ersuchen um
eine Datenubermittlung aus dem Zentralen staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregis-
ter,

3. Abfrage des eigenen Datenbestandes der Bundespolizei sowie Anfragen an das Bun-
deskriminalamt, die Polizeibeh6rden der Lander und die Nachrichtendienste des Bun-
des.

(4) Soweit im Einzelfall erforderlich, kann die Bundespolizei die weitere Ermittlungen
anstellen, insbesondere

1. diein § 34 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 10 und 12 sowie Satz 2 Nummer 1 des Bun-
desmeldegesetzes bezeichneten Meldedaten abrufen,

2. bei der betroffenen Person eine erganzende Erklarung zu den Adressen eigener Inter-
netseiten sowie der Mitgliedschaften in sozialen Netzwerken im Internet, einschlielich
der verwendeten Nutzernamen sowie die Ablichtung eines amtlichen ldentitatsdoku-
ments und eines aktuellen Lichtbildes anfordern,

3. Informationen auf offentlich zuganglichen Internetplattformen einschliel3lich sozialer
Netzwerke in erforderlichem Mal3e einholen,

4. Abfragen aus dem Fahreignungsregister und dem Gewerbezentralregister einholen,

5. Abfragen Uber das Vorliegen von Informationen bei allen Polizeidienststellen der
Wohnsitze der letzten 10 Jahre stellen sowie

6. Nachweise uUber samtliche berufliche Tatigkeiten, Beschaftigungsverhaltnisse und Ar-
beitgeber anfordern und Uberprufen

(5) Ist beabsichtigt, die betroffene Person mit einer sicherheitsempfindlichen Tatigkeit
im Sinne des § 1 des Sicherheitsliberprifungsgesetzes zu betrauen, tritt an die Stelle der
Zuverlassigkeitsuberprifung nach Absatz 1 eine Sicherheitstuberprifung nach dem Sicher-
heitsliberprifungsgesetz. Eine Einstellungsuberprifung kann unterbleiben, werden, wenn
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fur die betroffene Person bereits vor weniger als 5 Jahren eine gleich- oder hoherwertige
Uberprifung mit positivem Ergebnis abgeschlossen wurde.

Abschnitt 3

Datenschutz und Datensicherheit, Pflichten der Bun-
despolizei

Unterabschnitt 1

Datenschutzaufsicht

§ 77

Erganzende Befugnisse der oder des Bundesbeauftragten fur den Datenschutz und
die Informationsfreiheit

(1) Die oder der Bundesbeauftragte fur den Datenschutz und die Informationsfreiheit
fuhrt unbeschadet ihrer oder seiner in § 14 des Bundesdatenschutzgesetzes genannten
Aufgaben Kontrollen bezlglich der Datenverarbeitung bei Mallnahmen nach den
§§ 25, 35 bis 37, 40, 41, 50 und 51 und von deren Ubermittlungen nach § 56 mindestens
alle 2 Jahre durch.

(2) Sofern die oder der Bundesbeauftragte fur den Datenschutz und die Informations-
freiheit VerstolRe nach § 16 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes beanstandet hat,

kann sie oder er geeignete MalRnahmen anordnen, wenn dies zur Beseitigung eines erheb-
lichen Verstolies gegen datenschutzrechtliche Vorschriften erforderlich ist.

Unterabschnitt 2

Pflichten der Bundespolizei

§78
Benachrichtigung bei verdeckten und eingriffsintensiven MaRnahmen

(1) Uber eine MaRnahme nach den §§ 25, 35 bis 37, 40, 41, 50 und 51 sind zu be-
nachrichtigen im Fall

1. des § 25 Absatz 1 (Erhebung von Verkehrsdaten) die Beteiligten der betroffenen Tele-
kommunikation,

2. des § 25 Absatz 2 (Erhebung von Nutzungsdaten) der Nutzer,

3. des § 37, bei der Vorgange auflerhalb von Wohnungen erfasst wurden, und des
§ 35 Absatz 2 die Zielperson sowie die erheblich mitbetroffenen Personen,

4. des § 37, bei der Vorgange innerhalb von Wohnungen erfasst wurden, und des
§ 36 Absatz 1 (Einsatz Vertrauensperson und Verdeckter Ermittler)



- 67 - Bearbeitungsstand: 23.07.2025 19:59

a) die Zielperson,
b) die erheblich mitbetroffenen Personen,

c) die Personen, deren nicht allgemein zugangliche Wohnung die beauftragte Per-
son, die Vertrauensperson oder der Verdeckte Ermittler betreten haben,

5. des § 40 (Telekommunikationstiberwachung) die Beteiligten der Gberwachten Tele-
kommunikation,

6. des § 41 (ldentifizierung und Lokalisierung von Mobilfunkkarten und -endgeraten) die
Zielperson,

7. der §§ 50 und 51 die Zielperson einer Ausschreibung zur verdeckten Informationser-
hebung und die Personen, deren personenbezogene Daten gemeldet worden sind.

Die Benachrichtigung unterbleibt, wenn ihr Uberwiegende schutzwlrdige Belange einer be-
troffenen Person entgegenstehen. Zudem kann die Benachrichtigung einer in
Satz 1 Nummer 1, 5, 7 bezeichneten Person, gegen die sich die MaRnahme nicht gerichtet
hat, unterbleiben, wenn diese von der MaRnahme nur unerheblich betroffen ist und anzu-
nehmen ist, dass sie kein Interesse an einer Benachrichtigung hat. Nachforschungen zur
Feststellung der Identitat einer in Satz 1 bezeichneten Person sind nur vorzunehmen, wenn
dies unter Berlcksichtigung der Eingriffsintensitat der MalRnahme gegenuber dieser Per-
son, des Aufwands fir die Feststellung ihrer Identitat sowie der daraus fur diese oder an-
dere Personen folgenden Beeintrachtigungen geboten ist.

(2) Die Benachrichtigung erfolgt, sobald dies ohne Gefahrdung des Zwecks der Mal3-
nahme, des Bestandes des Staates, von Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder Sa-
chen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung im 6ffentlichen Interesse geboten ist, mdg-
lich ist. Im Fall des § 36 Absatz 1 und des § 37 erfolgt die Benachrichtigung erst, sobald
dies auch ohne Gefahrdung der Mdglichkeit der weiteren Verwendung des Verdeckten Er-
mittlers oder der Vertrauensperson maglich ist. Wird wegen des zugrundeliegenden Sach-
verhaltes ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren geflihrt, entscheidet die Strafverfol-
gungsbehdrde entsprechend den Vorschriften des Strafverfahrensrechts, ob eine Benach-
richtigung vorgenommen wird. Die Benachrichtigung erfolgt durch die Bundespolizeibe-
hérde, die die MalRnahme veranlasst hat. Wird die Benachrichtigung aus einem der vorge-
nannten Grunde zurlckgestellt, ist dies zu dokumentieren

(3) Erfolgt die nach Absatz 2 zurtickgestellte Benachrichtigung nicht binnen 12 Mona-
ten nach Beendigung der Mal3nahme, bedarf die weitere Zurtckstellung der gerichtlichen
Zustimmung. 5 Jahre nach Beendigung der Malinahme kann mit gerichtlicher Zustimmung
endgultig von der Benachrichtigung abgesehen werden, wenn die Voraussetzungen fir die
Benachrichtigung mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auch in Zukunft nicht
eintreten werden, eine weitere Verwendung der Daten gegen den Betroffenen ausgeschlos-
sen ist und die Daten geléscht werden. Sind mehrere Mal3nahmen in einem engen zeitli-
chen Zusammenhang durchgefihrt worden, beginnt die in Satz 1 genannte Frist mit der
Beendigung der letzten MaRnahme. Fir die Entscheidung ist das fir die Ausgangsmal}-
nahme zustandige Gericht zustandig.

(4) Im Falle einer Ausschreibung nach § 50 Absatz 7 erfolgt die Benachrichtigung ab-
weichend von den Absatzen 1 und 2 durch die Stelle, die die Ausschreibung veranlasst hat,
nach Beendigung der Ausschreibung, sobald eine Gefahrdung des Zwecks der Ausschrei-
bung ausgeschlossen werden kann.
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§ 79

Benachrichtigung liber die Speicherung personenbezogener Daten von Minderjahri-
gen

(1) Istein Minderjahriger von den in § 78 genannten MalRnahmen betroffen, erfolgt die
Benachrichtigung gegentiiber dessen Sorgeberechtigten. Uber die in § 78 genannten Vo-
raussetzungen hinaus kann von der Benachrichtigung der Sorgeberechtigten abgesehen
werden, solange zu besorgen ist, dass die Benachrichtigung zu erheblichen Nachteilen fir
den Minderjahrigen fuhrt.

(2) Werden aufierhalb des Anwendungsbereichs von § 78 personenbezogene Daten
von Minderjahrigen, die ohne Kenntnis der Sorgeberechtigten durch die Bundespolizei er-
hoben worden sind, gespeichert, sind die Sorgeberechtigten zu benachrichtigen, sobald die
Aufgabenerfillung hierdurch nicht mehr geféahrdet wird. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(3) Werden der Bundespolizei bei der Speicherung der personenbezogenen Daten
Minderjahriger gewichtige Anhaltspunkte fir die Gefahrdung des Wohls eines Kindes oder
eines Jugendlichen bekannt, informiert die Bundespolizei unverziglich den zustandigen ort-
lichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe sowie im Falle seiner Zustandigkeit den Uberort-
lichen Trager der o6ffentlichen Jugendhilfe und tGbermittelt die aus ihrer Sicht zur Einschat-
zung des Gefahrdungsrisikos erforderlichen Daten.

(4) Die Bundespolizei informiert den Minderjahrigen in Fallen, in denen es aufgrund
des Alters und der Reife angemessen ist, zusatzlich in kindgerechter Weise personlich.

§ 80
Aussonderungspruffrist und Mitteilung von Léoschungsverpflichtungen

(1) Die Bundespolizei pruft nach § 75 des Bundesdatenschutzgesetzes bei der Ein-
zelfallbearbeitung und nach festgesetzten Fristen, ob gespeicherte personenbezogene Da-
ten zu berichtigen oder zu |6schen sind. Die Aussonderungsprtiffristen nach § 75 Absatz 3
des Bundesdatenschutzgesetzes durfen bei Erwachsenen 10 Jahre, bei Jugendlichen 5
Jahre und bei Kindern 2 Jahre nicht Gberschreiten, wobei nach Zweck der Speicherung
sowie Art und Schwere des Sachverhalts zu unterscheiden ist. Erfolgte die Speicherung
nach § 44 Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 3 und wird der Beschuldigte rechtskraftig freigespro-
chen, die Eréffnung des Hauptverfahrens gegen ihn unanfechtbar abgelehnt oder das Ver-
fahren nicht nur vorlaufig eingestellt, so sind die Daten 3 Jahre nach der Erledigung des
Verfahrens zu lI6schen. Die Beachtung der Aussonderungspruffristen ist durch geeignete
technische MaRnahmen zu gewahrleisten.

(2) Inden Fallen von § 45 Absatz 1 durfen die Aussonderungspruffristen bei Erwach-
senen 5 Jahre, bei Jugendlichen 3 Jahre und bei Kindern 2 Jahre nicht Gberschreiten. Per-
sonenbezogene Daten der in § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 bezeichneten Per-
sonen kénnen ohne Zustimmung der betroffenen Person nur fir die Dauer eines Jahres
gespeichert werden. Die Speicherung fur jeweils ein weiteres Jahr ist zulassig, soweit die
Voraussetzungen des § 45 Absatz 1 weiterhin vorliegen und die Speicherung fur die in
§ 45 Absatz 1 genannten Zwecke erforderlich ist. Die maf3geblichen Grunde fur die Auf-
rechterhaltung der Speicherung nach Satz 3 sind aktenkundig zu machen. Die Speicherung
nach Satz 2 darf jedoch insgesamt 3 Jahre nicht Gberschreiten.

(3) Die Fristen beginnen mit dem Tag, an dem das letzte Ereignis eingetreten ist, das
zur Speicherung der Daten gefuhrt hat, jedoch nicht vor Entlassung der betroffenen Person
aus einer Justizvollzugsanstalt oder Beendigung einer mit Freiheitsentziehung
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verbundenen Maldregel der Besserung und Sicherung. Die Speicherung kann Uber die in
Absatz 1 Satz 2 genannten Fristen hinaus auch allein fur Zwecke der Vorgangsverwaltung
aufrechterhalten werden, sofern dies erforderlich ist; in diesem Falle konnen die Daten nur
noch fur diesen Zweck oder, wenn dies zur Behebung einer bestehenden Beweisnot uner-
lasslich ist, verwendet werden.

§ 81

Loschung von durch Besondere Mittel der Datenerhebung oder vergleichbare MaR-
nahmen erlangten personenbezogenen Daten

(1) Sind personenbezogene Daten, die durch eine Malinahme nach § 15 oder durch
MaRnahmen nach den §§ 22 bis 41 erlangt worden sind und die nicht dem Kernbereich
privater Lebensgestaltung zuzuordnen sind, zur Erfullung der mit der MalRnahme verfolgten
Zwecke und fir eine etwaige gerichtliche Uberpriifung der Mainahme nicht mehr erforder-
lich, sind sie unverzlglich zu I6schen, soweit keine Weiterverarbeitung der Daten nach den
Vorschriften des Abschnitts 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 Titel 2 erfolgt. Die Tatsache der
Léschung ist zu dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschlieBlich fur Zwecke der Da-
tenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist 6 Monate nach der Benachrichtigung nach
§ 78 oder 6 Monate nach Erteilung der gerichtlichen Zustimmung Uber das endglltige Ab-
sehen von der Benachrichtigung zu I6schen. Ist die Datenschutzkontrolle noch nicht been-
det, ist die Dokumentation bis zu ihrem Abschluss aufzubewahren.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend fir personenbezogene Daten, die
1. der Bundespolizei Ubermittelt worden sind und

2. durch MaBnahmen erlangt wurden, die den MaRRnahmen nach § 15 oder den
8§ 22 bis 41 entsprechen.

§ 82

Berichtigung personenbezogener Daten, Einschrankung der Verarbeitung in Akten
und Vernichtung von Akten

(1) Stellt die Bundespolizei die Unrichtigkeit personenbezogener Daten in Akten fest,
ist die Berichtigungspflicht des § 75 Absatz 1 des Bundesdatenschutzgesetzes dadurch zu
erfillen, dass die Unrichtigkeit in der Akte vermerkt oder auf sonstige Weise festgehalten
wird. Bestreitet die betroffene Person die Richtigkeit sie betreffender personenbezogener
Daten und lasst sich weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit feststellen, sind die Daten
entsprechend zu kennzeichnen, um eine Verarbeitungseinschrankung nach § 58 Absatz 3
des Bundesdatenschutzgesetzes zu ermdglichen.

(2) Die Bundespolizei hat die Verarbeitung personenbezogener Daten in Akten einzu-
schranken, wenn

1. die Verarbeitung unzuldssig ist oder
2. aus Anlass einer Einzelfallbearbeitung festgestellt wird, dass die Kenntnis der Daten
zur Erflllung der der Bundespolizei obliegenden Aufgaben nicht mehr erforderlich ist

oder eine Loschungsverpflichtung nach § 80 Absatz 3 besteht.

Die Akte ist zu vernichten, wenn sie insgesamt zur Erfillung der Aufgaben der Bundespoli-
zei nicht mehr erforderlich ist. Die Vernichtung unterbleibt, wenn
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1. Grund zu der Annahme besteht, dass andernfalls schutzwiirdige Interessen der be-
troffenen Person beeintrachtigt wiirden oder

2. die personenbezogenen Daten flir Zwecke eines gerichtlichen Verfahrens weiter auf-
bewahrt werden mussen.

In diesen Fallen ist die Verarbeitung der Daten einzuschranken und sind die Unterlagen mit
einem entsprechenden Einschrankungsvermerk zu versehen.

(3) In ihrer Verarbeitung eingeschrankte Daten durfen nur fir den Zweck verarbeitet
werden, fur den die Vernichtung der Akte unterblieben ist; sie durfen auch verarbeitet wer-
den, wenn dies zur Behebung einer bestehenden Beweisnot unerlasslich ist oder die be-
troffene Person einwilligt.

(4) Anstelle der Vernichtung nach Absatz 2 Satz 2 sind die Akten an das zustandige
Archiv abzugeben, sofern diesen Unterlagen bleibender Wert im Sinne des § 1 Nummer 10
des Bundesarchivgesetzes in Verbindung mit § 3 des Bundesarchivgesetzes zukommt.

(5) § 75 Absatz 4 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt entsprechend.

§ 83
Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten

(1) Die Bundespolizei nimmt in das Verzeichnis nach § 70 des Bundesdatenschutz-
gesetzes zusatzlich Angaben auf

1. zu den Zugriffsberechtigungen,
2. zur Ubermittlung im Wege eines automatisierten Abrufverfahrens und
3. zur Auftragsdatenverarbeitung.

(2) Das Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten wird beim Bundespolizeiprasidium
gefuhrt. Die Datenschutzbeauftragen der Bundespolizeibehdrden sind bei der Erstellung
und Aktualisierung zu beteiligen.

(3) Die Bundespolizei stellt das Verzeichnis und dessen Aktualisierungen der oder

dem Bundesbeauftragten flr den Datenschutz und die Informationsfreiheit und den Daten-
schutzbeauftragten der Bundespolizeibehérden zur Verfugung.

§ 84
Protokollierung

(1) Die Protokollierung nach § 76 des Bundesdatenschutzgesetzes erfolgt erganzend
zu den dort genannten Anforderungen in einer Weise, dass die Protokolle

1. den Datenschutzbeauftragten der Bundespolizeibehérden und der oder dem Bundes-
beauftragten fir den Datenschutz und die Informationsfreiheit in elektronisch auswert-
barer Form fiir die Uberpriifung der RechtmaRigkeit der Datenverarbeitung zur Verfi-
gung stehen und
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eine Uberpriifung ermdglichen, dass Zugriffe auf personenbezogene Daten innerhalb
der Zugriffsberechtigungen erfolgen.

(2) Die nach § 76 des Bundesdatenschutzgesetzes und unter Beachtung von Absatz

1 generierten Protokolldaten sind nach 12 Monaten zu I6schen.

§ 85
Protokollierung bei verdeckten und eingriffsintensiven MaBnahmen

(1) Bei der Erhebung von Daten nach den §§ 25, 35 bis 37, 40, 41, 50 und 51 sind zu

protokollieren:

1.

2.

das zur Datenerhebung eingesetzte Mittel,

der Zeitpunkt des Einsatzes,

Angaben, die die Feststellung der erhobenen Daten ermdglichen,
die Organisationseinheit, die die MaRnahme durchfihrt sowie

die Grinde flir das Absehen von der Benachrichtigung nach
§ 78 Absatz 1 Satz 2 und 3.

(2) Zu protokollieren sind auch

bei MalRnahmen nach § 25 Absatz 1 die Beteiligten der betroffenen Telekommunika-
tion,

bei MalRnahmen nach § 25 Absatz 2 der Nutzer,
bei Mallnahmen nach § 37, bei denen Vorgange aulerhalb von Wohnungen erfasst
wurden, und nach § 35 Absatz 2 die Zielperson sowie die erheblich mitbetroffenen Per-

sonen,

bei MaRnahmen nach § 37, bei denen Vorgange innerhalb von Wohnungen erfasst
wurden, und nach § 36 Absatz 1

a) die Zielperson,
b) die erheblich mitbetroffenen Personen sowie

c) die Personen, deren nicht allgemein zugangliche Wohnung die beauftragte Per-
son, die Vertrauensperson oder der Verdeckte Ermittler betreten haben,

bei MalRnahmen nach § 40 die Beteiligten der Uberwachten Telekommunikation,

bei Malnahmen nach § 41 die Zielperson,

bei Malnahmen nach den §§ 50 und 51 die Zielperson einer Ausschreibung zur ver-
deckten Informationserhebung und die Personen, deren personenbezogene Daten ge-

meldet worden sind.

(3) Nachforschungen zur Feststellung der Identitat einer in Absatz 2 bezeichneten

Person sind nur vorzunehmen, wenn dies unter Berticksichtigung der Eingriffsintensitat der
MaRnahme gegenlber dieser Person, des Aufwands fir die Feststellung ihrer Identitat
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sowie der daraus fir diese oder andere Personen folgenden Beeintrachtigungen geboten
ist. Die Zahl der Personen, deren Protokollierung unterblieben ist, ist im Protokoll anzuge-
ben.

(4) Die Protokolldaten nach den Absatzen 1 bis 3 dirfen nur verwendet werden fir
Zwecke der Benachrichtigung nach § 78 und um der betroffenen Person oder einer dazu
befugten 6ffentlichen Stelle die Prifung zu ermdglichen, ob die Mallinhahmen rechtmafig
durchgeflihrt worden sind. Sie sind bis zum Abschluss der Kontrolle nach § 77 Absatz 1

aufzubewahren und sodann automatisiert zu l6schen, es sei denn, dass sie fur die in Satz 1
genannte Zwecke noch erforderlich sind.

Abschnitt 4

Schadensausgleich

§ 86
Zum Ausgleich verpflichtende Tatbestiande

(1) Erleidet eine Person
1. infolge einer rechtmafigen Inanspruchnahme nach § 21 Absatz 1 oder
2. durch eine MaRnahme nach § 96 Absatz 1 Nummer 1 bis 3
einen Schaden, so ist ihm ein angemessener Ausgleich zu gewahren.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn jemand
1. infolge einer rechtswidrigen Mallinahme oder
2. als unbeteiligter Dritter
bei der Erfullung von Aufgaben der Bundespolizei einen Schaden erleidet.

(3) Der Ausgleich des Schadens wird auch Personen gewahrt, die

1. mit Zustimmung der zustandigen Behorde freiwillig bei der Erfullung von Aufgaben der
Bundespolizei mitgewirkt oder Sachen zur Verfligung gestellt haben oder

2. nach § 97 Absatz 2 zu Hilfspolizeibeamtinnen oder Hilfspolizeibeamten bestellt worden
sind,

und im Zusammenhang hiermit einen Schaden erlitten haben.

(4) Weitergehende Ersatzanspriche, insbesondere aus Amtspflichtverletzung, blei-
ben unberuhrt.
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§ 87
Inhalt, Art und Umfang des Ausgleichs

(1) Der Ausgleich nach § 86 wird grundsatzlich nur fur Vermdgensschaden gewahrt.
Entgangener Gewinn, der Uber den Ausfall des gewdhnlichen Verdienstes oder Nutzungs-
entgeltes hinausgeht, und Nachteile, die nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit der
behordlichen MaRnahme stehen, werden nur insoweit ausgeglichen, als dies zur Abwen-
dung unbilliger Harten geboten erscheint.

(2) Bei einer Verletzung des Karpers, der Gesundheit oder der Freiheit ist auch der
Schaden, der nicht Vermdgensschaden ist, durch eine billige Entschadigung auszuglei-
chen.

(3) Der Ausgleich wird in Geld gewahrt. Hat die zum Ausgleich verpflichtende Mal3-
nahme die Aufhebung oder Minderung der Erwerbsfahigkeit oder eine Vermehrung der Be-
durfnisse oder den Verlust oder die Beeintrachtigung eines Rechtes auf Unterhalt zur Folge,
so ist der Ausgleich durch Entrichtung einer Rente zu gewahren. § 760 des Birgerlichen
Gesetzbuchs gilt entsprechend. Statt der Rente kann eine Abfindung in Kapital verlangt
werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Der Anspruch wird nicht dadurch ausgeschlos-
sen, dass ein anderer der geschadigten Person Unterhalt zu gewahren hat.

(4) Stehen der geschadigten Person Anspriiche gegen Dritte zu, so ist, soweit diese
Anspriche nach dem Inhalt und Umfang dem Ausgleichsanspruch entsprechen, der Aus-
gleich nur gegen Abtretung dieser Anspriche zu gewahren.

(5) Beider Bemessung des Ausgleichs sind alle Umstande zu berticksichtigen, insbe-
sondere Art und Vorhersehbarkeit des Schadens und ob die geschadigte Person oder ihr
Vermdgen durch die Malknahme der Behdrde geschiitzt worden ist. Haben Umstande, die
die geschadigte Person zu vertreten hat, auf die Entstehung oder Verschlimmerung des
Schadens eingewirkt, so hangt die Verpflichtung zum Ausgleich sowie der Umfang des
Ausgleichs insbesondere davon ab, inwieweit der Schaden vorwiegend von der geschadig-
ten Person oder durch die Behdrde verursacht worden ist.

§ 88
Ausgleich im Todesfall

(1) Im Falle der Tétung sind im Rahmen des § 87 Absatz 5 die Kosten der Bestattung
demjenigen auszugleichen, dem die Verpflichtung obliegt, diese Kosten zu tragen.

(2) Stand die getotete Person zur Zeit der Verletzung zu einem Dritten in einem Ver-
haltnis, auf Grund dessen sie diesem gegenlber kraft Gesetzes unterhaltspflichtig war oder
unterhaltspflichtig werden konnte, und ist dem Dritten infolge der Tétung das Recht auf den
Unterhalt entzogen, so kann der Dritte im Rahmen des § 87 Absatz 5 insoweit einen ange-
messenen Ausgleich verlangen, als die getdtete Person wahrend der mutmallichen Dauer
ihres Lebens zur Gewahrung des Unterhalts verpflichtet gewesen ware.
§ 87 Absatz 3 Satz 3 bis 5 ist entsprechend anzuwenden. Der Ausgleich kann auch dann
verlangt werden, wenn der Dritte zur Zeit der Verletzung gezeugt, aber noch nicht geboren
war.
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§ 89

Verjahrung des Ausgleichsanspruchs

Der Anspruch auf den Ausgleich verjahrt in 3 Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem
der Geschadigte, im Falle des § 88 der Anspruchsberechtigte, von dem Schaden und dem
zum Ausgleich Verpflichteten Kenntnis erlangt, ohne Rulcksicht auf diese Kenntnis in 30
Jahren von dem Eintritt des schadigenden Ereignisses an.

§90
Ausgleichspflichtiger, Ersatzanspriiche
(1) Ausgleichspflichtig ist die Bundesrepublik Deutschland. Dies gilt auch fur

1.  Amtshandlungen einer Vollzugsbeamtin oder eines Vollzugsbeamten der Polizei des
Landes nach § 98 Absatz 1,

2.  Amtshandlungen einer Vollzugsbeamtin oder eines Vollzugsbeamten anderer Bundes-
behoérden nach § 98 Absatz 3 sowie

3. Amtshandlungen auslandischer Vollzugsbeamtinnen oder Vollzugsbeamten, Angeho-
riger von EU-Agenturen oder sonstiger staatlicher Bediensteter anderer Staaten mit
polizeilichen Aufgaben nach § 98 Absatz 4.

(2) Die Bundesrepublik Deutschland kann von den nach den §§ 18 und 19 verantwort-
lichen Personen Ersatz ihrer Aufwendungen verlangen, wenn sie auf Grund des
§ 86 Absatz 1, 2 Nummer 2 oder Absatz 3 einen Ausgleich gewahrt hat. Sind mehrere Per-
sonen nebeneinander verantwortlich, so haften sie als Gesamtschuldner.

(3) Wurde ein Ausgleich auf Grund einer Amtshandlung einer Vollzugsbeamtin oder
eines Vollzugsbeamten der Polizei eines Landes gemal} § 98 Absatz 1 nur wegen der Art
und Weise der Durchfihrung einer Mallhahme gewahrt, so kann die Bundesrepublik
Deutschland von dem Land, in dessen Dienst die Vollzugsbeamtin oder der Vollzugsbe-
amte steht, Ersatz ihrer Aufwendungen verlangen, es sei denn, dass sie selbst die Verant-
wortung fir die Art und Weise der Durchfihrung tragt.

(4) Wourde ein Ausgleich auf Grund einer Amtshandlung einer auslandischen Vollzugs-
beamtin oder eines auslandischen Vollzugsbeamten, eines Angehodrigen von EU-Agentu-
ren oder sonstiger staatlicher Bediensteter anderer Staaten mit polizeilichen Aufgaben nach
§ 98 Absatz 4 gewahrt, so richtet sich der Ersatz der der Bundesrepublik Deutschland ent-
standenen Aufwendungen nach dem geltenden Unionsrecht, den dafur geltenden volker-
rechtlichen Vereinbarungen oder den auf Grund solcher Vereinbarungen getroffenen Re-
gelungen.

§ 91
Rechtsweg

Fiar Anspriche auf Schadensausgleich ist der ordentliche Rechtsweg, flr Anspriche
auf Aufwendungsersatz nach § 90 Absatz 2 und 3 der Verwaltungsrechtsweg gegeben.
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Abschnitt 5

Organisation und Zustandigkeiten

§ 92
Bundespolizeibehérden
(1) Bundespolizeibehorden sind
1. das Bundespolizeiprasidium,
2. die Bundespolizeidirektionen und
3. die Bundespolizeiakademie.

(2) Dem Bundespolizeiprasidium als Oberbehérde unterstehen die Bundespolizeidi-
rektionen als Unterbehdrden und die Bundespolizeiakademie. Das Bundespolizeiprasidium
untersteht dem Bundesministerium des Innern unmittelbar.

(3) Die Bundespolizeiakademie ist die zentrale Aus- und Fortbildungsstatte der Bun-
despolizei.

(4) Zahl und Sitz der Bundespolizeibehdrden bestimmt das Bundesministerium des
Innern, den Sitz nach Anhérung des beteiligten Landes.

(5) Die zahlenmafige Starke der Bundespolizei ergibt sich aus dem Haushaltsplan.

§ 93

Sachliche und oértliche Zustandigkeit; Widerspruchsbehoérde; Verordnungserméch-
tigung

(1) Das Bundesministerium des Innern regelt durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates die sachliche und o6rtliche Zustandigkeit der einzelnen Bundespoli-
zeibehorden.

(2) Beamtinnen und Beamte der Bundespolizei kdnnen Amtshandlungen im gesamten
Zustandigkeitsbereich der Bundespolizei vornehmen. Sie sollen in der Regel im Zustandig-
keitsbereich ihrer Behdrde tatig werden.

(3) Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeamte der Bundespolizei kénnen die Verfol-
gung von Fluchtigen auch Uber die in den §§ 2 bis 7 bezeichneten rdumlichen Zustandig-
keitsbereiche der Bundespolizei hinaus fortsetzen und die Flichtigen ergreifen.

(4) Abweichend von § 73 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 der Verwaltungsgerichtsordnung
sind die Bundespolizeidirektionen und die Bundespolizeiakademie in den Fallen, in denen
sie den Verwaltungsakt erlassen haben, auch fur die Entscheidung Uber den Widerspruch
zustandig.
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§ 94
Einsatz von Hubschraubern

Die Bundespolizei verfigt nach Maligabe des Haushaltsplans tGber Hubschrauber als
polizeiliches Einsatz- und Transportmittel sowie zur Beforderung von Mitgliedern der Ver-
fassungsorgane des Bundes, Angehorigen der Bundesregierung und deren Gasten. Das
Bundesministerium des Innern bestimmt durch Verwaltungsvorschrift Voraussetzungen
und Verfahren fir die Beférderung von Personen durch Hubschrauber der Bundespolizei,
soweit es sich nicht um die Verwendung von Hubschraubern als polizeiliches Einsatz- und
Transportmittel handelt.

§ 95
Grenziibergangsstellen und Grenzerlaubnis

(1) Das Bundesministerium des Innern entscheidet im Benehmen mit dem Bundesmi-
nisterium der Finanzen Uber die Zulassung und SchlieBung von Grenziibergangsstellen. Es
gibt diese Entscheidungen im Bundesanzeiger bekannt.

(2) Die Bundespolizei setzt im Benehmen mit der Generalzolldirektion die Verkehrs-
stunden fur die einzelnen Grenzibergangsstellen entsprechend dem Verkehrsbedirfnis
fest und macht sie durch Aushang an der Grenziibergangsstelle bekannt.

(3) Die Bundespolizei kann Personen oder Personengruppen die Erlaubnis erteilen,
die Grenze aulderhalb der zugelassenen Grenzibergangsstellen, auRerhalb der festgesetz-
ten Verkehrsstunden oder mit anderen als den zugelassenen Verkehrsarten zu Uberschrei-
ten, wenn ein besonderes Bedurfnis dafir besteht und 6ffentliche Belange nicht entgegen-
stehen. Die Grenzerlaubnis kann unter Bedingungen erteilt und auch nachtraglich mit Auf-
lagen versehen und befristet werden; sie kann jederzeit widerrufen werden. Die Erteilung
einer Grenzerlaubnis entbindet nicht von der polizeilichen Kontrolle des grenzuberschrei-
tenden Verkehrs.

(4) Soweit ein Land im Einvernehmen mit dem Bund die Aufgabe des § 2 Absatz 1 mit
eigenen Kraften wahrnimmt, kann in der Vereinbarung gemaf § 2 Absatz 3 bestimmt wer-
den, dass Behorden oder Dienststellen der Polizei des Landes anstelle der Bundespolizei
nach den Absatzen 2 und 3 tatig werden.

(5) Soweit der Zollverwaltung Aufgaben nach § 2 durch Rechtsverordnung nach
§ 102 Satz 1 zur Ausubung ubertragen sind, kann in der Rechtsverordnung bestimmt wer-

den, dass Behoérden der Zollverwaltung anstelle der Bundespolizei nach Absatz 3 tatig wer-
den.

§ 96
Unterstiitzungspflichten

(1) Die Bundespolizei kann, soweit es zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach
§ 1 Absatz 2 erforderlich ist,

1.  Grundstliicke mit Ausnahme von Geb&auden betreten und befahren,
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verlangen, dass Grundstlckseigentimer und -besitzer einen Grenzpfad freilassen, an
Einfriedungen Durchlasse oder Ubergange einrichten, Wassergraben Uberbrticken o-
der das Anbringen von Grenzmarkierungen oder Warnhinweisen dulden,

auf eigene Kosten Grenzmarkierungen oder Warnhinweise setzen, Grenzpfade,
Durchlasse, Ubergange oder Bricken einrichten oder verbessern,

verlangen, dass Betreiber eines Verkehrsflughafens auf Kosten des Betreibers die ge-
eigneten Infrastrukturen schaffen, um

a) die Passagierstrome von Binnenfligen und sonstigen Fligen zu trennen,

b) eine entsprechende Lenkung der Passagierstrome in den Abfertigungsanlagen si-
cherzustellen,

c) die Passagierstrome den erforderlichen Grenzibertrittskontrollen zur Durchfiih-
rung von Grenzkontrollen der Ein- und Ausreise zuzufuhren und

d) nicht allgemein zugangliche Bereiche und Anlagen vor unberechtigtem Betreten
und Verlassen zu sichern.

(2) Die im grenzuberschreitenden Reiseverkehr tatigen Verkehrsunternehmen sowie

die Betreiber von Unternehmen, auf deren Betriebsgelande die Bundespolizei Aufgaben
nach den §§ 2 bis 8 oder nach § 71 des Aufenthaltsgesetzes wahrnimmt, sind verpflichtet,

1.

den mit der Wahrnehmung dieser Aufgaben betrauten Beamtinnen und Beamten den
Zutritt zu ihren Anlagen und Befdérderungsmitteln unentgeltlich zu gestatten,

sie bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben unentgeltlich zu beférdern,

den fir die Wahrnehmung dieser Aufgaben zustandigen Dienststellen und von der Bun-
despolizei zur Aufgabenerflllung benannten Dritten Fahr- und Flugpléne sowie die tat-
sachlichen Verkehrsbewegungen rechtzeitig und unentgeltlich mitzuteilen,

die unentgeltliche Beférderung der mit der Aufgabenwahrnehmung nach § 5 Satz 1 be-
trauten Beamtinnen und Beamten entsprechend der konkreten MalRgaben der Bundes-
polizei auf Grundlage der Gefahrdungsbewertung der Bundespolizei vorzunehmen,

die fir die Wahrnehmung der Aufgaben der Bundespolizei erforderlichen Einrichtun-
gen, insbesondere Dienst- und Lagerrdume gemaf den polizeilichen Anforderungen
sowie Parkplatze fir die Dienstkraftfahrzeuge der Bediensteten der Bundespolizei zur
Verfugung zu stellen, sie in einem guten Zustand zu Uberlassen und wahrend der ge-
samten Nutzung durch die Bundespolizei in diesem Zustand zu erhalten,

die Versorgung ihrer Betriebsgelande einschlieRlich der Flachen, die der Bundespolizei
Uberlassen werden, nach dem Stand der Technik sicherzustellen und die dafiir not-
wendigen Anlagen und Kommunikationseinrichtungen, insbesondere Sprech- und Da-
tenfunksysteme sowie Bildaufnahme- und Bildaufzeichnungsgerate im Sinne des § 31
Zu errichten, zu betreiben und zu warten,

bei Eintritt eines Ereignisses auf dem Gebiet der Eisenbahnen des Bundes, das den
Benutzer, den Bahnbetrieb oder die Anlagen gefahrdet, die Bundespolizei unmittelbar
zu unterrichten.

Die Mitteilung nach Satz 1 Nummer 3 erfolgt mittels Datenferntbertragung; das Datenfor-
mat legt die in der Rechtsverordnung nach § 93 Absatz 1 bestimmte Bundespolizeibehérde
fest. Die Bundespolizei kann gegenulber Verkehrsunternehmern weitere Einzelheiten der
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Ubermittlung nach Satz 1 Nummer 3, insbesondere den Zeitpunkt der Ubermittlung, festle-
gen. Eine Mitteilung auf einem anderen als dem nach Satz 2 festgelegten Weg ist nur zu-
lassig, wenn eine Datenlibertragung im Einzelfall nicht gelingt. Polizeispezifische Ein- und
Umbauten der Einrichtungen nach Satz 1 Nummer 5 hat die Bundespolizei auf eigene Kos-
ten und in Absprache mit den Unternehmen zu veranlassen. Wenn die Eisenbahninfrastruk-
turunternehmen die fur die Wahrnehmung der Aufgaben der Bundespolizei erforderlichen
Betriebsflachen nach dem [...einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach
Artikel 12...] verduf3ern, tritt der Erwerber in die Verpflichtung des Eisenbahninfrastruktur-
unternehmens nach Satz 1 Nummer 5 und 6 ein. Der Umfang der Verpflichtung beschrankt
sich auf die zum Zeitpunkt der VeraufRerung bereitgestellten Flachen. Die derzeit notwen-
dige Flacheninanspruchnahme fir polizeispezifische Aufgaben soll weiterhin gewahrleistet
werden und kann unter Berlcksichtigung von gegebenenfalls notwendigen Personalbe-
darfsanderungen unter Wahrung des Grundsatzes der VerhaltnismaRigkeit angepasst wer-
den. Soweit durch die Bundespolizei Unterstiitzungspflichten wegen der Erflllung von Auf-
gaben nach § 71 des Aufenthaltsgesetzes geltend gemacht werden sollen, trifft diese Pflicht
nur die Betreiber von Flughafen.

(3) Die Bundespolizei kann von den in Absatz 2 genannten Unternehmen oder Erwer-
bern weitere Einrichtungen und Leistungen verlangen, die mit der Wahrnehmung von Auf-
gaben der Bundespolizei nach § 1 Absatz 2 zusammenhangen. § 8 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 zweiter Halbsatz des Luftsicherheitsgesetzes bleibt unberihrt.

(4) Die Bundespolizei erstattet den in Absatz 2 genannten Unternehmen auf Antrag
ihre Selbstkosten far die Erflllung der Verpflichtungen nach
Absatz 2 Satz 1 Nummer 5und 6 sowie nach Absatz3 Satz1. In den Fallen des
Absatzes 2 Satz 1 Nummer 5 und 6 erfolgt die Erstattung der Selbstkosten nur, soweit die
Unternehmen die Einrichtungen nicht ohnehin selbst bendétigen. Soweit in den Fallen des
Absatzes 2 Satz 1 Nummer 5 und 6 ein Aufwand Uber das Maf} hinausgeht, das fur Einrich-
tungen der Bundespolizei Ublich ist, wird er nicht vergutet.

(5) Die Bundespolizei kann dem Betreiber eines Verkehrsflughafens, auf dessen Be-
triebsgelande sie Aufgaben nach § 1 Absatz 2 wahrnimmt, untersagen, Passagiere fehlzu-
leiten. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Untersagung haben keine aufschie-
bende Wirkung.

(6) Verkehrsverwaltungen des Bundes gelten als Unternehmen im Sinne der vorste-
henden Absatze.

§ 97
Vollzugsdienst, Hilfspolizeibeamtinnen und Hilfspolizeibeamte

(1) Tatigkeiten des Vollzugsdienstes in der Bundespolizei sind in der Regel Polizei-
vollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten zu ubertragen.

(2) Die Bundespolizei kann geeignete Personen zur Wahrnehmung bestimmter Auf-
gaben

1. Dbei der Uberwachung der Grenzen und bei der Kontrolle des grenziiberschreitenden
Verkehrs (§ 2 Absatz 2 Nummer 1 und 2),

2. bei der Abwehr von Gefahren auf dem Gebiet der Bahnanlagen der Eisenbahnen des
Bundes (§ 3),

3. zum Schutz vor Angriffen auf die Sicherheit des Luftverkehrs (§ 4) oder
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4. zum Schutz von Verfassungsorganen des Bundes, Bundesministerien und ihnen
gleichgestellten Einrichtungen (§ 6) sowie zur Sicherung von Einrichtungen der Bun-
despolizei (§ 1 Absatz 3)

zu Hilfspolizeibeamtinnen und Hilfspolizeibeamten bestellen. Die Bestellung kann jederzeit
widerrufen werden.

(3) Die Hilfspolizeibeamtinnen und Hilfspolizeibeamten haben im Rahmen der ihnen
Ubertragenen Aufgaben die Befugnisse von Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei.
Sie sind jedoch nicht befugt, unmittelbaren Zwang nach den §§ 9 bis 14 des Gesetzes Uber
den unmittelbaren Zwang bei Ausubung offentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte des
Bundes anzuwenden.

(4) Das Bundesministerium des Innern bestimmt die flr die Aufsicht Gber die Hilfspo-
lizeibeamtinnen und Hilfspolizeibeamten und ihre Bestellung zustadndigen Bundespolizeibe-
horden.

§ 98

Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten der
Lander sowie von Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeamten anderer Bundesbe-
horden oder anderer Staaten im Zustandigkeitsbereich der Bundespolizei

(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte eines Landes konnen
Amtshandlungen zur Wahrnehmung von Aufgaben der Bundespolizei vornehmen

1. auf Anforderung oder mit Zustimmung der zustandigen Bundespolizeibehérde,

2. zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr, zur Verfolgung von Straftaten im Sinne des
§ 13 Absatz 1 auf frischer Tat sowie zur Verfolgung und Wiederergreifung von aus dem
Gewahrsam der Bundespolizei Entwichenen, wenn die zustandige Bundespolizeibe-
hérde die erforderlichen MalRnahmen nicht rechtzeitig treffen kann.

In den Fallen des Satzes 1 Nummer 2 ist die zustandige Bundespolizeibehérde unverzig-
lich zu unterrichten.

(2) Werden Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte eines Landes nach
Absatz 1 Satz 1 tatig, haben sie dieselben Befugnisse wie die Bundespolizei. lhre Mallnah-
men gelten als MaRnahmen der Bundespolizei. Sie unterliegen insoweit den Weisungen
der zustandigen Bundespolizeibehorde.

(3) Absatz 1 gilt fir Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeamte anderer Bundesbehor-
den entsprechend. Die Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeamten haben insoweit diesel-
ben Befugnisse wie die Bundespolizei. lhre Mallnahmen gelten als Mallnahmen der Bun-
despolizei. Sie unterliegen insoweit den Weisungen der zustandigen Bundespolizeibe-
horde.

(4) Auslandische Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeamte, Angehérige von EU-
Agenturen oder sonstige staatliche Bedienstete anderer Staaten mit polizeilichen Aufgaben
konnen im Zustandigkeitsbereich der Bundespolizei tatig werden, soweit

1. volkerrechtliche Vereinbarungen oder geltendes Unionsrecht dies vorsehen oder

2. das Bundesministerium des Innern diesen Amtshandlungen allgemein oder im Einzel-
fall zustimmt.
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§ 99

Amtshandlungen von Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei im Zustandig-
keitsbereich eines Landes oder Tatigkeiten in anderen Staaten

(1) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte der Bundespolizei dirfen
im Zustandigkeitsbereich eines Landes tatig werden, wenn das jeweilige Landesrecht es
vorsieht.

(2) Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte der Bundespolizei dirfen
aullerhalb der Bundesrepublik Deutschland und nach Maligabe des § 5 an Bord auslandi-
scher Luftfahrzeuge tatig werden, soweit

1. volkerrechtliche Vereinbarungen oder geltendes Unionsrecht dies vorsehen oder

2. das Bundesministerium des Innern im Einvernehmen mit den zustandigen Stellen des
anderen Staates einer Tatigkeit von Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei im
Ausland allgemein oder im Einzelfall zustimmt.

§ 100

Amtshandlungen von Beamtinnen und Beamten der Zollverwaltung im Zustandig-
keitsbereich der Bundespolizei

(1) Das Bundesministerium des Innern kann im Einvernehmen mit dem Bundesminis-
terium der Finanzen Beamtinnen und Beamte der Zollverwaltung mit der Wahrnehmung
von Aufgaben der polizeilichen Kontrolle des grenziberschreitenden Verkehrs (§ 2 Ab-
satz 2 Nummer 2) an einzelnen Grenzubergangsstellen betrauen, soweit dadurch die Ab-
fertigung des grenziberschreitenden Reiseverkehrs vereinfacht wird.

(2) Nehmen Beamtinnen und Beamte der Zollverwaltung Aufgaben nach Absatz 1
wahr, so haben sie dieselben Befugnisse wie Beamtinnen und Beamte der Bundespolizei.
Ihre Mal3nahmen gelten als MalRnahmen der Bundespolizei. Das Bundesministerium des
Innern und die nachgeordneten Bundespolizeibehérden tiben ihnen gegeniiber insoweit die
Fachaufsicht aus.

§ 101

Amtshandlungen von Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei im Zustandig-
keitsbereich der Zollverwaltung

(1) Das Bundesministerium der Finanzen kann im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium des Innern Beamtinnen und Beamte der Bundespolizei mit der Wahrnehmung
von Aufgaben der Zollverwaltung an einzelnen Grenzzollstellen betrauen, soweit dadurch
die Abfertigung des grenziberschreitenden Reiseverkehrs vereinfacht wird.

(2) Nehmen Beamtinnen und Beamte der Bundespolizei Aufgaben nach Absatz 1
wahr, so haben sie dieselben Befugnisse wie Beamtinnen und Beamte der Zollverwaltung.
Ihre Mallinahmen gelten als MaRnahmen der Zollverwaltung. Das Bundesministerium der
Finanzen und die nachgeordneten Zolldienststellen Uben ihnen gegenuber insoweit die
Fachaufsicht aus.
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§ 102
Wahrnehmung von Aufgaben durch die Zollverwaltung; Verordnungsermachtigung
Das Bundesministerium des Innern kann im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium der Finanzen durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates auf die

Zollverwaltung zur Austibung Ubertragen

1. die polizeiliche Kontrolle des grenzuberschreitenden Verkehrs (§ 2 Absatz 2 Num-
mer 2) an einzelnen Grenzibergangsstellen,

2. sonstige Aufgaben nach § 2.

Nimmt die Zollverwaltung Aufgaben nach Satz 1 wahr, gilt § 100 Absatz 2 entsprechend.

Abschnitt 6

Schlussbestimmungen

§ 103
Verwaltungsvorschriften

Das Bundesministerium des Innern erlasst die zur Durchfihrung dieses Gesetzes im
Bereich der Bundesverwaltung erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften.

§ 104
BuBgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 52 Absatz 1 Satz2 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach
§ 93 Absatz 1 dort genannte Daten nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht recht-
zeitig Ubermittelt oder

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 96 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1 mit einer
Geldbul3e bis zu funfzigtausend Euro und in den ubrigen Fallen mit einer Geldbule bis zu
tausend Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes Uber
Ordnungswidrigkeiten ist die in der Rechtsverordnung nach § 92 Absatz 1 bestimmte Bun-
despolizeibehorde. Sie teilt dem Luftfahrt-Bundesamt die Verhdngung einer Geldbul3e nach
Absatz 1 Nummer 1 mit.
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§ 105
Einschrankung von Grundrechten

Die Grundrechte der koérperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes), der Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Ver-
sammlungsfreiheit (Artikel 8 Absatz 1 des Grundgesetzes), des Fernmeldegeheimnisses
(Artikel 10 des Grundgesetzes),der Freizugigkeit (Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes)
und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) werden nach Mal3-
gabe dieses Gesetzes eingeschrankt.

§ 106
Berichtspflichten; Evaluierung

(1) Die Bundespolizei berichtet dem Bundesministerium des Innern alle 2 Jahre, erst-
mals bis zum [einsetzen: Datum des ersten Tages des vierundzwanzigsten auf das Inkraft-
treten dieses Gesetzes nach Artikel 11 folgenden Kalendermonats] tiber die Austibung ihrer
Befugnisse zu verdeckten MalRnahmen nach den §§ 25, 30, 31, 33, 35 bis 41, 49 bis 51
und diesbezliglichen Ubermittlungen nach § 55. In dem Bericht wird insbesondere darge-
stellt, in welchem Umfang von welchen Befugnissen Gebrauch gemacht wurde und inwie-
weit die betroffenen Personen hierliber benachrichtigt wurden. Das Bundesministerium des
Innern leitet diesen Bericht der Bundesregierung und dem Deutschen Bundestag innerhalb
von 2 Monaten zu. Der Deutsche Bundestag macht den Bericht 6ffentlich zuganglich.

(2) Die Unterbringungssituation der Bundespolizei im Bereich der Unternehmen nach
§ 96 Absatz 2 wird durch die Bundespolizei im Zusammenwirken mit einer wissenschaftli-
chen Einrichtung evaluiert. Das Bundesministerium des Innern berichtet dem Deutschen
Bundestag bis zum [ - einsetzen: Angabe des Tages und Monats des Inkrafttretens nach
Artikel 11 sowie die Jahreszahl des zweiten auf das Inkraftireten folgenden Jahres oder,
wenn es diesen Tag nicht gibt, Datum des ersten Tages des darauffolgenden Kalendermo-
nats - ] Uber die Ergebnisse der Evaluation.

§ 107
Ubergangsvorschrift

Eine Weiterverarbeitung oder Ubermittiung personenbezogener Daten ist auch zulas-
sig nach den Bestimmungen der fur die Daten am [ - einsetzen: Datum des Tages vor dem
Tag des Inkrafttreten dieses Gesetzes nach Art. 12 - ] jeweils geltenden Errichtungsanord-
nung nach § 36 des Bundespolizeigesetzes in der bis zum [ - einsetzen: Datum des Tages
vor dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 12 - ] geltenden Fassung.

Artikel 2

Anderung der Verordnung liber die Zustindigkeiten der Bundes-
polizeibehorden

Die Verordnung Uber die Zustandigkeiten der Bundespolizeibehdrden vom 22. Februar
2008 (BGBI. I S. 250), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Oktober 2024
(BGBI. 2024 1 S. 332) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:
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1. § 1 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe ,§ 1 Abs. 2 durch die Angabe ,§ 1 Absatz 3“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird durch folgenden Absatz 3 ersetzt:

»(3) Furdie Wahrnehmung folgender Aufgaben und Verwendungen sind sach-
lich zustandig:

1. das Bundespolizeiprasidium fur zentral wahrzunehmende Aufgaben nach

a)

b)

f)

¢)]

§ 36 Absatz 1, § 52 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 1, Absatz 4 und 5 und
§ 104 Absatz 3 Satz 1 des Bundespolizeigesetzes,

§ 63 Absatz 2 bis 4 in Verbindung mit § 71 Absatz 3 des Aufenthaltsge-
setzes sowie nach § 3 Absatz 2 und § 74a Satz 3 des Aufenthaltsgeset-
zes,

§ 88 Absatz 3 Satz 2 des Strahlenschutzgesetzes,
§ 1 Absatz 1 des Antiterrordateigesetzes,

§ 12 Absatz 1 Nummer 3 des Sicherheitstiberprifungsgesetzes oder ei-
ner entsprechenden landesgesetzlichen Vorschrift,

§ 6 Absatz 1 Nummer 2 und § 32 Absatz 1 Nummer 1 des Auslanderzent-
ralregistergesetzes sowie nach der Anlage der AZRG-Durchfiihrungsver-
ordnung, soweit dort jeweils auf die in dieser Rechtsverordnung be-
stimmte Bundespolizeibehdrde verwiesen wird,

§ 1 Absatz 1 des Rechtsextremismus-Datei-Gesetzes;

2. das Bundespolizeiprasidium fur die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach

f)
g)

§ 14 Absatz 2 des Bundespolizeigesetzes,

§ 26 Nummer 2 des Passgesetzes,

§ 10 Absatz 5 des Freizligigkeitsgesetzes/EU,

§ 64b Absatz 3 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung,

§ 49 Absatz 3 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung fir Schmalspur-
bahnen,

§ 78 der Aufenthaltsverordnung,

§ 18 Absatz 1 Nummer 9 des Luftsicherheitsgesetzes;

3. die Bundespolizeidirektion 11 fir die Aufgaben nach § 5 und Verwendungen
nach § 9 Absatz 2 und § 10 Absatz 1 Nummer 2 des Bundespolizeigesetzes;

4. die Bundespolizeidirektion Bad Bramstedt flir die Aufgaben nach § 7 des Bun-
despolizeigesetzes;

5. die jeweils ortlich zustandige Bundespolizeidirektion fur die Verfolgung von
Ordnungswidrigkeiten nach
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a) § 14 Absatz 2 des Bundespolizeigesetzes,

b) § 26 Nummer 2 des Passgesetzes,

c) § 10 Absatz 5 des Freizligigkeitsgesetzes/EU,

d) § 64b Absatz 3 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung,

e) § 49 Absatz 3 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung flr Schmalspur-
bahnen,

f)  § 78 der Aufenthaltsverordnung,
g) § 18 Absatz 1 Nummer 9 des Luftsicherheitsgesetzes.
In Bezug auf Satz 1 Nummer 5 schlief3t die sachliche Zustandigkeit jeweils auch
die Zustandigkeit fur die Erteilung von Verwarnungen bei geringfligigen Ordnungs-
widrigkeiten ein.”
2. In Absatz 4 wird die Angabe ,§ 31 Abs. 7 durch die Angabe ,§ 50 Absatz 7“ ersetzt.
3. Absatz 5 wird durch folgenden Absatz 3 ersetzt:
»(5) Es sind befugt zur Anordnung von MalRnahmen
1. nach § 49 Absatz 4 und § 50 Absatz 3 Satz 1 des Bundespolizeigesetzes

a) die jeweils ortlich zustandigen Bundespolizeidirektionen sowie

b) das Bundespolizeiprasidium, soweit es Aufgaben nach § 1 Absatz 2 Satz 2 im
Einzelfall selbst wahrnimmt,

2. nach § 36 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes das Bundespolizeiprasidium®.
4. § 2 Absatz 2 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 3 wird die Angabe ,des Innern, fir Bau und Heimat“ durch die Angabe
,des Innern“ ersetzt.

b) In Nummer 4 wird die Angabe ,§ 1 Abs. 3“ durch die Angabe ,§ 1 Absatz 4“ ersetzt.

Artikel 3

Anderung des Zollfahndungsdienstgesetzes

Das Zollfahndungsdienstgesetz vom 30. Marz 2021 (BGBI. | S. 402), das zuletzt durch
Artikel 26 des Gesetzes vom 6. Mai 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 149) geandert worden ist, wird
wie folgt geandert:

1. § 9 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
a) In Satz 1 wird die Angabe ,8§§ 17, 18" durch die Angabe ,§§ 18, 19“ ersetzt.

b) In Satz 2 Nummer 1 Buchstabe b wird die Angabe ,§ 17 oder § 18" durch die
Angabe ,§ 18 oder § 19“ ersetzt.
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c) In Satz 3 wird die Angabe ,§ 20 Absatz 1 Satz 2“ durch die Angabe ,§ 21 Absatz
1 Satz 2 ersetzt.

2. In § 39 Satz 2 wird die Angabe ,§§ 15 bis 20 Absatz 1“ durch die Angabe ,§§ 16 bis 21
Absatz 1“ ersetzt.

3. In § 42 Absatz 4 wird die Angabe ,gilt" durch die Angabe ,gelten” sowie die Angabe ,§
49" durch die Angabe ,§§ 72, 73 ersetzt.

4. § 43 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,§ 49" durch die Angabe ,§§ 72, 73" ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ,§§ 17 und 18“ durch die Angabe ,§§ 18 und
19 ersetzt.

5. In § 53 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,§§ 15 bis 20 Absatz 1 durch die Angabe ,§§
16 bis 21 Absatz 1“ ersetzt.

6. In § 57 wird die Angabe ,§ 24 Absatz 3“ durch die Angabe ,§ 27 Absatz 3“ ersetzt.

7. In § 61 Absatz 2 wird die Angabe ,§ 40" durch die Angabe ,§ 61“ sowie die Angabe ,§§
41 und 42“ durch die Angabe ,§ 62 und 64 ersetzt.

8. In § 63 Satz 2 wird die Angabe ,§§ 15 bis 20“ durch die Angabe ,8§§ 16 bis 21“ ersetzt.

9. In § 81 Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe ,8§ 15 bis 20“ durch die Angabe ,§§ 16 bis
21“ ersetzt.

10. In § 102 wird die Angabe ,§§ 51 bis 56 durch die Angabe ,§§ 85 bis 90" ersetzt.

Artikel 4

Anderung des Bundeskriminalamtgesetzes

Das Bundeskriminalamtgesetz vom 1. Juni 2017 (BGBI. | S. 1354; 2019 | S. 400), das
zuletzt durch [...] gedndert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In § 32 Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,§ 68“ durch die Angabe ,§ 102“ ersetzt.

2. In § 38 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,8§§ 15 bis 20“ durch die Angabe ,§§ 16 bis
21“ ersetzt.

3. In § 41 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe ,§§ 17 und 18“ durch die Angabe ,§§ 18 und
19" sowie die Angabe ,§ 20“ durch die Angabe ,§ 21“ ersetzt

4. In § 42 Absatz 1 wird in der Angabe vor Nummer 1 die Angabe ,§ 23 Absatz 3 Satz 1,
2, 4 und 5“ durch die Angabe ,§ 26 Absatz 3“ ersetzt.

5. In § 43 Absatz 1 wird die Angabe ,§ 24“ durch die Angabe ,§ 27 ersetzt.
6. In § 44 Absatz 2 wird die Angabe ,§ 25“ durch die Angabe ,§ 28“ ersetzt.

7. In § 45 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,§ 17 oder § 18" durch die Angabe ,§ 18
oder § 19 sowie die Angabe ,§ 20“ durch die Angabe ,§ 21“ ersetzt.
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In § 46 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a wird die Angabe ,§ 17 oder § 18“ durch die
Angabe ,§ 18 oder § 19° ersetzt.

In § 49 Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe ,§ 17 oder § 18“ durch die Angabe ,§ 18 oder
§ 19" ersetzt.

In § 50 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,§ 17 oder § 18“ durch die Angabe ,§ 18
oder § 19“ ersetzt.

In § 51 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,§ 17 oder § 18“ durch die Angabe ,§ 18
oder § 19“ ersetzt.

In § 52 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,§ 17 oder § 18* durch die Angabe ,§ 18
oder § 19“ ersetzt.

In § 57 Absatz 2 wird die Angabe ,§ 40 Absatz 1 und 2 sowie die §§ 41 und 42 Absatz
1 Satz 1, 3 und Absatz 2“ durch die Angabe ,§ 61 Absatz 1 und 2 sowie die §§ 62 und
64 Absatz 1 Satz 1, 3 und Absatz 2“ ersetzt.

In § 58 Absatz 3 wird die Angabe ,§ 43“ durch die Angabe ,§ 65" ersetzt.

In § 59 Absatz 2 wird die Angabe ,§ 44" durch die Angabe ,§ 66“ ersetzt.

In § 60 Absatz 2 wird die Angabe ,8§§ 48 bis 50 durch die Angabe ,8§§ 71 bis 74" ersetzt.
In § 61 Absatz 5 wird die Angabe ,§ 46“ durch die Angabe ,§ 68“ ersetzt.

§ 63 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe ,8§§ 15 bis 20“ durch die Angabe ,8§§ 16 bis 21¢
ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,§ 23 Absatz 3 Satz 1, 2, 4 und 5“ durch die
Angabe ,§ 26 Absatz 3“ ersetzt.

bb) In Nummer 3 wird die Angabe ,§ 43 Absatz 3 bis 5 und § 44" durch die Angabe
».3 65 Absatz 3 bis 5 und § 66" ersetzt.

c) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,§ 25" durch die Angabe ,§ 28" ersetzt.
d) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ,§ 24“ durch die Angabe ,§ 27 ersetzt.

e) In Absatz 6 Satz 2 wird die Angabe ,§§ 48 bis 50" durch die Angabe ,§§ 71 bis 74"
ersetzt.

f)  In Absatz 7 Satz 3 wird die Angabe ,§ 46“ durch die Angabe ,§ 68 ersetzt.

g) InAbsatz 8 Satz 2 wird die Angabe ,§ 40 Absatz 1 und 2, die §§ 41 und 42 Absatz
1 Satz 1 und Absatz 2 durch die Angabe ,§ 61 Absatz 1 und 2, §§ 62 und 64
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2“ ersetzt.

In § 66 Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe ,§§ 15 bis 20“ durch die Angabe ,16 bis 21*
ersetzt.

In § 67 Satz 2 wird die Angabe ,§§ 15 bis 20“ durch die Angabe ,§§ 16 bis 21 ersetzt.
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Artikel 5

Anderung des Aufenthaltsgesetzes

Das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008

(BGBI. I S. 162), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Oktober 2024 (BGBI.
2024 | Nr. 332) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

Nach § 71 Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefiigt:

»(32) Ungeachtet der Zustandigkeit nach Absatz 3 ist die Bundespolizei flr das Be-
antragungen von Haft oder Ausreisegewahrsam und die Festnahme zur Vorbereitung
und Sicherung einer Abschiebung und Zurlickschiebung von Drittstaatsangehdrigen
zustandig, sofern

1. diese im Zustandigkeitsbereich der Bundespolizei festgestellt wurden,
2. diese vollziehbar ausreisepflichtig sind und

3. deren Abschiebung nicht oder nach § 60a Absatz 2 Satz 1 erste Alternative auf
Grund von fehlenden Reisedokumenten ausgesetzt ist und nach Einschatzung der
Bundespolizei die notwendigen Reisedokumente innerhalb von sechs Monaten be-
schafft werden konnen.

Die Zustandigkeit der Bundespolizei nach Satz 1 endet, wenn

1. im Falle der Aussetzung der Abschiebung auf Grund von fehlenden Reisedoku-
menten nicht innerhalb von sechs Monaten nach der Feststellung des Drittstaats-
angehorigen im Zustandigkeitsbereich der Bundespolizei die Beschaffung von Rei-
sedokumenten gelungen ist und eine Beschaffung nicht unmittelbar bevorsteht o-
der

2. nach Feststellung des Drittstaatsangehorigen im Zustandigkeitsbereich der Bun-
despolizei andere rechtliche oder tatsachliche Griinde aufgetreten sind oder fort-
bestehen, die einer Abschiebung innerhalb von sechs Monaten nach der Feststel-
lung entgegenstehen.”

In § 74a Satz 3 wird die Angabe ,,§ 58 Abs. 1“ durch die Angabe ,§ 92 Absatz 1“ ersetzt.

In § 82 Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe ,§ 40 Abs. 1 und 2, die §§ 41, 42 Abs. 1 Satz

1 und 3“ durch die Angabe ,§ 61 Absatz 1 und 2 sowie die §§ 62 und 64 Absatz 1 Satz
1 und 3“ ersetzt.

Artikel 6

Anderung des Zollverwaltungsgesetzes

§ 10a des Zollverwaltungsgesetzes vom 21. Dezember 1992 (BGBI. | S. 2125, 1993 |

S. 2493), das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr.
236) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:
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a) Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,§ 23 Absatz 3 Satz 1, 2, 4 und 5“ durch die
Angabe ,§ 26 Absatz 3“ ersetzt.

bb) In Nummer 5 wird die Angabe ,§ 44 Absatz 4“ durch die Angabe ,§ 66 Absatz
4 ersetzt.

cc) In Nummer 6 wird die Angabe ,8§§ 48 bis 50 durch die Angabe ,§§ 71 bis 74*
ersetzt.

b) In Satz 3 wird die Angabe ,§ 40 Absatz 1 und 2 sowie die §§ 41 und 42 Absatz 1
Satz 1 und Absatz 2“ durch die Angabe ,§ 61 Absatz 1 und 2 sowie § 62 und § 64
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2“ ersetzt.

In Absatz 3 wird die Angabe ,8§ 15 bis 20“ durch die Angabe ,§§ 16 bis 21 ersetzt.

Artikel 7

Anderung des Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetzes

§ 3 des Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetzes vom 21. November 2016 (BGBI. | S.

2615), das zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. Juni 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 210)
geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In Absatz 3 wird die Angabe ,§§ 47 bis 50“ durch die Angabe ,§ 70 Absatz 1, § 71, §
73 Absatz 1 und § 74 Absatz 1“ ersetzt.

Absatz 4 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 2 wird die Angabe ,8§§ 48 bis 50“ durch die Angabe ,§ 71, § 73 Absatz 1
und § 74 Absatz 1 ersetzt.

b) In Satz 3 wird die Angabe ,§§ 17 und 18“ durch die Angabe ,§§ 18 und 19" ersetzt.
Artikel 8

Anderung des BSI-Gesetzes

Das BSI-Gesetz vom 14. August 2009 (BGBI. | S. 2821), das zuletzt durch Artikel 12

des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (BGBI. | S. 1982) geandert worden ist, wird wie folgt ge-
andert:

§ 2 Absatz 14 Satz 1 Nummer 1 wird durch folgende Nummer 1 ersetzt:

»1. die Guter im Sinne des Teils B der Kriegswaffenliste herstellen oder entwickeln
oder vom Bundesamt fir Sicherheit in der Informationstechnik zugelassene Pro-
dukte mit IT-Sicherheitsfunktionen zur Verarbeitung staatlicher Verschlusssachen
oder fir die IT-Sicherheitsfunktion wesentliche Komponenten solcher Produkte
herstellen,”.
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Artikel 9

Anderung der Telekommunikations-Uberwachungsverordnung

Die Telekommunikations-Uberwachungsverordnung in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 11. Juli 2017 (BGBI. | S. 2316), die zuletzt durch Artikel 33 des Gesetzes vom
6. Mai 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 149) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 1 Nummer 1 wird wie folgt geandert:
a) Nach Buchstabe d wird folgender Buchstabe e eingefugt:
,€) in § 40 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes®.
b) Die bisherigen Buchstaben e und f werden zu den Buchstaben f und g.
§ 2 wird wie folgt geandert:
a) Nummer 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Buchstabe a wird nach der Angabe ,§ 51 des Bundeskriminalamtgesetzes,*
die Angabe ,§ 40 des Bundespolizeigesetzes,” eingeflgt.

bb) In Buchstabe b wird die Angabe ,§ 52 des Bundeskriminalamtgesetzes,” die
Angabe ,§ 25 des Bundespolizeigesetzes, eingefigt.

b) Nummer 3 wird wie folgt geandert:

aa) In Buchstabe a wird nach der Angabe ,§ 51 Absatz 6 Satz 1 des Bundeskri-
minalamtgesetzes,“ die Angabe ,§ 40 Absatz 5 Satz 1 des Bundespolizeige-
setzes,” eingeflgt.

bb) In Buchstabe b Doppelbuchstabe aa wird nach der Angabe ,§ 52 des Bundes-
kriminalamtgesetzes,” die Angabe ,§ 25 des Bundespolizeigesetzes,“ einge-
fugt.

c) In Nummer 15 wird nach der Angabe ,§ 51 Absatz 1 des Bundeskriminalamtgeset-
zes,“ die Angabe ,§ 40 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes,” eingefugt.

In der Uberschrift zu Teil 2 wird nach der Angabe ,§ 51 Absatz 1 des Bundeskriminal-
amtgesetzes” ein Komma sowie die Angabe ,§ 40 Absatz 1 des Bundespolizeigeset-
zes" eingefugt.

In § 3 Absatz 3 wird nach der Angabe ,§ 51 Absatz 6 Satz 1 des Bundeskriminalamt-
gesetzes” ein Komma und die Angabe ,§ 40 Absatz 5 Satz 1 des Bundespolizeigeset-
zes" eingefugt.

In § 5 Absatz 1 wird in der Angabe vor Nummer 1 nach der Angabe ,§ 51 Absatz 1 des
Bundeskriminalamtgesetzes® ein Komma und die Angabe ,§ 40 Absatz 1 des Bundes-
polizeigesetzes* eingefugt.



-90 - Bearbeitungsstand: 23.07.2025 19:59

Artikel 10

Weitere Folgeanderungen

(1) In § 21 Absatz 2 Satz 2 des Betaubungsmittelgesetzes vom 1. Marz 1994 (BGBI.
| S. 358), das zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 29. November 2024 (BGBI. 2024
I Nr. 379) geandert worden ist, wird die Angabe ,§ 67 Abs. 2 durch die Angabe ,§ 102
Absatz 2“ ersetzt.

(2) In § 12 Absatz 1 Nummer 3 des Sicherheitsuberprifungsgesetzes vom 20. April
1994 (BGBI. | S. 867), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023
(BGBI. 2023 | Nr. 413) geandert worden ist, wird die Angabe ,§ 58 Abs. 1“ durch die Angabe
,8 92 Absatz 1“ ersetzt.

(3) In § 7 Satz 2 des Grundstoffuberwachungsgesetzes vom 11. Marz 2008 (BGBI. |
S. 306), das zuletzt durch Artikel 8z des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 (BGBI. 2023 |
Nr. 359) geéndert worden ist, wird die Angabe ,§ 67 Abs. 2“ durch die Angabe ,§ 102 Absatz
2“ ersetzt.

(4) In § 88 Absatz 3 Satz 2 des Strahlenschutzgesetzes vom 27. Juni 2017 (BGBI. |
S. 1966), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 | Nr.
324) geandert worden ist, wird die Angabe ,§ 58 durch die Angabe ,§ 92“ ersetzt.

(5) In § 1 Absatz 1 des Rechtsextremismus-Datei-Gesetzes vom 20. August 2012
(BGBI. | S. 1798), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 2 des Gesetzes vom 30. Marz 2021
(BGBI. I S. 402) geandert worden ist, wird die Angabe ,§ 58“ durch die Angabe ,§ 92° er-
setzt.

(6) In § 1 Absatz 1 des Antiterrordateigesetzes vom 22. Dezember 2006 (BGBI. | S.
3409), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 30. Marz 2021 (BGBI. | S.
402) geandert worden ist, wird die Angabe ,§ 58 Abs. 1“ durch die Angabe ,§ 92 Absatz 1*
ersetzt.

(7) Das AZR-Gesetz vom 2. September 1994 (BGBI. | S. 2265), das zuletzt durch Ar-
tikel 12 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 152) geandert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1. In § 6 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,§ 58 durch die Angabe ,§ 92 ersetzt.

2. In § 32 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,§ 58 Abs. 1“ durch die Angabe ,§ 92
Absatz 1* ersetzt.

(8) In der Anlage zur AZRG-Durchfuhrungsverordnung vom 17. Mai 1995 (BGBI. | S.
695), die zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 152)
geandert worden ist, werden die Angaben ,§ 58 Absatz 1“ und ,§ 58 Abs. 1 jeweils durch
die Angabe ,§ 92 Absatz 1“ ersetzt.

(9) In § 10 Absatz 5 des Freizugigkeitsgesetzes/EU vom 30. Juli 2004 (BGBI. | S.
1950, 1986), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 21. Februar 2024(BGBI. 2024 |
Nr. 54) geandert worden ist, wird die Angabe ,§ 58 Abs. 1 durch die Angabe ,§ 92 Absatz
1% ersetzt.

(10)In § 78 der Aufenthaltsverordnung vom 25. November 2004 (BGBI. | S. 2945), die
zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 152) geandert
worden ist, wird die Angabe ,§ 58 Abs. 1“ durch die Angabe ,§ 92 Absatz 1“ ersetzt.
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(11)In der Anlage Il zur Beschussverordnung vom 13. Juli 2006 (BGBI. | S. 1474), die
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 1. Oktober 2021 (BGBI. | S. 4622) geandert
worden ist, wird jeweils die Angabe ,§ 58 Abs. 1“ durch die Angabe ,§ 92 Absatz 1“ ersetzt.

(12)In § 64b Absatz 3 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung vom 8. Mai 1967
(BGBI. 1967 11 S. 1563), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 5. April 2019 (BGBI.
| S. 479) gedndert worden ist, wird die Angabe ,§ 58 Abs. 1“ durch die Angabe ,§ 92 Absatz
1“ ersetzt.

(13)In § 49 Absatz 3 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung fiir Schmalspurbahnen
vom 25. Februar 1972 (BGBI. | S. 269), die zuletzt durch Artikel 519 der Verordnung vom
31. August 2015 (BGBI. | S. 1474) geandert worden ist, wird die Angabe ,§ 58 Abs. 1“ durch
die Angabe ,§ 92 Absatz 1“ ersetzt.

(14)In § 26 Nummer 2 des Passgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
30 Oktober 2023 (BGBI. | Nr. 291), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23. Okto-
ber 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 322, 2025 | Nr. 137) geandert worden ist, wird die Angabe ,§ 58
Abs. 1 durch die Angabe ,§ 92 Absatz 1“ ersetzt.

(15)In § 2 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a des Gendiagnostikgesetzes vom 31. Juli
2009 (BGBI. | S. 2529, 3672), das zuletzt durch Artikel 15 Absatz 4 des Gesetzes vom 4.
Mai 2021 (BGBI. | S. 882) geandert worden ist, werden nach der Angabe ,Polizeigesetze*
die Angabe ,des Bundes und“ eingeflgt.

(16)In § 171 Satz 1 des Telekommunikationsgesetzes vom 23. Juni 2021 (BGBI. | S.
1858), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 71)
geandert worden ist, wird die Angabe ,Bundekriminalamtsgesetzes” durch die Angabe
,Bundeskriminalamtgesetzes, § 41 des Bundespolizeigesetzes® ersetzt.

(17)In § 12 Absatz 3 Satz 3 des Luftsicherheitsgesetzes vom 11. Januar 2005 (BGBI.
| S. 78), das zuletzt Artikel 1 des Gesetzes vom 22. April 2020 (BGBI. | S. 840) geandert
worden ist, wird die Angabe ,§ 4a“ durch die Angabe ,§ 5“ ersetzt.

Artikel 11

AuBerkrafttreten

Das Bundespolizeigesetz vom 19. Oktober 1994 (BGBI. | S. 2978, 2979), das zuletzt
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2632) geandert worden
ist, tritt am [ einsetzen: Datum des Tages nach der Verkiindung dieses Gesetzes | aulier
Kraft.

Artikel 12

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am [ einsetzen Datum des Tages nach der Verkindung dieses Ge-
setzes ] in Kraft.
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EU-Rechtsakte

1.

Verordnung (EU) 2018/1862 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 28. November 2018 liber
die Einrichtung, den Betrieb und die Nutzung des Schengener Informationssystems (SIS) im Bereich der
polizeilichen Zusammenarbeit und der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen, zur Anderung und Auf-
hebung des Beschlusses 2007/533/J1 des Rates und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1986/2006
des Europaischen Parlaments und des Rates und des Beschlusses 2010/261/EU der Kommission (ABI. L
312 vom 7.12.2018, S. 56)

Richtlinie (EU) 2023/977 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 10. Mai 2023 ber den Infor-
mationsaustausch zwischen den Strafverfolgungsbehdrden der Mitgliedstaaten und zur Aufhebung des
Rahmenbeschlusses 2006/960/J1 des Rates (ABI. L. 134 vom 22.05.2023, S. 1).

Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz
natlrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung, ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 314
vom 22.11.2016, S. 72, L 127 vom 23.5.2018, S. 2, L 074 vom 4.3.2021, S. 35)
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Das geltende Bundespolizeigesetz, das zum Uberwiegenden Teil noch aus dem Jahr 1994
stammt und nur in einzelnen Vorschriften angepasst worden ist, bedarf einer umfassenden
Neubearbeitung.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 20. April 2016 das bisherige Bun-
deskriminalamtgesetz in Teilen flr verfassungswidrig erklart. Es hat geurteilt, dass bei sol-
chen MalRnahmen, die tief in das Privatleben Betroffener hineinreichen, besondere Anfor-
derungen an den Verhaltnismaligkeitsgrundsatz zu stellen sind. Insbesondere verlangen
die Befugnisse besondere Regelungen zum Schutz des Kernbereichs privater Lebensge-
staltung sowie zum Schutz von Berufsgeheimnistragern. Sie unterliegen bestimmten Anfor-
derungen an Transparenz, individuellen Rechtsschutz und datenschutzaufsichtliche Kon-
trolle.

Mit seinem Urteil hat das Bundesverfassungsgericht zudem ein Grundsatzurteil zum poli-
zeilichen Datenschutz gesprochen, mit dem es die bisherige Rechtsprechung zu den ein-
zelnen verdeckten Ermittlungsbefugnissen zusammenfihrt, sie in Ubergreifende Prinzipien
systematisiert, die verfassungsrechtlichen Anforderungen an Zweckbindung und Zweckan-
derung von Daten fortentwickelt und erstmals Aussagen zur Ubermittlung von Daten an
offentliche Stellen im Ausland trifft. Es hat insbesondere ausgefiihrt, dass sich die Anforde-
rungen an die Nutzung und Ubermittlung staatlich erhobener Daten nach den Grundsatzen
der Zweckbindung und Zweckanderung richten und sich die VerhaltnismaRigkeitsanforde-
rungen flr eine solche Zweckanderung am Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhe-
bung zu orientieren haben. Auch die Ubermittlung von Daten an &ffentliche Stellen im Aus-
land unterliegt diesen verfassungsrechtlichen Grundsatzen der Zweckanderung und
Zweckbindung.

Aul3erdem ist die Richtlinie (EU) 2016/680 vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zustandigen Behorden
zum Zweck der Verhitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der
Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr umzusetzen. Mit dieser Richtlinie soll der
Datenschutz im Polizeibereich weiter harmonisiert werden, um zum einen ein vergleichbar
hohes Schutzniveau fur personenbezogene Daten - unter anderem durch Starkung von
Betroffenenrechten - zu gewahrleisten und zum anderen den unionsweiten Informations-
austausch zu erleichtern und zu verbessern. Die Richtlinie wird weitgehend bereits in Tell
3 des Bundesdatenschutzgesetzes umsetzt. Fur die Bundespolizei missen die Vorschriften
erganzt und spezifiziert werden.

Die erforderliche Uberarbeitung wird auch zum Anlass genommen, das Bundespolizeige-
setz systematisch neu zu strukturieren und um bislang fehlende, aber fur die Erfullung der
Aufgaben der Bundespolizei notwendige Befugnisse, insbesondere im Bereich der Gefah-
renabwehr, zu erganzen.

Die Beschaftigten im o6ffentlichen Dienst bekennen sich zur freiheitlich demokratischen
Grundordnung und treten fir diese ein. Zum besseren Schutz vor Extremisten, die im Falle
einer Beschaftigung fir die Bundespolizei als Innentater versuchen kénnten, die Aufgaben-
erfillung der Bundespolizei zu behindern, zu gefahrden oder zu unterwandern, wird eine
verpflichtende Einstellungsuberprifung eingefuhrt.
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Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Der Gesetzentwurf passt die Regelungen zur Erhebung von Daten, die durch den Einsatz
verdeckter MaRnahmen erlangt wurden, an die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts-
urteils vom 20. April 2016 an. Er fiihrt hierzu umfangreiche Anderungen der Voraussetzun-
gen zur Anordnungsbefugnis — auch durch erweiterte richterliche Kontrollbefugnisse —, zum
Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung, zur Transparenz, zum individuellen
Rechtsschutz, zur aufsichtlichen Kontrolle durch eine unabhangige Stelle und zu L6-
schungs- und Benachrichtigungspflichten ein.

Zudem setzt der Gesetzentwurf die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zur Nutzung
der in den Datenbestinden der Bundespolizei vorhandenen personenbezogenen Daten
und zur Ubermittlung dieser Daten an andere nationale und internationale Stellen um. Ins-
besondere umfasst der Entwurf dabei Regelungen zu den Voraussetzungen, unter denen
die Daten zu einem anderen Zweck genutzt werden kdnnen, als zu dem sie urspringlich
erhoben worden sind und fihrt den Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung ein.

Des Weiteren enthalt der Gesetzesentwurf Vorschriften zum Datenschutz, welche der Um-
setzung der EU-Richtlinie 2016/680 vom 27. April 2016 zum Schutz natlrlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zustandigen Behdrden zum
Zweck der Verhutung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der
Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr dienen. Er starkt insbesondere die
Rechte der bzw. des Bundesbeauftragten fir den Datenschutz und die Informationsfreiheit,
welche bzw. welcher die Befugnis erhalt, Mallnahmen zur Beseitigung von erheblichen Ver-
stdélRen gegen datenschutzrechtliche Vorschriften anzuordnen. Der Gesetzentwurf sieht
eine umfassende Protokollierung zum Zweck der Datenschutzkontrolle vor und verpflichtet
die Bundespolizei durch technische und organisatorische Vorkehrungen sicherzustellen,
dass die Datenschutzgrundsatze und die Anforderungen an die Datensicherheit bereits bei
der Datenverarbeitung beachtet werden. Es wird ein umfassendes Verzeichnis von Verar-
beitungstatigkeiten eingerichtet, dass das bestehende System der Errichtungsanordnungen
ablost. Die Datenverarbeitung auf Grund von bereits bestehenden Errichtungsanordnungen
bleibt auf Grund einer Ubergangsregelung weiter zulassig.

Die Harmonisierung und Standardisierung im EU-Kontext zur Verbesserung des Informati-
onsflusses wird durch die Gleichstellung der EU-internen Ubermittlungen mit innerstaatli-
chen Ubermittlungen zur Erreichung des unionsrechtlich vorgegebenen Ziels, den freien
Datenverkehr auch im Bereich Polizei und Justiz zu erleichtern, die Uberarbeitung der Re-
gelungen zur Datenubermittlung an Stellen in Drittstaaten und die neue Systematisierung
und Prazisierung der Einschrankungen der Ubermittlungsbefugnisse geférdert.

Um eine effektive Kriminalitatsbekdmpfung auch kiinftig gewahrleisten zu kénnen, werden
auch zusatzliche, neue Befugnisse fur die Bundespolizei geschaffen. Hierzu z&hlen insbe-
sondere die Erhebung von Bestands-, Nutzungs- und Verkehrsdaten (§§ 24, 25), der Ein-
satz mobiler Sensortrager flr Bildaufnahme-, Bildaufzeichnungs-, Tonaufnahme- und
Tonaufzeichnungsgerate sowie der Einsatz technischer Mittel gegen unbemannte Fahr-
zeugsysteme (§ 39), die Uberwachung der Telekommunikation (§ 40) einschlieRlich Quel-
lentelekommunikationsiberwachung und die Identifizierung und Lokalisierung von Mobil-
funkkarten und -endgeraten (§ 41) sowie die Mdglichkeit, eine Meldeauflage oder ein Auf-
enthaltsverbot (§§ 29, 59) zu erlassen.

Im Bundespolizeigesetz wird eine Rechtsgrundlage fiur die Durchfihrung einer Einstel-
lungsuberprifung flr Personen, die fur die Bundespolizei dauerhaft tatig werden sollen,
geschaffen. Damit soll der Kreis der zu Uberprifenden Personen ausgeweitet werden, um
die Bundespolizei vor Extremisten, die im Falle einer Beschaftigung als Innentater versu-
chen kénnten, die Aufgabenerflllung der Bundespolizei zu behindern, zu gefahrden oder
zu unterwandern.
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SchlieBlich werden im Bundespolizeigesetz Anderungen im Hinblick auf die sprachliche
Gleichstellung von Frauen und Mannern gemal § 1 Absatz 2 Satz 1 Bundesgleichstellungs-
gesetz vorgenommen.

1l. Alternativen

Keine.

IV. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes flir die Regelungen in Artikel 1 sowie fur die
Folgeanderungen aus den Artikeln 2 bis 8 und 10 Nummern 1 bis 14 des Gesetzentwurfs
folgt aus Artikel 73 Absatz 1 Nummern 5 (Grenzschutz), 6 (Luftverkehr) und 6a (Eisenbah-
nen) des Grundgesetzes (GG), aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (Strafverfolgung)
sowie aus der Natur der Sache (u.a. Schutz von Bundesorganen, Verwendung zum Unter-
stitzung anderer Bundesbehdérden sowie der Lander) sowie flr die datenschutzrechtlichen
Regelungen als Annex zu den jeweiligen Sachkompetenzen. Die Gesetzgebungskompe-
tenz fur die Regelungen zum Schadensausgleich (§§ 84 ff) folgt aus Artikel 74 Absatz 1
Nummer 25 GG in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG.

Die getroffenen staatshaftungsrechtlichen Regelungen sind zur Wahrung der Rechtseinheit
nach Artikel 72 Absatz 2 GG erforderlich, weil es vornehmlich um die Regelungen zum
Schadensausgleich und zum Schadensersatz durch den Bund geht, der schon dem Grunde
nach nur bundeseinheitlich erfolgen kann.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung durch Artikel 9 und 10 Num-
mer 15 folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 26 GG.

Die Anderung im Gendiagnostikgesetz ist zur Wahrung der Rechtseinheit nach Artikel 72
Absatz 2 GG erforderlich, da bei unterschiedlichen Regelungen in den Landern die konkrete
Gefahr besteht, dass die flir den sensiblen medizinisch, psychisch und sozial risikobehaf-
teten Bereich der genetischen Untersuchungen zu fordernden Anforderungen insgesamt
oder teilweise nicht erreicht werden. Es liegt daher im gesamtstaatlichen Interesse, die Ge-
fahr von Diskrepanzen im Bereich der genetischen Untersuchungen durch bundeseinheitli-
che Regelungen zu vermeiden.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und voélkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und volkerrechtlichen Ver-

tragen, die die Bundesrepublik Deutschland geschlossen hat, vereinbar. Der Gesetzentwurf

dient auch der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 und der Richtlinie (EU) Richtlinie

(EU) 2023/977.

VL. Gesetzesfolgen

Die Regelungen tragen zum besseren Schutz der 6ffentlichen Sicherheit bei und verbes-
sern die Rechte der durch die Datenverarbeitung der Bundespolizei betroffenen Personen.

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Durch den Wegfall der Errichtungsordnung nach dem bisherigen § 36 entfallt das dort vor-
gesehene Verwaltungsverfahren, das die Erstellung der Errichtungsanordnung, die
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Zustimmung des Bundesministeriums des Innern und die Anhérung des Bundesbeauftra-
gen fur den Datenschutz und die Informationsfreiheit umfasste. Hierdurch wird ein Beitrag
zur effizienteren und burokratiearmen Wahrnehmung polizeilicher Arbeit geleistet.

Durch Wegfall der Anordnung zur Ubermittlung von Passagierdaten gegeniiber den Luft-
fahrtunternehmen in § 52 entfallen aufwendige Verwaltungs-(streit-)verfahren und der Auf-
wand fur die ldentifizierung von Risikoflugstrecken. Kontrollen kdnnen zielgerichtet und ef-
fizienter durchgeflihrt werden.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nach-
haltigen Entwicklung im Sinne der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. Die Wirkungen des
Gesetzentwurfs zielen mittelbar auf eine nachhaltige Entwicklung, weil er der Bundespolizei
rechtssichere Befugnisse zum Schutz der Burgerinnen und Burger an die Hand gibt. Die
Schutzgiter im Wesentlichen aus Artikel 73 GG bilden den strukturellen Rahmen, in dem
sich individuelle Sicherheit realisiert. Eine Operationalisierung statistischer Messbarkeit der
Wirkungen des Gesetzes in Bezug auf den Nachhaltigkeits-Indikator ist daher nicht méglich,
mithin sind auch prognostische Einschatzungen gegenstandlich nicht eréffnet. Gleichwohl
ist davon auszugehen, dass die effektive Aufgabenwahrnehmung der Bundespolizei sich
positiv niederschlagt. Dies gilt auch fur die Starkung des Datenschutzes zugunsten der Bur-
gerinnen und Burger.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Sofern der unten dargestellte Erfullungsaufwand haushaltswirksam wird und soweit etwai-
ger weitergehender aus den Regelungen des Gesetzes resultierender Mehrbedarf an Sach-
und Personalmitteln (inklusiver Planstellen und Stellen) entsteht, ist dieser aus den jeweili-
gen Einzelplanen zu decken.

4. Erfullungsaufwand

Uberblick der Erfiillungsaufwandsénderungen (Tabellarische Zusammenfassung
nach Normadressat und Vorgabe)

Tabelle 1: Erfiillungsaufwandsanderung der Biirgerinnen und Biirger

Veranderung des jahr-| . .
lichen Aufwands Einmaliger Aufwand
Vor- | Paragraph; Jahrlicher ézr;ﬂllfsse_ Einmaliger | Einmalige
gabe | Bezeichnung der Vorgabe Zeitauf- . " | zeitauf- Sachkos-
.| ten (in . .
wand (in Tsd wand (in | ten (in Tsd.
Stunden) ) Stunden) | Euro)
Euro)
411 § 75 BPoIG-E; Einstellungs- 1,000 0 0 0
* | Uberprifung :
Summe
(in Stunden bzw. Tsd. Euro) LY v v v




-97 -

Bearbeitungsstand: 23.07.2025 19:59

Tabelle 2: Erfullungsaufwandsdanderung der Verwaltung

Jahrlicher  Erfai- | EMmaliger
Vor- Paragraph; Bezeichnung der Vor- .| Erfillungsauf-
- lungsaufwand (in )
gabe gabe; Verwaltungsebene wand (in Tsd.
Tsd. Euro) E
uro)
§ 23 Abs. 3 BPolG-E; Personenkon-
4.3.1 trollen in Waffenverbotszonen; Bund 6000 3000
§ 25 BPolG-E; Erhebung von Ver-
4.3.2 kehrs- und Nutzungsdaten; Bund 20 0
433 § 29 BPolG-E; Erlass von Meldeaufla- 12 0
gen; Bund
4.3.4 | § 36 BPolG-E; VP-Fihrung; Bund 300 0
§ 37 Abs. 3 BPolG-E; Einsatz von
435 | technischen Mitteln; Bund 0 4.534
§ 40 BPolG-E; Uberwachung der Te- . .
436 |lekommunikation einschlieRlich Quel- | 317 OIBFOL bitte pr
AN en]
lentelekommunikation; Bund
§ 41 BPolG-E; Identifizierung und Lo-
4.3.7 | kalisierung von Mobilfunkkarten und - | 39 0
endgeraten; Bund
§§ 43, 42 bis47 BPolG-E; Hypotheti-
4.3.8 |sche Datenneuerhebung, Schulung;|2.110 5.200
Bund
§ 47 BPolG-E; Pflege des Vorgangs-
439 bearbeitungssystems (VBS); Bund 313 0
§ 48 BPolG-E; Fuhren einer DNA-Re-
4.3.10 ferenzdatenbank; Bund 1 32
§ 51 BPolG-E; Ausschreibungen zur
4.3.11 | gezielten und verdeckten Kontrolle so- | 160 0
wie zur Ermittlungsanfrage; Bund
§ 52 BPolG-E; Erhebung von Flug-
gastdaten durch Luftfahrtunterneh-
4.3.12 men und Ubermittlung an die Bundes- 460 440
polizei; Bund
4313 § 63 BPoIG-E; Video Gewahrsam; 150 6.750
Bund
4.3.14 | § 74 BPolG; Grundsatz; Bund 74 0
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§ 75 BPolG-E; Durchfilhrung einer

4.3.15 Einstellungsiiberprifung; Bund 500 0
§ 76 BPolG-E; Kontrollen der Daten-
4.3.16 verarbeitung durch BfDI; Bund 3r4 0
4.3.17 | § 83 BPolG-E; Protokollierung; Bund | 149 200
4318 Art. 5 — Haftantragsbefugnis nach § 71 | [BPOL bitte pri- |[BPOL bitte pru-
e Abs. 3a AufenthG fen] fen]
Summe (in Tsd. Euro) | 12.300 20.157
davon auf Bundesebene (in Tsd. Euro) | 12.300 20.157
davon auf Landesebene (in Tsd. Euro) | 0 0
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3.2 Kurzbeschreibung der gréBten Erfiillungsaufwandsédnderungen

Der Wirtschaft konnen insbesondere durch die beispielsweise auf Flughafenbetreiber im
Zusammenhang mit Rudckfiuhrungen ausgeweiteten Unterstitzungspflichten des
§ 96 BPolG-E zunachst Kosten durch die Bereitstellung von Raumlichkeiten oder die Aus-
stattung von Gebauden mit Digitalfunk entstehen. Diese werden jedoch durch die Bundes-
polizei erstattet, sodass im Ergebnis kein unmittelbarer Erfullungsaufwand entsteht.

Der Verwaltung des Bundes, hier der Bundespolizei, erwachst laufender Erfiillungsaufwand
in Hohe von rund 7 Millionen Euro. Hierzu tragen mal3geblich die Einfihrung eingehender
datenschutzrechtlicher Prifschritte nach dem Grundsatz der hypothetischen Datenneuer-
hebung nach § 43 BPolG-E (2 Millionen Euro), die Durchfihrung der Einstellungsiberpri-
fung von Bewerberinnen und Bewerbern bei der Bundespolizei nach § 75 BPolG-E (knapp
2 Millionen Euro).



-100 - Bearbeitungsstand: 23.07.2025 19:59

4. Detaillierte Beschreibung der Erfiillungsaufwandsdnderungen nach Normadressat
und Vorgabe

4.1 Erfillungsaufwand der Biirgerinnen und Biirger nach Vorgaben

Im Folgenden wird die Schatzung des Erfullungsaufwands der Blrgerinnen und Burger fur
die einzelnen Vorgaben dargestellt.

Vorgabe 4.1.1: Durchfiihrung einer Einstellungsuberpriifung

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl Zeitaufwand pro Fall | Sachkosten pro Fall | Zeitaufwand (in Stun- | Sachkosten (in Tsd.
(in Minuten) (in Euro) den) Euro)
4 800 12,5 - 1000 -

Fur Burgerinnen und Burger, die nach einem Auswahlverfahren fur die Einstellung bei der
Bundespolizei in Betracht kommen, ist gemaf § 76 BPolG-E eine Einstellungstberprifung
durchzufihren.

Es wird mit durchschnittlich 4.800 Personen pro Jahr gerechnet, bei denen eine Uberprii-
fung durchzufiihren sein wird.

Da die von Bewerberinnen und Bewerbern zu Gbermittelnden Angaben ohnehin im Rahmen
des Bewerbungsverfahrens aufgrund allgemeiner beamtenrechtlicher Einstellungsvoraus-
setzungen zu Ubermitteln sind, wird flr gegebenenfalls erforderliche Nachfragen oder wei-
teren Angaben gegenliber der Bundespolizei von einem Mehraufwand von 12,5 Minuten
ausgegangen (geschatzt).

Insgesamt ergibt sich ein zusatzlicher Erflllungsaufwand in H6he von 1.000 Stunden (4.800
* 12,5 Minuten/60).

4.2 Erfiillungsaufwand der Wirtschaft nach Vorgaben

Das Konzept zur Erhéhung der Transparenz Uber den Umstellungsaufwand fur die Wirt-
schaft sowie zu dessen wirksamer und verhaltnismaRiger Begrenzung wurde durch die Be-
stimmung der Erfullungsaufwandskategorien angewandt.

Im Folgenden wird die Schatzung des Erfullungsaufwands der Wirtschaft fir die einzelnen
Vorgaben dargestellt.

Die der Wirtschaft entstehenden Belastungen fallen im Ubrigen nicht unter die sogenannte
One-in-one-out-Regel der Bundesregierung, denn die gesetzlichen Anderungen dienen der
Gefahrenabwehr.

Vorgabe 4.2.1 (Weitere Vorgabe): Uberwachung der Telekommunikation einschlieR-
lich Quellentelekommunikationsiiberwachung; § 40 BPolG-E

Nach § 40 Absatz 5 BPolG-E haben Telekommunikationsunternehmen der Bundespolizei
die Uberwachung und Aufzeichnung der Telekommunikation gemaR Absatz 1 zu ermégli-
chen. Den betroffenen Unternehmen entsteht insofern kein Erflllungsaufwand, als die Kos-
ten fur die Einrichtung der Uberwachung eines Anschlusses der Bundesregierung nach Ab-
satz 6 in Rechnung gestellt werden.
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Fir die seltene Nutzung der sogenannten Quellentelekommunikationsiiberwachung wird
nur von geringfligigem Mehraufwand gerechnet [BPOL bitte prifen]

Vorgabe 4.2.2 (Informationspflicht): Erhebung und Ubermittlung von Fluggastdaten;
§ 52 BPolG-E

Durch den Wegfall der Anordnung zur Ubermittlung der Passagierdaten (§ 52 BPolG-E)
wird sich die Anzahl der durch die Luftfahrtunternehmen zu tGbermittelnden Passagierdaten
auf Grund der damit einhergehenden anordnungsunabhangigen Ubermittlungsverpflich-
tung mehr als verdoppeln, die Kosten fir die Luftfahrtunternehmen werden sich aber nur
geringflgig erhdhen. Die Luftfahrtunternehmen kénnen bei der Datenlbermittiung auf die
vorhandenen Daten in ihren Buchungssystemen zurtickgreifen, die sie ohnehin erfassen.
Der Mehraufwand fir manuelle Eingaben fir nicht maschinenlesbare Daten ist zu vernach-
lassigen.

Vorgabe 4.2.3 (Weitere Vorgabe): Pflicht zur Unterstiitzung der Bundespolizei;
§ 96 BPoIG-E

Die Regelung weitet die nach § 62 BPolG bestehenden Unterstutzungspflichten auf weitere
Anwendungsfelder und damit auf weitere Unternehmen aus. Zu den zusatzlich Betroffenen
zahlen etwa Flughafenbetreiber, die kiinftig im Zuge von Rickfihrungen zu Unterstiitzungs-
leistungen verpflichtet werden kénnen. Zusatzlicher Erflllungsaufwand im Sinne des Leit-
fadens entsteht dabei nicht.

Die aufgenommenen Pflichten der Luftverkehrsunternehmen nach § 96 Absatz 1 Num-
mer 4 ergeben sich bereits aus Bestimmungen des Schengener Grenzkodex und dienen
allein der Klarstellung. Zusatzlicher Erflllungsaufwand wird daher nicht ausgeldst.

Die aus der neu geschaffenen Pflicht zur unentgeltlichen Beférderung nach § 5 BPolG-E
resultierende Minderung der Erlése betroffener Fluggesellschaften ist methodisch ebenfalls
nicht dem Erflllungsaufwand zuzuordnen.

Kosten, die zusatzlich betroffenen Unternehmen aus der Bereitstellung von Infrastruktur
nach Absatz 2 Nummern 5 und 6 sowie nach Absatz 3 Satz 1 entstehen, werden ihnen
nach Absatz 4 erstattet. Etwaige kalkulatorische Kosten, die dadurch entstehen, dass durch

eine alternative Verwendung der Ressourcen hdhere Erlése erzielt werden kdnnten, zahlen
nach der gangigen Methodik ebenfalls nicht zum Erflllungsaufwand.

4.3 Erfiillungsaufwand der Verwaltung nach Vorgaben
Im Folgenden wird die Schatzung des Erfullungsaufwands der Verwaltung fur die einzelnen
Vorgaben dargestellt.

Vorgabe 4.3.1: Durchfiihrung von Kontrollen nach § 23 Abs. 3 BPolG

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Der Bundesverwaltung entstehen durch den neuen § 22 Abs. 3 zusatzlich jahrliche Instand-
haltungskosten in H6he von 300.000 € und einmaliger Sachmittelaufwand in Héhe von
3.070.000 €.

Hinzu kommt jahrlicher Mehrbedarf fiir Personal in Héhe von 6.034.050 Euro.
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Es besteht keine Verpflichtung zur Durchfiihrung der Kontrollen. Gleichwohl ist davon aus-
zugehen, dass durch die Schaffung einer Rechtsgrundlage zur Durchsetzung von Waffen-
verbotszonen es neben dem regularen Streifenbetrieb zu SchwerpunktmalRnahmen im
Falle von Gefahrdungshinweisen kommt. Es wird davon ausgegangen, dass im Zustandig-
keitsbereich der Bundespolizei sich diese SchwerpunktmaRnahmen vor allem auf die 14
grofliten Bahnhofe auf dem Gebiet der Eisenbahnen des Bundes konzentrieren werden.

Ausstattung Bundespolizeiinspektionen:

Krafteansatz je Bundespolizeiinspektion: 10 PVB fir die Kontrolle mit 10 Handsonden
Krafteansatz fur die 14 Schwerpunktdienststellen: 140 PVB mit 140 Handsonden
Sachmittelkosten: (500 € pro Stiick) = 70 Tsd. €

Ausstattung Bundespolizei:

Im Rahmen einer Schwerpunktmalnahme verlegen ebenso geschlossene Einsatzeinhei-
ten der zehn Standorte der Bereitschaftspolizei zum Einsatzort, diese sind mit mobilen
Scannern auszustatten.

Einsatzmittelansatz: - 3 mobile Scanner pro Abteilung — 30 Scanner in Summe

Sachmittelkosten: (Ansatz Preis pro Einheit: ca. 100 K€), zzgl. Instandhaltungskosten (mit
ca. 10% Beschaffungspreis jahrlich, 10 K€ pro Gerat pro Jahr).

Kosten fur einmalige Sachmittelbeschaffungen von Handsonden und mobilen Metalldetek-
toren in H6he von 3.070.000,00 € und jahrlichen Instandhaltungskosten von 300.000,00 €.

Die Schaffung neuer Befugnisse ermdglicht die Durchfihrung von Kontrollen im regularen
Streifenbetrieb, aber auch im Rahmen von bereits stattfindender SchwerpunktmalRnahmen.

Ausgehend von einzelnen Stichproben im Wege von Schwerpunktkontrollen wird vom Er-
fordernis einer Einsatzhundertschaft ausgegangen.

Es wird davon ausgegangen, dass im Zustandigkeitsbereich der Bundespolizei sich diese
Schwerpunktmalnahmen vor allem auf die 14 gréf3ten Bahnhofe auf dem Gebiet der Ei-
senbahnen des Bundes konzentrieren werden.

Ausgehend von der Annahme, dass die SchwerpunktmalRnahmen zeitlich und 6rtlich nicht
dauerhaft durchgefuhrt werden, wird davon ausgegangen, dass eine Hundertschaft BPOL-
Bereitschaftspolizei erforderlich ist, um die zusatzlich im Bundesgebiet rotierenden Kontrol-
len gewahrleisten zu konnen.

Eine Hundertschaft als geschlossene Einheit der Polizei in der Starke von 80 Polizeivoll-
zugsbeamten. Hiervon sind 8 Polizeivollzugsbeamten des gehobenen Dienstes (Zugfihrer)
und 72 Personen des mittleren Dienstes erforderlich. Hinzu treten 30 Personen als Begleit-
personal.

Ausgehend von einem durchschnittlichen Kostenansatz fur ein Gesamtjahr von 54.855,00

Euro fUr einen Beamten der Besoldungsstufe A8 im gehobenen Dienst ergibt sich damit ein
jahrlicher Mehrbedarf fir Personal in Hohe von 6.034.050 Euro.

Vorgabe 4.3.2: Erhebung von Verkehrs- und Nutzungsdaten; § 25 BPolG-E
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Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

1260 20 46,50 20

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 20

Aufgrund der neu geschaffenen Regelung des § 25 BPolG wird der Bundespolizei die Be-
fugnis eingerdumt, praventiv Verkehrs- und Nutzungsdaten zu erheben.

Laut Bundespolizei sind fir 2021 182 438 Fahndungen und 69 557 Vorgange der Gefah-
renabwehr zu verzeichnen gewesen (Quelle: VBS @rtus-BPOL). Sie schatzt, dass unter
der Neuregelung in 0,5 Prozent aller Falle Verkehrs- und Nutzungsdaten erhoben werden.
Die jahrliche Fallzahl betragt entsprechend 1 260 (182 438 + 69 557) * 0,005).

Der entsprechende Zeitaufwand wird anhand von Erfahrungswerten aus vergleichbaren re-
pressiven Vorgangen quantifiziert und betragt 20 Minuten pro Fall: zehn Minuten fir die
Erhebung von Verkehrs- und Nutzungsdaten sowie zehn Minuten fir die Rechnungsbear-
beitung.

Bei Ansatz des Lohnsatzes von 46,50 Euro pro Stunde (vgl. Leitfaden Anhang 9, Verwal-
tungsebene gehobener Dienst, Bund) wird der zusatzliche jahrliche Personalaufwand auf
rund 20 000 Euro geschatzt (1 260 * 20 Minuten/60 * 46,50 Euro/Stunde).

Vorgabe 4.3.3: Erlass von Meldeauflagen; § 29 BPolG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

150 100 46,50 12

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 12

Durch die Regelung des § 29 BPolG-E wird die Bundespolizei unter bestimmten Voraus-
setzungen befugt, Meldeauflagen zu erlassen.

Das Ressort schatzt, dass unter der Neuregelung in etwa 150 Fallen pro Jahr Meldeaufla-
gen erlassen werden und dass der Bundespolizei fur der Erlass und die Kontrolle entspre-
chender Auflagen ein Zeitaufwand pro Fall von 100 Minuten entsteht.

Bei einem Lohnsatz von 46,50 Euro pro Stunde (vgl. Leitfaden Anhang 9, Verwaltungs-

ebene gehobener Dienst, Bund) ergeben sich somit zusatzliche Personalkosten von rund
12 000 Euro jahrlich.

Vorgabe 4.3.4: Einsatz von Vertrauenspersonen; § 36 BPolG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Vollzeit- Qualifikations- | Durchschn. Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
aquiva- niveau (QN) Lohnsatz pro | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
lent Stunde (in

(VZA) Euro)
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3 2hD;1gD 62,50 300

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 300

Aufgrund der Neuregelung des § 36 BPoIG-E soll der Entscheidungsvorbehalt bei einem
praventiven Einsatz einer Vertrauensperson (VP), der sich gegen eine bestimmte Person
richtet oder das Betreten von Wohnungen bedingt, bei der Prasidentin oder dem Prasiden-
ten des Bundespolizeiprasidiums liegen, analog dem praventiven Einsatz von Verdeckten
Ermittlern (VE). Diese Einsatzanordnungen unterliegen der Entscheidung des zustandigen
Gerichts und sind nach § 36 n.F. durch die Prasidentin oder den Prasidenten des Bundes-
polizeiprasidiums zu beantragen.

Zu diesem Zweck werden ein zusatzlicher Sachbearbeiter sowie zwei zusatzliche Referen-
ten im Grundsatzbereich der Bundespolizei erforderlich, die die VP- und VE-Einsatze ver-
antworten. Hierbei kommt der Verantwortung gesetzlich genormter Vorgaben (Dokumenta-
tions- und Benachrichtigungspflichten), der Bedienung regelmafiger sowie anlassbezoge-
ner — ebenfalls gegenltber dem Deutschen Bundestag existierender — Berichtspflichten, der
standigen Gefahrdungs- und Risikobewertung sowie der Qualitatssicherung geplanter bzw.
laufender Einsatze besondere Bedeutung zu.

Bei Ansatz der Lohnsatze von 46,50 Euro pro Stunde im gD und 70,50 Euro im hD (vgl.
Leitfaden Anhang 9, Verwaltungsebene gehobener bzw. gehobener Dienst, Bund) sind ent-
sprechend zusétzliche Personalkosten in Héhe von gerundet 300 000 Euro zu erwarten.

Vorgabe 4.3.5: Einsatz von technischen Mitteln; § 39 BPolG-E

Einmaliger Erfillungsaufwand des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

4534

Erfullungsaufwand (in Tsd. Euro) 4 534

Der Bundespolizei sollen mit dieser gesetzlichen Neuerung Méglichkeiten gegeben werden,
im Rahmen ihrer Luftsicherheitsaufgaben an Verkehrsflughdfen sowie im Rahmen des
Schutzes zum Beispiel von Bundesorganen bestimmte technische Geratschaften wie mo-
bile Sensortrager fur Bildaufnahme-, Bildaufzeichnungs-, Tonaufnahme- und Tonaufzeich-
nungsgerate sowie technische Mittel gegen fernmanipulierte Gerate einzusetzen.

Das Ressort rechnet mit Beschaffungskosten insbesondere fir mobile Ad-hoc-Drohnenab-
wehrsysteme im Umfang von rund etwa 4,5 Millionen Euro.

Vorgabe 4.3.6: Uberwachung der Telekommunikation; § 40 BPolG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

70 4590 46,50 249

1260 70 46,50 68

Anderung des Erfilllungsaufwands (in Tsd. Euro) 317
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Mit dieser gesetzlichen Neuerung wird der Bundespolizei unter bestimmten Umstanden das
Recht eingeraumt, ohne Wissen der betroffenen Person die Telekommunikation einer Per-
son zu Uberwachen und aufzuzeichnen. Diese praventive Uberwachung kommt insbeson-
dere im Zusammenhang mit der Ankiindigung von Bombenexplosionen auf Bahnhofen oder
Flughafen in Betracht. Die Androhungen von Anschlagen gegen Anlagen der Eisenbahnen
oder des Luftverkehrs erfolgt durchschnittlich in 50 Fallen pro Jahr. Zusatzlich ist mit 20
Fallen einer unmittelbaren Gefahr aus lebensgefahrlichen Schleusungen auszugehen.

In den genannten Fallen entsteht laut Bundespolizei ein zeitlicher Bedarf von insgesamt
4 590 Minuten im gehobenen Dienst, die sich aus einer Gefahrenprognose (60 Minuten),
Fertigung der Vorlage fir den Behoérdenleiter (60 Minuten), Erstellung des Antrages durch
den Behdrdenleiter und Beantragung der gerichtlichen Anordnung (120 Minuten), Umset-
zung des Gerichtsbeschlusses und Zustellung an die Telekommunikationsunternehmen (30
Minuten) sowie Uberwachung der Telekommunikation der betroffenen Anschliisse mit dem
Ziel der Einleitung der gefahrenabwehrenden Malinahmen flir einen Zeitraum von mindes-
tens 3 Tagen (4 320 Minuten) ergibt.

Zusatzlich wird fur die Bereiche Fahndung und Gefahrenabwehr von 1 260 Fallen (analog
zu Vorgabe 4.3.2) bei einem zeitlichen Aufwand von 70 Minuten ausgegangen.

Bei einem Lohnsatz von 46,50 Euro pro Stunde (vgl. Leitfaden Anhang 9, Verwaltungs-

ebene gehobener Dienst, Bund) ergeben sich somit Personalkosten von rund 317 000
Euro.

Vorgabe 4.3.7: Identifizierung und Lokalisierung von Mobilfunkkarten und -endgera-
ten; § 41 BPoIG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

1260 40 46,50 39

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 39

Die Neuregelung des § 41 BPolG-E ermdglicht den Einsatz technischer Mittel (bspw. ,stille
SMS* oder IMSI-Catcher) zur Ortung Uberwachter Mobilfunknummern.

Analog zu Vorgabe 4.3.2 legt die Bundespolizei fur die Bereiche Fahndung und Gefahren-
abwehr eine Fallzahl von 1 260 zugrunde.

Als Bearbeitungszeit werden insgesamt 40 Minuten pro Fall angesetzt: 20 Minuten fir die
Identifizierung und Lokalisierung von Mobilfunkkarten und -endgeraten sowie 20 Minuten
fur die Rechnungsbearbeitung (gehobener Dienst mit einem Lohnsatz von 46,50 Euro pro
Stunde; vgl. Leitfaden Anhang 9).

Der zusatzliche jahrliche Personalaufwand betragt demzufolge rund 39 000 Euro (1 260 *
40/60 * 46,50 Euro).

Vorgabe 4.3.8: Hypothetische Datenneuerhebung; §§ 43, 42-47 BPolG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:
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Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

600 000 5 42,20 2110

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 2110

Einmaliger Erfillungsaufwand des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

5200

Erfullungsaufwand (in Tsd. Euro) 5200

Die gesetzliche Neuerung flihrt den Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung ein.
Dadurch werden bei der Bundespolizei eingehendere datenschutzrechtliche Prifschritte er-
forderlich.

Nicht jeder Vorgang ist von einer Prifung der hypothetischen Datenneuerhebung betroffen,
es wird hier durch die Bundespolizei eine Fallzahl von 600 000 pro Jahr geschatzt.

Die Bundespolizei gibt eine Bearbeitungszeit von finf Minuten pro Fall an. Unter Ansatz
des durchschnittlichen Lohnsatzes in der Bundesverwaltung (42,20 Euro pro Stunde; vgl.
Leitfaden Anhang 9, durchschnittlicher Lohnsatz, Bund) ergibt sich insgesamt ein jahrlicher
zusatzlicher Personalaufwand in Hoéhe von rund 2,1 Millionen Euro (600 000 * 5/60 * 42,20
Euro).

Fur die einmalige Schulung aller @rtus-Bund- und eFBS-Anwender wird von einem Perso-
nalaufwand in Héhe von rund 5 200 000 Euro ausgegangen.

Vorgabe 4.3.9: Pflege und Wartung von IT-Systemen in Zusammenhang mit der Kenn-
zeichnung von personenbezogenen Daten bei der Speicherung; § 47 BPolG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Vollzeit- Qualifikations- | Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
aquiva- niveau (QN) Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
lent Euro)

(VZA)

4,16 gD, hD 46,59 313

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 313

Einmaliger Erflllungsaufwand des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

200

Erfullungsaufwand (in Tsd. Euro) 200

Die Neuregelung des § 47 BPolG-E verpflichtet zur Kennzeichnung personenbezogener
Daten bei der Speicherung. Zur Umsetzung missen die durch die Bundespolizei gefiihrten
IT-Systeme ertlichtigt und gewartet werden.
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Der zeitliche Rahmen, aus dem sich der Personalaufwand ergibt, lasst sich auf Grund der
Komplexitat (Schnittstellen zu anderen Systemen, intern und extern) nur im Schéatzverfah-
ren bestimmen. Die Bundespolizei geht davon aus, dass fir das Vorgangsbearbeitungs-
system (VBS) der Bundespolizei ein jahrlicher Personalaufwand in Héhe von 0,645 VZA im
gD sowie 0,005 VZA im hD anféllt; fir das Fallbearbeitungssystem eFBS im Verbundsys-
tem PIAV belauft sich die entsprechende Annahme auf 1,75 VZA gD und 0,005 hD, fiir das
INPOL-System ebenfalls 1,75 VZA gD und 0,005 VZA im hD.

Bei einem Lohnsatz von 46,50 Euro pro Stunde im gD bzw. 70,50 Euro im hD (vgl. Leitfaden
Anhang 9, Verwaltungsebene gehobener Dienst, Bund) ergeben sich somit insgesamt Per-
sonalkosten von rund 313 000 Euro.

Aulerdem werden flir das INPOL-System einmalige Kosten von rund 200 000 Euro fir die

Anpassung der IT-Umgebung, insbesondere fur Programmier-, Anpassungs- und Testauf-
wand, angesetzt.

Vorgabe 4.3.10: Fiihren einer DNA-Referenzdatenbank sowie Aufwand in Verbindung
mit Kontaminationsféllen; § 48 BPolG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

10 60 42,20 86,00 0,4

10 60 46,50 86,00 0,5

10 15 46,50 21,50 0,1

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 1

Einmaliger Erfullungsaufwand des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

13 19

Erfullungsaufwand (in Tsd. Euro) 32

Die Regelung begrundet die Flhrung einer DNA-Referenzdatenbank, um sogenannte
DNA-Trugspuren, die durch Verunreinigungen der betreffenden Spurentrager bei der krimi-
naltechnischen Untersuchung entstehen kénnen, auszuschlie®en. Hierdurch kénnen auf-
wendige Ermittlungsverfahren auf Grund von DNA-Trugspuren verhindert werden.

Zur Ermittlung des Erflullungsaufwandes im Falle eines Kontaminationsverdachts gibt die
Bundespolizei auf Grundlage vorliegender Erfahrungen die GréRRenordnung von zehn Fal-
len jahrlich an.

Als Bearbeitungszeit werden bei der Bundespolizei pro Fall 60 Minuten in der Clearing- und
Verbindungsstelle (Laufbahngruppe gD) sowie 60 Minuten in der Dienststelle mit Kontami-
nation (Mischkalkulation mD/gD) angesetzt. Beim BKA entsteht ihm zufolge dartber hinaus
Personalaufwand in Hohe von 15 Minuten im gD pro Fall.
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Bei einem Lohnsatz von 42,20 Euro bzw. 46,50 Euro pro Stunde (vgl. Leitfaden Anhang 9,
durchschnittlicher Lohnsatz bzw. Verwaltungsebene gehobener Dienst, Bund) ergeben sich
somit Personalkosten von rund 1 000 Euro.

Zum Aufbau der Referenzdatenbank muss zudem nach Angaben der Bundespolizei die
DNA von etwa 250 Mitarbeitern im Bereich der Kriminaltechnik sowie weiterer 100 Perso-
nen erfasst werden. Zu diesem Zweck wird ein einmaliger Personalaufwand in Hohe von
rund 13 000 Euro sowie ein einmaliger Sachaufwand in Héhe von rund 19 000 Euro unter-
stellt.

Vorgabe 4.3.11: Ausschreibungen zur gezielten und verdeckten Kontrolle sowie zur
Ermittlungsanfrage; § 51 BPolG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

1150 180 46,50 160

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 160

Die Regelung ermdglicht die Ausschreibungsvarianten zur gezielten und verdeckten Kon-
trolle sowie Ermittlungsanfragen.

Die Bundespolizei legt jahrliche Fallzahlen fir Ausschreibungen verdeckter Kontrollen von
200, fur gezielte Kontrollen von 800 sowie fur Ermittlungsanfragen von 150 pro Jahr zu-
grunde. Somit ergibt sich eine Gesamtfallzahl von insgesamt 1 150.

Als Bearbeitungszeit werden jeweils 180 Minuten im gD angesetzt. Bei einem Lohnsatz von

46,50 Euro pro Stunde (vgl. Leitfaden Anhang 9, Verwaltungsebene gehobener Dienst,
Bund) ergeben sich somit zusatzliche jahrliche Personalkosten von rund 160 000 Euro.

Vorgabe 4.3.12: Erhebung von Fluggastdaten durch Luftfahrtunternehmen und Uber-
mittlung an die Bundespolizei; § 52 BPolG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Vollzeit- Qualifikations- | Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
aquiva- niveau (QN) Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
lent Euro)

(VZA)

7 mD, gD 41,06 460

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 460

Einmaliger Erflllungsaufwand des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

440

Erfullungsaufwand (in Tsd. Euro) 440
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Aufgrund der gesetzlichen Anderung bedarf es kiinftig keiner gesonderten Anordnung zur
Ubermittlung der Passagierdaten gegeniiber den Luftfahrtunternenmen mehr. Damit wird
sich sowohl der Umfang der durch die Luftfahrtunternehmen zu GbermitteInden Passagier-
daten als auch der Umfang der ahndungswiirdigen VerstdRe gegen die Pflicht zur Uber-
mittlung der Passagierdaten verdoppeln. Um diese bearbeiten zu kdnnen, entsteht ein zu-
satzlicher Personalbedarf. Aulerdem sind regelmafige Anpassungen und Fehlerbehebun-
gen an der eingesetzten IT-Umgebung, insbesondere bezogen auf die Schnittstellen, erfor-
derlich, um die zusatzlichen Daten dauerhaft und zuverlassig empfangen und verarbeiten
zu kénnen.

Hierflr wird ein jahrlicher Personalaufwand von 3 VZA im mittleren Dienst (mD) und 4 VZA
im gD angenommen. Bei einem Lohnsatz von 33,80 Euro pro Stunde im mD bzw.
46,50 Euro pro Stunden im gD (vgl. Leitfaden Anhang 9, Verwaltungsebene mittlerer und
gehobener Dienst, Bund) ergeben sich Personalkosten von rund 460 000 Euro.

Aulerdem fallen einmalige Sachkosten in Héhe von 440 000 Euro an (Beschaffung von
Hardware und Lizenzen, Aufsetzen des Projekts).

Vorgabe 4.3.13: Ausstattung sowie Unterhaltung von Gewahrsamsraumen mit Video-
tiberwachung; § 63 BPolG-E

Die Regelung des § 63 BPolG-E ermdglicht die Videouberwachung von Gewahrsamsrau-
men. Diese neue Befugnis ist als technische Mdglichkeit der vorgeschriebenen Kontrolle
des Gewahrsamsraumes zu betrachten und kann als zusatzliche Option zur personlichen
Kontrolle der Gewahrsamsraume herangezogen werden. Von der Bundespolizei werden
347 Gewahrsamsraume betrieben, von denen bisher 25 mit entsprechender Technik aus-
gerustet sind. Fur die Ausstattung der Gbrigen Gewahrsamsraume der Bundespolizei wird
ein einmaliger Sachaufwand in H6he von 6 750 000 Euro angesetzt.

Fir die Unterhaltung der Videouberwachungsanlagen (Sicherung eigener Einrichtungen

sowie Uberwachung der Gewahrsamsraume) wird ein jahrlicher Erfiillungsaufwand von
150 000 Euro angenommen.

Vorgabe 4.3.14: Beendigung der Sicherstellung, Gebiihren und Auslagen;
§ 75 BPolG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

VZA Qualifikations- | Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
niveau Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
Euro)
1,0 gb 46,5 74
Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 74

Der neu gefasste § 74 BPolG-E erweitert die Vorgaben des § 50 BPolG um die Herausgabe
sichergestellter Vermogenswerte.

Die Bundespolizei geht davon aus, dass infolgedessen ein zusatzlicher jahrlicher Personal-
aufwand in Hohe von insgesamt einem Vollzeitaquivalenten (VZA) im gehobenen Dienst
(gD) entsteht.

Entsprechend entstehen gemaR Leitfaden Anhang 9, Verwaltungsebene gehobener Dienst,
Bund hier zusatzliche Kosten von rund 74 000 Euro.
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Vorgabe 4.3.15: Einstellungsiiberpriifung; § 76 BPolG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Lauf- Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
bahn- pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
gruppe nuten) Euro)

mD BPol,

BfY 4 800 450 33,80 1217

gD BPol,

B\ 4800 170 46,50 632

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 1849

Veranderung des jahrlichen Erflllungsaufwands der Lander:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
nuten) Euro)

7 200 36 43,80 189

Erfullungsaufwand (in Tsd. Euro) 189

Wie bei Vorgabe 4.1.1 beschrieben ist fur Blrgerinnen und Birger, die nach einem Aus-
wahlverfahren fur die Einstellung bei der Bundespolizei in Betracht kommen, gemafn
§ 75 BPolG-E eine Einstellungsuberprifung durchzufihren.

Es wird davon ausgegangen, dass bei 4 800 Bewerberinnen und Bewerbern eine Einstel-
lungsuberprifung durchzufilhren sein wird. Das Ressort geht dabei davon aus, dass in
5 Prozent der Falle sicherheitserhebliche Erkenntnisse zu den Bewerbern vorliegen.

Die Schatzung des Erfullungsaufwands pro Fall erfolgt in Anlehnung an die Darstellung des
Erfullungsaufwands des Entwurfs eines Gesetzes zur Beschleunigung der Asylgerichtsver-
fahren und Asylverfahren (Bundestagsdrucksache 20/4327, Vorgabe 4.3.2).

Bei der Bundespolizei ist demzufolge mit einem Zeitaufwand pro Prifung von 195 Minuten
im mittleren Dienst sowie 140 Minuten im gehobenen Dienst fur die Ausgabe und Auswer-
tung der Sicherheitserklarung des Stellenkandidaten, Rickfragen beim Kandidaten, den
Informationsaustausch mit dem BfV und ahnliches zu rechnen.

Beim BfV ergibt sich bei allen Uberpriifungen ein Zeitaufwand von 240 Minuten im mittleren
Dienst sowie im Fall des Vorliegens sicherheitsrelevanter Erkenntnisse von zusatzlich 300
Minuten im mittleren Dienst und 600 Minuten im gehobenen Dienst.

Insgesamt entsteht beim Bund zusatzlicher Personalaufwand unter Ansatz von 33,80 Euro
Lohnkosten pro Stunde fir den mittleren Dienst und 46,50 Euro pro Stunde fur den geho-
benen Dienst gemall Anhang 9 des Leitfadens in Hohe von gerundet 1,8 Mill. Euro (4 800
* (450 Minuten/60 * 33,80 Euro/Stunde mD + 170 Minuten/60 * 46,50 Euro/Stunde gD).

Bei Landesbehdrden entsteht zusatzlich Zeitaufwand fir Erkundigungen des BfV, wobei in
50 Prozent der Falle davon ausgegangen wird, dass zwei Bundeslander anstatt nur einem
betroffen sind, sodass die Fallzahl hier 7 200 jahrlich betragt. In allen wird von 30 Minuten,
bei Vorliegen sicherheitsrelevanter Erkenntnisse zusatzlich von 120 Bearbeitungszeit aus-
gegangen. Insgesamt entstehen bei Ansatz des durchschnittlichen Lohnsatzes von 43,80
Euro/Stunde jahrliche zusatzliche Personalkosten in Hohe von ungefahr 189 000 Euro
(7 200 * 36 Minuten/60 * 43,80 Euro/Stunde).
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Vorgabe 4.3.16: Kontrollen der Datenverarbeitung durch BfDI; § 77 BPolG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

VZA Qualifikations- | Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
niveau Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
Euro)
4 gD, hD 58,50 374
Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 374

Die Regelung des § 76 BPolG-E verpflichtet den Bundesbeauftragten fur den Datenschutz
und die Informationsfreiheit (BfDI), mindestens alle zwei Jahre Kontrollen der Datenverar-
beitungen nach §§ 25, 35, 38, 40 bis 42, 50 bis 52 sowie deren Ubermittlung nach
§ 54 BPolG-E durchzufuhren.

Der BfDI schatzt, dass zur Erfillung der zusatzlichen Aufgaben jeweils zwei Vollzeitaquiva-
lente im gehobenen sowie im hoheren Dienst einzusetzen sein werden. Unter Ansatz der
Lohnkosten in H6he von 46,50 Euro sowie 70,50 Euro pro Stunde (siehe Leitfaden, An-
hang 9, Verwaltungsebene Bund) ergeben sich zusatzliche Personalkosten in Héhe von
374 000 Euro.

Vorgabe 4.3.17: Protokollierung; § 84 BPolG-E

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Vollzeit- Qualifikations- | Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
aquiva- niveau (QN) Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
lent Euro)

(VZA)

2 gD 46,50 149

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 149

Einmaliger Erfullungsaufwand des Bundes:

Vollzeit- Qualifikations- | Lohnsatz pro | Sachkosten pro | Personalkosten Sachkosten
aquiva- niveau (QN) Stunde (in | Fall (in Euro) (in Tsd. Euro) (in Tsd. Euro)
lent Euro)
(VZA)

200
Erfullungsaufwand (in Tsd. Euro) 200

§ 84 BPolG-E begriindet Regelungen zur Protokollierung von Verarbeitungsvorgangen, die
das Bundesdatenschutzgesetz erganzen.

Das Ressort rechnet mit einem zusatzlichen jahrlichen Personalaufwand in Hohe von ins-
gesamt 2 VZA im gehobenen Dienst. Bei einem Lohnsatz von 46,50 Euro pro Stunde (vgl.
Leitfaden Anhang 9, Verwaltungsebene gehobener Dienst, Bund) entstehen hier zusatzli-
che Personalkosten von rund 149 000 Euro. Des Weiteren werden Sachkosten von einma-
lig 200 000 Euro angesetzt.

Vorgabe 4.3.18: Haftantragsbefugnis fiir die Bundespolizei
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Durch die erweiterte Zustandigkeit der Bundespolizei fur aufenthaltsbeendende Mal3nah-
men entsteht bei der Bundespolizei ein erhéhter Erfullungsaufwand; dem steht auf Seiten
der Lander eine entsprechende Verringerung des Erflllungsaufwands gegentber. Es wird
auf BT-Drucksache 20/12804 verwiesen.

Weitere Kosten

Mit der EinfGhrung des Richtervorbehaltes fur verdeckte Mallnahmen zur Gefahrenabwehr
ist eine Erreichbarkeit rund um die Uhr des flir die Bundespolizei zustandigen Richters zwin-
gend erforderlich. Ein weiterer Mehraufwand entsteht flr das Gericht durch die erhdhten
Anforderungen an den Kernbereichsschutz bei besonders eingriffsintensiven Malnahmen.
Bei verdeckten Uberwachungsmaf&nahmen der Informationstechnik, Telekommunikation o-
der des Wohnraums, besonderen Mitteln der Datenerhebung zur Gefahrenabwehr sieht
das Gesetz vor, die so gewonnenen Erkenntnisse sofort dem Gericht vorzulegen, welches
unverzlglich Uber die Verwertung oder Loschung zu entscheiden hat. Zur Abwicklung des
dabei anfallenden Geschaftsverkehrs muss eine Geschaftsstelle eingerichtet werden.

Weitere Gesetzesfolgen

Der Entwurf hat keine erkennbaren gleichstellungspolitischen Auswirkungen. Auswirkun-
gen auf demografierelevante Belange sind nicht zu erwarten.

VIl. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung ist nicht vorgesehen.

Dieses Regelungsvorhaben wird spatestens flnf Jahre nach dem Inkrafttreten hinsichtlich
des mit dem Vorhaben verbundenen Erfullungsaufwands evaluiert. Dabei wird die Bundes-
regierung untersuchen, wie sich der Erflllungsaufwand fir die neuen Aufgaben und Befug-
nisse sowie die Umsetzung der Datenschutzanforderungen entwickelt hat und ob die Ent-
wicklung des Erflllungsaufwands in einem angemessenen Verhaltnis zu den festgestellten

Regelungswirkungen steht. Die Evaluierung wird die Frage nach unbeabsichtigten Neben-
wirkungen sowie nach der Akzeptanz und Praktikabilitdt der Regelungen einschlieRen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Gesetz uiber die Bundespolizei)

Zu Abschnitt 1 (Aufgaben und Verwendungen)

Zu § 1 (Alilgemeines)

Der § 1 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 1.

Zu Absatz 2

Der Wegfall der zeitlichen Begrenzung auf Aufgaben, die der Bundespolizei bis zum 1. No-
vember 1994 durch Bundesvorschriften zugewiesen wurden, ist zwingende Folgeanderung
zu dem im Zuge dieser Novellierung veranderten Aufgabenzuschnitt der Bundespolizei.
Zu Absatz 4

Der Begriff "Verband" ist ein militarisch gepragter Begriff und entspricht nicht mehr dem

allgemeinen polizeilichen Sprachgebrauch; es besteht kein Unterschied zwischen ,Ver-
band“ und ,Einheit®. ,Dienststellen” sind nach der Geschéftsordnung der Bundespolizei
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definiert. Die Anfihrung der Einheiten ist notwendig, da hierdurch klargestellt wird, dass
sich die Eigensicherung auch auf Grundstiicke bezieht, die nur temporar genutzt werden
(z.B.: Hotel, das als Einsatzunterkunft genutzt wird).

Wahrend § 1 Absatz 4 die Aufgabe ,Eigensicherung“ beinhaltet, werden in der Befugnis-
norm des § 37 Absatz 1 die Mallnahmen der Eigensicherung geregelt.

Zu Absatz 5

Die ,Fahndung" als Teil der Aufgabenwahrnehmung der Bundespolizei wurde bisher nur in
§ 2 Absatz 2 Buchstabe b als Unterfall der polizeilichen Kontrolle des grenziberschreiten-
den Verkehrs explizit genannt. Innerhalb der weiteren Aufgabenzuweisungen ergab sich
die Fahndung nach Personen und Sachen als Bestandteil der Aufgabe aus der Aufgabe
selbst bzw. im Bereich der Strafverfolgung aus der daraus abzuleitenden polizeilichen
Handlungspflicht zur Veranlassung von Fahndungsausschreibungen oder -ersuchen. Die
Erganzung hat daher klarstellenden Charakter und ist insbesondere als Bezugsnorm flr
untergesetzliche Fach- und Dienstvorschriften von Bedeutung.

Zu Absatz 8

Zur Bewaltigung aktueller und zukunftiger Herausforderungen im Rahmen der Aufgaben-
wahrnehmung nach § 4 sowie zur Unterstiitzung der Luftsicherheitsbehérden des Bundes
im Rahmen des § 5 des Luftsicherheitsgesetzes bendtigt die Bundespolizei insbesondere
zukunftsweisende Sicherheitsausristung zum Schutz vor Angriffen auf die Sicherheit des
zivilen Luftverkehrs, die teilweise nicht im erforderliche MalRe am Markt verfligbar sind. Dies
betrifft insbesondere zukunftsweisende Sicherheitsausristung zum Schutz vor Angriffen
auf die Sicherheit des zivilen Luftverkehrs, technische Lésungen zur frihzeitigen Erken-
nung von Attentatern, Abwehr von Drohnen und Detektion von Tatmitteln.

Neue Tatbegehungsmethoden kdnnen Defizite der Sicherheitsausristung beim derzeitigen
Stand der Technik aufzeigen und eine systematische wissenschaftliche Losungssuche er-
fordern.

Die Forschungsaktivitdt des Bundeskriminalamtes (BKA) kann den Forschungsbedarf der
Bundespolizei insbesondere im Bereich Luftsicherheitsausausriistung nicht decken, da sie
auf die Aufgaben des BKA ausgerichtet ist. Auch die Forschungs- und Entwicklungstatig-
keiten der Zentralen Stelle fur Informationstechnik im Sicherheitsbereich (ZITiS) decken
den Bereich der Luftsicherheitsausristung aktuell nicht ab.

Bei den weiteren Anderungen handelt es sich um redaktionelle Anpassungen und Folgeéan-
derungen.

Zu § 2 (Grenzschutz)
Der § 2 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 2.
Zu Absatz 1

Die Beschrankung auf den ,Einzeldienst” ist (organisatorisch) nicht mehr sachgerecht, die
Aufgabe der Bundespolizei ist der allgemeine Grenzschutz. Es wird darlber hinaus sprach-
lich klargestellt, dass die Regelung den Landern nur die Wahrnehmung von einzelnen Auf-
gaben des Grenzschutzes im Einvernehmen mit dem Bund ermdglicht.
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Zu Absatz 2
Zu Nummer 2

Der Begriff ,Grenzubertrittspapier wird redaktionell zu ,,Grenzibertrittsdokument® geandert.
Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass gegebenenfalls auch elektronische Dokumente
erfasst sind.

Zu Nummer 3

Die ab der seewartigen Begrenzung bemessene 50-km-Zone des Kistengebietes erreicht
nicht Gberall das Festland. Dies ist zum Beispiel der Fall im Bereich der Kieler und Libecker
Bucht, in Bereich der Elbmindung und im Kustenbereich bis Wilhelmshaven. Durch die
vorgenommene Ausweitung des Grenzgebiets von der seewartigen Begrenzung an bis zu
einer Tiefe von 80 km wird die im bisherigen Bundespolizeigesetz in § 2 Absatz 2 Satz 2
vorgesehene Moglichkeit einer Ausweitung des Grenzgebiets durch Rechtsverordnung ob-
solet. Die entsprechende Regelung ist daher entfallen.

Zu Absatz 4

Die bisherige Regelung im Absatz 4, wonach sich die Durchfuhrung von einzelnen Aufga-
ben des Grenzschutzes im Einvernehmen mit dem Bund nach dem fir die Polizei des Lan-
des geltenden Recht richtet, ist vor dem Hintergrund, dass das Bundesverfassungsgericht
die alleinige Gesetzgebungszustandigkeit fur den Grenzschutz beim Bund verortet, nicht
sachgerecht (Beschluss vom 18. Dezember 2018, 1 BvR 142/15). Die Regelung im Absatz
4 wird dergestalt geandert, dass sich die Durchflihrung von einzelnen Aufgaben des Grenz-
schutzes durch die Lander nach dem fiur die Bundespolizei geltenden Recht richtet. Die
Lander kénnen dabei die Befugnisse der Bundespolizei nach dem Bundespolizeigesetz
ausuben, die fur die Durchfihrung der auf sie nach Absatz 1 Ubertragenen Aufgaben des
Grenzschutzes notwendig sind. Wird zur Durchsetzung unmittelbarer Zwang angewendet,
richtet sich dies ebenfalls nach den Bundesvorschriften. Anders als § 98, der sich an den
einzelnen Vollzugsbeamten richtet und die Rechtsgrundlage seiner Tatigkeit im Rahmen
von Amtshilfe auf Anforderung nach § 98 Absatz 1 Nummer 1 oder im Rahmen der Eilkom-
petenz nach § 98 Absatz 1 Nummer 2 bestimmt, regelt § 2 Absatz 4 Uber den Einzelfall
hinaus, welches Recht das Land im Rahmen einer ihm im Einvernehmen mit dem Bund
ubertragen, generellen Aufgabe, anzuwenden hat.

Zu § 3 (Bahnpolizei)
Der § 3 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 3.

Der bisherige Absatz 2 wird gestrichen. Dafur sind nach § 96 Absatz 2 die im grenzuber-
schreitenden Reiseverkehr tatigen Verkehrsunternehmen sowie die Betreiber von Unter-
nehmen, auf deren Betriebsgelande die Bundespolizei die in der Vorschrift genannten Auf-
gaben wahrnimmt, einschlieRlich Aufgaben nach dem Aufenthaltsgesetzt fir Flughafenbe-
treiber, verpflichtet, die erforderlichen Einrichtungen, insbesondere Dienst- und Lager-
raume gemal den polizeilichen Anforderungen sowie Parkplatze fir die Dienstkraftfahr-
zeuge der Bediensteten der Bundespolizei unentgeltlich zur Verfligung zu stellen. Dadurch
kommt es zu einer Ausweitung der Unterstitzungspflichten auch der Eisenbahnverkehrs-
unternehmen. Zur Vermeidung der Doppelbelastung der Eisenbahnverkehrsunternehmen
wird deren Verpflichtung nach dem bisherigen § 3 Absatz 2, der Bundespolizei fir die er-
langten Vorteile einen angemessenen Ausgleich zu leisten, gestrichen.

Fahrzeuge zahlen dabei ebenso zu Bahnanlagen im Sinne von § 3 (deklaratorischen Klar-
stellung).
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Zu § 4 (Luftsicherheit)

Der § 4 entspricht dem bisherigen § 4 und enthalt lediglich eine redaktionelle Anpassung.
Zu § 5 (SicherheitsmaBnahmen an Bord von Luftfahrzeugen)

Der § 5 entspricht dem bisherigen § 4a.

Zu § 6 (Schutz von Bundesorganen)

Der § 6 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 5. Mit der Erganzung im Absatz 1
Satz 1 (,und ihnen gleichgestellte Einrichtungen®) werden solche Einrichtungen des Bundes
in den Schutzauftrag der Bundespolizei einbezogen, die wegen ihrer besonderen Stellung
im Staat oder ihrer Aufgaben eine abstrakt erhdhte Schutzbedurftigkeit aufweisen. Hierbei
kann es sich beispielsweise um Institutionen wie die Deutsche Bundesbank handeln.

Zu § 7 (Aufgaben auf See)

§ 7 entspricht dem bisherigen § 6.

Zu § 8 (Aufgaben im Notstands- und Verteidigungsfall)
Der § 8 entspricht dem bisherigen § 7.

Zu § 9 (Verwendung im Ausland)

Zu Absatz 1

Die am bisherigen § 8 in Absatz 1 Satz 1 und 2 BPolG vorgenommenen Anderungen sind
— neben einer sprachlichen Anderung — Anpassungen an politische Begebenheiten (Weg-
fall der Westeuropaischen Union) und Ausdruck der gestiegenen politischen Bedeutung
von Auslandsmissionen: 1989 beteiligte sich die Bundesrepublik Deutschland erstmals
durch Entsendung von Bediensteten des damaligen Bundesgrenzschutzes an einer inter-
nationalen Friedensmission. Der seitdem erfolgten kontinuierlichen zahlenmaRigen und ge-
ographischen Ausdehnung von internationalen Polizeimissionen und ihrer gewachsenen
Bedeutung in der internationalen Krisenbewaltigung wird mit einem verstarkten Bekenntnis
zur Teilnahme an den Missionen Rechnung getragen.

§ 9 Absatz 1 Satz 3 trifft eine Sonderregelung flur Eilfalle. Sofern wegen Kurzfristigkeit der
MaRnahme kein Beschluss der Bundesregierung eingeholt werden kann, ist die Entschei-
dung Uber eine Mitwirkung im Einvernehmen zwischen dem Bundesministerium des Innern
und dem Auswartigen Amt zu treffen; die Entscheidung der Bundesregierung ist nachzuho-
len.

Zu Absatz 3

Es wird eine dauerhafte Zusammenarbeit der Bundespolizei mit dem Deutschen Olympi-
schen Sportbund zum Schutz der Deutschen Hauser angestrebt. Bisherigen Einsatzen lag
ein besonderes offentliches Schutzinteresse fir die Deutschen Hauser zugrunde, dass
auch kunftig vielfach gegeben sein wird. Eine gesetzliche Aufgabenzuweisung fehlte indes
bisher.

Der neue Absatz 4 beinhaltet die bisherige Regelung des Absatzes 2 Satz 2 und des Ab-
satzes 3.
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Zu § 10 (Verwendung zur Unterstiutzung anderer Bundesbehoérden)
Der § 10 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 9.

Zu Absatz 1

Zu Nummer 3

Nummer 3 wird als Folgeanderung zur Neustrukturierung des Bundeskriminalamtgesetzes
(BKAG) angepasst, da dort der ehemalige § 5 BKAG jetzt der § 6 BKAG ist.

Zu Nummer 4

Fir die Einsatzkommunikation und Fuhrung sollen die Leitstellen der Behérden und Orga-
nisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) des Bundes an das Digitalfunknetz drahtgebun-
den angeschlossen werden. Dazu ware jeweils ein eigener Anschluss jeder BOS des Bun-
des notwendig. Zur Einsparung von Kosten und Personal haben sich die BOS des Bundes
im Rahmen eines Leitstellenverbundes zur Blindelung Uber einen gemeinsamen Anschluss
an das Digitalfunknetz entschieden. Die Anbindung erfolgt Gber einen sogenannten Digital-
funkkonzentrator an das Digitalfunknetz der BOS. Zukuinftig erfolgt durch die Bundespolizei,
fur die am Leitstellenverbund beteiligten BOS des Bundes, der Betrieb des Digitalfunkkon-
zentrators als Serviceleistung. Hierbei stellt sie ihre IT-Servicearchitektur zur Verfugung,
sodass das Errichten entsprechender Architekturen fur die tibrigen BOS des Bundes entfallt
und dadurch hohe Investitionskosten eingespart werden konnen.

Die neue Nummer 4 soll sicherstellen, dass die genannten Bereitstellungs- und Serviceleis-
tungen fir den Betrieb des Digitalfunkkonzentrators ausschlieRlich den Beteiligten BOS des
Bundes vorbehalten sind.

Die Bereitstellungs- und Serviceleistungen stellen dabei wesentliche Leistungen der BPOL
dar, die fur die Funktionsfahigkeit der Leitstellen der BOS des Bundes wesentlich sind, er-
hoéhten Sicherheitsanforderungen unterliegen sowie der Aufrechterhaltung der Sicherheit
des Staates, der gesellschaftlichen Ordnung und dem Schutz der Blirger dienen.

Der Betrieb des Digitalfunkkonzentrators durch die Bundespolizei dient der Erfullung aus-
schlieflich hoheitlicher Aufgaben und erfolgt auRerhalb des Wettbewerbs.

Zu § 11 (Verwendung zur Unterstiitzung des Bundesamtes fiir Verfassungsschutz
auf dem Gebiet der Funktechnik)

Der § 11 entspricht dem bisherigen § 10.

Zu § 12 (Verwendung zur Unterstitzung eines Landes)

Der § 12 entspricht dem bisherigen § 11.

Zu § 13 (Verfolgung von Straftaten)

Der § 13 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 12.

Zu Absatz 1

Der Verweis auf das Freizigigkeitsgesetz/EU wurde in Nummer 2 aufgenommen, um ne-
ben Drittstaatsangehdrigen auch Freizlgigkeitsberechtigte zu erfassen. Zu verfolgen sind

in diesem Zusammenhang strafbare Einreisen in das Bundesgebiet entgegen vorheriger
Feststellung des Nichtbestehens des Freizligigkeitsrechts (§ 9 Absatz 2



-117 - Bearbeitungsstand: 23.07.2025 19:59

Freiztgigkeitsgesetz/EU). Die im Satz 2 und 3 enthaltene Ermachtigungsgrundlage flr eine
Rechtsverordnung entfallt.

Zu § 14 (Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten)

§ 14 entspricht dem bisherigen § 13 und enthalt lediglich redaktionelle Folgeanderungen.
Zu Abschnitt 2 (Befugnisse)

Zu Unterabschnitt 1 (Allgemeine Befugnisse und Allgemeine Vorschriften)

Zu § 15 (Allgemeine Befugnisse; Begriffsbestimmungen)

Zu Absatz 1

Der § 15 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 14.

Zu Absatz 1

Es wird klargestellt, dass die Bundespolizei die ihr nach dem Bundespolizeigesetz zu-
stehenden Befugnisse nur zur Erfullung der ihr obliegenden Aufgaben ausiben kann.

Zu Absatz 2

Aus Grinden der Rechtsklarheit werden die Definitionen einer gegenwartigen und einer
dringenden Gefahr erganzt. Diese Gefahrenbegriffe sind als Einschreitschwellen fir die An-
wendung bestimmter Handlungsbefugnisse aus dem Abschnitt 2 von Bedeutung.

Die (ibrigen Anderungen sind redaktioneller Art.

Zu § 16 (Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit)

Der § 16 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 15 und enthalt lediglich eine redak-
tionelle Anderung.

Zu § 17 (Ermessen, Wahl der Mittel)

Der § 17 entspricht dem bisherigen § 16.

Zu § 18 (Verantwortlichkeit fiir das Verhalten von Personen)

Der § 18 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 17. Die Regelung zur Zusatzverant-
wortlichkeit von Betreuern wird gestrichen. Ferner werden einige redaktionelle Anderungen

vorgenommen.

Zu § 19 (Verantwortlichkeit fiir das Verhalten von Tieren oder den Zustand von
Sachen)

Der § 19 entspricht dem bisherigen § 18.
Zu § 20 (Unmittelbare Ausfiihrung einer MaBnahme)

Der § 20 entspricht dem bisherigen § 19 und enthalt einzelne redaktionelle Anpassungen
und Folgeanderungen.
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Zu § 21 (Inanspruchnahme nicht verantwortlicher Personen)

Der § 21 entspricht dem bisherigen § 20 und enthalt lediglich einzelne redaktionelle Folge-
anderungen.

Zu Unterabschnitt 2 (Besondere Befugnisse)
Zu Titel 1 (Datenerhebung)
Zu § 22 (Erhebung personenbezogener Daten)

§ 22 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 21. Neu gefasst ist Absatz 1 Satz 2.
Hiernach kann die Bundespolizei nach Satz 1 auch personenbezogene Daten erheben bei
den in § 54 und § 55 genannten Behorden und Stellen anderer Staaten, bei zwischen- und
Uberstaatlichen Stellen, die mit der Verfolgung und Verhitung von Straftaten befasst sind
sowie unter den Voraussetzungen des § 81 des Bundesdatenschutzgesetzes auch bei
sonstigen offentlichen und nichtoffentlichen Stellen im Ausland. Absatz 2 regelt die Daten-
verarbeitung zur Verhitung von Straftaten im Zustandigkeitsbereich der Bundespolizei und
entspricht im Wesentlichen dem § 21 Absatz 2 alter Fassung. Die Verhitung von Straftaten
ist — als Unterfall der vorbeugenden Bekampfung von Straftaten — eine generelle praventiv-
polizeiliche Aufgabe. Tatbestandliche Voraussetzung des Absatz 2 Nummer 1 ist, dass Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, dass eine Person Straftaten mit erheblicher Bedeutung
begehen will, die Schutzgiter im Zustandigkeitsbereich der Bundespolizei bedrohen. Der
Begriff der Straftat von erheblicher Bedeutung meint, dass die Straftat jedenfalls dem mitt-
leren Kriminalitatsbereich zuzurechnen ist und eine empfindliche Stérung des Rechtsfrie-
dens droht oder, dass sie geeignet ist, das Geflihl der Rechtssicherheit der Bevolkerung
erheblich zu beeintrachtigen. Die neue Regelung im Satz 2 tragt dem Umstand Rechnung,
dass die Bundespolizei weltweit Verbindungsbeamte in 56 Landern einsetzt. Hinzu kommt
der regelmafige Einsatz von grenzpolizeilichen Unterstiitzungsbeamten im Ausland (GUA),
die sich an MaRnahmen der europaischen Grenzschutzagentur Frontex beteiligen, sowie
der Einsatz von Dokumenten- und Visumberater (DVB).

In Nummer 1 entféllt die bisherige Einschrankung einer Datenerhebung nur in Bezug auf
die Straftaten nach § 12 Absatz 1, da die Datenerhebungsbefugnis im praventivpolizeilichen
Zusammenhang mit den Aufgaben der Bundespolizei auszulegen ist. Bei den Anderungen
in Nummer 2 handelt sich es sich um eine redaktionelle Anpassung, die vorgenommen
werden, um in der Rechtssprache einen Gleichklang mit § 39 Absatz 2 des Bundeskrimi-
nalamtgesetzes zu erreichen.

Zu § 23 (Befragung und Auskunftspflicht)
Zu Absatz 1

Absatz 1 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 22 Absatz 1. Der Begriff ,Ausweis-
papiere” wird redaktionell zu ,Ausweisdokumente® geandert, um eine einheitliche Begriffs-
verwendung im Gesetz zu erreichen (vgl. § 48 Absatz 1 Satz 1).

Zu Absatz 2

Absatz 2 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 22 Absatz 1a. Die Begriffe ,Aus-
weispapiere“ und ,Grenzibertrittspapiere” werden redaktionell zu ,Ausweisdokumente” und
,Grenzubertrittsdokumente® gedndert um eine einheitliche Begriffsverwendung im Gesetz
zu erreichen.
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Zu Absatz 3

Auf dem Gebiet der Bahnanlagen der Eisenbahnen des Bundes ist fur die Abwehr von Ge-
fahren fur die Nutzerinnen und Nutzer des Bahnverkehrs sowie die Anlagen des Bahnbe-
triebs die Bundespolizei zustandig. Die Bundespolizei wird auf Grundlage des neuen § 23
Absatz 3 tatig, sofern eine Waffenverbotszone nach § 42b Absatz 2 des Waffengesetzes
besteht oder eine Allgemeinverfugung, die das Mitfuhren von Waffen oder bestimmten ge-
fahrlichen Gegenstanden verbietet. § 23 Absatz 3 ermdglicht es der Bundespolizei, inner-
halb von Waffen- und Messerverbotszonen aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 42b
Abs. 2 WaffG strichprobenartige und anlasslose Kontrollen durchzufihren. Anders lassen
sich FUhrensverbote von Waffen und Messern nicht effektiv durchsetzen. Insbesondere
Messer kénnen verdeckt am Korper getragen werden. Ohne die Mdglichkeit einer Durch-
suchung der Person — die sich aus § 66 Absatz 1 Nummer 6 in Verbindung mit dem Ver-
weis auf eine Malinahme nach § 23 Absatz 3 ergibt — wiirde die Kontrolle und die Durch-
setzung von Flhrensverboten sonst teilweise leerlaufen. Indem Kontrollen jederzeitig und
damit fur den Betroffenen nicht berechenbar oder planbar durchgefihrt werden kdnnen, hat
dies zugleich eine abstrakt abschreckende Wirkung auf potentielle Tater. Andererseits gilt
es zu beachten, dass diese Kontrollen nur in einem raumlich und ggf. auch zeitlich begrenz-
ten Bereich zulassig sind. Bei Austibung der Kontrollen hat die zustandige Behdérde das ihr
obliegende EntschlieBungsermessen anhand rechtstaatlicher Grundsatze auszuuben. Ob
im konkreten Einzelfall vor Ort eine Kontrolle durchgefiihrt wird, bemisst sich anhand aktu-
eller Lageerkenntnisse im Einzelfall. Ein mafigebliches Kriterium kann dabei u.a. sein, zu
welchem Zeitpunkt auf Grund polizeilicher Erkenntnisse mit den meisten Verstdlien zu
rechnen ist. Die Kontrollen sind grundsatzlich anlasslos und stichprobenartig moglich. Ein
sachlicher Grund fir eine Steuerung der Kontrollen im Einzelfall kbnnen aber besondere
Lageerkenntnisse sein.

Zu Absatz 4
Absatz 4 entspricht dem bisherigen § 22 Absatz 2.
Zu Absatz 5

Absatz 4 entspricht dem bisherigen § 22 Absatz 3 und ist entsprechend § 41 Absatz 3
BKAG angepasst worden.

Zu Absatz 6
Absatz 6 entspricht dem bisherigen § 22 Absatz 4.
Zu § 24 (Bestandsdatenauskunft)

§ 24 entspricht dem bisherigen § 22a und enthalt lediglich einzelne redaktionelle Anderun-
gen.

Zu § 25 (Erhebung von Verkehrs- und Nutzungsdaten)
§ 25 ist angelehnt an § 52 BKAG.
Zu Absatz 1

Die in den Nummern 1 bis 5 normierten Voraussetzungen fir eine Verkehrsdatenabfrage
entsprechen im Wesentlichen denjenigen der Telekommunikationsiberwachung nach § 40.
Als weniger eingriffsintensive MalRnahme kann es unter Umstanden ausreichend sein, le-
diglich die Verkehrsdaten (Kommunikation A-Teilnehmer zu B-Teilnehmer) abzufragen und
auszuwerten. Dies ware dann der Fall, wenn es zunachst nur um die Feststellung von Ver-
bindungen und Zugehdorigkeiten zu einer Gruppierung geht und konkrete Gesprachsinhalte
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noch nicht von Relevanz sind. Die Telekommunikationsiiberwachung ware an dieser Stelle
noch unverhaltnismaRig.

Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung im &ffentlichen Interesse geboten ist, er-
fassen etwa wesentliche Infrastruktureinrichtungen oder sonstige Anlagen mit unmittelbarer
Bedeutung fur das Gemeinwesen (vgl. etwa BVerfG, Urteil vom 26.4.2022 — 1 BvR 1619/17,
Rn. 243).

Die Gefahrenschwelle fir die Verkehrsdatenerhebung nach Nummer 1 ist die in § 15 Absatz
2 Satz 4 definierte dringende Gefahr, wobei diese in Nummer 1 in Bezug auf die betroffenen
Rechtsguter eine Prazisierung erfahrt.

Die Erhebung von Verkehrsdaten zur Abwehr einer solchen dringenden Gefahr fir den Be-
stand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes kommt beispielsweise in Betracht,
wenn im Zuge der grenzpolizeilichen Aufgabenwahrnehmung die Verhinderung der Ein-
reise von Angehorigen extremistischer Vereinigungen, die darauf zielen, den demokrati-
schen Staats in seinen Grundlagen anzugreifen, bezweckt ist und Anhaltspunkte dafir be-
stehen, dass verfligte Einreiseverweigerungen durch unerlaubte Einreisen umgangen wer-
den sollen. Mittels Verkehrsdatenerhebung waren mdégliche Kontaktpersonen im Inland
kurzfristig ausfindig zu machen und gegebenenfalls zu iberwachen, um insbesondere den
konkreten Ort der bevorstehenden unerlaubten Einreise aufklaren zu kénnen.

Gleiches gilt fir die Verhinderung der Ausreise extremistischer oder gewaltbereiter Perso-
nen, die sich entgegen bundespolizeilicher Ausreiseuntersagungen nach § 46 Absatz 2
Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes bzw. § 10 Absatz 1i.V.m. § 7 Absatz 1 Nummer 1 und 10
des Passgesetzes in benachbarte Staaten begeben, um sich dort an der Vorbereitung von
Angriffen auf den demokratischen Staat zu beteiligen. Anzumerken ist, dass sich der
Kampfsport seit mindestens 2017 als neues massiv zunehmendes Betatigungsfeld von
Rechtsextremisten entwickelt hat. Es verdichten sich nach Darstellung des Verfassungs-
schutzes Anhaltspunkte daflr, dass rechtsextremistisch gepragte Kampfsportveranstaltun-
gen in europaischen Staaten durchgefihrt werden sollen, um die Teilnehmer zunehmend
auf den Kampf gegen das System physisch und psychisch vorzubereiten und einzuschwo-
ren, vgl. Beschluss des Sachsischen Oberverwaltungsgericht vom 11. Oktober 2019 - 3 B
274/19 zur Untersagung der Veranstaltung ,Kampf der Nibelungen®. Im Februar 2022 un-
tersagte die Bundespolizei anlasslich mehrerer rechtsextremistischer Veranstaltungen die-
ser Art im benachbarten Ausland insgesamt acht Personen die Ausreise. In mindestens drei
Fallen wurde beharrlich versucht, entgegen der Ausreiseuntersagung unerkannt Gber alter-
native Verkehrsverbindungen das Bundesgebiet zu verlassen. Eine zumindest kurzzeitige
Verkehrsdatenerhebung hatte Erkenntnisse Uber den Aufenthalt des Polizeipflichtigen, sei-
ner Unterstutzer sowie unmittelbar bevorstehende Ausreisen Uber Verkehrsrouten im Bin-
nengrenzverkehr, die keinen grenzpolizeilichen Regelkontrollen unterliegen, erbracht.

Zudem gilt es, im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung im Notstands- und Verteidigungsfall
nach § 8 Absatz 1 dringende Gefahren fir den Bestand oder die Sicherheit des Bundes
oder eines Landes durch die Verkehrsdatenerhebung abzuwehren.

Anlass zur Beantragung einer MaRnahme zur Abwehr einer dringenden Gefahr fur Leib,
Leben oder Freiheit einer Person konnen Hinweise auslandischer Staaten auf aktuell statt-
findende oder sich in Planung befindliche Schleusungen sein. Bei diesen sogenannten
Schleuserwarnhinweisen ist ein Anfangsverdacht im strafprozessualen Sinne regelmaRig
(noch) nicht gegeben. Es liegen in diesen Fallen zumeist keine Informationen Uber den
konkreten Ort der Einreise oder Uber die verantwortlichen Téater (und deren Handlungs-
oder Wohnort) vor. Die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens scheidet in diesen Fallen
daher regelmaRig aus. Hinzu kommt, dass sich international organisierte Schleuserbanden
insbesondere durch eine starke Abschottung nach aufen und konspirative Strukturen im
Innenverhaltnis auszeichnen. Durch die Auswertung von Verkehrsdaten kénnen solche
Verbindungen aufgeklart werden, um einer Schadigung von Leib und Leben von
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Geschleusten rechtzeitig zu begegnen. Haufig kdnnen im Zuge von Schleuserwarnhinwei-
sen einzelne deutsche Telefonnummern benannt werden und Deutschland als das zu ver-
mutende (Zwischen-)Ziel. Vor Durchfiihrung einer Telekommunikationstiberwachung nach
§ 40 ware zu prifen, ob die Verkehrsdatenerhebung von moéglicherweise bekannten Kom-
munikationsteilnehmern zum Zweck der Verhinderung der lebensgefahrlichen Schleusung
zunachst ausreicht. Die Anzahl solcher Schleuserwarnhinweise liegt jahrlich im unteren
zweistelligen Bereich. Beispielsweise lagen der Bundespolizei im Mai 2022 Erkenntnisse
zu einer bevorstehenden Schleusung aus der Turkei Richtung Deutschland vor (ohne Hin-
weise auf die konkrete Route oder den Tattag). Es lagen jedoch Erkenntnisse zu moglichen
Kontaktrufnummern in Deutschland vor. Durch eine Verkehrsdatenerhebung hatten maogli-
che Kontaktdaten des Schleusers oder mutmallich geschleuster Personen zur Verhinde-
rung der Schleusung aufgeklart werden kénnen.

Auch im Zuge der Aufklarung des Standortes eines Suizidverdachtigen mit Bahnbezug, der
beispielsweise gegentber der Bundespolizei Suizidabsichten telefonisch angekilindigt hat,
sind unverziglich SofortmalRnahmen zur Lokalisierung der suizidgefahrdeten Person unter
Bertcksichtigung der besonderen oértlichen Begebenheiten der betreffenden Bahnanlagen
und des Bahnverkehrs einzuleiten. Insofern stellt § 25 eine geeignete MaRnahme dar, den
Standort der Person uber die Funkzellenbestimmung zu lokalisieren. In diesem Zusammen-
hang ist die Befugnis zur Verkehrsdatenerhebung auch erforderlich, um die nach § 41 zur
Lokalisierung von Mobilfunkgeraten versendete sog. ,stille SMS* als festgestelltes Ver-
kehrsdatum an die Bundespolizei ausleiten zu lassen. Beiden Vorschriften bedingen einan-
der.

Die Nummern 2 und 3 umreilden, wann Gefahrenlagen im Vorfeld einer dringenden Gefahr
Eingriffe im Zuge der Erhebung von Verkehrsdaten rechtfertigen. Die Anwendungsfalle sind
daher in Relation zur Einschreitschwelle nach Nummer 1 auf bestimmte Gefahrensachver-
halte beschrankt. Im Rahmen der Verhinderung lebensgefahrlicher Behaltnisschleusungen
kann das Hinweisaufkommen zur bevorstehenden Schleusung zuweilen eine Informations-
dichte aufweisen, die noch nicht die Voraussetzungen einer dringenden Gefahr erfillt,
gleichwohl ist im Gefahrenvorfeld unter Beachtung der Voraussetzungen ein sofortiges po-
lizeiliches Handeln zur Verhinderung der lebensgefahrlichen Schleusung erforderlich. Auch
ist die Verkehrsdatenerhebung fir die Bundespolizei von Bedeutung, wenn beispielsweise
im Zuge der Aufgabenwahrnahmen nach § 3 (Bahnpolizei) oder § 4 (Luftsicherheit) durch
Personen die Sicherheitsinfrastruktur an Bahnhéfen und Flughafen aufgeklart wird, um
Straftaten vorzubereiten. Die Bundespolizei stellt in diesem Zusammenhang immer wieder
sog. Dry-Runs fest, darunter versteht man Versuche, Sicherheitsvorkehrungen und Reak-
tionen zu testen, etwa durch bestimmte Vorrichtungen in Gepackstlicken, die den Anschein
gefahrlicher Gegenstande haben oder die Inbetriebnahme von Drohnen an kritischer Infra-
struktur. Ein weiterer Anwendungsfall ist die Ortung/Lokalisierung eines Verursachers von
Androhungen von Anschlagen gegen Anlagen der Eisenbahnen oder des Luftverkehrs.

Nummer 4 erfasst Falle, in denen bestimmte Tatschen die Annahme rechtfertigen, dass sie
fur eine Person nach Nummer 1 bestimmte oder von dieser herriihrende Mitteilungen ent-
gegennimmt oder weitergibt. Nummer 5 greift, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass eine Person nach Nummer 1 deren Telekommunikationsanschluss oder
Endgerat benutzten wird.

Zu Absatz 2

Absatz 2 ermdglicht die Abfrage von Nutzungsdaten Gber Anbieter von Telemedien und
erganzt damit die in Absatz 1 geregelte Erhebungsbefugnis. Zu den Unternehmen, die ge-
schaftsmaflig Telemedien erbringen, zahlen insbesondere Internetauktionshauser oder -
tauschborsen, Anbieter von Videos auf Abruf oder Suchmaschinen im Internet. Angesichts
der breiten Nutzung des Internets sind die Nutzungsdaten auch bei der Bewaltigung der
zuvor genannten Gefahrenlagen von Bedeutung.
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Dies kann zum Beispiel bei einem geplanten Anschlagsszenario auf Bahnanlagen der Fall
sein, wenn bestimmte Gegenstande, wie Materialien zum Bau von Sprengkérpern, in
Tauschbdrsen angeboten werden. Gleiches gilt, wenn gefalschte Dokumente (Passe, Pas-
sersatzpapiere, Aufenthaltstitel) Gber das Internet zur Ermdglichung einer unerlaubten Ein-
reise angeboten werden.

Nach Satz 2 kann die Auskunft auch fir die Zukunft verlangt werden. Diese Regelung ist
notwendig, weil Absatz 2 anders als Absatz 1 nicht als Erhebungsbefugnis ausgestaltet ist.

Die in § 2 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a und b des Telekommunikation-Telemedien-
Datenschutz-Gesetzes bezeichneten Nutzungsdaten geben — anders als die in § 2 Absatz
2 Nummer 3 Buchstabe c des Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes be-
nannten — keinen Aufschluss Uber den inhaltlichen Gegenstand der konkreten Inanspruch-
nahme der Telemediendienstleistung. Die Eingriffstiefe ist im Hinblick auf diese Daten ver-
gleichbar mit der Erhebung von Bestandsdaten

Zu Absatz 3

Absatz 3 normiert, dass sowohl eine Erhebung nach Absatz 1 (Verkehrsdaten) als auch ein
Auskunftsverlangen nach Absatz 2 (Nutzungsdaten) der richterlichen Anordnung bedarf.
Zur weiteren Absicherung ist vorgesehen, dass ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung
nur durch die benannten Berechtigten gestellt werden kann.

Zu Absatz 4

Um eine sorgfaltige inhaltliche Befassung sowohl der Antragsberechtigten als auch des
Gerichts zu gewahrleisten, schreiben die Absatze 4 und 5 Mindestinhalte fir den Antrag
vor.

Zu Absatz 5

Um eine sorgfaltige inhaltliche Befassung sowohl der Antragsberechtigten als auch des
Gerichts zu gewabhrleisten, schreiben die Absatze 4 und 5 Mindestinhalte fur die Entschei-
dung vor.

Zu Absatz 6

Absatz 6 regelt die spiegelbildliche Verpflichtung der Anbieter von Telekommunikations-
diensten und Telemediendiensten zur Auskunftserteilung.

Zu Absatz 7

Absatz 7 regelt den Entschadigungsanspruch der Verpflichteten fir die erteilten Auskinfte.
Zu § 26 (Identitatsfeststellung und Priifung von Berechtigungsscheinen)

§ 26 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 23.

Zu Absatz 1

Zu Nummer 3

Das Grenzgebiet unter ehemals Nummer 3 und dasjenige unter ehemals Absatz 1 a sind
unter Grenzgebiet und Bezugnahme auf die entsprechende Definition in § 2 Absatz 2 Num-

mer 3 zusammengefasst worden. Die Identitatsfeststellung zur Verhitung von Straftaten
soll nicht mehr auf grenzbezogene Straftaten beschrankt sein, sondern mit der
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Zustandigkeit der Bundespolizei fir polizeiliche MalRnahmen im Rahmen der Strafverfol-
gung nach § 13 Absatz 1 korrespondieren.

Zu Absatz 2
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung.
Zu Absatz 3

Nach Absatz 3 kann die Bundespolizei verlangen, dass ihr mitgefiihrte Ausweisdokumente
und Grenzibertrittsdokumente zur Prifung aushandigt werden. Damit ist § 23 Absatz 3 des
bisherigen BPolG insofern erganzt worden, als sich das Verlangen nur auf mitgefihrte Do-
kumente beziehen darf. Hintergrund ist, dass die Bestimmungen des § 1 Absatz 1 Satz 1
des Passgesetzes, § 13 Absatz 1 Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes und § 8 Absatz 1 Num-
mer 1 des Freizlgigkeitsgesetzes/EU vorsehen, dass das Mitfiihren solcher Dokumente
lediglich fur den Grenzlbertritt vorgeschrieben ist, nicht aber flir den Aufenthalt im Bundes-
gebiet. Hier genugt der Besitz. Fur entsprechende Identitatskontrollen sind aus dem bishe-
rigen § 23 Absatz 3 die Satze 2 und 3 zusammengeflihrt worden.

Die im bisherigen § 23 Absatz 3 verwendeten Begriffe ,Ausweispapiere” und ,Grenzuber-
trittspapiere” werden redaktionell zu ,Ausweisdokumente® und ,,Grenzubertrittsdokumente*
geandert, um eine einheitliche Begriffsverwendung im Gesetz zu erreichen.

Zu Absatz 4
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung.
Zu Absatz 5

Die bisherige Regelung wird um die Moglichkeit der Durchsuchung der Person erganzt, die
die benannten Einrichtungen betreten mdchte. Bislang ist nur die Durchsuchung von mit-
gefuhrten Sachen moglich, dies erwies sich in der Vergangenheit als unzureichend.

Zu § 27 (Erkennungsdienstliche MaBnahmen)
§ 27 entspricht dem bisherigen § 24.

Zu Absatz 3

Zu Nummer 3

Bei der Feststellung duflerer korperlicher Merkmale ist professionelle Sensibilitdt gegen-
uber trans- und intergeschlechtlichen sowie nichtbindren Menschen geboten. In diesen Fal-
len kann der Geschlechtsausdruck erheblich vom kérperlichen Erscheinungsbild abwei-
chen. Daher sollte die betroffene Person ihrem geschlechtlichen Selbstverstandnis entspre-
chend behandelt werden. Dieses betrifft unter anderem die Anrede der durchsuchten Per-
son oder die Auswahl der die Durchsuchung durchfihrenden Person.

Zu § 28 (Vorladung)

§ 28 entspricht dem bisherigen § 25 und enthalt lediglich einzelne redaktionelle Folgeande-
rungen.
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Zu § 29 (Meldeauflagen)

Zu Absatz 1
Zu Nummer 1

Die Bundespolizei erhalt die Befugnis zum Erlass von Meldeauflagen, wenn Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass innerhalb eines Ubersehbaren Zeitraums auf eine zumindest
ihrer Art nach konkretisierte Weise eine Straftat im Sinne des § 13 Absatz 1 begangen wer-
den wird, die fur sich genommen oder auf Grund des wiederholenden Charakters erhebliche
Bedeutung hat, und diese durch eine Meldeauflage vorbeugend bekampft werden kann.

Zu Nummer 2

Eine Meldeauflage soll ferner erforderlichenfalls zur Durchsetzung einer Ausreiseuntersa-
gung gemal § 10 Absatz 1 des Passgesetzes moglich sein.

Eine solche Befugnis tragt insbesondere signifikant zur Befriedung des schienengebunde-
nen grenziberschreitenden Fulballfanreiseverkehrs bei, indem bevorstehende Ausreisen
gewaltbereiter Fuballfans zu Auslandsspielen auf diese Weise weniger wahrscheinlich ge-
macht werden kénnen. Au3erdem fallen hierunter Falle, in denen etwa mutmallich extre-
mistische und/oder gewaltbereite Personen nach den ermittelten Umstanden zu auslandi-
schen Veranstaltungen auszureisen beabsichtigen.

Zu Absatz 2

Die MaRRnahme ist auf hdchstens einen Monat zu befristen. Die Verlangerung ist nur jeweils
fur hochstens einen Monat und mit Zustimmung des Gerichts moéglich. Hierdurch werden
langer angeordnete Meldeauflagen einer unabhangigen Kontrolle unterzogen.

Zu § 30 (Datenerhebung bei 6ffentlichen Veranstaltungen oder Ansammlungen)

§ 30 entspricht dem bisherigen § 26 und enthalt lediglich redaktionelle Folgeanderungen.
Zu § 31 (Selbsttatige Bildaufnahme- und Bildaufzeichnungsgerite)

§ 31 entspricht dem bisherigen § 27 und enthalt lediglich eine redaktionelle Anderung.
Zu § 32 (Mobile Bild- und Tonaufzeichnungsgerate)

§ 32 knupft an den bisherigen § 27a an und erweitert die moglichen Einsatzbereiche der
mobilen Bild- und Tonaufzeichnungsgerate.

Mit dem neuen Absatz 1 Satz 2 wird der raumliche Bereich, in dem die Bundespolizei per-
sonenbezogene Daten durch die offene Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen mit-
tels Bodycam erheben kann, auf die Orte ausgedehnt, die nicht 6ffentlich zuganglich sind
und zweckgebunden fir aufenthaltsbeendende und -verhindernde MalRnahmen durch die
Bundespolizei genutzt werden.

Nach § 1 Absatz 3 in Verbindung mit § 71 Absatz 3 Nummer 1, 1a, 1b und 1d des Aufent-
haltsgesetzes ist die Bundespolizei fir Zuriickweisungen und Zurlickschiebungen an der
Grenze, fur Abschiebungen an der Grenze sowie fur die Ruckfuhrung von Ausreisepflichti-
gen in andere Staaten zustandig.

Die Praxis ist nicht selten durch Widerstandshandlungen gegen den Vollzug der aufent-
haltsrechtlichen Malinahmen seitens des auslandischen Staatsangehdrigen und MalRnah-
men nach dem Gesetz Uber den unmittelbaren Zwang bei Ausubung 6ffentlicher Gewalt
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durch Vollzugsbeamte des Bundes seitens der Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamten der Bundespolizei (zum Beispiel durch Anwendung einfacher korperlicher
Gewalt oder Fesselung) gepragt. Dabei ergreift die Bundespolizei MaRnahmen, um indivi-
duell die jeweilige Situation in ihrem Zustandigkeitsbereich zu deeskalieren und so die auf-
enthaltsrechtliche MaRnahme mdglichst konfliktfrei zu vollziehen. Dies geschieht etwa
durch beruhigende Gesprache in einer der betroffenen Person verstandlichen Sprache und
— soweit moglich — durch Bertcksichtigung der Bedurfnisse der Betroffenen (beispielsweise
die Bereitstellung angemessener Bekleidung und Verpflegung fir die Reise, Erganzung ge-
eigneter Verpackung fir das Fluggepack oder Hilfe bei der Kontaktaufnahme zu Familien-
angehorigen im Herkunftsland).

Nach der Statistik der Bundespolizei zu Angriffen auf Polizeivollzugsbeamtinnen und Poli-
zeivollzugsbeamte standen diese im Jahr 2021 in 55 Fallen in Bezug zur Ruckflihrung des
Angreifers. Hierbei waren vor allem Tritte, Bisse und Schlage gegen Polizeivollzugsbeam-
tinnen und Polizeivollzugsbeamte der Bundespolizei zu verzeichnen.

Durch die Erweiterung des Einsatzgebiets der Bodycam soll die Anzahl der Widerstands-
handlungen gegen bzw. der Angriffe auf Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbe-
amte der Bundespolizei bei der Erflllung der vorgenannten Aufgaben reduziert werden.

Neben der Deeskalation dient die Aufzeichnung auch der etwaigen Verfolgung von Strafta-
ten und Ordnungswidrigkeiten von auch im Einzelfall erheblicher Bedeutung, wie etwa den
Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte, den tatlichen Angriff auf Vollstreckungsbeamte
und die Korperverletzung im Amt.

Nicht offentlich zugangliche Orte, die durch die Bundespolizei fur aufenthaltsbeendende
oder verhindernde Malinahmen der Bundespolizei nach dem Aufenthaltsgesetz genutzt
werden, sind typischer Weise die der Bundespolizei an Flughafen zur Verfiigung stehenden
Biros, Flure und Warterdume sowie Flachen und Raume, die zur Verbringung des Ruiick-
zufuhrenden zum Fluggerat genutzt werden. Soweit die Verbringung mit Fahrzeugen uber
die Luftseite eines Flughafens erfolgt, sind diese ebenfalls nicht 6ffentlich zugangliche Orte.
Mit Zustimmung des verantwortlichen Luftfahrzeugflhrers sind Aufzeichnungen auch im
Luftfahrzeug bis zum SchlieBen der Aufdentiren mdglich.

Werden die vorgenannten aufenthaltsrechtlichen MalRnahmen der Bundespolizei auf dem
Land- und Seeweg vollzogen, so gehdren zu den nicht 6ffentlich zuganglichen Raumen,
die der Bundespolizei zur Verfiigung stehen, auch Biros, Flure und Warterdume und -fla-
chen sowie allgemein nicht zugangliche Wege auf deutschem Hoheitsgebiet zum Uberga-
bepunkt an den Landgrenzen. Bei Mallnahmen, die auf dem Seeweg vollzogen werden,
umfassen nicht 6ffentlich zugangliche Orte daneben auch Liegenschaften zur Abfertigung
von Passagieren und das Schiff, soweit der Seekapitan der Aufnahme zustimmt, wobei die
Aufnahme spatestens mit Ablegen des Schiffes endet.

Ferner wird der Einsatz an nicht 6ffentlich zuganglichen Orten erweitert, in denen es regel-
maRig zu konflikttrachtigen Situationen kommen kann, etwa Dienstfahrzeuge der Bundes-
polizei und Orte, an denen bestimmungsgemall erkennungsdienstliche Behandlungen,
Durchsuchungen und vergleichbare polizeiliche Mallnahmen durchgefiihrt werden.

Absatz 1 Satz 3 stellt klar, dass der Einsatz zu polizeipréventiven Zwecken trotz der Offnung
in Satz 2 fur bestimmte nicht 6ffentlich zugangliche Orte, nicht in Wohnungen zulassig ist.

Zu § 33 (Anlassbezogene automatische Kennzeichenerfassung)

§ 33 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 27b.
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Zu Absatz 1 Satz 2

Auf Grund der Beschlisse des Bundesverfassungsgerichts vom 18. Dezember 2018 zur
automatischen Kennzeichenerfassung in Bayern, Baden-Wirttemberg und Hessen (1 BvR
142/15, 1 BvR 2795/09, 1 BvR 3187/10, Rn. 156f) wird in den Absatz 1 eine gesetzliche
Regelung der Dokumentationspflichten bei Einsatz von Systemen zur automatischen Kenn-
zeichenerfassung durch die Bundespolizei aufgenommen. Nach der vorgenannten Recht-
sprechung kann eine Ermachtigung zur Kennzeichenerfassung nur dann als verhaltnisma-
Rig angesehen werden, wenn die Entscheidungsgrundlagen fur die Durchfihrung der Kenn-
zeichenerfassung nachvollziehbar und Uberprifbar dokumentiert werden.

Abgeglichen nach Absatz 2 werden die Datenbanken SIS, INPOL sowie die Grenzfahn-
dungsdatei, wobei sich der Abgleich ausschlielich auf den Sachfahndungsbestand zu Kfz-
Kennzeichen beschrankt. Die Abfrage erfolgt nurim Rahmen der grenzpolizeilichen Aufga-
benwahrnehmung sowie unter den engen Voraussetzungen des § 33 Absatz 1, die sich auf
zeitlich und sachlich gesteigerte Gefahrenlagen oder Straftaten von erheblicher Bedeutung
beziehen. Der Einsatz darf zudem nur voribergehend und nicht flachendeckend erfolgen.
Der Abgleich der Kennzeichen mit drei Datenbanken ist in diesen Fallen aus polizeilicher
Sicht erforderlich und verhaltnismalig.

Zu § 34 (Gesprachsaufzeichnung)

§ 34 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 27c. Die Bundespolizei kann in ihren
Leitstellen Gesprachsaufzeichnungen nach Maligabe dieser Vorschrift vornehmen.

Zu Absatz 1

Die Befugnis zur Gesprachsaufzeichnung wird auf andere ,FUhrungsstellen“ erweitert, in
denen die polizeiliche Notwendigkeit zur Gesprachsaufzeichnung besteht, da nicht alle
Bundespolizeieinrichtungen Uber Einsatzleitstellen verfigen (z.B. Reviere).

Zu Absatz 2

Mit dem neuen Absatz 2 wird entsprechend dem § 11 BKAG eine Befugnis zur Ge-
sprachsaufzeichnung fir Rufnummern geschaffen, die der Offentlichkeit bekannt gegeben
wurden.

Die Bundespolizei soll eingehende Telefongesprache auch aufzeichnen und speichern dur-
fen, soweit dies zur Aufgabenerflllung notwendig ist, bei Anrufen auf Telefonnummern, die
der Offentlichkeit fiir die Entgegennahme sachdienlicher Hinweise bekannt gegeben wor-
den sind. Dies gilt auch fur Anrufe auf Sonderrufnummern, die etwa aus Anlass bestimmter
Fahndungsmalnahmen, eingerichtet werden.

Um die im Telefongesprach gemachten Aussagen und AuRerungen Uberprifen zu kdnnen
oder die Auswertung der Anrufe im zustandigen Fachreferat zu erméglichen, kann es not-
wendig sein, diese Telefongesprache aufzuzeichnen und fir die Bundespolizei Uber einen
langeren Zeitpunkt nutzbar zu machen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 entspricht dem bisherigen Absatz 2.
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Zu § 35 (Besondere Mittel der Datenerhebung)
Zu Absatz 1
Zu den Nummern 2 und 3

In den Nummern 2 und 3 werden die Anforderungen des BVerfG (vgl. BVerfGE 141, 220
Rn. 165i.V.m. Rn. 111 ff. zu § 20g BKAG a.F.) an eine hinreichend gehaltvolle Ausgestal-
tung der Prognoseanforderungen bei Mallhahmen zur Straftatenverhitung umgesetzt. Die
Formulierung orientiert sich an § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 BKAG.

Zu Nummer 4

Durch Nummer 4 werden Verbindungspersonen der Personen nach Nummer 2 erfasst. Wer
Verbindungsperson ist, ergibt sich aus § 22 Absatz 2 Nummer 2.

Zu Absatz 2

Absatz 2 entspricht weitestgehend dem bisherigen § 28 Absatz 2. Regelungen zu Vertrau-
enspersonen und Verdeckten Ermittlern wurden aus Grinden der Ubersichtlichkeit und
Normklarheit in einen neuen § 36 Uberflhrt.

Zu Nummer 2

Nummer 2 wird in Angleichung an § 45 Absatz 2 Nummer 2 BKAG erganzt. Es wird klarge-
stellt, dass der verdeckte Einsatz technischer Mittel nur au3erhalb von Wohnungen gestat-
tet ist.

Zu Nummer 3

Nach der neuen Nummer 3 kénnen — entsprechend § 45 Absatz 2 Nummer 3 BKAG — flr
Observationszwecke bestimmte technische Mittel eingesetzt werden, sofern diese zur Er-
forschung des Sachverhalts oder zur Bestimmung des Aufenthaltsortes einer der in Absatz
1 genannten Personen dienen. Die technischen Mittel im Sinne der Nummer 3 unterschei-
den sich von den technischen Mitteln im Sinne der Nummer 2 dadurch, dass sie nicht die
Aufzeichnung von Bildern oder Worten erlauben. Unter die technischen Mittel im Sinne von
Nummer 3 fallen vielmehr z.B. Bewegungsmelder, Peilsender und der Einsatz des Global
Positioning Systems (GPS). Gleichzeitig soll die Formulierung fur kinftige technisch ver-
gleichbare Entwicklungen im Uberwachungsbereich offen sein.

Zu Nummer 4

Nummer 4 entspricht der alten Nummer 3 und wird wie Nummer 5, entsprechend der Sys-
tematik des BKAG, als Legaldefinition ausgestaltet.

Zu Nummer 5

Nummer 5 entspricht der alten Nummer 4.

Zu Absatz 3

Die Anderungen in Absatz 3 erstrecken sich, wie vom Bundesverfassungsgericht in seinem
Urteil vom 20. April 2016 gefordert (BVerfGE 141, 220 - Rn. 174), auf einen Richtervorbe-

halt und ggf. erforderliche Antragsbefugnisse.

Eine bestimmte Ausgestaltung gesetzlicher Regelungen wird verfassungsrechtlich zwar
nicht eingefordert (BVerfGE 141, 220 - Rn. 117). Das Bundesverfassungsgericht fuhrt aus,
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dass ,eingriffsintensive Uberwachungs- und Ermittlungsmafnahmen, bei denen damit zu
rechnen ist, dass sie auch hdchstprivate Informationen erfassen, und gegeniber den Be-
troffenen verdeckt durchgefihrt werden, grundsatzlich einer vorherigen Kontrolle durch
eine unabhangige Stelle, etwa in Form einer richterlichen Anordnung, bedirfen®.

Eine Differenzierung ist demnach bei Malnahmen nach Absatz 3 Nummern 1 und 2 und
Nummern 3 bis 5 dergestalt erfolgt, dass in letzteren Fallen wegen der besonderen Ein-
griffsqualitat ein Richtervorbehalt besteht und zudem ein Antrag der Prasidentin oder des
Prasidenten des Bundespolizeiprasidiums oder der zustdndigen Bundespolizeidirektion,
der Vertretung oder der Abteilungsleitung erforderlich ist. Bei den etwas weniger eingriffs-
intensiven MalRnahmen nach Absatz 3 Nummer 1 und 2 besteht demgegeniber ein Rich-
tervorbehalt ohne besondere Antragserfordernisse. Bei den verbleibenden am wenigsten
eingriffsintensiven MalRnahmen genugt die Anordnung durch die vorgenannten Antragsbe-
rechtigten.

Zu Absatz 4

Die neu eingeflgte Regelung entspricht § 45 Absatz 4 BKAG und setzt die vom Bundes-
verfassungsgericht an den Antrag gestellten Anforderungen um.

Zu Absatz 5

Die Anderung in Absatz 5 setzt die Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts (BVer-
fGE 141, 220 - Rn. 118) an die grundrechtssichernde Funktion der unabhangigen Richter-
kontrolle um.

Im Gleichklang mit § 45 Absatz 5 Satz 2 BKAG wird die Hochstdauer der Erstanordnung
des Einsatzes von Vertrauenspersonen und verdeckten Ermittlern auf drei Monate festge-
legt. Hierdurch soll dem Umstand Rechnung getragen werden, dass die Regelanordnung
nach § 110b Absatz 1 und 2 der Strafprozessordnung ebenfalls drei Monate betragt.

Bei den tibrigen Anderungen handelt es sich um Folgeanderungen.
Zu Absatz 6

Der neue Absatz 7 normiert, wie vom Bundesverfassungsgericht gefordert (BVerfGE 220,
Rn. 177), eine ausdrickliche gesetzliche Kernbereichsregelung fur die besonderen Mittel
der Datenerhebung.

Nach Satz 1 ist daher vor der Durchfuhrung der Mal3nahme, also auf der Erhebungsebene,
eine Prognose dahingehend zu treffen, dass mit der MaRnahme voraussichtlich keine Au-
Rerungen erfasst werden, die allein den Kernbereich der personlichen Lebensgestaltung
betreffen. Diese Prognose muss sich auf tatsachliche Anhaltspunkte stutzen, welche sich
beispielsweise aus der Art der zu Uberwachenden Raumlichkeiten oder dem Verhaltnis der
zu Uberwachenden Personen zueinander ergeben kdnnen; eine vollstandige Gewissheit ist
nicht erforderlich. Schutzenswert ist insbesondere die nichtéffentliche Kommunikation mit
Personen des hdchstpersonlichen Vertrauens. Ist auf Grund dieser Prognose eine Anord-
nung zulassig, kann bei entsprechenden Erkenntnissen nach einer strengen Verhaltnisma-
Rigkeitsprifung auch eine nur automatische Aufzeichnung zuldssig sein.

Diese den Kernbereichsschutz sichernden Verfahrensvorschriften zielen in Umsetzung der
verfassungsrechtlichen Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts darauf ab, nach Mdg-
lichkeit bereits auf der Erhebungsebene einen Eingriff in den Kernbereich der privaten Le-
bensgestaltung weitestgehend auszuschliefl3en.

Satz 2 stellt zum Schutz des Kernbereiches privater Lebensgestaltung beim Einsatz von
verdeckten Ermittlern und Vertrauenspersonen sicher, dass die MalRhahme bei einer
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maoglichen Kernbereichsrelevanz zu unterbrechen ist, sobald dies ohne Gefahrdung der be-
auftragten Person maoglich ist.

Satz 3 enthalt das Gebot der unverziglichen Unterbrechung der Malnahmen nach Absatz
2 Nummer 1 bis 3 und regelt, was zu unternehmen ist, wenn sich wahrend der Uberwa-
chung unerwartet tatsachliche Anhaltspunkte dafur ergeben, dass Inhalte aus dem Kernbe-
reich der persdénlichen Lebensgestaltung erfasst werden. In solchen Fallen regelt Satz 4 die
Zulassigkeit des sogenannten Richterbandes. Die Regelung dient dem Schutz des Kernbe-
reichs, indem sie bestimmt, dass auch in solchen Fallen, in denen keine eindeutigen An-
haltspunkte fiir eine Kernbereichsrelevanz sprechen, eine unmittelbare Uberwachung
durch die ermittelnden Stellen ausgeschlossen ist. In Zweifelsfallen darf der Kommunikati-
onsinhalt daher automatisch aufgezeichnet werden.

Nach Satz 5 sind Aufzeichnungen von Zweifelsfallen unverziglich dem anordnenden Ge-
richt vorzulegen, welches nach Satz 6 anschlieend unverziiglich die Feststellung zu treffen
hat, ob eine Kernbereichsrelevanz vorliegt oder nicht und damit eine Entscheidung Gber die
Léschung oder Verwertbarkeit der Daten trifft.

In solchen Zweifelsfallen werden die Grundrechte der Betroffenen dadurch geschiitzt, dass
ein Richter als unabhangige Stelle die Auswertung einer automatischen Aufzeichnung tber-
nimmt.

Satz 7 regelt, dass die unterbrochenen MalRnahmen nur fortgefuhrt werden durfen, wenn
dadurch keine Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung mehr erhoben
werden. Da trotz aller gebotenen Vorsorge nicht ausgeschlossen werden kann, dass zu-
weilen Daten erfasst werden, die den Kernbereich betreffen, werden die Regelungen ver-
fahrensrechtlich abgesichert und durch das in Satz 8 enthaltene Verwertungsverbot und die
in Satz 9 normierte Léschungsverpflichtung flankiert.

Die nachfolgenden Satze dienen der Umsetzung des Urteils des Bundesverfassungsge-
richts vom 20. April 2016 zur Aufbewahrungsfrist der Loschungsprotokolle zwecks effektiver
Ausubung der Betroffenenrechte und einer wirksamen Kontrolle durch die Bundesbeauf-
tragte oder den Bundesbeauftragten fir den Datenschutz und die Informationsfreiheit.

Zu Absatz 7

Absatz 8 macht von der durch das Bundesverfassungsgericht (BVerfGE 141, 220, Rn. 129)
eroffneten Moglichkeit des Gesetzgebers Gebrauch, die notwendigen Regelungen zu tref-
fen, um den Ermittlungsbehdrden fir Ausnahmefalle bei Gefahr im Verzug auch kurzfristig
erste Handlungsmdglichkeiten einzurdumen. Die gerichtliche Entscheidung ist nach Satz 4
unverzuglich nachzuholen.

Zu § 36 (Einsatz von Vertrauenspersonen und Verdeckten Ermittlern)

Zu Absatz 1

Unter den Voraussetzungen des § 35 Absatz 1 kénnen Vertrauenspersonen und Verdeckte
Ermittler eingesetzt werden. Aus Grinden der Normklarheit ist eine eigene Norm geschaf-
fen worden. Hierdurch wird die bisherige Einordnung als besonderes Mittel der Datenerhe-
bung nicht berahrt.

Zu Nummer 1

Nummer 1 entspricht dem bisherigen § 28 Absatz 2 Nummer 3 und wird, wie Nummer 2,
entsprechend der Systematik des BKAG, als Legaldefinition ausgestaltet.
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Zu Nummer 2

Nummer 1 entspricht dem bisherigen § 28 Absatz 2 Nummer 4.
Zu Absatz 2

Zu Nummer 1

Nummer 1 entspricht dem bisherigen § 28 Absatz 6 Nummer 1.
Zu Nummer 2

Nummer 1 entspricht dem bisherigen § 28 Absatz 6 Nummer 2.
Zu Absatz 3

Absatz 3 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 28 Absatz 3a Satz 1. Erganzend
wird insbesondere klargestellt, dass das Gericht Angaben (ber die Vertrauensperson nur
insofern verlangen darf, wie dies zur Prifung der Zulassigkeit des Eingriffs erforderlich ist.

Zu Absatz 4

Absatz 4 bestimmt, dass der Antrag bei Gericht innerhalb der Bundespolizei nur durch das
Bundespolizeiprasidium gestellt werden darf. Weiter regelt er eine Befugnis des Bundespo-
lizeiprasidiums, die MaRnahme bei Gefahr im Verzug selbst zu regeln. Insofern entspricht
er dem bisherigen § 38 Absatz 3a Satz 2 bis 8.

Zu Absatz 5

Absatz 5 setzt verfassungsrechtlichen Anforderungen an den Kernbereichsschutz beim
Einsatz von Vertrauenspersonen und Verdeckten Ermittlern um (Bundesverfassungsge-
richt, Beschluss vom 9. Dezember 2022 zum Gesetz Uber die 6ffentliche Sicherheit und
Ordnung in Mecklenburg-Vorpommern, Az. 1 BvR 1345/21).

Diese MalRnahmen weisen die Besonderheit eines ausgepragten Planungsstadiums auf.
Dies ist nach Satz 1 fir Vorkehrungen zu nutzen, die das Eindringen in den Kernbereich
privater Lebensgestaltung so weit wie méglich auszuschlielen. Nach Satz 2 ist von einer
MaRnahme abzusehen, die allein Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensge-
staltung erfasst; das gezielte Ausforschen dieses Kernbereichs ist nach Satz 2 keiner Ab-
wagung zuganglich (Bundesverfassungsgericht, a.a.0., Randnummer 110). Nach Satz 3 ist
auch das gezielte Eingehen oder Fortflihren von intimen Beziehungen zu Informationsge-
winnungszwecken unzulassig (a. a. O., Randnummer 110). Ob eine Beziehung die Intim-
sphéare berihrt ist dabei im Einzelfall zu prifen.

Dringt eine Uberwachung in den Kernbereich privater Lebensgestaltung ein, ist eine Fort-
fuhrung der Maflnahme nur zuldssig, wenn und solange dies zum Schutz von Leben und
Leib des Verdeckten Ermittlers oder der Vertrauensperson oder zur Sicherung des weiteren
Einsatzes erforderlich ist.

Das Bundesverfassungsgericht flihrt in seinem Beschluss vom 9. Dezember 2022 (a.a.0.,
Rn.113 — 115) zum sogenannten Abbruchgebot folgendes aus: ,Nichtsdestotrotz ist aber
schon auf der Ebene der Datenerhebung der Abbruch der Malkhahme vorzusehen, wenn
erkennbar wird, dass eine Uberwachung in den Kernbereich privater Lebensgestaltung ein-
dringt (Abbruchgebot; vgl. BVerfGE 141, 220 (279) [= ZD 2016, 374 mAnm Petri] Rn. 128
mwN). Grundséatzlich gilt dies auch bei dem Einsatz von Vertrauenspersonen und verdeckt
Ermittelnden. Dann ist jedoch nicht zwangslaufig der gesamte Einsatz zu beenden. Je nach
den konkreten Umstanden kann es zur Vermeidung eines Eindringens in den Kernbereich
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genugen, dass unter Fortsetzung des Gesamteinsatzes lediglich die kernbereichsrelevante
Kommunikation oder Interaktion abgebrochen wird. Allerdings sind Konstellationen vorstell-
bar, in denen der Einsatz von Vertrauenspersonen und verdeckt Ermittelnden vor Ort nicht
ohne Inkaufnahme erheblicher Nachteile sofort beendet werden kann. Verdeckt Ermittelnde
und Vertrauenspersonen konnen auf Grund der Art und Weise ihrer Ermittlung in so nahen
Kontakt mit Zielpersonen kommen, dass ein Abbruch der MaRnahme sie, ihren weiteren
Einsatz oder ihre kinftige Verwendung gefahrden koénnte. Sie nutzen das Vertrauen in ihre
Person oder in ihre Identitat, ihre Motivation und die vermeintliche Vertrauensbeziehung
aus, um von einer anderen Person im unmittelbaren Kommunikationsvorgang Informatio-
nen zu erlangen, die sie ansonsten nicht erhalten wiirden (vgl. BVerfG Erster Senat Urt. v.
26.4.2022 — 1 BvR 1619/17 [= ZD 2022, 441 mAnm Schaller/Stroscher] Rn. 338 mwN).
Muss die Datenerhebung wegen Eindringens in den Kernbereich vor Ort und unvermittelt
abgebrochen wer-den, kann die Zielperson Verdacht schopfen. Ein sofortiger Abbruch
koénnte zu einer Enttarnung flihren und damit zugleich eine erhebliche Gefahr flr Leib und
Leben der Person begriinden (vgl. Dietrich in: Dietrich/Eiffler, HIB des Rechts der Nach-
richtendienste, 2017, VI § 2 Rn. 124; Reichert, Der Schutz des Kernbereichs privater Le-
bensgestaltung in den Polizeigesetzen des Bundes und der Lander, 2015, S. 135). Insoweit
besteht ein Unter-schied zu technischen Uberwachungsmafinahmen wie einer Wohnraum-
Uberwachung oder einer TKU, die im Wesentlichen unbemerkt abgebrochen werden kon-

nen.

Somit sieht auch das BVerfG, dass es in Ausnahmefallen geboten sein kann, vom soforti-
gen Abbruch einer Mallnahme abzusehen, selbst wenn dies vorrangig in Betracht gezogen
werden musste. Es sind Konstellationen denkbar, in denen kein unverziuglicher Abbruch
moglich ist, insbesondere wenn der sofortige Abbruch zu einer Enttarnung fihren wirde
und mithin insbesondere Leib oder Leben der eingesetzten Personen gefahrden wirde,
oder ein ermittlungstechnisches Bedurfnis dahingehend besteht, den weiteren Einsatz die-
ser Personen zu sichern.

In einer derartigen Situation sollen alle Optionen erdacht werden, die einen Abbruch er-
moglichen: ,Allerdings missen Vertrauenspersonen und verdeckt Ermittelnde in kernbe-
reichsrelevanten Einsatzsituationen jede Moglichkeit nutzen, die sich ihnen bietet, um den
konkreten Einsatz vor Ort ohne Enttarnung abzubrechen. Es reicht nicht schon jede blof3
abstrakte Mdglichkeit einer Beeintrachtigung der weiteren Verwendung der betreffenden
Vertrauenspersonen und verdeckt Ermittelnden aus, um vom Abbruch abzusehen, sondern
die Notwendigkeit eines solchen Schutzes fir die weitere Verwendung der betreffenden
Person muss konkret darlegbar sein (vergleiche entsprechend zum Absehen von Benach-
richtigung BVerfGE 141, 220, 320 Randnummer 261). Bleibt die Situation kernbereichsre-
levant, muss aufRerdem die Unterbrechung unverzuglich jedenfalls dann erfolgen, sobald
dies ohne Gefahrdung des Einsatzes oder der Person mdglich ist. Die konkrete Begegnung
darf dann nicht etwa deshalb fortgesetzt werden, weil sie die Offenbarung weiterer ermitt-
lungsrelevanter Informationen verspricht. Verdeckt Ermittelnde mussen vielmehr alles daftr
tun, die Situation so schnell wie mdglich ohne Gefahrdung des Einsatzes oder ihrer Person
zu beenden. Erforderlich sind in jedem Fall weitere Sicherungen (vergleiche BVerfGE 120,
274, 337 £.)." (BVerfG, a.a.O., Rn. 116).

Zu Absatz 6

Absatz 6 regelt Prif-, Losch- und Dokumentationspflichten der Bundespolizei fir den Fall,
dass eine Mallnahme den Kernbereich privater Lebensgestaltung beruhrt.

Zu § 37 (Einsatz technischer Mittel zur Eigensicherung)

§ 37 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 28a.
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Zu Absatz 2

In Absatz 2 sind die verfassungsrechtlichen Vorgaben zum Kernbereichsschutz umgesetzt
worden.

Bei den Ubrigen Anderungen handelt es sich um redaktionelle Folgeanderungen.

Zu § 38 (Einsatz mobiler Sensortrager fiir Bildaufnahme-, Bildaufzeichnungs-,
Tonaufnahme- und Tonaufzeichnungsgerite )

Zu Absatz 1

Mobil einsetzbare Foto-, Video- und Audiotechnik auch mit Unbemannten Luftfahrzeugen
(UAS) als Sensortrager stellt einen einsatztaktischen Mehrwert flr die Bundespolizei im
Rahmen ihrer Aufgabenerfiillung dar. Der Einsatz dieser Technik ist im Vergleich zu fest
installierten Videosystemen oder Hubschraubern mit einer héheren Eingriffsintensitat in das
Recht auf informationelle Selbstbestimmung der Betroffenen sowie der unvermeidbaren
Betroffenheit Dritter, welche beim Einsatz hochmobiler Kamerasysteme, unter anderem
auch mittels UAS, verbunden. Mit dem neuen § 37 Absatz 1 wird eine Rechtsgrundlage fur
den Einsatz dieser Gerate geschaffen. Der Einsatz darf nur bei bestimmten MaRnahmen
und nur unter den fur diese Mal3nahmen geltenden Voraussetzungen erfolgen.

Beispielsweise ermoglichen Bild- und Videoaufzeichnungen mittels des Einsatzes von
Drohnen im Bereich von Haltepunkten oder Bahnhéfen, die auf Grund des An- und Abrei-
severkehrs im Zusammenhang mit einer Veranstaltungslage auRergewohnlich stark fre-
quentiert sind, eine wesentlich objektivere Bewertung der polizeilichen Lage, ob in baulich
bedingt engen Bereichen oder durch den Regelzugverkehr Gefahren fir Benutzer der Bahn
entstehen, die polizeiliche MaRRnahmen (insbesondere zusatzliche Absperrungen, gezielte
Durchsagen an Reisende oder Einschrankung des Zugverkehrs) erfordern.

Auch Gefahrensachverhalte in unzuganglichen oder betriebsbedingt gefahrlichen Berei-
chen an Bahnanlagen kénnen durch den Einsatz von Drohnen besser aufgeklart werden,
im Einzelfall auch ohne den Zugverkehr sofort einzustellen. Gleiches gilt fir die Aufklarung
von Gefahrensachverhalten im Bereich von Flughafen oder Schutzobjekten, in Ergénzung
zur vorhandenen stationdren Kamerauberwachung.

Zu Absatz 2

Absatz 2 stellt klar, dass in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1 mobile Sensortrager nur
dann eingesetzt werden durfen, wenn die Offenheit der MalRnahme gewabhrt bleibt. Ferner
soll auf die Nutzung der Sensortrager in geeigneter Weise hingewiesen werden.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt, dass der Einsatz mobiler Sensortrager in den Fallen des Absatzes 1 Num-
mer 3, also als Teil einer besonderen Datenerhebung nach § 35 Absatz 1 und Absatz 2
Nummer 2, dann von einem richterlichen Beschluss umfasst sein muss, wenn dies nach §
35 Absatz 3 fur die Anordnung der besonderen Datenerhebung erforderlich ist. Damit wird
dem Umstand Rechnung getragen, dass der Einsatz von Sensortragern vom anordnenden
Gericht ausdrucklich miterfasst werden soll.

Zu Absatz 4

Absatz 4 regelt, dass die nach Absatz 1 erhobenen Daten an eine am Einsatz beteiligte
Stelle tibertragen werden darf, soweit dies zur polizeilichen Lagebeurteilung erforderlich ist.
Dies ermdoglicht die Livebildibertragung an einen anderen Ort (zum Beispiel Einsatzleit-
stelle oder sonstige Befehlsstelle oder auch an eingesetzte Polizeivollzugsbeamtinnen oder
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Polizeivollzugsbeamte). Eine Livebildibertragung ist dann von Bedeutung, wenn auf der
Grundlage des Ubertragenen Bildmaterials komplexe polizeiliche Lagebeurteilungen erfor-
derlich sind. In dem oben genannten Beispiel der starken Personenfrequentierung im Bahn-
bereich kdnnen auf Grund der Projektion in eine Einsatzleitstelle direkt Absperrlinien ge-
plant, Ansagen an Reisegruppen koordiniert und die kritische Personendichte bewertet wer-
den.

Zu § 39 (Einsatz technischer Mittel gegen unbemannte Fahrzeugsysteme)

Aktuelle technische Entwicklungen schaffen eine neue Gefahrenlage. Zweck der Regelung
ist die Detektion und Abwehr von unbemannten Land-, Luft und Wassersystemen. Rechtlich
abgesichert wird damit insbesondere die Abwehr von Drohnen mit geeigneten technischen
Mitteln.

Zum Einsatz gegen fernmanipulierte Gerate kommen in der polizeilichen Praxis moderne
Techniken wie Laser, elektromagnetische Impulse, Jamming, GPS-Stérung und die Nut-
zung von Detektionstechnik (Uberwachung des elektromagnetischen Wellenspektrums) so-
wie physische Mittel der Einwirkung auf die Systeme.

Zu § 40 (Uberwachung der Telekommunikation)

Die praventive Telekommunikationsiberwachung soll eine Erkenntnislicke der Bundespo-
lizei schlieRen und sich gegen Personen richten, die Verursacher einer dringenden Gefahr
fur bedeutsame Rechtsgiter sind und bei denen regelmaRig noch kein Tatverdacht begriin-
det ist und daher noch keine strafprozessuale Mallnahme nach § 100a der Strafprozess-
ordnung angeordnet werden kann. Uberdies ermdglicht eine Telekommunikationsiiberwa-
chung neben der Erlangung inhaltlicher Erkenntnisse zu dem geplanten Vorhaben, dass
neben der bereits anvisierten Zielperson weitere Beteiligte, die in den Gefahrensachverhalt
involviert sind, bekannt werden. Die Norm orientiert sich in ihrer Ausgestaltung an § 51
BKAG. Bei der Telekommunikationsliberwachung ist grundsatzlich ein Gleichlauf der Vo-
raussetzungen mit denen fur die Verkehrsdatenerhebung nach § 25 angestrebt.

Zu Absatz 1
Zu Nummer 1

Die Gefahrenschwelle fir die Telekommunikationstiberwachung nach Nummer 1 ist die in
§ 15 Absatz 2 Nummer 4 definiert dringende Gefahr.

Die Telekommunikationstiberwachung zur Abwehr einer solchen dringenden Gefahr fir den
Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes kommt beispielsweise in Be-
tracht, wenn im Zuge der grenzpolizeilichen Aufgabenwahrnehmung die Verhinderung der
Einreise von Angehdrigen extremistischer Vereinigungen, die darauf zielen, den demokra-
tischen Staats in seinen Grundlagen anzugreifen, bezweckt ist und Anhaltspunkte dafiir
bestehen, dass verflgte Einreiseverweigerungen durch unerlaubte Einreisen umgangen
werden sollen. Mittels kurzfristig Uberwachter Telekommunikation waren mdégliche Kontakt-
personen im Inland kurzfristig ausfindig zu machen, um insbesondere den konkreten Ort
der bevorstehenden unerlaubten Einreise zum Zwecke der Begehung erheblicher Strafta-
ten im Inland aufklaren zu kénnen.

Auf die Begriindung zu § 25 Absatz 1 wird ergdnzend verwiesen. Sofern in den dort aufge-
fuhrten Fallen eine zunachst angeordnete Verkehrsdatenerhebung (§ 25) als Minusmalf3-
nahme nicht zur Aufklarung maéglicher Reiserouten fuhrt, kdnnte eine zumindest kurzzeitige
Telekommunikationstiberwachung Erkenntnisse Uber den Aufenthalt des Polizeipflichtigen
oder seiner Unterstiitzer erbringen. Auch kdnnen Absprachen zur bevorstehenden Ausreise
aufgeklart werden.
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Zudem gilt es, im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung im Notstands- und Verteidigungsfall
nach § 8 Absatz 1 dringende Gefahren fir den Bestand oder die Sicherheit des Bundes
oder eines Landes durch die Verkehrsdatenerhebung abzuwehren.

Regelmalig werden zudem Personen durch Schleuserorganisationen unter bewusster In-
kaufnahme von Gefahren fur Leib und Leben nach Deutschland geschleust, zum Beispiel
in geschlossenen Behaltnissen. Die Bundespolizei erhalt jahrlich zahlreiche Hinweise auf
unmittelbar bevorstehende oder gerade stattfindende Behaltnisschleusungen, die mit den
Mitteln des Gefahrenabwehrrechts verhindert werden missen, um Gefahren fir Leib, Le-
ben oder Gesundheit abzuwehren. Anlass zur Beantragung einer Telekommunikations-
Uberwachung zur Abwehr einer dringenden Gefahr flr Leib, Leben oder Freiheit einer Per-
son koénnen insbesondere Hinweise auslandischer Staaten auf aktuell stattfindende oder
sich in Planung befindliche Schleusungen sein. Wegen der so genannten Schleuserwarn-
hinweise wird auf die Begriindung zu § 25 Absatz 1 verwiesen. Hinzu kommt, dass sich
international organisierte Schleuserbanden insbesondere durch eine starke Abschottung
nach auf’en und konspirative Strukturen im Innenverhaltnis auszeichnen. Durch die Tele-
kommunikationsiberwachung kénnen solche Verbindungen aufgeklart werden, um einer
Schadigung von Leib und Leben von Geschleusten rechtzeitig zu begegnen. Haufig kdnnen
im Zuge von Schleuserwarnhinweisen einzelne deutsche Telefonnummern benannt werden
und Deutschland als das zu vermutende (Zwischen-)Ziel. Vor Durchfihrung einer Telekom-
munikationstberwachung ist grundsatzlich zu prifen, ob die Verkehrsdatenerhebung (§ 25)
bekannter Kommunikationsteilnehmer zum Zweck der Verhinderung der lebensgefahrli-
chen Schleusung zunachst ausreicht. Beispielsweise lagen der Bundespolizei im Mai 2022
Erkenntnisse zu einer bevorstehenden Schleusung aus der Tlrkei Richtung Deutschland
vor (ohne Hinweise auf die konkrete Route oder den Tattag). Es lagen jedoch Erkenntnisse
zu moglichen Kontaktrufnummern in Deutschland vor. Durch eine Telekommunikations-
Uberwachung hatten mégliche Kontaktdaten des Schleusers oder mutmallich geschleuster
Personen zur Verhinderung der Schleusung aufgeklart werden kénnen.

Unter Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung im 6ffentlichen Interesse liegt, fallen
dabei primar Infrastrukturen im Bahn- und Flugbereich.

Zu den Nummern 2 und 3

Die Nummern 2 und 3 umreif3en, wann Gefahrenlagen im Vorfeld einer dringenden Gefahr
Eingriffe in Artikel 10 des Grundgesetzes rechtfertigen. Die Anwendungsfalle sind daher in
Relation zur Einschreitschwelle nach Nummer 1 auf bestimmte Gefahrensachverhalte be-
schrankt. Im Rahmen der Verhinderung lebensgefahrlicher Behaltnisschleusungen kann
das Hinweisaufkommen zur bevorstehenden Schleusung zuweilen eine Informationsdichte
aufweisen, die noch nicht die Voraussetzungen einer dringenden Gefahr erfullt, gleichwohl
ist im Gefahrenvorfeld unter Beachtung der Voraussetzungen ein sofortiges polizeiliches
Handeln zur Verhinderung der lebensgefahrlichen Schleusung erfordert. Auch ist die Tele-
kommunikationsiberwachung fur die Bundespolizei von Bedeutung, wenn beispielsweise
im Zuge der Aufgabenwahrnahmen nach § 3 (Bahnpolizei) oder § 4 (Luftsicherheit) durch
Personen die Sicherheitsinfrastruktur an Bahnhofen und Flugh&fen aufgeklart wird, um
Straftaten vorzubereiten. Die Bundespolizei stellt in diesem Zusammenhang immer wieder
sog. Dry-Runs fest, darunter versteht man Versuche, Sicherheitsvorkehrungen und Reak-
tionen zu testen, etwa durch bestimmte Vorrichtungen in Gepacksticken, die den Anschein
gefahrlicher Gegenstéande haben oder die Inbetriebnahme von Drohnen an kritischer Infra-
struktur. Ein weiterer Anwendungsfall ist die Ortung/Lokalisierung und Aufklarung der Ge-
sprachsinhalte eines Verursachers von Androhungen von Anschlagen gegen Anlagen der
Eisenbahnen oder des Luftverkehrs wobei auch hier zunachst zu prifen ist, ob weniger
eingriffsintensive Mallnahmen, etwa die Verkehrsdatenerhebung, nicht ebenso geeignet
sein konnten.
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Zu Nummer 4

Nummer 4 erfasst den sogenannten Nachrichtenmittler. Notwendig fir die Anordnung sind
tatsachliche Anhaltspunkte fir eine gewisse Tat- oder Gefahrennahe des Mittlers.

Zu Nummer 5

Nummer 5 erfasst Dritte. Notwendig fur die Anordnung sind tatsachliche Anhaltspunkte fir
eine gewisse Tat- oder Gefahrenndhe des Diritten.

Zu Absatz 2

Absatz 2 erweitert die herkdmmliche Telekommunikationsiberwachung um die Méglichkeit
der sog. Quellen-Telekommunikationsiiberwachung. Die Quellen-TKU ist eine besondere
Form der Telekommunikationstiberwachung (TKU), die der Uberwachung von verschliis-
selter Kommunikation (iber Kommunikationsprogramme dient. Mittels der Quellen-TKU wird
die Kommunikation erfasst, bevor diese verschlisselt wird oder nachdem diese entschlis-
selt wurde. Angesichts zunehmender Verschllisselungen ist die Befugnis zur Quellen-Tele-
kommunikationsiberwachung zentral, um Telekommunikationsiiberwachung durchfiihren
zu konnen. Andernfalls kdnnten lediglich die verschlisselten Datenstrome erfasst werden,
deren zeitnahe Entschliusselung in der Regel unmoglich ist.

Nutzer von Programmen gangiger Anbieter, wie beispielsweise Skype oder Whatsapp,
missen eine Verschlisselung des von ihnen Gesprochenen oder Geschriebenen bzw. eine
Entschlusselung empfangener Nachrichten nicht erst aktiv durch entsprechende technische
MafRnahmen herbeifiihren. Verschlisselungen von Daten sind vielmehr bereits standardi-
siert in die Software implementiert. Infolge der Verschlisselung sind in diesen Fallen mittels
herkdmmlicher Telekommunikationsiberwachung nur kryptierte, also verschlisselte und
nicht lesbare Daten der Kommunikation festzustellen. Aus diesem Grunde erfreuen sich
Kommunikationsformen via Internet grofdter Beliebtheit, zuvorderst im Rahmen der Vorbe-
reitung grenziberschreitender organisierter Kriminalitat, um auf diese Weise ,abhérsicher*
Straftaten zu planen. Mittlerweile ist diese Moéglichkeit jedoch bereits tber den Kreis orga-
nisierter Banden hinaus allgemeinbekannt und wird deliktsbereichslbergreifend zur Umge-
hung einer Ublichen Telekommunikationsuberwachung bevorzugt genutzt. Im Ergebnis
kann es indes keinen Unterschied machen, ob die Zielperson herkdmmlich telefoniert und
Nachrichten via Short Message Service (SMS) versendet oder sich hierzu Anbietern wie
Skype oder Whatsapp bedient. Eine erfolgreiche Uberwachung muss daher im Fall von
Datentbertragungen, die auf dem Weg zum Empfanger verschlisselt sind, auf die Daten
zugreifen kdnnen, bevor sie am Versendergerat verschlusselt werden oder nachdem sie
am Empfangergerat entschlisselt wurden. Es werden im Vergleich zur herkdmmlichen Te-
lekommunikationsuberwachung daher nicht mehr Daten erfasst, es werden vielmehr die-
selben Daten nur an anderer Stelle aufgenommen, namentlich nicht wahrend des Ubertra-
gungsvorgangs, sondern am Gerat des Versenders oder Empfangers.

Um die Datenstrome zu erfassen, bevor sie verschlisselt oder nachdem sie entschliisselt
wurden, muss auf die Endgerate zugegriffen werden. Dieses Erfordernis findet in dem Tat-
bestandsmerkmal Ausdruck, ,dass mit technischen Mitteln in von der betroffenen Person
genutzte informationstechnische Systeme eingegriffen wird“. Absatz 2 umfasst insofern die
Befugnis, die fir die Uberwachung und Aufzeichnung erforderlichen technischen MaRnah-
men zu ergreifen. Die erforderlichen technischen Mallnahmen kénnen aus der Ferne oder
vor Ort am Endgerat durchgefihrt werden. Absatz 2 umfasst demgegenuber nicht die Be-
fugnis zum Betreten der Wohnung der betroffenen Person.

Absatz 2 Satz 1 stellt die Rechtsgrundlage fiir die Uberwachung und Aufzeichnung laufen-
der Telekommunikation dar. Nach Satz 1 Nummer 2 bedarf es der Notwendigkeit des Ein-
griffs, was nicht der Fall ist, wenn unverschlisselte Daten tbertragen werden. Denn nicht
verschlisselte Daten konnen mittels herkdmmlicher Telekommunikationstiberwachung
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observiert werden, was einen Zugriff auf das Versender- oder Empfangergeréat obsolet
macht. Die Quellen-TKU ist damit subsidiar zur herkémmlichen Telekommunikationstber-
wachung.

Absatz 2 Satz 2 ist die Rechtsgrundlage fir die Uberwachung und Aufzeichnung von Kom-
munikationsinhalten, deren Ubertragung zum Zeitpunkt der Uberwachung bereits abge-
schlossen ist. In Abgrenzung zur sog. Online-Durchsuchung dirfen indes nur solche Inhalte
erhoben werden, die auch wahrend des laufenden Ubertragungsvorgangs im &ffentlichen
Telekommunikationsnetz in verschlisselter Form erhoben werden kénnten, nicht also be-
reits vor der Anordnung abgelegte Kommunikationsinhalte oder gar andere Inhalte als sol-
che die Kommunikation betreffend.

Ein Beispiel fur eine konkrete Anwendung der neuen Befugnis durch die Bundespolizei
ergibt sich im Bereich von gewerbs- und bandenmaflig durchgefuhrten Schleusungen: Er-
halt die Bundespolizei Kenntnis von unmittelbar bevorstehenden oder gerade stattfinden-
den Schleusungshandlungen, die unter lebensgefahrlichen Bedingungen fir die geschleus-
ten Personen vollzogen werden (z. B. auf ungesicherten Landeflachen, im lebensgefahrli-
chen Fahrwerksbereich von Guterwaggons oder Lkw, in Behaltnissen ohne ausreichende
Luftzirkulation), bedarf es einer gefahrenabwehrenden Sofortintervention. Verlauft dabei die
durch den Schleuser und dessen Kontaktpersonen gefluihrte Kommunikation (Uber die ge-
plante Schleusungsroute, Ausweichstrecken im Falle von Verkehrsbehinderungen oder ge-
plante Logistikstopps) via verschlisselter Kurznachrichten oder Internettelefonie, kénnen
die dieserart ausgetauschten Informationen nur tiber eine durchgefiihrte Quellen-TKU der
Bundespolizei zur Kenntnis gelangen. Auch im Fall eines bevorstehenden gefahrlichen Ein-
griffs in Anlagen der Eisenbahnen des Bundes oder des Luftverkehrs ist eine Uberwachung
von Gesprachsinhalten und Kurznachrichten durch die Bundespolizei unabdingbar, um die
Ernsthaftigkeit der Drohung zu verifizieren, die Modalitaten des geplanten Angriffs und die
mdgliche Beteiligung evtl. weiterer Gefahrenmitverursacher polizeilich aufklaren zu kdnnen.
Die Bundespolizei bedarf zur Gefahrenabwehr daher der Befugnis zur Vornahme der Quel-
len-TKU, um nicht hinter dem technischen Fortschritt zuriickbleiben zu miissen, dem sich
die Verantwortlichen einer Gefahr bedienen. Die im Rahmen der Vorbereitung einer Tat
oder sonstigen Gefahr ausgetauschten Informationen sind unverzichtbar fir eine effektive
Gefahrenabwehr. Die grundsatzliche VerfassungsmaBigkeit der Quellen-TKU nimmt auch
das BVerfG in seinem Urteil vom 20. April 2016 (BVerfGE 141, 220 — Rn. 234) im Hinblick
auf die praventive Regelung der Quellen-TKU im BKA-Gesetz an. Vergleichbare Regelun-
gen finden sich ferner bereits in einigen Landespolizeigesetzen

Zu Absatz 3

Absatz 3 Nummer 1 tragt dem VerhaltnismaRigkeitsprinzip Rechnung, indem er normiert,
dass an dem informationstechnischen System nur Veranderungen vorgenommen werden
durfen, die fir die Datenerhebung unerlasslich sind.

Absatz 3 Nummer 2 garantiert, dass die fir die Uberwachung und Aufzeichnung erforderli-
chen technischen Anderungen nach Beendigung der MaRnahme, soweit technisch méglich,
automatisiert riickgangig gemacht werden, damit nach Beendigung keine ,offene Tur" fur
weitere Uberwachungs- und AufzeichnungsmaRnahmen verbleibt.

Absatz 3 Nummer 3 grenzt die Quellen-Telekommunikationsiiberwachung von der soge-
nannten Online-Durchsuchung ab.

Zu Absatz 4

Absatz 4 stellt klar, dass die unvermeidbare Betroffenheit anderer Personen durch die Mal3-
nahme ihrer Durchfiihrung nicht entgegensteht.
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Zu Absatz 5

MafRnahmen nach den Absatzen 1 und 2 stehen unter Richtervorbehalt. Es besteht ferner
ein Antragserfordernis der Prasidentin oder des Prasidenten des Bundespolizeiprasidiums
oder der zustandigen Bundespolizeidirektion, oder deren jeweiligen Vertretung. Nach Satz
4 sind diese Personen bei Gefahr im Verzug auch zur Anordnung der Mal3nahme befugt,
in Bezug auf die nach Satz 5 unverzuglich eine richterliche Bestatigung einzuholen ist. Die-
ser alternativen Moglichkeit der Entscheidung tber die Anordnung bedarf es fir den Gefahr-
im-Verzugs-Fall, da die Sichtung der bei einem Verantwortlichen gespeicherten Informatio-
nen in Bezug auf eine unmittelbar drohende Gefahr naturgemal’ regelmaRig keinen Auf-
schub duldet.

Zu Absatz 6
Absatz 6 bestimmt die Antragsinhalte.
Zu Absatz 7

Absatz 7 bestimmt die Anordnungsinhalte sowie die mdoglichen Hochstfristen der Malinah-
men.

Zu Absatz 8

In Absatz 8 findet sich die mit der Eingriffsbefugnis korrelierende Verpflichtung der Anbieter
von Telekommunikationsdiensten zur Mitwirkung.

Zu Absatz 9
Absatz 9 regelt den Entschadigungsanspruch der Verpflichteten fur die erteilten Auskunfte.
Zu Absatz 10

Absatz 10 normiert die Verfahrensweise fir die Prifung der Verwertbarkeit von Daten, die
moglicherweise den Kernbereich privater Lebensgestaltung betreffen. Sie entsprechen den
Regelungen zum Kernbereichsschutz im Rahmen der besonderen Mittel der Datenerhe-
bung. Auf die Ausfihrungen in der dortigen Begrindung wird verwiesen.

Zu Absatz 11

Absatz 11 begriindet eine Eilkompetenz fur bestimmte Stellen innerhalb der Bundespolizei,
zur Entscheidung Uber die Verwertbarkeit von Daten.

Zu § 41 (Identifizierung und Lokalisierung von Mobilfunkkarten und -endgeraten)
§ 41 entspricht § 53 BKAG.

Im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung der Bundespolizei besteht das Erfordernis zur
Identifizierung und Lokalisierung von Mobilfunkendgeraten. Die Vorschrift erganzt § 25 und
§ 40 und ermdglicht den Versand von sogenannten ,stillen SMS* bzw. den Einsatz von
anderen technischen Moglichkeiten (bspw. IMSI - Catcher) zur Ortung der Uberwachten
Mobilfunknummer. Ohne die Befugnis ware eine Standortbestimmung ohne Einsatz techni-
scher Mittel nur bei aktiver Telekommunikation des Mobilfunknutzers mdglich. In diesem
Zusammenhang ist die Befugnis zur Verkehrsdatenerhebung nach § 25 auch eine tech-
nisch notwendige Erganzungsnorm im Rahmen der Lokalisierung von Mobilfunkgeraten, da
nach dem Versand einer ,stillen SMS* der Informationsricklauf Gber das mittels der ,stillen
SMS* erzeugte Verkehrsdatum nur tber die Befugnis zur Verkehrsdatenerhebung erfolgen
kann. Beide Vorschriften bedingen einander.
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Hintergrund ist der Beschluss des BGH vom 8. Februar 2018 — 3 StR 400/17 mit dem Leit-
satz: ,Rechtsgrundlage fir das Versenden sogenannter ,stiller SMS* durch die Ermittlungs-
behdrden ist § 100i Absatz 1 Nummer 2 StPO.“ Insofern kann der Versand "stiller SMS"
nicht mehr wie bisher auf Grundlage des § 100a StPO bzw. in Analogie auf Grundlage des
neuen § 40 erfolgen. Fur einen praventiven Einsatz dieses Mittels ist daher eine gesonderte
Rechtsgrundlage zu schaffen.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift stellt die Malhahme unter die Voraussetzungen, die auch fir die Telekom-
munikationstiberwachung nach § 40 Absatz 1 gelten. Hierzu wird auf die Ausfihrungen in
der dortigen Begriindung verwiesen.

Die Identifizierung und Lokalisierung von Mobilfunkendgeraten zur Abwehr einer dringen-
den Gefahr fir den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes unter den
Voraussetzungen des § 40 Absatz 1 kommt beispielsweise in Betracht, wenn im Zuge der
grenzpolizeilichen Aufgabenwahrnehmung die Verhinderung der Einreise von Angehdorigen
extremistischer oder terroristischer Vereinigungen, die darauf zielen, den demokratischen
Staats in seinen Grundlagen anzugreifen, bezweckt ist und Anhaltspunkte dafir bestehen,
dass verflgte Einreiseverweigerungen durch unerlaubte Einreisen umgangen werden sol-
len. Mittels der Mobilfunkgeratelokalisierung waren madgliche Kontaktpersonen im Inland
oder die Zielperson kurzfristig ausfindig zu machen, um insbesondere den konkreten Ort
der bevorstehenden unerlaubten Einreise bzw. nach erfolgter Einreise den Aufenthaltsort
im Grenzraum aufklaren zu kénnen, um noch im Rahmen der bundespolizeilichen Zustan-
digkeit aufenthaltsbeendende MalRnahmen einleiten zu kénnen.

Die Bundespolizei hat derzeit in eigener Zustandigkeit tber 43.000 Personen zur Einreise-
verweigerung ausgeschrieben. Von den Uber 26.000 zur schengenweiten Einreiseverwei-
gerung im Schengener Informationssystem ausgeschriebenen Personen weisen Uber
21.000 einen Terrorismusbezug auf. Diese Ausschreibungen erfolgen auf der Grundlage
des Artikels 24 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1987/2006 (kinftig Artikel 24 Absatz 1
Buchstabe a) und Absatz 2 der Verordnung (EU) 2018/1861). Bei derart schwerwiegenden
Sachverhalten muss es der Bundespolizei in begrindeten Einzelfallen auch moglich sein,
vorhandene Mobiltelefondaten dahingehend zu Uberprifen, ob sich der Geratenutzer — d.h.
die gefahrliche Person — bereits nach unerlaubter bzw. unbemerkter Einreise im Inland be-
findet. Eine erfolgreiche Lokalisierung ermdglicht sodann polizeiliche Anschlussmal3nah-
men, die im Einvernehmen mit Landes- und Bundesbehdrden angepasst bzw. eingeleitet
werden (z.B. Identifizierung des Handynutzers, zusatzliche Fahndungsausschreibung mit
anderer Zweckrichtung, zum Beispiel Ausschreibung zur Festnahme).

Zudem hat die Bundespolizei Personen im dreistelligen Bereich zur Ausreiseuntersagung
mit Terrorismusbezug ausgeschrieben. In den Fallen, in denen sicherheitsbehordliche In-
formationen zu bevorstehenden Ausreisen zum Zweck des spateren Anschlusses an eine
terroristische Organisation in Krisengebieten vorliegen, obliegt es der Bundespolizei, auf
der Basis einer Gefahrenprognose die Ausreise zu untersagen (§ 10 i.V.m. § 7 Absatz 1
des Passgesetzes, § 46 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes), sofern im Vorfeld durch die
Passbehdrde nicht bereits der Pass entzogen wurde. Haufig erhalt die Bundespolizei in
zeitkritischen Sachverhalten lediglich die Information Uber die mogliche Abfahrtszeit (z.B.
mit dem Pkw von Wolfsburg Richtung Konstanz, um uber die Schweiz auszureisen). Bei
bekannter Mobiltelefonnummer kénnte durch eine Bestimmung des Mobiltelefonstandortes
mittels ,stiller SMS* die Zielperson lokalisiert werden. Bei nicht vorhandener Grenzkontrolle
an den Binnengrenzen wird dadurch die Erfolgswahrscheinlichkeit des Antreffens deutlich
erhoht.

Gleiches qilt fur die Verhinderung der Ausreise rechtsextremistischer oder gewaltbereiter
Personen, die sich entgegen bundespolizeilicher Ausreiseuntersagungen in benachbarte
Staaten begeben, um sich dort an der Vorbereitung von Angriffen auf den demokratischen
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Staat vorzubereiten. Anzumerken ist, dass seit mindestens 2017 sich der Kampfsport als
neues massiv zunehmendes Betatigungsfeld von Rechtsextremisten entwickelt hat. Es ver-
dichten sich nach Darstellung des Verfassungsschutzes Anhaltspunkte dafir, dass rechts-
extremistisch gepragte Kampfsportveranstaltungen in europaischen Staaten durchgefihrt
werden sollen, um die Teilnehmer zunehmend auf den Kampf gegen das System physisch
und psychisch vorzubereiten und einzuschworen, vgl. Beschluss des Sachsischen Ober-
verwaltungsgericht vom 11. Oktober 2019 - 3 B 274/19 zur Untersagung der Veranstaltung
.-Kampf der Nibelungen®. Im Februar 2022 untersagte die Bundespolizei anlasslich mehre-
rer rechtsextremistischer Veranstaltungen dieser Art im benachbarten Ausland insgesamt
8 Personen die Ausreise. In mindestens drei Fallen wurde beharrlich versucht, entgegen
der Ausreiseuntersagung unerkannt Gber alternative Verkehrsverbindungen das Bundes-
gebiet zu verlassen. Uber die Feststellung des Mobiltelefonstandortes hatten Erkenntnisse
Uber den Aufenthalt des Polizeipflichtigen, seiner Unterstlitzer sowie unmittelbar bevorste-
hende Ausreisen Uber Verkehrsrouten im Binnengrenzverkehr, die keiner grenzpolizeili-
chen Regelkontrollen unterliegt, erbracht.

Anwendungsfalle bei der Bundespolizei ergeben sich insbesondere im Rahmen der Verhin-
derung der Durchflihrung von Schleusungen. Erfolgt beispielsweise eine transeuropaische
Behaltnisschleusung durch Deutschland, ist eine Standortbestimmung mittels ,stiller SMS*
die erfolgversprechendste Malinahme, um effektive InterventionsmafRnahmen einleiten zu
kénnen. Bei diesen sog. Schleuserwarnhinweisen ist Uberwiegend der konkrete Ort der
Einreise noch nicht bekannt und somit ein Anfangsverdacht im strafprozessualen Sinne
(noch) nicht gegeben. Auch liegen in diesen Fallen zumeist keine Information Uber die ver-
antwortlichen Tater (deren Handlungs- oder Wohnort) vor. Die Einleitung eines Ermittlungs-
verfahrens scheidet in diesen Fallen daher regelmaRig aus. Hinzu kommt, dass sich inter-
national organisierte Schleuserbanden insbesondere durch eine starke Abschottung nach
aulden und konspirative Strukturen im Innenverhaltnis auszeichnen. Haufig kdnnen im Zuge
von Schleuserwarnhinweisen einzelne deutsche Telefonnummern benannt werden und
Deutschland als das zu vermutende (Zwischen-)Ziel. Vor Durchfiihrung einer Telekommu-
nikationstiberwachung nach § 40 oder einer Verkehrsdatenerhebung nach § 25 ware daher
grundsatzlich zu prifen, ob die Lokalisierung und Identifizierung von Mobilfunkgeraten und
die ggf. daran anschlielenden offenen Malktnhahmen zum Zweck der Verhinderung der le-
bensgefahrlichen Schleusung geeignet erscheinen. Beispielsweise lagen der Bundespoli-
zeiim Mai 2022 Erkenntnisse zu einer bevorstehenden Schleusung aus der Tlrkei Richtung
Deutschland vor (ohne Hinweise auf die konkrete Route oder den Tattag). Es lagen jedoch
Erkenntnisse zu mdglichen Kontaktrufnummern in Deutschland vor. Durch eine Mobilfun-
kendgeratestandortfeststellung hatten mdégliche Kontaktdaten des Schleusers oder mut-
mallich geschleuster Personen zur Verhinderung der Schleusung aufgeklart werden kon-
nen.

Ein weiterer Anwendungsfall ist die Ortung/Lokalisierung eines Verursachers von Andro-
hungen von Anschlagen gegen Anlagen der Eisenbahnen oder des Luftverkehrs.

Auch im Zuge der Aufklarung des Standortes eines Suizidverdachtigen mit Bahnbezug, der
beispielsweise gegenuber der Bundespolizei Suizidabsichten telefonisch angekundigt hat,
sind unverziglich SofortmalRnahmen zur Lokalisierung der suizidgefahrdeten Person unter
Bericksichtigung der besonderen 6rtlichen Begebenheiten der betreffenden Bahnanlagen
und des Bahnverkehrs einzuleiten.

In diesen Fallen besteht das Erfordernis, unterhalb der eingriffsintensiveren Telekommuni-
kationsuberwachung Mobiltelefone und deren Nutzer zu lokalisieren. Wahrend polizeilich
relevante Personen ihre Identitadten haufig wechseln, werden erfahrungsgemaf Mobiltele-
fone und/oder Mobiltelefonkarten tber einen langeren Zeitraum mitgefuhrt (vor diesem Hin-
tergrund wurden auch die gesetzlichen Befugnisse des Auslesens von Mobiltelefonen zur
Identifizierung von Drittstaatsangehdrigen eingefuhrt, § 15a des Asylgesetzes, § 48 Absatz
3a des Aufenthaltsgesetzes).
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Zu Absatz 2

Absatz 2 beschrankt die MaRnahme auf die Erhebung nur solcher personenbezogenen Da-
ten, die zur Zweckerreichung unvermeidbar erhoben werden missen. Ein Abgleich ist aus-
schliel3lich mit der gesuchten Gerate-/Kartennummer mdglich, die Daten sind nach Zwe-
ckerreichung unverzuglich zu I6schen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt, dass § 40 Absatz 2 und 4 Satz 1 und 5 entsprechend gilt. Ferner wird die
Befristung geregelt.

Zu Absatz 4

Absatz 4 enthalt die mit der Eingriffsbefugnis korrelierende Verpflichtung der Anbieter von
Telekommunikationsdiensten zur Auskunftserteilung sowie einen Verweis auf die entspre-
chend geltende Entschadigungsregelung nach § 40 Absatz 6.

Zu Titel 2 (Weiterverarbeitung und Ubermittlung von Daten)
Zu § 42 (Weiterverarbeitung personenbezogener Daten)

§ 42 enthalt in Satz 1 wie der bisherige § 29 Absatz 1 die Generalklausel zur Weiterverar-
beitung von Daten, die die Bundespolizei selbst erhoben hat oder die ihr von anderen Be-
hoérden Ubermittelt wurden oder die sonst von der Bundespolizei nicht selbst aktiv beschafft
wurden.

Mit Satz 2 wird auch die Befugnis der Bundespolizei zur Weiterverarbeitung personenbe-
zogener Daten zu Erledigung besonderer Ersuchen nach § 17 Absatz 2 des Bundesverfas-
sungsschutzgesetzes aus den bisherigen § 29 Absatz 1 Satz 2 Gbernommen.

Der neue Satz 3 stellt klar, dass die Bundespolizei unter den Voraussetzungen von Satz 1
und 2 auch Daten verarbeiten darf, die sie nicht aktiv beschafft, sondern die ihr ,aufge-
drangt” werden, d.h. von der betroffenen Person selbst oder von Dritten ohne Aufforderung
geliefert werden. Entsprechende Regelungen finden sich im Landesrecht, beispielsweise in
§ 22 Absatz 1 Satz 2 LSA SOG und § 20 Absatz 1 Satz 2 HSOG. Bei aufgedrangten Daten
ist davon auszugehen, dass eine Datenerhebung vorliegt, wenn die Polizei zur Kenntnis-
nahme verpflichtet ist, wenn die Daten also ein polizeiliches Tatigwerden erforderlich ma-
chen oder machen kdnnten.

Zu § 43 (Zweckbindung, Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung)

Der neue § 43 setzt das vom Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 20. April 2016
(BVerfGE 141, 220) konkretisierte und gepragte Kriterium der hypothetischen Datenneuer-
hebung fir den Bereich der Bundespolizei um.

Zu Absatz 1

Absatz 1 stellt klar, dass die Verarbeitung von personenbezogenen Daten zur Erfullung
derselben Aufgabe und zum Schutz derselben Rechtsguiter oder zur Verfolgung oder Ver-
hutung derselben Straftaten durch die Bundespolizei nicht den verfassungsrechtlichen An-
forderungen an eine Zweckanderung unterliegt. Aufgaben im Sinne der Vorschrift sind die
Gefahrenabwehr die Strafverfolgung (nicht die Einzelaufgaben der Bundespolizei nach Ab-
schnitt 1).
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Zu Absatz 2

Absatz 2 entspricht § 12 Absatz 2 BKAG. Satz 1 setzt die Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts an die zweckandernde Verarbeitung von personenbezogenen Daten um und
fuhrt damit den Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung in das Bundespolizeige-
setz ein.

Satz 2 stellt klar, dass der Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung insbesondere
die Nutzung personenbezogener Daten zu Zwecken der Aus- und Fortbildung zum Daten-
abgleich nicht einschrankt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 entspricht § 12 Absatz 4 BKAG. Er sieht vor, dass die strengen Vorgaben der
Zweckbindung und der Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung nicht gelten,
wenn die Grunddaten einer Person zu Identifizierungszwecken verwendet werden sollen.
Da die Datenverwendung so in doppelter Weise eng begrenzt ist — nur Grunddaten nach §
18 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a BKAG und nur zum Zweck der Identifizierung — ist das
Eingriffsgewicht dieser MaRnahme mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts zu vereinbaren. Weitere Daten — etwa die weiteren zu einer als , Treffer” identifizierten
Person gespeicherten Ereignisse — sind hingegen nach Absatz 5 nicht verflgbar; insoweit
bleibt es bei den Begrenzungen nach den Absatzen 2 und 3.

Die zweifelsfreie Klarung der Identitat einer Person ist notwendig, um Identitatsverwechse-
lungen auszuschlieen und damit zu verhindern, dass Eingriffe in die Grundrechte von un-
beteiligten Personen stattfinden. Die Bundespolizei muss daher zur Erfillung ihrer Aufga-
ben die Grunddaten einer Person stets zu diesem Zweck verarbeiten konnen. Der Begriff
Grunddaten wird in der BKA-Daten-Verordnung fir die verschiedenen Personenkategorien
der §§ 18 und 19 legal definiert.

Zu Absatz 4

Absatz 4 sieht die Verpflichtung der Bundespolizei vor, bei der Verarbeitung von personen-
bezogenen Daten durch technische und organisatorische Vorkehrungen sicherzustellen,
dass die Voraussetzungen des Grundsatzes der hypothetischen Datenneuerhebung be-
achtet werden.

Die in Absatz 4 geregelte Verpflichtung findet ihre ndhere Ausgestaltung in § 47 (Kenn-
zeichnung), der festlegt, wie der Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung tech-
nisch durch die Bundespolizei umzusetzen ist.

Absatz 4 gilt fur die Erhebung von neuen Daten sowie grundsatzlich auch fur Altdatenbe-
stande. Bei Letzteren ist jedoch zu beachten, dass sich die Mittel der Datenerhebung teil-
weise nur mit einem erheblichen Aufwand feststellen und kennzeichnen lassen. Die Bun-
despolizei trifft vor diesem Hintergrund alle angemessenen MalRnahmen, die geeignet sind,
die neuen gesetzlichen Vorgaben auch auf Altdatenbestande anzuwenden, ohne die Funk-
tionsfahigkeit der Bundespolizei zu beeintrachtigen.

Zu § 44 (Daten zu Verurteilten, Beschuldigten und Tatverdachtigen)

Die neue Vorschrift Gbernimmt die wesentlichen Regelungen aus dem bisherigen § 29 Ab-
satz 2 und systematisiert und erganzt diese. Die Neufassung dient der Umsetzung des Ar-
tikels 6 der Richtlinie (EU) 2016/680, der fordert, dass die Mitgliedstaaten fir die Unter-
scheidbarkeit zwischen den personenbezogenen Daten verschiedener Personenkategorien
Sorge zu tragen haben. Hierunter fallen insbesondere Personen, gegen die ein begriindeter
Verdacht besteht, dass sie eine Straftat begangen haben oder in naher Zukunft begehen
werden sowie verurteilte Straftater.
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Zu Absatz 1

Absatz 1 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 29 Absatz 2 und legt fest, dass die
Bundespolizei zur Erflllung ihrer Aufgaben auf dem Gebiet der Strafverfolgung personen-
bezogene Daten von Verurteilten, Beschuldigten oder, Tatverdachtigen verarbeiten kann.
Klarstellend aufgenommen wird die Befugnis zur Verarbeitung personenbezogener Daten
von Verurteilten wie in Artikel 6 Buchstabe b) der Richtlinie (EU) 2016/680 vorgesehen. Den
Verurteilten sind Personen i.S.d. § 81g Absatz 4 der Strafprozessordnung gleichgestellt.

Zu Absatz 2

Der neue Absatz 2 systematisiert in den Nummern 1 bis 3 die Kategorien der personenbe-
zogenen Daten, die von den in Absatz 1 aufgeflihrten Personen gespeichert werden durfen.
Eine inhaltliche Anderung ist mit der Neuregelung nicht verbunden. Der bislang in § 29
Absatz 2 Nummer 1 BPolG verwendete Begriff der ,Personendaten® wird ohne inhaltliche
Anderung durch den Begriff der Grunddaten ersetzt. Die Grunddaten von Verurteilten, Be-
schuldigten und Tatverdachtigen bilden die entscheidenden Faktoren fir die zweifelsfreie,
schnelle und effektive Identifizierung der betreffenden Person in den Datenbestédnden der
Bundespolizei.

Zu Absatz 3

Der neue Absatz 3 regelt die sogenannten Priffalle. Es geht um Falle, in denen die Bun-
despolizei durch Hinweisgeber, aber auch durch in- oder auslandische Polizeidienststellen,
Erkenntnisse und Angaben zu Personen erhalt, die der Bundespolizei bislang unbekannt
waren und bei denen daher auch noch nicht feststeht, ob die betroffenen Personen einer
der in Absatz 1 genannten Kategorien unterfallen. Nachdem die Bundespolizei im Rahmen
eines ersten Prifungsschritts feststellen muss, ob die mitgeteilten personenbezogenen Da-
ten und Erkenntnisse zu dieser Person zur Erfillung seiner Aufgaben benétigt werden, hat
sie in einem zweiten Schritt zu ermitteln, welcher Personenkategorie die Betroffenen unter-
fallen. Die neuen Satze 1 und 2 legen fir diesen zweiten Prifungsschritt strenge daten-
schutzrechtliche Malistabe fest. Die Verarbeitung und gegebenenfalls Anreicherung der
personenbezogenen Daten darf nur zu dem Zweck erfolgen, festzustellen, ob die betroffe-
nen Personen den Kategorien als Verurteilte, Beschuldigte, Tatverdachtige oder Anlass-
personen unterfallen. Satz 4 bestimmt, dass die Daten nach Abschluss der Prifung, spa-
testens jedoch nach sechs Monaten zu I6schen sind, soweit nicht festgestellt wurde, dass
die betreffende Person die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfilllt.

Zu Absatz 4
Die Reglungen in Absatz 4 entsprechen denen im bisherigen § 29 Absatz 2 Satz 3.
Zu § 45 (Personenbezogene Daten zu anderen Personen)

Der neue § 45 regelt, unter welchen Voraussetzungen die Bundespolizei personenbezo-
gene Daten von anderen Personen verarbeiten kann.

Zu Absatz 1

Absatz 1 greift bisher in § 29 Absatz 3 enthaltene Regelungen auf; er dient der Umsetzung
von Artikel 6 Buchstabe d der Richtlinie (EU) 2016/680.

Nummer 3 umschreibt ,Kontakt- und Begleitpersonen®. Hiernach ist eine Kontakt- und Be-
gleitperson eine Person, die mit in § 44 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 bezeichneten Personen
nicht nur flichtig oder in zufalligem Kontakt, sondern in einer Weise in Verbindung steht,
die die Erhebung ihrer personenbezogenen Daten zur Verfolgung oder vorbeugenden Be-
kampfung dieser Straftaten erfordert. Die gewahlte Begriffsbestimmung entspricht den vom
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Bundesverfassungsgericht (BVerfGE 141, 220 - Rn. 168) aufgestellten Voraussetzungen
an die Definition einer Kontakt- und Begleitperson, insbesondere fordert sie konkrete Tat-
sachen fir einen objektiven Tatbezug.

Unter die Auskunftspersonen der Nummer 4 fallt auch der Personenkreis des § 70 Satz 1
Nummer 2 (Eigentumer und rechtmaRiger Inhaber der tatsachlichen Gewalt). Dieser muss
umfasst sein vor dem Hintergrund der Ausschreibung von durch Verlust abhanden gekom-
menen Dokumenten Uber die Personalien in der Sachfahndung ohne Straftatbezug.

Zu Absatz 2
Der neue Absatz 2 regelt wie § 44 Absatz 3 die Pruffélle.

Zu § 46 (Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten zur Aus- und
Fortbildung, zur Vorgangsverwaltung oder zur befristeten Dokumentation des
polizeilichen Handelns)

Zu Absatz 1

Absatz 1 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 29 Absatz 6 und wird um eine Befugnis zur
Weiterverarbeitung erganzt. Er wird redaktionell Uberarbeitet.

Zu Absatz 2

Absatz 2 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 29 Absatz 5. Er wird redaktionell angepasst
und an die neue Terminologie der Weiterverarbeitung von Daten angepasst. Die Beschran-
kungen der Vorgangerregelung hinsichtlich einer strengen Zweckbindung bleiben erhalten.

Zu § 47 (Kennzeichnung)
Zu Absatz 1

Der Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung lasst sich nur umsetzen, wenn die
darin gespeicherten personenbezogenen Daten mit den notwendigen Zusatzinformationen
versehen, das heildt gekennzeichnet, sind. Satz 1 sieht dementsprechend vor, dass perso-
nenbezogene Daten durch Angabe des Mittels der Erhebung der Daten einschlielich der
Angabe, ob die Daten offen oder verdeckt erhoben wurden (Nummer 1), bei Personen, zu
denen Grunddaten angelegt wurden, durch die Angabe der Kategorien entsprechend§§ 18,
19 BKAG (Nummer 2), durch die Angabe der Rechtsgiter, deren Schutz die Erhebung dient
oder Straftaten, deren Verfolgung oder Verhutung die Erhebung dient (Nummer 3), und
durch die Angabe der Stelle, die sie erhoben hat, sofern nicht die Bundespolizei die Daten
erhoben hat (Nummer 4) zu kennzeichnen sind. Diese umfassende Kennzeichnung, schafft
die Voraussetzung fir eine konsistente Anwendung des Grundsatzes der hypothetischen
Datenneuerhebung.

Nach Satz 2 kann die Kennzeichnung auch durch die Angabe der Rechtsgrundlage der
jeweiligen Mittel der Datenerhebung erganzt werden.

Zu Absatz 2

Zur Vermeidung einer Weiterverarbeitung von Daten, die nicht dem Grundsatz der hypo-
thetischen Datenneuerhebung entspricht, bestimmt Absatz 2, dass personenbezogene Da-
ten, die nicht entsprechend den Anforderungen des Absatzes 1 gekennzeichnet sind, so-
lange nicht weiterverarbeitet werden durfen, bis eine Kennzeichnung entsprechend den An-
forderungen des Absatzes 1 erfolgt ist.
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Zu Absatz 3

Damit der Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung auch bei der Weiterverarbei-
tung von Daten bei anderen Stellen beachtet werden kann, regelt Absatz 3, dass die nach
Absatz 1 vorzunehmende Kennzeichnung im Falle der Ubermittlung der Daten durch die
empfangende Stelle aufrechtzuerhalten ist.

Zu Absatz 4

Eine Kennzeichnung von Bild- und Tonaufnahmen, die nach den §§ 30 bis 34 und 63 erstellt
wurden, ist auf Grund der Art und dem Umfang der erhobenen Daten erst bei der Uber-
nahme in ein Vorgangs- oder Fallbearbeitungssystem vorzunehmen. Damit wird eine pra-
xisgerechte Ausnahme fiir die Kennzeichnung von Videoaufzeichnungen der Bundespolizei
geschaffen, da bei der Speicherung der Aufnahmen auf den Aufzeichnungsgeraten selbst,
die nach Absatz 2 erforderlichen Angaben noch nicht erfasst werden kénnen. Die Kenn-
zeichnung ist jedoch dann vorzunehmen, wenn die Aufnahmen der Gegenstand eines po-
lizeilichen Vorgangs werden und der Bezug zu konkreten Rechtsgutern, Straftaten oder
Ordnungswidrigkeiten feststeht.

Zu § 48 (Speicherung von DNA-Identifizierungsmustern zur Erkennung von DNA-
Trugspuren)

Die Norm sieht die Mdglichkeit vor, eine DNA-Referenzdatenbank zu fihren, um soge-
nannte DNA-Trugspuren, die durch Verunreinigungen der betreffenden Spurentrager bei
der kriminaltechnischen Untersuchung entstehen kénnen, auszuschlieen. Hierdurch kén-
nen aufwendige Ermittlungsverfahren auf Grund von DNA-Trugspuren verhindert werden.

Die DNA-Analyse nimmt fur die Aufklarung von Straftaten mittlerweile eine zentrale Rolle
ein. Die Methoden der DNA-Analyse haben sich standig weiterentwickelt und die fir die
Analysen notwendige Menge an DNA-Material hat sich bestandig verringert. Da mittlerweile
bereits in etwa 20 Nanogramm DNA-Material, was der Menge von ca. zwei bis drei DNA-
Biomolekllen entspricht, ausreichend ist, um das DNA-Identifizierungsmuster feststellen zu
kdnnen, kdnnen selbst kleinste Verunreinigungen zu so genannten Trugspuren flhren. Ein
offentlichkeitswirksames Beispiel fur DNA-Trugspuren stellt der Fall des ,Phantoms von
Heilbronn“ dar. Nachdem am 25. April 2007 in Heilbronn auf der Theresienwiese eine Poli-
zistin getotet wurde und ihr Kollege durch einen Kopfschuss schwerste Verletzungen erlit-
ten hatte, wurde am Tatort ein DNA-Identifizierungsmuster einer weiblichen Unbekannten
entdeckt. Bei Abgleichen dieses DNA-Identifizierungsmuster mit den polizeilichen Daten-
banken wurde festgestellt, dass in 40 weiteren Fallen Ubereinstimmende genetische Spu-
ren gefunden wurden. Diese Feststellungen fuhrten zu umfangreichen Ermittlungs- und
Fahndungsmafinahmen in den Jahren 2007 bis 2009 in Stddeutschland, Osterreich und
Frankreich. Letztendlich stellte sich heraus, dass das fragliche DNA-Identifizierungsmuster
von einer Mitarbeiterin der Herstellerfirma der fur die Spurensicherung eingesetzten Watte-
stabchen stammte und es sich damit um eine DNA-Trugspur handelte.

Eine unter Datenschutzgesichtspunkten weniger belastende anonymisierte Speicherung
der DNA-Identifizierungsmuster ist nicht moglich. Denn neben der Feststellung, dass es
sich um eine Trugspur handelt, ist es von wesentlicher Bedeutung, zu ermitteln, auf welche
Weise das Spurenmaterial verunreinigt wurde. Nur auf diese Weise lasst sich fur kinftige
Falle das Risiko einer erneuten Verunreinigung minimieren. Mit einer anonymisierten Spei-
cherung ist dies nicht moglich.

Zu Absatz 1

Der neue Absatz 1 ermdéglicht der Bundespolizei, von ihren Beschaftigten, die Umgang mit
Spurenmaterial haben oder die Bereiche in ihren Liegenschaften und Einrichtungen betre-
ten missen, in denen mit Spurenmaterial umgegangen oder dieses gelagert wird, mittels
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eines Mundschleimhautabstrichs oder einer hinsichtlich ihrer Eingriffsintensitat vergleich-
baren Methode Kérperzellen zu entnehmen, hieraus das DNA-Identifizierungsmuster fest-
zustellen und dieses mit an Spurenmaterial festgestellten DNA-Identifizierungsmustern au-
tomatisiert abzugleichen. Der Abgleich darf nur zu dem Zweck erfolgen, DNA-Trugspuren
zu erkennen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Satz 1 regelt, dass die Entnahme nur mit der schriftlich erklarten vorherigen Ein-
willigung der betroffenen Person zulassig ist. Die Satze 3 und 4 legen enge Zweckbindun-
gen der Nutzung der Daten fest: Die entnommenen Koérperzellen durfen nur zur Feststellung
des DNA-Identifizierungsmuster genutzt werden. Sie sind unverziglich zu vernichten, so-
bald sie hierfur nicht mehr erforderlich sind. Dies ist jedenfalls dann der Fall, wenn das
DNA-Identifizierungsmuster erstellt wurde. Andere Feststellungen als diejenigen, die zur
Ermittlung des DNA-Identifizierungsmusters erforderlich sind, dirfen bei der Untersuchung
des DNA-Identifizierungsmusters nicht getroffen werden.

Zu Absatz 3

Der neue Absatz 3 gibt der Bundespolizei die Mdglichkeit, unter den Voraussetzungen des
Absatzes 1 DNA-Identifizierungsmuster von anderen Personen zum Aufdecken von DNA-
Trugspuren zu untersuchen und abzugleichen. Absatz 2 gilt entsprechend.

Zu Absatz 4

Nach Absatz 4 Satz 1 sind die DNA-Identifizierungsmuster zu pseudonymisieren und dar-
Uber hinaus in einem gesonderten Informationsbestand der Bundespolizei zu speichern.
Satz 2 verbietet eine Verwendung der DNA-Identifizierungsmusters zu anderen als den in
den Absatzen 1 bis 3 genannten Zwecken. Satz 3 sieht vor, dass die DNA-Identifizierungs-
muster unverziglich zu l6schen sind, wenn ihre Verarbeitung fir die Zwecke nicht mehr
erforderlich ist. Nach Satz 4 hat die Léschung spatestens drei Jahre nach dem letzten Um-
gang der betreffenden Person mit Spurenmaterial oder dem letzten Zutritt zu einem Be-
reich, in dem mit Spurenmaterial umgegangen wird, zu erfolgen. Satz 5 sieht vor, dass
Betroffene schriftlich Gber den Zweck und die Verarbeitung der erhobenen Daten zu infor-
mieren sind.

Zu § 49 (Ausschreibung zur Fahndung; Verordnungsermachtigung)

Nach dieser Norm kann die Bundespolizei personenbezogene Daten ausschreiben und zu
diesem Zwecke in einer fur die Grenzfahndung geflihrten Datei speichern. Absatz 2 regelt
die zulassigen Zwecke.

Zu Absatz 1

Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 30 Absatz 1. Satz 1 gibt der Bundespolizei die Befug-
nis, personenbezogene Daten zur Grenzfahndung auszuschreiben. Satz 2 enthalt die Ver-
ordnungsermachtigung zur Regelung. Die Aussage in Absatz 1 zur Zustimmungsbedurftig-
keit ist rein deklaratorisch.

Zu Absatz 2

§ 49 Absatz 2 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 30 Absatz 2.

In Nummer 1 werden redaktionelle Anderungen aufgenommen.

In Nummer 3 wird die Ausschreibung zum Zweck der Zurtickweisung durch die Ausschrei-
bung zum Zweck der Einreiseverweigerung, der als Oberbegriff auch die Zurlickweisung
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erfasst, ersetzt. Die Beschrankung der Zulassigkeit allein nach auslanderrechtlichen
Rechtsvorschriften wird aufgehoben, so dass jetzt die Grenzfahndung zum Zweck der Ein-
reiseverweigerung oder Ausreiseuntersagung erfolgen kann, sofern diese Mallnahmen auf
Grund von Rechtsvorschriften zulassig sind (bspw. nach Artikel 14 der Verordnung (EU)
2016/399 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. Marz 2016 Uber einen Uni-
onskodex fiir das Uberschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex)
vom 9. Marz 2016 (ABI. L 77 S. 1, ber. 2018 L 272 S. 69. Auch § 6 Absatz 1 des Freizligig-
keitsgesetzes/EU).

Nach dem bisherigen Wortlaut kann die Bundespolizei nur Personen, die vom personellen
Anwendungsbereich auslanderrechtlicher Vorschriften (Aufenthaltsgesetz und Freizligig-
keitsgesetz/EU) erfasst werden, als Adressaten in Anspruch nehmen. Dies schlieft die
Fahndung nach deutschen Staatsangehérigen aus. Mit der Anderung werden als Adressa-
ten auch deutsche Staatsangehdrige (gegen die eine MaRnahme nach § 10 des Passge-
setzes ergangen) erfasst. Damit kann die Bundespolizei bei Vorliegen eigener Erkennt-
nisse, die eine Ausreiseuntersagung nach dem Passgesetz rechtfertigen, eigenstandig eine
Ausschreibung zur Ausreiseuntersagung vornehmen. Bislang konnte die Bundespolizei
dies nur auf Veranlassung der zustandigen Meldebehérde nach dem bisherigen § 30 Ab-
satz 3 BPolG, der jetzt als § 49 Absatz 3 erfasst ist.

Zu Absatz 3
Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 30 Absatz 3.
Zu Absatz 4

In Absatz 4, der im Wesentlichen dem bisherigen § 30 Absatz 4 entspricht, erfolgt eine
Erweiterung der Abrufberechtigung im automatisierten Verfahren aus der fir die Grenzfahn-
dung gefuhrten Datei zugunsten der Nationalen zentralen Stelle fur die Verarbeitung von
Fluggastdaten (Fluggastdatenzentralstelle).

Das Fluggastdatengesetz (FlugDaG) vom 6. Juni 2017 (BGBI. | S. 1484) dient der Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2016/681 Uber die Verwendung von Fluggastdaten (PNR-Daten)
zur Verhltung, Aufdeckung, Ermittlung und Verfolgung von terroristischen Straftaten und
schwerer Kriminalitat. Fluggastdatenzentralstelle ist gemaf § 1 Absatz 1 FlugDaG das Bun-
deskriminalamt. Nach § 4 Absatz 2 FlugDaG ist ein automatischer Abgleich von Fluggast-
daten durch die Fluggastdatenzentralstelle mit Datenbestanden, die der Fahndung oder
Ausschreibung von Personen oder Sachen dienen, zulassig. Nach polizeifachlicher Bewer-
tung ist ein Abgleich der Passagierdaten mit den Datenbestanden der von der Bundespoli-
zei zur Grenzfahndung gefuhrten Datei notwendig. Der vorzeitige Abgleich von Datenbe-
stdnden aus der Grenzfahndung durch die Fluggastdatenzentralstelle zielt darauf ab, Per-
sonen zu identifizieren, die bereits im Zusammenhang mit terroristischen Straftaten oder
Straftaten der schweren Kriminalitat in Erscheinung getreten sind.

Zu Absatz 5

In Absatz 5, der weitestgehend dem bisherigen § 30 Absatz 5 entspricht, werden zum einen
redaktionelle Anderungen vorgenommen. Zum anderen verweist die Vorschrift nunmehr
richtigerweise auf die Daten, die in der Rechtsverordnung nach § 20 BKAG enthalten sind.
Absatz 5 regelt nationale Ausschreibungen der Bundespolizei im polizeilichen Informations-
system (INPOL), das in der Datenhoheit des BKA liegt (§§ 20, 16 BKAG). Der bisherige
Verweis auf die Daten nach Absatz 1 (Grenzfahndungsdatei) war vor diesem Hintergrund
nicht korrekt.

Ferner wurde der Begriff ,polizeiliches Informationssystem® durch den Begriff ,polizeilicher
Informationsverbund® ersetzt und damit an die Formulierung im BKAG (§ 29) angepasst.
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Zu § 50 (Ausschreibung zur grenzpolizeilichen Beobachtung;
Verordnungserméachtigung)

Die Norm entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 31 und enthalt lediglich einige re-
daktionelle Anpassungen und Folgeanderungen. Die Aussage in Absatz 1 zur Zustim-
mungsbedurftigkeit ist rein deklaratorisch.

Zu § 51 (Ausschreibungen zur verdeckten Kontrolle, Ermittlungsanfrage oder
gezielten Kontrolle)

§ 51 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 30a. Die bisher in § 30a Absatz 6 gere-
gelten Benachrichtigungspflichten bei Personenausschreibungen der Bundespolizei zur
verdeckten Kontrolle sind nunmehr in § 77 geregelt.

Zu § 52 (Erhebung von Fluggastdaten durch Luftfahrtunternehmen und
Ubermittlung an die Bundespolizei)

Zu Absatz 1

Die Regelung zur Erhebung von Fluggastdaten durch Luftfahrtunternehmen und Ubermitt-
lung an die Bundespolizei dient in Umsetzung der Richtlinie 2004/82/EG der Verbesserung
der Grenzkontrollen sowie der Bekampfung der illegalen Einwanderung. Die Regelung
ergibt auf Grund der verbesserten und zielgerichteteren Einreisekontrollen zudem einen
Mehrwert flr die Bekdmpfung des internationalen Terrorismus sowie der schweren Krimi-
nalitat.

Der bisherige § 31a Absatz 1 Satz 1 sah vor, dass die personenbezogenen Daten von
Reisenden auf Grund einer Anordnung der durch Rechtsverordnung bestimmten Bundes-
polizeibehdrde Ubermittelt werden mussen. Mit der Neufassung entféllt diese Beschran-
kung der Anforderung der Fluggastdaten auf bestimmte Flige. Anhand der vor Abflug tber-
mittelten Daten erfolgt eine Bewertung, bei welchen Fliigen bei Ankunft eine verstarkte Kon-
trolle notwendig ist. Die Grenzbehdrden kénnen somit die Einreisekontrollen und den Kraf-
teeinsatz insgesamt gezielter steuern, illegale Einreisen bekdmpfen sowie Personen bzw.
deren Reisedokumente, die mit Fahndungsausschreibungen gesucht werden, auf samtli-
chen Flugrouten effektiver erkennen sowie entsprechende Anschlussmalinahmen gezielter
ergreifen. Bei Bedarf kann fir die grenzpolizeiliche Uberpriifung von Flugpassagieren mehr
Zeit bzw. Personal zur Verfiugung gestellt werden und bei vorab erkannten Fligen eine
gezieltere und grindlichere Kontrolle erfolgen. Zudem besteht bei der bisherigen Ein-
schrankung der Fluggastdatentbermittlung auf bereits identifizierte Risikoflugstrecken die
Gefahr, dass diese bewusst umgangen werden.

Nach § 2 Absatz 2 Nummer 8 FlugDaG zahlen zu Fluggastdatensatzen im Sinne des Flug-
DaG (PNR-Daten) auch etwaige erhobene erweiterte Fluggastdaten (Advance Passenger
Information-Daten, API-Daten), also Daten im Sinne des § 51 Absatz 3 Satz 2. Die Uber-
mittlung von API-Daten fur alle Flige Uber eine Schengenaulengrenze in das Bundesge-
biet fihrt dazu, dass ein groRer Teil der PNR-Daten durch die gleichzeitige Ubermittlung
der API-Daten in der PNR-Zentralstelle (PIU) besser und zielfihrender ausgewertet werden
kénnten. Das Risiko sog. "Aliastreffer" wird auf Grund des Abgleichs mit den erhobenen
API-Daten stark minimiert, da das Geburtsdatum Bestandteil des API-Datensatzes ist. So-
mit wird die Anzahl an falschen Treffern und infolge die Anzahl der Personen, die nach
einem PNR-Trefferfall kontrolliert werden missen, reduziert.

Auch die ganz uberwiegende Zahl der anderen Mitgliedstaaten, gegenwartig insgesamt 20,
verlangt eine Fluggastdatenibermittiung ohne gesonderte Anordnung. Dies geschieht vor
dem Hintergrund, dass die § 52 BPolG zugrundeliegende EU-Richtlinie 2004/82/EG weiter-
gehende nationale Regelungen nicht ausschlie3t (vgl. Erwagungsgrund 8).
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Die Luftfahrtunternehmen kénnen fir die Datenerhebung auf die bereits vorhandenen Ver-
fahrensablaufe zur Ubermittiung an die Bundespolizei zuriickgreifen. Fir die erforderliche
Datenerhebung kann tberwiegend auf die vorhandenen Daten im Buchungssystem zurtick-
gegriffen werden.

Die Daten sind bei den Luftfahrtunternehmen und der Bundespolizei weiterhin gemaf Ab-
satz 5 grundsatzlich nach 24 Stunden zu I6schen.

Zu Absatz 2

Zur Erleichterung der Datenlbertragung wird die Bundespolizei ermachtigt, das von den
Unternhemen zu verwendende Datenformat festzulegen.

Zu Absatz 3
Absatz 3 entspricht inhaltlich im Wesentlichen dem bisherigen § 31a Absatz 3.

Derzeit wird nicht der ausstellende Staat des Reisedokuments, sondern die Staatsangehd-
rigkeit des Reisenden beim Reisedokument tbermittelt (sudanesischer Staatsangehdriger
mit franzosischem Flichtlingspass wird als sudanesischer Flichtlingspass ibermittelt) mit
der Folge, dass Fahndungstreffer von ausgeschriebenen Reisedokumenten nicht angezeigt
werden. Deshalb ist in Absatz 3 Nummer 5 zusatzlich der ausstellende Staat des mitgefuhr-
ten Reisedokuments als zu erhebende und zu Ubermitteinde Angabe aufgenommen wor-
den.

Bei den (ibrigen Anderungen handelt es sich um redaktionelle Folgednderungen.
Zu § 53 (Ubermittlung personenbezogener Daten im innerstaatlichen Bereich)

Die Gliederung der Vorschriften zur Ubermittlung personenbezogener Daten wird neu ge-
fasst. Es erfolgt die Aufteilung der Regelungen zur Ubermittlung im innerstaatlichen Be-
reich, zur Ubermittlung an Mitgliedstaaten der Europaischen Union und zur Ubermittlung im
internationalen Bereich in drei gesonderte Paragrafen. Die Regelungen aus dem bisherigen
§ 33 werden dabei integriert.

Zu Absatz 1

Die Erganzung ubertragt die Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts aus seinem
Urteil vom 20. April 2016 (BVerfG, aaO; Randnummer 276f.), insbesondere den Grundsatz
der hypothetischen Datenneuerhebung auf die Datenlbermittiung der Bundespolizei an die
Polizeien des Bundes und der Lander.

Entgegen § 1 Absatz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes ist der Behordenbegriff nicht
organisatorisch, sondern funktional zu verstehen. Vor diesem Hintergrund wurde der bis-
herige § 32 Absatz 1 Satz 2 gestrichen, da ansonsten bei jeder zwischen Bundespolizeidi-
rektionen stattfindenden Datenubermittlung, die personenbezogenen Daten enthalt, eine
Prifung der Voraussetzungen des Zweckwechsels obligatorisch ware. Dabei wurde auch
der damit einhergehende nicht unerhebliche Mehraufwand in Betracht gezogen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 32 Absatz 2 und Absatz 3 entspricht
dem bisherigen § 32 Absatz 4; dabei werden aber die Anforderungen des Bundesverfas-
sungsgerichts an den Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung auf die Datenuber-
mittlung der Bundespolizei an andere inlandische 6ffentliche und an nichtéffentliche Stellen
Ubertragen.
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Absatz 2 wird ferner an die Regelung im § 25 Absatz 2 BKAG angepasst. Unter den neuen
Ubermittlungstatbestand in Nummer 1 (,soweit dies in anderen Rechtsvorschriften vorge-
sehen ist*) fallt insbesondere die in § 8 Absatz 1¢ Satz 1 des Asylgesetzes geregelte Uber-
mittlungspflicht der Bundespolizei an die mit der Ausfihrung des Asylgesetzes betrauten
Behdrden.

Zu Absatz 3
In Absatz 3 Satz 1 wird die Terminologie an das BKAG angepasst.

Absatz 3 wird um einen weiteren Fall (,Verhinderung von Straftaten oder Ordnungswidrig-
keiten von erheblicher Bedeutung fur die Allgemeinheit®) erganzt. Daten der Bundespolizei
werden durch die Zentrale Informationsstelle Sporteinsatze an nichtéffentliche Stellen (ins-
besondere an den Deutschen Fuliball Bund) z.B. nach dem Polizeirecht von Nordrhein-
Westfalen Ubermittelt.

Zu Absatz 4

Absatz 4 entspricht dem bisherigen § 33 Absatz 5.

Zu Absatz 5

Absatz 5 greift Regelungen aus dem bisherigen § 33 Absatz 6 auf. Auch der neue Absatz
5 dient der Umsetzung der vom Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 20. April
2016 aufgestellten Anforderungen des Grundsatzes der hypothetischen Datenneuerhe-
bung an die weitere Verarbeitung der Daten durch die empfangende Stelle. Auch die emp-
fangende Stelle hat zukilinftig die Voraussetzungen des Grundsatzes der hypothetischen
Datenneuerhebung zu berucksichtigen, wenn sie von der Bundespolizei Ubermittelten Da-
ten zu anderen Zwecken, als zu denen die Daten Gbermittelt wurden, verarbeiten will.
Entscheidend fir eine Datentbermittlung an sonstige 6ffentliche Stellen ist demnach, dass
neben konkreten Ermittlungsansatzen fur die Aufdeckung von Straftaten oder Gefahren fir
Rechtsguter zugleich auch Erkenntnisse zu einer Gefahrdung von mindestens gleichwerti-
gen Rechtsgutern vorliegen, die zur Erfullung der Aufgabe der jeweiligen Behérde bedeut-
sam sein konnen.

Zu Absatz 6

Absatz 6 entspricht dem bisherigen § 33 Absatz 1.

Zu Absatz 7

Absatz 7 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 33 Absatz 2.

Zu Absatz 8

Absatz 8 entspricht dem bisherigen § 33 Absatz 4.

Zu Absatz 9

Absatz 9 entspricht dem bisherigen § 33 Absatz 7.

Zu § 54 (Ubermittlung personenbezogener Daten an Mitgliedstaaten der
Europaischen Union und Schengen assoziierte Staaten)

Ein effektiver und wirksamer polizeilicher Informationsaustausch zwischen den Sicherheits-
behérden der Mitgliedstaaten der Europaischen Union ist ein Schlisselelement fir die
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Gewabhrleistung der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und der Europaischen
Union. Nur durch die intensive grenzibergreifende Zusammenarbeit der europaischen Si-
cherheitsbehdrden bei der Gefahrenabwehr und der Straftatenverhitung und -verfolgung
kénnen europaweit Straftaten verhindert, verfolgt und aufgedeckt werden. Vor diesem Hin-
tergrund und der sich stetig vertiefenden europaischen Integration, welche die Europaische
Union zu einem gemeinsamen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts gemacht
hat, setzt § 54 den Gleichbehandlungsgrundsatz konsequent um und stellt kiinftig Daten-
Ubermittlung an Mitgliedstaaten der Europaischen Union den inlandischen Datenibermitt-
lungen gleich.

Durch Satz 1 Nummer 1 wird die Ubermittlung an Behérden, sonstige 6ffentliche und nicht-
offentliche Stellen anderer Mitgliedstaaten der Europaischen Union den Regelungen ber
Ubermittlung an inlandische Stellen gleichgestellt. In Satz 1 Nummer 2 wird klargestellt,
dass sich auch Datenubermittlungen an zwischen- und Uberstaatliche Stellen der Europai-
schen Union oder deren Mitgliedstaaten, die mit Aufgaben der Verhitung und Verfolgung
von Straftaten befasst sind, nach Regelungen Uber die Ubermittlung an Polizeibehdrden
der Mitgliedstaaten nach Satz 1 Nummer 1 in Verbindung mit § 53 Absatz 1 richten. Satz 1
Nummer 3 entspricht dem bisherigen § 32a Absatz 6. Satz 2 legt die Verantwortung flr die
Ubermittlung fest. Satz 3 hebt den Vorrang des Gesetzes Uber die internationale Rechtshilfe
in Strafsachen fur den Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen Angelegen-
heiten hervor. Satz 4 stellt klar, dass die Ubermittlung personenbezogener Daten an eine
Polizeibehorde oder eine sonstige fur die Verhitung und Verfolgung von Straftaten zustan-
dige offentliche Stelle eines Mitgliedstaates der Europaischen Union auf der Grundlage be-
sonderer volkerrechtlicher Vereinbarungen unberuhrt bleibt.

Zu § 55 (Dateniibermittlung und -bereitstellung an Mitgliedstaaten der Europaischen
Union und Schengen-assoziierte Staaten gemaR der Richtlinie (EU) 2023/977)

Zu Absatz 1

Fir den Informationsaustausch zum Zwecke der Verhitung, Aufdeckung und Untersu-
chung von Straftaten zwischen den zustandigen Strafverfolgungsbehérden der Mitglied-
staaten der Europaischen Union sowie der Schengen-assoziierten Staaten enthalt die
Richtlinie (EU) 2023/977 verbindliche Vorgaben, die unter anderem durch den neu einge-
fugten § 26a des Bundeskriminalamtgesetzes fir das Bundeskriminalamt umgesetzt wer-
den. Hierbei gelten besondere Vorgaben, die sich aus der Sonderstellung des Bundeskri-
minalamtes als zentrale Kontaktstelle nach § 3 Absatz 2 Nummer 4 des Bundeskriminal-
amtgesetzes ergeben. Die Dienstwegeregelung nach § 3 des Bundeskriminalamtgesetzes
bleibt unberlhrt. Informationen im Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2023/977 wer-
den insofern grundsatzlich Gber das Bundeskriminalamt gesteuert, welches dann etwaige
Mitteilungen an die Kontaktstellen der Mitgliedstaaten veranlasst. Umgekehrt sind im Re-
gelfall Anfragen und Ersuchen anderer Mitgliedstaaten Uber das Bundeskriminalamt zu
steuern. Gleichwohl kommt in Betracht und ist davon auszugehen, dass die Bundespolizei
als benannte Stelle im Sinne von Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2023/977 in Einzel-
fallen Informationen direkt an zentrale Kontaktstellen richtet. Auch die Direktibermittlung
an zustandige Strafverfolgungsbehdérden ist im Rahmen des § 3 Absatz 3 Satz 1 Nummer
4 sowie Absatz 4 des Bundeskriminalamtgesetzes mdglich. Hierzu werden die Vorgaben
fur die Bundespolizei in umgesetzt. Die Befugnis zur Ubermittlung personenbezogener Da-
ten an o6ffentliche und nichtéffentliche Stellen sowie an zwischen- und Uberstaatliche Stellen
im EU- und Schengen-assoziierten Ausland ergibt sich fir die Bundespolizei aus § 54 des
Bundespolizeigesetzes und bezuglich nicht personenbezogener Daten aus der jeweiligen
Aufgabennorm gemal Bundespolizeigesetz.

Zu Absatz 2

Absatz 2 enthalt allgemeine Vorgaben fur den Fall eines unmittelbaren Austausches per-
sonenbezogener und nicht personenbezogener Daten mit Strafverfolgungsbehérden und
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zentralen Kontaktstellen im Sinne des Artikel 14 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2023/977 im
EU- und Schengen-assoziierten Ausland. Es kann insofern auf die Begrindung zu [§ 26a
Absatz 3] des Bundeskriminalamtgesetzes [Fundstelle Anderung 21. LP] verwiesen wer-

den.

Zu Absatz 3

Es handelt sich um allgemeine Vorgaben im Rahmen unmittelbarer Datenibermittiung
entsprechend § 26a Absatz 2 des Bundeskriminalamtgesetzes. Grundsatzlich werden er-
forderliche Genehmigungen durch das Bundeskriminalamt als zentrale Kontaktstelle ein-
geholt. Im Rahmen des sogenannten Direktverkehrs hat die Bundespolizei jedoch die not-
wendigen Genehmigungen unmittelbar einzuholen.

Zu Absatz 4

Bei der Ubermittlung oder Bereitstellung von Daten ist mitzuteilen, dass die Verwendung
als Beweismittel in einem Gerichtsverfahren unzulassig ist.

Zu Absatz 5

Relevante Informationen Im Sinne der Vorschrift werden im Grundsatz auf Grundlage von
§§ 54, 54a des Bundespolizeigesetzes Uber das Bundeskriminalamt als zentrale Kontakt-
stelle im Sinne des § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Bundeskriminalamtgesetzes tbermit-
telt. Die Bundespolizei priift auch etwaige Ausschlussgriinde fiir die Ubermittlung an die
zustandigen Strafverfolgungsbehdrden anderer Mitgliedstaaten. Fur den Fall, dass die
Bundespolizei eine Direktibermittlung als tunlich erachtet, sind dem Bundeskriminalamt
und der jeweiligen nationalen Kontaktstelle des Mitgliedstaates Abschriften der Mitteilung
bereitzustellen.

Zu Absatz 6

Entspricht den Vorgaben der Richtlinie (EU) 2023/977.

Zu Absatz 7

Entspricht den Vorgaben der Richtlinie (EU) 2023/977.

Zu § 56 (Ubermittlung personenbezogener Daten im internationalen Bereich)
Zu Absatz 1

Absatz 1 orientiert sich an § 27 Absatz 1 BKAG und dient Uber den Verweis auf § 43 der
Umsetzung der vom Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 20. April 2016 aufge-
stellten Anforderungen des Grundsatzes der hypothetischen Datenneuerhebung an die
Ubermittlung von Daten aus besonders eingriffsintensiven MaRnahmen im internationalen
Bereich.

Des Weiteren erfolgt ein Hinweis auf die Geltung der im Bundesdatenschutzgesetz vorge-
sehenen Drittstaatentbermittlungsvorschriften.

Zu Absatz 2

Absatz 2 orientiert sich an § 27 Absatz 8 BKAG und enthalt eine Befugnis zur Datenuber-
mittlung an zwischen- und Uberstaatliche Stellen, die nicht mit Aufgaben der Verhutung oder
Verfolgung von Straftaten befasst sind. Diese Regelung vervollstandigt die auf die Verar-
beitung bei der Bundespolizei anwendbare Befugnis aus § 81 des Bundesdatenschutzge-
setzes, in eng umgrenzten Fallen fur die Aufgabenerfillung Daten an nicht fur die
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Strafverfolgung zusténdige Stellen in Drittstaaten zu Ubermitteln. In Satz 1 wird auf die fur
die Bundespolizei nach § 81 des Bundesdatenschutzgesetzes bestehende Moglichkeit klar-
stellend explizit hingewiesen. Durch den Verweis auf § 43 werden die Anforderungen des
Grundsatzes der hypothetischen Datenneuerhebung erflillt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 legt die Verantwortung fiir die Ubermittlung fest, greift die Regelungen aus dem
bisherigen § 33 Absatz 6 Satz 3 und 4 auf und gleicht diese an die Terminologie aus § 27
Absatz 7 BKAG an.

Zu Absatz 4

Absatz 4 stellt klar, dass vélkerrechtliche Vereinbarungen tiber die Ubermittlung personen-
bezogener Daten unberihrt bleiben.

Zu § 57 (Ubermittlungsverbote und Verweigerungsgriinde)
Zu Absatz 1

Absatz 1 bildet die Regelung des bisherigen § 33 Absatz 3 Satz 1 ab. Die Regelungen des
bisherigen § 33 Absatz 3 Satz 2 bis 4 entfallen, da Uber § 55 Absatz 1 die §§ 78, 79 des
Bundesdatenschutzgesetzes fir die Ubermittlung an Drittstaaten anzuwenden sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 Gbernimmt die Regelungen des bisherigen § 33 Absatz 3a Nummer 1 und bishe-
rigen § 33 Absatz 3b Nummer 2.

Erganzend tragen die neuen Nummern 3 und 4 den vom Bundesverfassungsgericht aufge-
stellten Anforderungen an die Vergewisserung Uber das Vorhandensein eines datenschutz-
rechtlich angemessenen und mit elementaren Menschenrechtsgewahrleistungen vereinba-
ren Umgangs mit den dbermittelten Daten im Empfangerstaat und Artikel 38 der Richtlinie
(EU) 2016/680 Rechnung.

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG, a.a.0., Randnummer 339) hat ausgefihrt: ,Die
Vergewisserung Uber das geforderte Schutzniveau — sei es generalisiert, sei es im Einzelfall
— ist eine nicht der freien politischen Disposition unterliegende Entscheidung deutscher
Stellen. Sie hat sich auf gehaltvolle wie realitdtsbezogene Informationen zu stitzen und
muss regelmafig aktualisiert werden. Ihre Grinde mussen nachvollziehbar dokumentiert
werden. Die Entscheidung muss durch die Datenschutzbeauftragten Gberprufbar sein und
einer gerichtlichen Kontrolle zugefuihrt werden kénnen."

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt, dass die Bundespolizei im Rahmen des Absatzes 2 Nummer 4 insbeson-
dere die in § 28 Absatz 3 BKAG genannten Erkenntnisquellen, landerspezifische Quellen
sowie sonstige Quellen der Sicherheitsbehdrden berutcksichtigt.

Zu § 58 (Abgleich personenbezogener Daten)

Die Norm zum Abgleich personenbezogener Daten entspricht dem bisherigen § 34.
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Zu Titel 3 (Freiheitsbeschrankende und freiheitsentziehende MaBnahmen und
Durchsuchung)

Zu § 59 (Platzverweisung)
Die Norm entspricht dem bisherigen § 38.
Zu § 60 (Aufenthaltsverbot)

Durch die neu in das Bundespolizeigesetz aufgenommene Vorschrift erhalt die Bundespo-
lizei die Befugnis, zur Abwehr von Gefahren sowie zur Verhltung von Straftaten Personen
zu untersagen, sich an bestimmten Orten aufzuhalten (Aufenthaltsverbot). Dieses Verbot
erganzt den in § 59 geregelten ,klassischen® Platzverweis, der nur eine voriibergehende
Entfernung einer Person von einem bestimmten Ort bezweckt. Vergleichbare Regelungen
finden sich in nahezu allen Landespolizeigesetzen.

Zweck des Aufenthaltsverbotes ist es, den Aufenthalt an Orten zu verhindern, an denen
sich das Risiko der Verwirklichung der abzuwehrenden Gefahr erhdoht. Es miissen nach-
prufbare Tatsachen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, dass eine Person an einer
bestimmten Ortlichkeit eine Straftat im Sinne des § 13 Absatz 1 begehen wird, die fiir sich
genommen oder auf Grund des wiederholenden Charakters erhebliche Bedeutung haben
wirde (Gefahrenprognose). Der Begriff des Begehens ist dabei weit auszulegen. Er um-
fasst jeden, der sich in strafrechtlich relevanter Weise betatigt, also insbesondere auch Per-
sonen, die Beihilfe leisten.

Die Bundespolizei ist etwa mit einschlagig wegen schwerer Gewaltdelikte im Kontext des
FuBballfanreiseverkehrs in Erscheinung getretenen Personen konfrontiert, die wiederholt
versuchen, z.B. anlasslich von FuBballveranstaltungen, Spielorte unter Nutzung von 6ffent-
lichen Verkehrsmitteln (§§ 3 oder 4) zu erreichen oder auch gewalttatige Aktionen am
Rande der Veranstaltung zu initiieren, z. B. in Form eines Abfangens des ,gegnerischen
.Fanzugs®. Der in seiner drtlichen Ausdehnung stark eingegrenzte Platzverweis ist in diesen
Fallen zur Verhinderung der Anreise oder auch der Teilnahme von Personen an gewaltta-
tigen Aktionen am Rande der Veranstaltung ungeeignet.

Die Bezugnahme auf zu verhindernde Straftaten nach § 13 greift aber im Hinblick auf die
Gefahrenabwehrzustandigkeit der Bundespolizei zu kurz. Insbesondere im Zuge der Ab-
wehr von Gefahren fir die Sicherheit des Luftverkehrs nach § 4 stellt die Bundespolizei
regelmafig sog. Dry-Runs fest. Darunter versteht man Versuche, Sicherheitsvorkehrungen
und Reaktionen zu testen, etwa durch bestimmte Vorrichtungen in Gepacksticken, die den
Anschein gefahrlicher Gegenstéande haben. Eine weitere, die Luftsicherheit gefahrdende
Handlung stellt beispielsweise der Betrieb von Drohnen an und in der Nahe von Flughafen
dar. Beispielsweise musste der Flugverkehr am BER im Mai 2022 musste auf Grund einer
Drohnensichtung im Flughafenbereich voribergehend eingestellt werden. Unter Beruck-
sichtigung des Einzelfalls und insbesondere im Falle einer Wiederholungsgefahr erschei-
nen Aufenthaltsverbote geeignet, um weitere Einwirkungen zu verhindern. Ein Platzverweis
ware auf Grund seines zeitlich und 6rtlich eingeschrankten Anwendungsbereichs nicht ziel-
fuhrend.

Nach Satz 2 ist die Anordnung auf den zur Abwehr der Gefahr oder zur Straftaten-verhiitung
erforderlichen zeitlichen und 6értlichen Umfang zu beschranken. Die Dauer der Mainhahme
ist auf hdchstens drei Monate zu befristen.

Nach Satz 3 mussen bei der Anordnung eines Aufenthaltsverbots berechtigte Interessen
der betroffenen Personen berucksichtigt werden, z.B. Wege zur Wohnung, zum Arbeitsplatz
oder beruflich bedingte Reisen. Dies kann zu einer veranderten Ausgestaltung des Verbots
oder auch zur Unzulassigkeit fihren.
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Die Satze 4 bis 8 enthalten Verfahrensregeln. Die Verlangerung der Anordnung bedarf einer
richterlichen Entscheidung. Die Mallnahme kann nicht bei Versammlungen angeordnet
werden. Sie ware auch als Auflage i.S.d. § 15 des Versammlungsgesetzes nicht vertretbar,
da die Auflage sich nur auf einen bestimmten Versammlungsfall beziehen kann. Satz 4 stellt
insoweit klar, dass die Vorschriften des Versammlungsrechts unberihrt bleiben.

Zu § 61 (Gewahrsam)
Die Norm entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 39.

Bei Ingewahrsamnahme ist besondere Sensibilitdt gegentber Personen mit besonderen
Vulnerabilitdten, Minderjahrigen sowie trans- und intergeschlechtlichen sowie nichtbinaren
Menschen geboten. Eine Unterbringung in den Gewahrsamsraumen entsprechend dem
geschlechtlichen Selbstverstandnis der betroffenen Person sollte nach Moglichkeit sicher-
gestellt werden. Bei Minderjahrigen sind diese kindeswohlgerecht und unter Berlcksichti-
gung kinderspezifischer Bedurfnisse durchzufiihren.

Hierbei sind die Rechte aller betroffenen Personen gleichermalien zu berlicksichtigen. Eine
Uberordnung der Rechte beispielsweise von trans- und intergeschlechtlicher sowie nichtbi-
narer Menschen gegeniber denselben Rechten anderer Personen im Sinne einer diskrimi-
nierungsfreien Anwendung polizeilicher Befugnisse nicht zulassig.

Die Berticksichtigung besonderer Belange darf im Ubrigen nicht dazu fiihren, dass die po-
lizeiliche Aufgabenerfullung beeintrachtigt wird. Gleichwohl soll soweit wie unter Beruck-
sichtigung der Umstande, der Lage und der Kapazitaten personeller und raumlicher Natur
besonderen Bedarfen so gut wie mdglich Rechnung getragen werden.

Zu Absatz 1
Zu Nummer 2

Der neu in Nummer 2 aufgenommene Gewahrsamsgrund sieht eine Ingewahrsamnahme
vor, wenn sie unerlasslich ist, ein Aufenthaltsverbot nach diesem Gesetz durchzusetzen.

Diese MalRnahme kann erforderlich werden, wenn die oder der Betroffene eines Aufent-
haltsverbots gegen das Verbot, sich an einem Ort aufzuhalten, an dem die Begehung einer
Straftat nach § 13 Absatz 1 von erheblicher Bedeutung durch sie oder ihn zu erwarten ist,
verstdlt oder ein solcher Verstol3 droht, und auch eine Meldeauflage nach § 29 nicht ge-
eignet ist, die oder den Betroffenen von dem Ort der méglichen Tatbegehung fernzuhalten.

Zu Nummer 4

Der neu als zuséatzliche Nummer 4 aufgenommene Tatbestand sieht eine Ingewahrsam-
nahme vor, wenn sie unerlasslich ist, um eine Ausreiseuntersagung gemaf § 10 Absatz 1
Satze 1 und 2 Halbsatz 1 des Passgesetzes (PassG) durchzusetzen, da sich ansonsten
der Adressat der MaRnahme der Ausreiseuntersagungsverfiigung durch Ausreise entzie-
hen wirde. Andere Vorschriften, die auf § 10 des PassG Bezug nehmen, sind § 46 Absatz
2 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes (fur Drittstaatsangehdrige) und § 2 Absatz 1 i.V.m. § 11
Absatz 1 des Freizlgigkeitsgesetzes/EU (fur Freizlgigkeitsberechtigte).

Die Regelung dient beispielsweise dazu, die Ausreise gewaltbereiter FuRballfans zu Aus-
landsspielen oder solcher Personen zu unterbinden, bei denen der begriindete Verdacht
besteht, dass sie sich dem bewaffneten Kampf in Kriegsgebieten anschlieen mdchten.
Dabei sind die Anforderungen an eine Passversagung bzw. -entziehung nach §§ 7, 8
PassG, die Voraussetzung flir eine Ausreiseuntersagung nach § 10 Absatz 1 Satze 1 und
2 Halbsatz 1 PassG sind, derart hoch, dass eine Ingewahrsamnahme nach den Umstanden
des Einzelfalls verhaltnismaRig ist.
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Zu § 62 (Richterliche Entscheidung)

Die Norm entspricht dem bisherigen § 40. Bei den Anderungen handelt es sich um redakti-
onelle Folgeanderungen.

Zu § 63 (Behandlung festgehaltener Personen)
Zu den Absatz 1 und 2

§ 62 Absatz 1 und 2 entspricht dem bisherigen § 41 Absatz 1 und 2. Bei den Anderungen
handelt es sich um redaktionelle Folgednderungen. Personen, die nach Absatz 2 zu be-
nachrichtigen sind, umfassen den Inhaber der Personensorge, im Falle eventuell bestellter
Vormunder oder Erganzungspfleger, auch diese. Die Benachrichtigung von rechtlichen Be-
treuern ist erforderlich, wenn diese den Aufgabenbereich der Personensorge oder den Auf-
gabenbereich der Aufenthaltsbestimmung wahrnehmen.

Zu Absatz 3

Der neue Absatz 3 gibt der festgehaltenen Person das Recht, die arztliche Untersuchung
durch einen Arzt ihrer Wahl zu verlangen. Die Vorschrift orientiert sich an § 114b Absatz 2
Satz 1 Nummer 5 der Strafprozessordnung und geht auf eine Empfehlung der Bundesstelle
zur Verhutung von Folter zurtck.

Zu Absatz 4

Trans- und intergeschlechtlichen sowie nicht binaren Personen sollte ein Wahlrecht bzgl.
ihrer Unterbringung in Gewahrsamsraumen flr Manner oder fur Frauen eingerdumt werden.
Bestenfalls sind diese in gesonderten Gewahrsamsraumen unterzubringen. In Situationen,
in denen mehrere in Gewahrsam genommene Personen gemeinsam untergebracht werden
missen, ist auf das im amtlichen Ausweis oder im Erganzungsausweis angegebene Ge-
schlecht bzw. auf glaubhafte Angaben zum Geschlecht abzustellen. Hierbei sind die Rechte
aller betroffenen Personen zu berlicksichtigen.

Zu § 64 (Bild- und Tonuberwachung von Gewahrsamsraumen)

Im Zuge der bundeseinheitlichen technischen Ertlichtigung von Gewahrsamsraumen ist
auch eine mogliche Uberwachung mittels Videoanlagen vorgesehen. Die Uberwachung
kann nur offen, also erkennbar, erfolgen. Eine verdeckte Aufnahme ermdglicht die neue
Befugnis nicht.

Zielrichtung ist der Schutz der Gewahrsamsinsassen vor unrechtmafigen Handlungen der
eingesetzten Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten sowie deren Schutz
vor Angriffen in gleichem Malde. Eine Unterscheidung zwischen Gewahrsamsraumen, die
offen, und solchen, die verschlossen sind, ist nicht vorzunehmen.

Durch eine offene Videoliberwachung soll die Hemmschwelle fiir Ubergriffe auf Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten heraufgesetzt und gleichzeitig das Handeln
der Aufsichtspersonen dokumentiert werden. Dartber hinaus ergibt sich fir die Aufsichts-
personen eine zusatzliche Moéglichkeit, ihrer Kontrollpflicht nachzukommen, sofern Leib o-
der Leben der festgehaltenen Person gefahrdet erscheinen.

Auch die Bundesstelle zur Verhitung von Folter kommt in ihrem Jahresbericht 2016 zu dem
Schluss, dass der Einsatz von Video- und Tonuberwachung in Gewahrsamsraumen sich
positiv zum Schutz aller beteiligten Personen auswirkt.
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Zu Absatz 1

Nach Absatz 1 durfen bei Anwesenheit von Beamtinnen und Beamten im Gewahrsams-
raum einer festgehaltenen Person zum Schutz der festgehaltenen Person oder der Polizei-
beamtin und des Polizeibeamten Bild- und Tonaufnahmen erstellt werden. Neben Bildauf-
zeichnungen ist die Nutzung von Tonaufnahmen angezeigt, da tatlichen Auseinanderset-
zungen haufig verbale Auseinandersetzungen vorausgehen. Entsprechende Aufnahmen
sind daher geeignet, eine vollstandige Aufklarung der Situation, insbesondere auch in Be-
zug auf ihre Entstehung, zu ermdglichen.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 sind — ohne Anwesenheit von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamten — zum Schutz der Privatsphare der festgehaltenen Person grundsatzlich nur
Bildaufnahmen und diese nur kurzzeitig flr einen Zeitraum von einigen Sekunden zulassig,
wenn eine Gefahr fur Leib oder Leben der Person zu besorgen ist, insbesondere Suizidge-
fahr besteht. Die Person muss in diesen Fallen durch die Gewahrsamsbeamten kurz in
Augenschein genommen werden konnen, um z.B. etwaige Selbstverletzungshandlungen
auszuschlieBen. Der Malltnahme kann auch abschreckende und damit gefahrenabweh-
rende Wirkung zukommen, gerade im Falle von denkbaren Fremdgefahrdungen. ,Soweit"
begrenzt die MaRnahme in zeitlicher Hinsicht auf die Dauer, die zur Erforschung der Gefahr
erforderlich ist.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthalt zum Schutz der Privat- und Intimsphére der festgehaltenen Person Vor-
schriften betreffend die Ausgestaltung der Uberwachungsmaglichkeit.

Zu den Abséatzen 4 und 5

Die Absatze 4 und 5 regeln Dokumentationspflichten und Uber den Verweis auf § 32 Absatz
4 die in Bezug auf die erhobenen personenbezogenen Daten geltenden Aufbewahrungs-
und Loschfristen.

Zu § 65 (Dauer der Freiheitsentziehung)
Die Norm entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 42.
Zu Absatz 1

Nach der bisherigen Regelung zum verlangerten Unterbindungsgewahrsam, die auch zahl-
reiche Landespolizeigesetze enthalten, kann die Fortdauer der Freiheitsentziehung durch
richterliche Entscheidung auch Uber die grundsatzlich normierte Maximalzeit von 48 Stun-
den hinaus verlangert und bei schwerwiegenden Sicherheitsstérungen bis zu vier Tage an-
geordnet werden. Die tatbestandliche Anknupfung an die zu verhindernden Anlasstaten der
gemeinschaftlich begangenen No6tigung, des Landfriedensbruchs oder schweren Landfrie-
densbruchs tragen dem Ansinnen der Freiheitsentziehung in diesem Ausmalf als Ultima
Ratio Rechnung, um beispielsweise beharrlich zu Gewalt aufrufende Radelsflhrer aus der
Menschenmenge in Gewahrsam zu nehmen, die auf Bahnanlagen agieren oder durch ihr
Handeln massiv die Grenz- oder Luftsicherheit gefahrden. Im Rahmen der Bewaltigung ak-
tueller Lagen hat sich jedoch gezeigt, dass die bisher definierten Anlasstaten zu einschran-
kend sind. Anfang April 2022 hatte die Bundespolizei bereits an der Grenze und auf Bahn-
héfen in 16 Fallen konkrete Mallnahmen gegen 18 verhaltensauffallige Personen zur Ver-
hinderung von sexuellen Ubergriffen auf die aus der Ukraine wegen des durch Russland
gefuhrten Angriffskrieges geflichteten Frauen und Kinder veranlasst. Nach Ausschépfung
aller Mindermaflinahmen, insbesondere Gefahrderansprache, Platzverweis, Aufenthalts-
verbot und Fahndungsausschreibung, ware auch ein richterlich angeordneter verlangerter
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Unterbindungsgewahrsam zur Verhinderung derartiger Ubergriffe in einigen Fallen zweck-
tauglich gewesen. Gleiches gilt fur MalRnahmen gegen polizeibekannte Menschenhandler
und Schleuser, die versuchen, die Hilflosigkeit von Menschen in unibersichtlichen Lagen,
in denen auch die Sicherheitskrafte extrem gebunden sind, auszunutzen. Absatz 1 Satz 2
wird daher um Anlasstaten nach § 13 Absatz 1, sofern diese von erheblicher Bedeutung
sind, erganzt. Die hochstzulassige Dauer der Freiheitsentziehung des verlangerten Unter-
bindungsgewahrsams von vier Tagen nach Satz 3, die beibehalten werden soll, liegt deut-
lich hinter den zeitlichen Grenzen in den meisten Landespolizeigesetzen.

Zu § 66 (Durchsuchung und koérperliche Untersuchung von Personen; Enthahme
von Blutproben)

Die Norm entspricht weitestgehend dem bisherigen § 43.

Zu Absatz 1

Zu Nummer 6

Es wird auf die Begriindung zu § 23 Absatz 3 neuer Fassung verwiesen.
Zu Nummer 5

Die neue Nummer 5 steht in Zusammenhang mit dem neuen § 51. Die neue Befugnis er-
moglicht die Durchsuchung einer im Fahndungsbestand des polizeilichen Informationssys-
tems (mit dem Ziel der Ausschreibung im SIS) ausgeschriebenen Person und dient der
Identitatsfeststellung und der Erlangung wichtiger Informationen in Zusammenhang mit
dem Grenzubertritt.

Zu Absatz 4

Satz 1 entspricht — ungeachtet einer sprachlichen Gleichstellung — dem bisherigen 1. Halb-
satz. Der neue Satz 2 erganzt die Verfahrensvorschriften fur die Durchsuchung von Perso-
nen im Fall eines berechtigten Interesses um ein Wahlrecht der zu durchsuchenden Person
bezlglich des Geschlechts der Durchsuchungsperson (weibliche oder mannliche Polizei-
vollzugskraft) sowie um eine entsprechende Hinweispflicht.

Mit der Regelung, die sich an den Vorgaben fur die strafverfahrensrechtliche kérperliche
Untersuchung in § 81d StPO und an landesrechtlichen Durchsuchungsbefugnissen orien-
tiert, werden die Anforderungen des VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes malinahmenspezi-
fisch ausgestaltet. Damit sollen die Belange von Personen bericksichtigt werden, die aus
personlichen Grunden (z.B. trans- und intergeschlechtliche sowie nichtbinare Personen)
eine Durchsuchung durch eine polizeiliche Durchsuchungsperson bestimmten Geschlechts
als schamverletzend empfinden.

Um insbesondere den Bedarfen von trans- und intergeschlechtlichen sowie nichtbinaren
Personen als vulnerable Gruppe Rechnung zu tragen, wird diesen Personen ein Wahlrecht
hinsichtlich des Geschlechts der sie durchsuchenden Person eingeraumt.

Eine sog. Teildurchsuchung bei trans- und -intergeschlechtlichen sowie nichtbinaren Per-
sonen, bei der beispielweise der Oberkdrper von einer Polizeibeamtin und der Unterleib
von einem Polizeibeamten durchsucht wird, ist nicht zulassig. Betroffene Personen sollen
so vor einem unverhaltnismafigen Eingriff in die Intimsphare und in ihr Schamgefihl ge-
schutzt werden. Das bedeutet, dass die zustandigen Behdrden nur in atypischen Fallen
(z.B. Gefahr im Verzug oder dem Fall, dass sich eine der 0.g. Personengruppe zugehdrige
Person in einem den freien Willen ausschlielienden Zustand befindet) von der Berlcksich-
tigung des geauflerten Willens absehen dirfen und dies besonders begriinden mussen.
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Satz 3 beinhaltet die bisher im 2. Halbsatz geregelte Ausnahme von den Satzen 1 und 2
fir Falle, in denen eine sofortige Durchsuchung zum Schutz gegen eine Gefahr fir Leib
und Leben erforderlich ist.

Zu Absatz 6

Der neue Absatz 6 orientiert sich an § 36 des Hessischen Sicherheits- und Ordnungsge-
setzes und dient der Eigensicherung von Beschaftigten der Bundespolizei. Danach kénnen
korperliche Eingriffe bei denjenigen Personen vorgenommen werden, die moglicherweise
eine Gefahr fur andere verursachen. Damit wird die korperliche Untersuchung sowie die
Entnahme von Abstrichen und Blutproben bei Personen, die mit besonders gefahrlichen
Krankheitserregern infiziert sind und z.B. bei ihrer Festnahme Polizeibeamtinnen oder Po-
lizeibeamte verletzt haben, auf eine gesetzliche Grundlage gestellt. Die MalRnahmen dirfen
aulder bei Gefahr in Verzug nur richterlich angeordnet werden.

Die Aufnahme der kérperlichen Untersuchung und der Méglichkeit von Abstrichen ist vor-
gesehen, da viele Ubertragbare Krankheitserreger sich mittlerweile durch weniger invasive
Testungen nachweisen lassen, wie z.B. durch Gewinnung von Sputum oder durch Abstri-
che. Eine Beschrankung auf eingriffsintensivere Blutentnahmen ware daher nicht sachge-
recht.

Bei den (ibrigen Anderungen handelt es sich um redaktionelle Folge&nderungen.

Zu § 67 (Durchsuchung von Sachen)

Die Norm entspricht weitestgehend dem bisherigen § 44.

Zu Absatz 1

Zu Nummer 5

Die neue Nummer 5 steht in Zusammenhang mit dem neuen § 51. Die neue Befugnis dient
der ldentitatsfeststellung und der Erlangung wichtiger Informationen in Zusammenhang mit
dem Grenzubertritt.

Bei den (ibrigen Anderungen handelt es sich um redaktionelle Folgednderungen.

Zu Absatz 2

Der Verweis auf § 13 Absatz 1 ist eine Folgednderung entsprechend der Verweisanpassung
in § 26 Absatz 1 Nummer 3.

Zu § 68 (Betreten und Durchsuchung von Wohnungen)
Die Norm entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 45.
Zu § 69 (Verfahren bei der Durchsuchung von Wohnungen)

Die Norm entspricht dem bisherigen § 46. Sie enthalt redaktionelle Anpassungen und
Folgeanderungen.

Zu § 70 (Schutz zeugnisverweigerungsberechtigter Personen)
Die Norm entspricht § 62 BKAG und regelt den Schutz zeugnisverweigerungsberechtigter

Personen, soweit diese nicht selbst Verantwortliche sind, vgl. Absatz 4. Die Vorschrift gilt
fir samtliche Standardmalinahmen. Ein zentraler Anknipfungspunkt ist der
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Kernbereichsschutz. So kann gerade die Kommunikation mit Personen des besonderen
Vertrauens zum Kernbereich privater Lebensfihrung gehéren

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG, a.a.0., Randnummer 257) hat die Unterscheidung
zwischen Strafverteidigern und den in anderen Mandatsverhaltnissen tatigen Rechtsanwal-
ten als Abgrenzungskriterium fir einen unterschiedlichen Schutz als verfassungsrechtlich
nicht tragfahig erachtet. Insoweit tragt § 68 diesem Umstand Rechnung und bezieht samt-
liche Rechtsanwalte und Kammerrechtsbeistande in den Schutzbereich ein.

Zu Titel 4 (Erganzende Befugnisse, behordlicher Eigenschutz)
Zu § 71 (Sicherstellung)

Die Norm entspricht weitestgehend dem bisherigen § 47.

Zu Absatz 1

Absatz 1 entspricht mit Ausnahme der vorgenommenen redaktionellen Anderung in Num-
mer 2 dem bisherigen Absatz 1.

Zu Absatz 2

Nach derzeit bestehender Rechtslage scheidet bereits die Sicherstellung von Geld aus,
sofern dieses auf ein Konto der Hinterlegungsstelle eingezahlt ist und ab diesem Zeitpunkt
als Buchgeld nicht mehr unter den Begriff der ,Sache“ nach Absatz 1 fallt.

Der neue Absatz 2 ermdglicht die Sicherstellung von Forderungen und damit insbesondere
von Buchgeld sowie sonstigen Vermdgenswerten.

Die gegenwartige Gefahr, deren Abwehr die Sicherstellung dient, liegt regelmafRlig darin
begrundet, dass nach den gegebenen Anhaltspunkten die Vermdgenswerte zur Begehung
von Straftaten, besonders im Bereich der organisierten Schleusungskriminalitat, eingesetzt
werden sollen. Durch die praventive Sicherstellung von Vermégenswerten vor Tatbege-
hung wird der Aktionsspielraum der potentiellen Schleuser maf3geblich eingeschrankt.

Die Sicherstellung einer Forderung oder eines anderen Vermogenswertes richtet sich nach
den Vorschriften der Zivilprozessordnung. Sie hat die Rechtswirkungen einer Pfandung
(§ 829 Absatz 1 Satz 1 und 2 der Zivilprozessordnung) und begriindet ein Verfiigungsverbot
fir die Person, die fur die Gefahr verantwortlich ist, und verbietet dem Schuldner, an den
Verantwortlichen zu zahlen.

Zu § 72 (Verwahrung)

Die Norm entspricht abgesehen von einer redaktionellen Anderung in Absatz 2 dem bishe-
rigen § 48.

Zu § 73 (Verwertung)
Die Norm entspricht abgesehen von einer redaktionellen Anderung in Nummer 5 im We-

sentlichen dem bisherigen § 49. Der bisherige § 49 Absatz 4 ist Teil von § 74 geworden.
Die Uberschrift ist entsprechend redaktionell angepasst worden.
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Zu § 74 (Unbrauchbarmachung, Vernichtung und Einziehung)
Zu Absatz 1

Uber den bisherigen § 49 Absatz 4 hinaus sieht Absatz 1 neben der Méglichkeit der Un-
brauchbarmachung und Vernichtung diejenige der Einziehung vor.

Im Zustandigkeitsbereich der Bundespolizei werden im Zusammenhang mit grenzpolizeili-
chen Kontrollen zuweilen hohe Bargeldsummen auf der Grundlage des
§ 71 Absatz 1 Nummer 1 und 2 sichergestellt, um die Verwendung des Bargeldes fir die
Ausflhrung von Straftaten zu verhindern oder um die rechtmafRigen Eigentiimer vor dem
Verlust des Bargeldes zu schutzen. Sofern eine Aushandigung des sichergestellten Bargel-
des nicht in Betracht kommt, weil die Voraussetzungen der Sicherstellung durch die Aus-
handigung wieder eintreten oder der Berechtigte nicht ermittelt werden kann, besteht nach
der aktuellen Rechtslage nur die Moglichkeit, sichergestelltes Bargeld durch Versteigerung
zu verwerten oder zu vernichten. Dabei liegt Bargeld entgegen sonstiger Sachen bereits in
der Form vor, die sich als Erlés durch die Versteigerung ergeben wirde, weshalb eine Ver-
wertung nicht sinnvoll méglich ist. Auch wird eine Vernichtung regelmafig nicht zielfUhrend
sein.

Durch die Neuregelung tritt in Anlehnung an bestehende Regelungen der Lander neben die
bereits bestehenden Moglichkeiten der Verwertung, der Unbrauchbarmachung und der
Vernichtung die zuséatzliche Mdéglichkeit der Einziehung. Sie erfolgt durch Verwaltungsakt
und fuhrt den Eigentumsiibergang auf den Rechtstrager der handelnden Behdrde herbei.
Rechtliche Relevanz gewinnt die Neuregelung bei sichergestelltem Bargeld.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 soll die Moglichkeit der Einziehung gleichermalen in Bezug auf Vermdgens-
werte zulassig sein. Eine Einziehung ist danach auch dann maéglich, sofern das Bargeld als
Buchgeld verwahrt wird und damit formal seine Sacheigenschaft verloren hat.

Zu § 75 (Beendigung der Sicherstellung, Gebiihren und Auslagen)

Die Norm erweitert den bisherigen § 50 als Folgeanderung zu §71 Absatz2 und
§ 74 Absatz 2 um die Herausgabe sichergestellter Vermdgenswerte. Die Uberschrift ist ent-
sprechend weiter gefasst.

Zu Absatz 1

Die Formulierung des bisherigen § 50 Absatz 1 wurde dahingehend geandert, dass nun
auch die Herausgabe sichergestellter Vermdgenswerten und nicht nur die Herausgabe von
Sachen erfasst ist.

Zu Absatz 2

Die fur die Herausgabe von Sachen geltenden Besonderheiten regelt Absatz 2. Entfallen
ist dabei die nach dem bisherigen § 50 Absatz 2 Satz 2 vorgesehene Hinterlegung nach
den Vorschriften des Burgerlichen Gesetzbuchs. Eine Hinterlegung nach den Vorschriften
des Birgerlichen Gesetzbuchs setzt grundsétzlich eine Ubergabe der Sachen (zum Bei-
spiel Bargeld) an die Hinterlegungsstelle des Amtsgerichtes mit einem entsprechend hohen
Verwaltungsaufwand voraus.

Daher ist nach der Neuregelung die Wahl der Hinterlegungsstelle freigestellt und eine Hin-
terlegung auch im Organisationsbereich der Bundespolizeibehérde moglich, zugunsten ei-
nes reduzierten Verwaltungsaufwandes. Von der Sicherstellung bis zur Herausgabe der
Sache oder des Erloses liegt damit alles in einer Hand.
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Zu Absatz 3
Absatz 3 setzt das neue Bundesgebuhrengesetz um.
Zu § 76 (Einstellungsiiberpriifung)

§ 76 regelt das Verfahren, in dem Bewerberinnen und Bewerter flr den Dienst in der Bun-
despolizei vor ihrer Einstellung auf ihre Verfassungstreue und ihre charakterliche Eignung
Uberprift werden. Sie verpflichtet die Bundespolizei, bestimmte MaRhahmen vor jeder Ein-
stellung zwingend durchzufihren. Sie ermachtigt die Bundespolizei aulerdem, bei einer
Erforderlichkeit im Einzelfall weitergehende Ermittlungen anzustellen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt den Anwendungsbereich der Einstellungstberprifung. Es sind alle Bewer-
berinnen und Bewerber vor ihrer Einstellung zu tGberprifen.

Zu Absatz 2

Die Bewerberin oder der Bewerber muss eine Erklarung Uber eventuelle Beziehungen zu
kriminellen und terroristischen Organisationen sowie verfassungsfeindliche Bestrebungen
abgeben.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt, welche Behdrden und Datenbanken zwingend vor jeder Einstellung abzu-
fragen sind. Neben den Registern der Justiz und polizeilichen Datenbanken ist auch das
Bundesamt fur Verfassungsschutz abzufragen.

Zu Absatz 4

Absatz 4 ermachtigt die Bundespolizei zu weiteren ErmittlungsmafRnahmen, insbesondere
auch Internetrecherchen. Diese sind nur durchzufiihren, wenn dies im Einzelfall erforderlich
ist.

Zu Absatz 5

Fur eine Einstellungsuberprifung besteht kein praktischer Bedarf, wenn die Bewerberin o-
der Bewerber sowieso einer Sicherheitsuberprifung nach dem SUG unterzogen werden.

Zu Abschnitt 3 (Datenschutz und Datensicherheit, Pflichten der Bundespolizei)
Zu Unterabschnitt 1 (Datenschutzaufsicht)

Zu § 77 (Erganzende Befugnisse der oder des Bundesbeauftragten fiir den
Datenschutz und die Informationsfreiheit)

Die datenschutzaufsichtliche Zustandigkeit der oder des Bundesbeauftragten fir den Da-
tenschutz und die Informationsfreiheit fur die Datenverarbeitung sowie Regelungen zur
Ausgestaltung seines Amts und allgemeine Beschreibungen seiner Aufgaben und Befug-
nisse finden sich grundsatzlich im Bundesdatenschutzgesetz. § 76 dient insofern der Er-
ganzung.

In Absatz 2 erhalt die oder der Bundesbeauftragten fir den Datenschutz und die Informati-
onsfreiheit — auch in Umsetzung von Artikel 47 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2016/680 — die
Befugnis, gegenlber der Bundespolizei verbindliche MalRnahmen anzuordnen, sofern da-
tenschutzrechtliche VerstéRe zuvor nach den allgemeinen Regelungen des § 16 Absatz 2
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BDSG beanstandet wurden. Diese MalRnahmen schlief3en nicht die Léschung personenbe-
zogener Daten ein und setzen voraus, dass ein erheblicher Verstol3 in Rede stehen muss.
Die in § 61 BDSG niedergelegten Rechtsschutzmdglichkeiten der Bundespolizei gegen sol-
che verbindlichen Malinahmen bleiben unberihrt.

Zu Unterabschnitt 2 (Pflichten der Bundespolizei)
Zu § 78 (Benachrichtigung bei verdeckten und eingriffsintensiven Mahahmen)
Die Norm ist an § 74 BKAG angelehnt.

Die Vorschrift setzt einerseits die Anforderungen aus dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 20. April 2016 (BVerfGE 141, 220 - Rn. 136) an Benachrichtigungspflichten
bei verdeckten und sonstigen eingriffsintensiven MaRnahmen um. Sie legt fest, bei Vorlie-
gen welcher MalRnahmen welche Betroffenen seitens der Bundespolizei aktiv zu benach-
richtigen sind. Andererseits fihrt sie die bereits bestehenden Benachrichtigungsvorschrif-
ten an einer Stelle zusammen.

Benachrichtigungen konnen unterbleiben, wenn ihnen Uberwiegend schutzwirdige Be-
lange einer betroffenen Person entgegenstehen. Hierbei kann es sich insbesondere um
Belange einer von der Straftat verletzte Person handein.

Zu § 79 (Benachrichtigung liber die Speicherung personenbezogener Daten von
Kindern)

§ 79 ist an § 75 BKAG angelehnt und schafft Regelungen hinsichtlich der Benachrichti-
gungspflichten Gber die Speicherung personenbezogener Daten von Kindern.

Zu § 80 (Aussonderungspriffrist und Mitteilung von Léschungsverpflichtungen)

§ 80 nimmt die Regelungen aus dem bisherigen § 35 auf und konkretisiert die sich aus § 75
des Bundesdatenschutzgesetzes ergebende Verpflichtung, Losch- bzw. Aussonderungs-
pruffristen vorzusehen. Die Regelungen des bisherigen § 35 werden mit dem Ziel der Ver-
einheitlichung der gesetzlichen Regelungen in den Polizeigesetzen des Bundes in zwei Pa-
ragraphen aufgeteilt und in ihrer Struktur an § 77 und 78 BKAG angepasst.

Zu § 81 (Léschung von durch Besondere Mittel der Datenerhebung oder
vergleichbare MaBnahmen erlangten personenbezogenen Daten)

§ 80 entspricht § 79 BKAG und vollzieht auch die Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts vom 20. April 2016 (a.a.O., Randnummern 269 ff.) nach.

Zu § 82 (Berichtigung personenbezogener Daten, Einschriankung der Verarbeitung
in Akten und Vernichtung von Akten)

Die Norm trifft Regelungen flr die Berichtigung personenbezogener Daten und die Ein-
schrankung der Verarbeitung in Akten, die bisher ebenfalls im bisherigen § 35 enthalten
waren. Der neue § 81 orientiert sich an § 78 BKAG.

Zu § 83 (Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten)

§ 83 trifft ergdnzend zu § 70 des Bundesdatenschutzgesetzes konkretisierende Regelun-
gen. Anstelle der Errichtungsordnung nach dem bisherigen § 36 ist kiinftig ein Verzeichnis
von Verarbeitungstatigkeiten zu fuhren, das im Wesentlichen die gleichen Inhalte enthalten
wird. Das Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten ermoglicht die interne und externe Da-
tenschutzkontrolle.
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Zu Absatz 1

Absatz 1 stellt klar, dass die Bundespolizei zusatzlich zu den Angaben nach § 70 des Bun-
desdatenschutzgesetzes Angaben zu den Zugriffsberechtigungen aufnimmt. Des Weiteren
sind zu den betroffenen Verfahren auch Angaben zur Ubermittlung im Wege eines einge-
richteten automatisierten Abrufverfahrens und zur Auftragsdatenverarbeitung aufzuneh-
men.

Zu Absatz 2

Nach Absatz 2 ist das Verfahrensverzeichnis zentral beim Bundespolizeiprasidium zu fih-
ren. Es ist dort laufend zu aktualisieren. Zur Qualitatssicherung wird durch Satz 2 die Be-
teiligung der Datenschutzbeauftragen der Bundespolizeibehérden vorgeschrieben.

Zu Absatz 3

In Absatz 3 wird bestimmt, dass das Verzeichnis und seine Aktualisierungen der oder dem
Bundesbeauftragten fir den Datenschutz und die Informationsfreiheit zur Verfligung zu stel-
len ist. Insoweit wird Gber § 70 Absatz 4 des Bundesdatenschutzgesetzes hinausgegangen,
der eine Zurverfliigungstellung lediglich ,auf Anfrage® vorsieht.

Zu § 84 (Protokollierung)

§ 84 trifft zum Bundesdatenschutzgesetz erganzende Regelungen zur Protokollierung von
Verarbeitungsvorgangen. Die Vorschrift ist § 81 BKAG nachgebildet.

Zu Absatz 1

Nummer 1 legt Uber § 76 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes hinausgehend und
diesen erganzend in seiner Nummer 1 fest, dass die Protokolle den Datenschutzbeauftrag-
ten der Bundespolizeibehérden und der oder dem Bundesbeauftragten fir den Datenschutz
und die Informationsfreiheit in elektronisch auswertbarer Form zum Zweck der Daten-
schutzkontrolle zur Verfigung stehen mussen, um eine effiziente und IT-gestutzte Daten-
schutzkontrolle zu ermdglichen.

Nach Nummer 2 muss die Protokollierung es aufderdem ermdoglichen, zu Gberprifen, ob die
Regelungen uber Zugriffsberechtigungen eingehalten werden.

Zu Absatz 2
Absatz 2 trifft datenschutzrechtliche Regelungen zur Léschung der Protokolldaten.
Zu § 85 (Protokollierung bei verdeckten und eingriffsintensiven Manahmen)

Die Vorschrift setzt einerseits die Anforderungen aus dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 20. April 2016 (BVerfGE 141, 220 - Rn. 141, 267) an eine umfassende Proto-
kollierungspflicht bei verdeckten und sonstigen eingriffsintensiven Mallnahmen um. Ande-
rerseits fuhrt sie die bereits bestehenden Protokollierungsvorschriften an einer Stelle zu-
sammen.

Die Regelung ist § 82 BKAG nachgebildet.
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Zu Abschnitt 4 (Schadensausgleich)
Zu § 86 (Zum Ausgleich verpflichtende Tatbestande)

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 51 und enthalt lediglich redaktionelle Anpassun-
gen bzw. Folgeanderungen.

Zu § 87 (Inhalt, Art und Umfang des Ausgleichs)

Die Norm entspricht dem bisherigen § 52 und enthalt lediglich redaktionelle Anpassungen
bzw. Folgeanderungen.

Zu § 88 (Ausgleich im Todesfall)

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 53 und enthalt lediglich redaktionelle Anpassun-
gen bzw. Folgeanderungen.

Zu § 89 (Verjahrung des Ausgleichsanspruchs)

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 54 und enthalt lediglich eine redaktionelle Folge-
anderung.

Zu § 90 (Ausgleichspflichtiger, Ersatzanspriiche)

Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 55.

Zu § 90 (Ausgleichspflichtiger, Ersatzanspriiche)

Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird die Ausgleichspflicht flir auslandische Einsatzkrafte entsprechend des Ar-
tikels 21 des Beschlusses des Rates 2008/615 JI vom 27. Juni 2008 erganzt. Dabei erfolgt
angesichts der unterschiedlichen Ausgestaltung der Polizei in anderen Staaten und dem
dort teilweise unbekannten Beamtenbegriff eine Anpassung der Bezeichnungen anhand
von Artikel 17 Absatz 1 des Beschlusses des Rates 2008/615 JI vom 27. Juni 2008.

Zu Absatz 4

Mit dem neuen Absatz 4 werden erganzende Regelungen zur neuen Ausgleichspflicht fur
auslandische Einsatzkrafte nach Absatz 1 geschaffen. Diese Ausgleichspflicht richtet sich
nach dem geltenden Unionsrecht, den daflir geltenden vélkerrechtlichen Vereinbarungen
oder den auf Grund solcher Vereinbarungen getroffenen Regelungen.

Bei den sonstigen Anderungen handelt es sich um redaktionelle Folgeanderungen.

Zu § 91 (Rechtsweg)

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 56 und enthalt lediglich eine redaktionelle Folge-
anderung.

Zu Abschnitt 5 (Organisation und Zustandigkeiten)
Zu § 92 (Bundespolizeibehorden)

§ 91 entspricht dem bisherigen § 57 und enthalt lediglich redaktionelle Anderungen.
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Zu § 93 (Sachliche und ortliche Zustandigkeit; Widerspruchsbehorde;
Verordnungserméachtigung)

Die Absatze 1 bis 3 entsprechen dem bisherigen § 58 und enthalten lediglich redaktionelle
Anderungen. Die Aussage zur Zustimmungsfreiheit ist rein deklaratorisch.

Zu Absatz 4

Mit dem neuen Absatz 4 wird die von § 73 Absatz 1 Satz 3 der Verwaltungsgerichtsordnung
zugelassene gesetzliche Regelung geschaffen, dass die regionalen Bundespolizeidirektio-
nen und die Bundespolizeiakademie Widerspruchsbehdrde entscheiden. Dies erfolgt auf
Grund der gréfReren Sachnahe der regionalen Bundespolizeibehdérden und soll zudem eine
Vereinfachung der gegebenenfalls im Widerspruchsverfahren notwendigen erganzenden
Sachverhaltsaufklarung erreichen.

Zu § 94 (Einsatz von Hubschraubern)

§ 94 entspricht dem bisherigen § 60 und enthalt lediglich redaktionelle Anpassungen.
Zu § 95 (Grenziibergangsstellen und Grenzerlaubnis)

§ 95 entspricht dem bisherigen § 61 und enthalt lediglich redaktionelle Anpassungen.
Zu § 96 (Unterstitzungspflichten)

§ 96 modifiziert den bisherigen § 62.

Aktuell erstrecken sich die liegenschaftlichen Unterstutzungspflichten lediglich auf die Auf-
gabenwahrnehmung nach den §§ 2 bis 4a. Sonstige Aufgaben nach den §§ 2 bis 8 und der
Bundespolizei nach dem Aufenthaltsgesetz zugewiesene praventivpolizeiliche Aufgaben
sind nicht erfasst. Damit besteht bisher keine ausdruckliche Unterstiitzungspflicht der Flug-
hafenbetreiber fir den geman § 71 Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes zugewiesenen Auf-
gabenbereich der Ruckfuhrung, so dass in diesem Bereich fir die Bundespolizei keine
Raumlichkeiten zur Unterbringung der riickzufihrenden Personen zur Verfigung gestellt
bzw. auf Kosten der Bundespolizei angemietet werden muissen.

Die Anpassung zugunsten der Bundespolizei ist insofern sachgerecht, da diese den von
den Betreibern eréffneten Verkehr auch in deren Interesse schitzt. Ohne die Einrichtung
eines entsprechenden Verkehrs durch die Unterstitzungspflichtigen, ware eine Unterbrin-
gung auf deren Liegenschaften nicht erforderlich.

Zu § 97 (Vollzugsdienst, Hilfspolizeibeamtinnen und Hilfspolizeibeamte)

§ 97 entspricht dem bisherigen § 63 und enthalt lediglich redaktionelle Anpassungen.
Zu § 98 (Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamtinnen und
Polizeivollzugsbeamten der Lander sowie von Vollzugsbeamtinnen und
Vollzugsbeamten anderer Bundesbehoérden oder anderer Staaten im

Zustandigkeitsbereich der Bundespolizei)

§ 98 Absatz 1 und Absatz 3 entsprechen dem bisherigen § 64 Absatz 1 und 3 und enthalten
lediglich redaktionelle Anderungen.

Zu Absatz 2

Die Regelung wird an die entsprechenden Regelungen in den Polizei- und Ordnungsgeset-
zen der Lander angepasst.
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Zu Absatz 4

Die Neufassung des Absatzes 4 soll die vielfaltige Zusammenarbeit der Bundespolizei mit
den Sicherheitsbehdrden anderer Staaten und EU-Agenturen vereinfachen. Zudem werden
angesichts der unterschiedlichen Ausgestaltung der Polizei in anderen Staaten und dem
dort teilweise unbekannten Beamtenbegriff die Bezeichnungen anhand von Artikel 17 Ab-
satz 1 des Beschlusses des Rates 2008/615 JI vom 27. Juni 2008 angepasst.

Eine Vereinheitlichung mit der Formulierung von § 98 Absatz 2 (,tatig werden®) erscheint
hier insofern sinnvoll, als durch die Formulierung ,Amtshandlungen” ggf. durchzufiihrende
Ubungen nicht abgedeckt zu sein scheinen.

Zu § 99 (Amtshandlungen von Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei im
Zustiandigkeitsbereich eines Landes oder Tatigkeiten in anderen Staaten)

Zu Absatz 1

§ 99 Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 65 Absatz und enthalt lediglich redaktionelle
Anderungen.

Zu Absatz 2

§ 99 Absatz 2 erganzt den bisherigen § 65 Absatz 2 um die Klarstellung, dass die Bundes-
polizei auch an Bord auslandischer Luftfahrzeuge tatig werden kann.

Ein Bedarf fir entsprechende Einsatze der Bundespolizei besteht aufgrund der zunehmen-
den Zusammenarbeit von Fluggesellschaften in internationalen Verbiinden oder Konzernen
und den damit einhergehenden kurzfristigen Wechsel der auf einzelnen Routings einge-
setzten Luftfahrzeugen. Solche Wechsel fuhren haufig auch zum Einsatz von Luftfahrzeu-
gen unter der Flagge anderer Staaten. zum Tragen. Ein Wechsel des Luftfahrzeugs und
der Flagge haben aber keinen Einfluss auf die Gefahrdungsbewertung und die tatsachliche
Gefahr. Durch den Verweis auf § 5 wird klargestellt, dass ein Einsatz von Flugsicherheits-
begleitern an Bord von auslandischen Luftfahrzeugen unter den in Absatz 2 genannten Vo-
raussetzungen maoglich ist.

Als Beispiel sei hier der Flug eines bekannten Gefahrders von Frankfurt nach Wien mit
Lufthansa genannt, bei dem es zu einem kurzfristig betriebsbedingten Wechsel des Luft-
fahrzeugs auf ein Luftfahrzeug von Austrian Air unter der Flagge Osterreichs kommt. Hier
ist nach bisheriger Rechtslage keine Begleitung mdglich.

Zu § 100 (Amtshandlungen von Beamtinnen und Beamten der Zollverwaltung im
Zustandigkeitsbereich der Bundespolizei)

§ 100 entspricht dem bisherigen § 66 und enthalt lediglich redaktionelle Anpassungen.

Zu § 101 (Amtshandlungen von Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei im
Zustandigkeitsbereich der Zollverwaltung)

§ 101 entspricht dem bisherigen § 67 und enthalt lediglich redaktionelle Anpassungen.

Zu § 102 (Wahrnehmung von Aufgaben durch die Zollverwaltung;
Verordnungserméachtigung)

§ 102 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 68 und enthalt lediglich redaktionelle
Anpassungen bzw. Folgednderungen.
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Zu Abschnitt 6 (Schlussbestimmungen)
Zu § 103 (Verwaltungsvorschriften)

§ 103 entspricht dem bisherigen § 69.

Zu § 104 (BuBRgeldvorschriften)

§ 104 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 69a und wird um weitere Ordnungswid-
rigkeitstatbestande erganzt.

Die bisherige BuRgeldvorschrift qualifiziert lediglich den VerstoR gegen die Ubermittlungs-
pflicht von Passagierdaten durch Luftfahrtunternehmen als Ordnungswidrigkeit. Die Neure-
gelung verfolgt eine Ausweitung der Sanktionsmaoglichkeiten hinsichtlich weiterer etwaiger
Zuwiderhandlungen der Luftfahrtunternehmen. Namentlich sollen kiinftig auch Verstolie
gegen die ihnen gemaRk § 97 Absatz 2 Nummer Satz 1 Nummer 4 auferlegten Mitwirkungs-
pflichten bulgeldbewahrt sein, wenn die Ubermittlung trotz einer vollziehbaren Anordnung
nicht erfolgt. Dadurch wird das staatliche Interesse an einer qualitativ hochwertigen Wahr-
nehmung der Aufgabe nach § 5 und deren ordnungsgemafe Durchfiihrung gewahrleistet.

Zu § 105 (Einschrankung von Grundrechten)
§ 105 setzt das Zitiergebot aus Artikel 19 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes um.
Zu § 106 (Berichtspflichten; Evaluierung)

In § 106 Absatz 1 werden in Umsetzung der im Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom
20. April 2016 (BVerfGE 141, 220 - Rn. 143, 268) enthaltenen Anforderungen turnusmafige
Berichtspflichten der Bundespolizei bezlglich der in §§ 25, 30, 31, 35, 36 bis 42, 50 bis 52
enthaltenen Befugnisse eingefihrt. Das Bundesverfassungsgericht hatte fiur verdeckte
Uberwachungsmafinahmen eine Berichtspflicht gefordert, da Betroffene und die Offentlich-
keit die MaRnahme unmittelbar nicht wahrnehmen und lediglich nachtraglichen Rechts-
schutz beanspruchen koénnen. Ziel ist die Ermittlung, in welchem Umfang von den Befug-
nissen Gebrach gemacht wird. Durch eine Berichtspflicht soll dartiber hinaus eine &ffentli-
che Diskussion Uber die Auslibung dieser Befugnisse ermdglicht werden. Zur Zielerrei-
chung sollen vor allem statistische Daten zugrunde gelegt werden, um die Ausibung der
Befugnisse objektiv bewerten zu kdnnen.

Dabei wird die Berichtspflicht auch auf die Wahrnehmung der Befugnisse zur Ubermittlung
personenbezogener Daten im internationalen Bereich (§ 56) ausgedehnt, soweit die tber-
mittelten Daten im Zusammenhang mit den vorgenannten Maf3nahmen erlangt wurden. Die
prozedurale Ausgestaltung der Berichtspflicht, d. h. die Berichterstattung des Bundespoli-
zeiprasidiums an das Bundesministerium des Innern und Weiterleitung von dort an die Bun-
desregierung und den Deutschen Bundestag spiegelt die fachaufsichtliche Rolle des Bun-
desministeriums des Innern adaquat wieder.

In § 106 Absatz 2 wird festgelegt, dass die Unterbringungssituation der Bundespolizei im
Bereich der Unternehmen nach § 96 Absatz 2 evaluiert wird. Ziel ist es, die Unterbringungs-
situation unter dem Gesichtspunkt der angemessenen Aufgabenerfillung und unter dem
Gesichtspunkt der Wertschatzung fur Polizistinnen und Polizisten durch angemessene Un-
terbringung (Ausstattung, Platz, Zustand, Sauberkeit) zu bewerten. Dabei soll die Unter-
bringungssituation mdglichst breitflachig dokumentiert und dargestellt werden. Dann soll
gepriuft werden, ob die Unterbringung die Aufgabenerflllung ermdglicht und Uberdies hin-
aus, ob ein angemessenes Unterbringungsniveau besteht. Dabei sollen die vor Ort einge-
setzten Beamtinnen und Beamte zu den getroffenen Dokumentationen befragt werden, da-
mit die unmittelbar in den Raumlichkeiten untergebrachten Personen in den Blick genom-
men werden. Das Kriterium der Eignung zur Aufgabenerfiillung umfasst auch die
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technische Ausstattung. Die Angemessenheit der Unterbringung nimmt dabei auch mittel-
bar erforderliche Aspekte, etwa Sanitdranlagen, Zuganglichkeit und Ausstattung und die
subjektive Wahrnehmung der Polizistinnen und Polizisten in den Blick. Damit wird sowohl
Optimierungsbedarf ermittelt, als auch eine Debatte Gber die angemessene Unterbringung
ermdglicht. Ausgenommen von der Evaluation sind die Fallgruppen nach § 96 Absatz 2
Nummer 4, da diese nicht gebaudebezogen sind.

Zu § 107 (Ubergangsvorschrift)

Es handelt sich um eine Ubergangsvorschrift, die § 91 BKAG nachgebildet ist. Die Weiter-
verarbeitung und Ubermittlung von personenbezogenen Daten ist bis zum Inkrafttreten der
Neufassung des BPolG auch ohne Kennzeichnung zulassig nach den Bestimmungen einer
Errichtungsanordnung nach dem bisherigen § 36. Damit soll die Weiterverwendung der
nach bisherigem Recht erhobenen ,Altdaten” mit einem fur die Bundespolizei vertretbaren
Verwaltungsaufwand ermdglicht werden.

Zu Artikel 2 (Anderung der Verordnung iiber die Zustindigkeiten der
Bundespolizeibehoérden)

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen infolge der Neustrukturierung des Bundes-
polizeigesetzes.

Die Lander fuhren in ihrem Zustandigkeitsbereich auch Sicherheitstiberprifungen auf
Grundlage landesrechtlicher Bestimmungen durch; das Sicherheitsiberprifungsgesetz des
Bundes ist dort nicht anwendbar. Da diese landesrechtlichen Vorschriften ebenfalls Anfra-
gen bei der Bundespolizei vorsehen, wird § 1 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe e) um die
Worte ,oder einer entsprechenden landesgesetzlichen Vorschrift* erganzt.

Zu Artikel 3 (Anderung des Zollfahndungsdienstgesetzes)

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen infolge der Neustrukturierung des Bundes-
polizeigesetzes.

Zu Artikel 4 (Anderung des Bundeskriminalamtgesetzes)

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen infolge der Neustrukturierung des Bundes-
polizeigesetzes.

Zu Artikel 5 (Anderung des Aufenthaltsgesetzes)
Zu Nummer 1

Eines der Hauptprobleme bei der effektiven Durchfihrung von Ruckfihrung besteht darin,
dass vollziehbar ausreisepflichtige Auslander untertauchen. Die zustandige Auslénderbe-
horde trifft zwar die Rickkehrentscheidung, kann diese mangels Zugriff auf die vollziehbar
ausreisepflichtige Person aber nicht vollstrecken.

Soweit die Bundespolizei die untergetauchte, vollziehbar ausreisepflichtige Person dann in
ihrem Zustandigkeitsbereich aufgreift, wirkt sie zwar darauf hin, dass die Auslanderbehérde
unverzuglich tber den Aufgriff informiert und ihre so weitere MalRnahmen, wie die Beantra-
gung von Abschiebehaft, ermdglicht werden. In der Praxis gelingt dies aber haufig nicht,
weil die zustandige Auslanderbehodrde bzw. die zustédndige Sachbearbeiterin oder der zu-
standige Sachbearbeiter auerhalb der normalen Geschéaftszeiten nicht kurzfristig erreich-
bar sind. Die Bundespolizei kann die vollziehbar ausreisepflichtige Person dann lediglich
mit einer Anlaufbescheinigung versehen und zur Meldung bei der zustandigen Auslander-
behorde auffordern, muss sie aber wieder auch ihrer Obhut entlassen. Dies bietet der voll-
ziehbar ausreisepflichtigen Person die Gelegenheit, erneut unterzutauchen.
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Auch ein Ruckgriff auf die Polizeien der Lander ist der Bundespolizei in solchen Konstella-
tionen regelmanig nicht mdéglich. Diese sind zwar nach § 71 Absatz 5 AufenthG schon heute
fur Rickfihrungsmalfinahmen, einschlieBlich der Beantragung von Abschiebehaft, zustan-
dig. Allerdings fehlen den Landespolizeien aufgrund ihres breiten Aufgabenspektrums hau-
fig die personalen Ressourcen, um auch noch die von der Bundespolizei aufgegriffenen
vollziehbar ausreisepflichtigen Personen kurzfristig Ubernehmen zu kénnen.

Entsprechende praktische Probleme bestehen, wenn Ruckflihrungsversuche der Bundes-
polizei am Widerstand der vollziehbar ausreisepflichtigen Person scheitern, wie es insbe-
sondere bei Ruckfuhrungen auf dem Luftweg haufig vorkommt. Wenn die Bundespolizei
die zustandige Auslanderbehérde dann nicht zeitnah erreichen kann, damit diese die (er-
neute) Anordnung der Abschiebehaft bei Gericht beantragt, muss die Bundespolizei die
vollziehbar ausreisepflichtige Person nach dem gescheiterten Abschiebeversuch vollstan-
dig aus ihrer Obhut entlassen. Ahnliche Konstellationen ergeben sich, wenn die Bundespo-
lizei nach der Dublin-VO vollziehbar ausreisepflichtige Personen aus anderen EU-Mitglied-
staaten Ubernimmt.

Von besonderer Bedeutung fur die 6ffentliche Wahrnehmung sind Falle der vorgenannten
Art, wenn die vollziehbar ausreisepflichtige Person auch schon mit Gewalt-, Eigentums-,
Sexual-, Betaubungsmittel-, Waffen- oder Sachbeschadigungsdelikten auffallig geworden
ist und sie zeitnah nach ihrer Entlassung aus der Obhut der Bundespolizei erneut entspre-
chende Straftaten begeht.

Vor diesem Hintergrund soll § 71 Absatz 3a die Bundespolizei in die Lage versetzen, ins-
besondere in qualifizierten und herausgehobenen Einzelfallen mit der nétigen Rechts- und
Handlungssicherheit zlgig tatig zu werden, um das Untertauchen von vollziehbar ausreise-
pflichtigen Auslandern zu verhindern und eine Abschiebung zu ermdglichen.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen infolge der Neustrukturierung des Bundes-
polizeigesetzes.

Zu Nummer 3

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen infolge der Neustrukturierung des Bundes-
polizeigesetzes.

Zu Artikel 6 (Anderung des Zollverwaltungsgesetzes)

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen infolge der Neustrukturierung des Bundes-
polizeigesetzes.

Zu Artikel 7 (Anderung des Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetzes)

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen infolge der Neustrukturierung des Bundes-
polizeigesetzes.

Zu Artikel 8 (Anderung des BSI-Gesetzes)

Die Anderung dient der Korrektur eines Regelungszustandes, der durch die Verwendung
eines dynamischen Verweises entstanden ist. Dafur wird anstelle eines Verweises der
Wortlaut der friheren Fassung des § 60 Absatz 1 Nummern 1 und 3 AWV unmittelbar in
das BSIG ubernommen.

Die Begrindung und alle weiteren Ausfihrungen zu den Gesetzesfolgen sind im Zweiten
Gesetz zur Erhéhung der Sicherheit informationstechnischer Systeme (IT-
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Sicherheitsgesetz 2.0) enthalten. Durch die vorliegende Anderung werden die dort genann-
ten Angaben kunftig wieder zutreffend sein.

Zu Artikel 9 (Anderung der Telekommunikations-Uberwachungsverordnung)

Die Aufnahme der Befugnis zur Telekommunikationstiberwachung in das Bundespolizeige-
setz erfordert eine gleichzeitige Anpassung der Telekommunikationsiiberwachungsverord-
nung (TKUV). Als Verordnung auf der Grundlage des § 170 Absatz 5 des Telekommunika-
tionsgesetzes beinhaltet die TKUV insbesondere Regelungen fiir Telekommunikationsun-
ternehmen zu den grundlegenden technischen Anforderungen und den organisatorischen
Eckpunkten fiir die Umsetzung von UberwachungsmaRnahmen.

Die TKUV nimmt in den durch den Artikel 9 anzupassenden Regelungen Bezug auf die
jeweiligen Eingriffsnormen in den verschiedenen Gesetzen der Sicherheits- und Strafver-
folgungsbehdrden. Dadurch werden die Regelungen der TKUV fiir die Umsetzung der Te-
lekommunikationstiberwachungsmalRnahmen bei den Telekommunikationsunternehmen
anwendbar, die sich aus der jeweiligen gesetzlichen Verpflichtung fir die Telekommunika-
tionsunternehmen ergeben, die Uberwachung und Aufzeichnung der Telekommunikation
zu ermdglichen.

Durch die Anpassungen der TKUV wird ein Gleichklang hergestellt in Bezug auf die bishe-
rigen Verweise auf die entsprechenden Regelungen in der Strafprozessordnung, G10,
ZFdG, BKAG und dem BNDG sowie dem Bundespolizeigesetz, in das die Mdglichkeit der
Telekommunikationstiberwachung neu aufgenommen wurde. Daher handelt es sich bei
den TKUV-Anpassungen um Folgeanderungen, die durch die Aufnahme der Befugnis zur
Telekommunikationstuberwachung in das Gesetz bedingt sind.

Zu Artikel 10 (Weitere Folgeanderungen)

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen infolge der Neustrukturierung des Bundes-
polizeigesetzes. Die Anderung des Gendiagnostikgesetzes dient der Klarstellung. Ausweis-
lich der Bundestagsdrucksache 16/10532, Seite 20, wollte der Gesetzgeber auch die Vor-
schriften der Polizeigesetze des Bundes von dessen Anwendungsbereich ausnehmen.

Zu Artikel 11
Die Vorschrift regelt das AuRerkrafttreten des bisherigen Bundespolizeigesetzes.
Zu Artikel 12 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des neuen Bundespolizeigesetzes und zugehdriger
Folgeanderungen. Wegen einer dringenden Notwendigkeit der Umsetzung der Richtlinie
(EU) 2016/680 im Bereich der Datenverarbeitung bei der Bundespolizei ist ein Inkrafttreten
zum 1. Tag eines auf die Verkiindung folgenden Quartals nicht zweckmafig.
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	Artikel 2
	Änderung der Verordnung über die Zuständigkeiten der Bundespolizeibehörden
	Die Verordnung über die Zuständigkeiten der Bundespolizeibehörden vom 22. Februar 2008 (BGBl. I S. 250), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I S. 332) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 1 wird wie folgt geändert:
	2. In Absatz 4 wird die Angabe „§ 31 Abs. 7“ durch die Angabe „§ 50 Absatz 7“ ersetzt.
	3. Absatz 5 wird durch folgenden Absatz 3 ersetzt:
	4. § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:


	Artikel 3
	Änderung des Zollfahndungsdienstgesetzes
	Das Zollfahndungsdienstgesetz vom 30. März 2021 (BGBl. I S. 402), das zuletzt durch Artikel 26 des Gesetzes vom 6. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 149) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 9 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	2. In § 39 Satz 2 wird die Angabe „§§ 15 bis 20 Absatz 1“ durch die Angabe „§§ 16 bis 21 Absatz 1“ ersetzt.
	3. In § 42 Absatz 4 wird die Angabe „gilt“ durch die Angabe „gelten“ sowie die Angabe „§ 49“ durch die Angabe „§§ 72, 73“ ersetzt.
	4. § 43 wird wie folgt geändert:
	5. In § 53 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§§ 15 bis 20 Absatz 1“ durch die Angabe „§§ 16 bis 21 Absatz 1“ ersetzt.
	6. In § 57 wird die Angabe „§ 24 Absatz 3“ durch die Angabe „§ 27 Absatz 3“ ersetzt.
	7. In § 61 Absatz 2 wird die Angabe „§ 40“ durch die Angabe „§ 61“ sowie die Angabe „§§ 41 und 42“ durch die Angabe „§ 62 und 64“ ersetzt.
	8. In § 63 Satz 2 wird die Angabe „§§ 15 bis 20“ durch die Angabe „§§ 16 bis 21“ ersetzt.
	9. In § 81 Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „§§ 15 bis 20“ durch die Angabe „§§ 16 bis 21“ ersetzt.
	10. In § 102 wird die Angabe „§§ 51 bis 56“ durch die Angabe „§§ 85 bis 90“ ersetzt.


	Artikel 4
	Änderung des Bundeskriminalamtgesetzes
	Das Bundeskriminalamtgesetz vom 1. Juni 2017 (BGBl. I S. 1354; 2019 I S. 400), das zuletzt durch […] geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 32 Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 68“ durch die Angabe „§ 102“ ersetzt.
	2. In § 38 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§§ 15 bis 20“ durch die Angabe „§§ 16 bis 21“ ersetzt.
	3. In § 41 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§§ 17 und 18“ durch die Angabe „§§ 18 und 19“ sowie die Angabe „§ 20“ durch die Angabe „§ 21“ ersetzt
	4. In § 42 Absatz 1 wird in der Angabe vor Nummer 1 die Angabe „§ 23 Absatz 3 Satz 1, 2, 4 und 5“ durch die Angabe „§ 26 Absatz 3“ ersetzt.
	5. In § 43 Absatz 1 wird die Angabe „§ 24“ durch die Angabe „§ 27“ ersetzt.
	6. In § 44 Absatz 2 wird die Angabe „§ 25“ durch die Angabe „§ 28“ ersetzt.
	7. In § 45 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe „§ 17 oder § 18“ durch die Angabe „§ 18 oder § 19“ sowie die Angabe „§ 20“ durch die Angabe „§ 21“ ersetzt.
	8. In § 46 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a wird die Angabe „§ 17 oder § 18“ durch die Angabe „§ 18 oder § 19“ ersetzt.
	9. In § 49 Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 17 oder § 18“ durch die Angabe „§ 18 oder § 19“ ersetzt.
	10. In § 50 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe „§ 17 oder § 18“ durch die Angabe „§ 18 oder § 19“ ersetzt.
	11. In § 51 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe „§ 17 oder § 18“ durch die Angabe „§ 18 oder § 19“ ersetzt.
	12. In § 52 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe „§ 17 oder § 18“ durch die Angabe „§ 18 oder § 19“ ersetzt.
	13. In § 57 Absatz 2 wird die Angabe „§ 40 Absatz 1 und 2 sowie die §§ 41 und 42 Absatz 1 Satz 1, 3 und Absatz 2“ durch die Angabe „§ 61 Absatz 1 und 2 sowie die §§ 62 und 64 Absatz 1 Satz 1, 3 und Absatz 2“ ersetzt.
	14. In § 58 Absatz 3 wird die Angabe „§ 43“ durch die Angabe „§ 65“ ersetzt.
	15. In § 59 Absatz 2 wird die Angabe „§ 44“ durch die Angabe „§ 66“ ersetzt.
	16. In § 60 Absatz 2 wird die Angabe „§§ 48 bis 50“ durch die Angabe „§§ 71 bis 74“ ersetzt.
	17. In § 61 Absatz 5 wird die Angabe „§ 46“ durch die Angabe „§ 68“ ersetzt.
	18. § 63 wird wie folgt geändert:
	19. In § 66 Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „§§ 15 bis 20“ durch die Angabe „16 bis 21“ ersetzt.
	20. In § 67 Satz 2 wird die Angabe „§§ 15 bis 20“ durch die Angabe „§§ 16 bis 21“ ersetzt.


	Artikel 5
	Änderung des Aufenthaltsgesetzes
	Das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 332) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Nach § 71 Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt:
	2. In § 74a Satz 3 wird die Angabe „§ 58 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 92 Absatz 1“ ersetzt.
	3. In § 82 Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe „§ 40 Abs. 1 und 2, die §§ 41, 42 Abs. 1 Satz 1 und 3“ durch die Angabe „§ 61 Absatz 1 und 2 sowie die §§ 62 und 64 Absatz 1 Satz 1 und 3“ ersetzt.


	Artikel 6
	Änderung des Zollverwaltungsgesetzes
	§ 10a des Zollverwaltungsgesetzes vom 21. Dezember 1992 (BGBl. I S. 2125, 1993 I S. 2493), das zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 236) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	2. In Absatz 3 wird die Angabe „§§ 15 bis 20“ durch die Angabe „§§ 16 bis 21“ ersetzt.


	Artikel 7
	Änderung des Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetzes
	§ 3 des Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetzes vom 21. November 2016 (BGBl. I S. 2615), das zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. Juni 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 210) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In Absatz 3 wird die Angabe „§§ 47 bis 50“ durch die Angabe „§ 70 Absatz 1, § 71, § 73 Absatz 1 und § 74 Absatz 1“ ersetzt.
	2. Absatz 4 wird wie folgt geändert:


	Artikel 8
	Änderung des BSI-Gesetzes
	Das BSI-Gesetz vom 14. August 2009 (BGBl. I S. 2821), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1982) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	§ 2 Absatz 14 Satz 1 Nummer 1 wird durch folgende Nummer 1 ersetzt:

	Artikel 9
	Änderung der Telekommunikations-Überwachungsverordnung
	Die Telekommunikations-Überwachungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Juli 2017 (BGBl. I S. 2316), die zuletzt durch Artikel 33 des Gesetzes vom 6. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 149) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 1 Nummer 1 wird wie folgt geändert:
	2. § 2 wird wie folgt geändert:
	3. In der Überschrift zu Teil 2 wird nach der Angabe „§ 51 Absatz 1 des Bundeskriminalamtgesetzes“ ein Komma sowie die Angabe „§ 40 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes“ eingefügt.
	4. In § 3 Absatz 3 wird nach der Angabe „§ 51 Absatz 6 Satz 1 des Bundeskriminalamtgesetzes“ ein Komma und die Angabe „§ 40 Absatz 5 Satz 1 des Bundespolizeigesetzes“ eingefügt.
	5. In § 5 Absatz 1 wird in der Angabe vor Nummer 1 nach der Angabe „§ 51 Absatz 1 des Bundeskriminalamtgesetzes“ ein Komma und die Angabe „§ 40 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes“ eingefügt.


	Artikel 10
	Weitere Folgeänderungen
	(1) In § 21 Absatz 2 Satz 2 des Betäubungsmittelgesetzes vom 1. März 1994 (BGBl. I S. 358), das zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 29. November 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 379) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 67 Abs. 2“ durch die Angabe „§ ...
	(2) In § 12 Absatz 1 Nummer 3 des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes vom 20. April 1994 (BGBl. I S. 867), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 413) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 58 Abs. 1“ durch die A...
	(3) In § 7 Satz 2 des Grundstoffüberwachungsgesetzes vom 11. März 2008 (BGBl. I S. 306), das zuletzt durch Artikel 8z des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 359) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 67 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 102 ...
	(4) In § 88 Absatz 3 Satz 2 des Strahlenschutzgesetzes vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 324) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 58“ durch die Angabe „§ 92“ ersetzt.
	(5) In § 1 Absatz 1 des Rechtsextremismus-Datei-Gesetzes vom 20. August 2012 (BGBl. I S. 1798), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 2 des Gesetzes vom 30. März 2021 (BGBl. I S. 402) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 58“ durch die Angabe „§ 92“ er...
	(6) In § 1 Absatz 1 des Antiterrordateigesetzes vom 22. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3409), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 30. März 2021 (BGBl. I S. 402) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 58 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 92 Abs...
	(7) Das AZR-Gesetz vom 2. September 1994 (BGBl. I S. 2265), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 152) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 6 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe „§ 58“ durch die Angabe „§ 92“ ersetzt.
	2. In § 32 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe „§ 58 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 92 Absatz 1“ ersetzt.

	(8) In der Anlage zur AZRG-Durchführungsverordnung vom 17. Mai 1995 (BGBl. I S. 695), die zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 152) geändert worden ist, werden die Angaben „§ 58 Absatz 1“ und „§ 58 Abs. 1“ jeweils du...
	(9) In § 10 Absatz 5 des Freizügigkeitsgesetzes/EU vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 1950, 1986), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 21. Februar 2024(BGBl. 2024 I Nr. 54) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 58 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 92 ...
	(10) In § 78 der Aufenthaltsverordnung vom 25. November 2004 (BGBl. I S. 2945), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 152) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 58 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 92 Absatz 1“ ersetzt.
	(11) In der Anlage II zur Beschussverordnung vom 13. Juli 2006 (BGBl. I S. 1474), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 1. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4622) geändert worden ist, wird jeweils die Angabe „§ 58 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 92 Absatz...
	(12) In § 64b Absatz 3 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung vom 8. Mai 1967 (BGBl. 1967 II S. 1563), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 5. April 2019 (BGBl. I S. 479) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 58 Abs. 1“ durch die Angabe „§...
	(13) In § 49 Absatz 3 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung für Schmalspurbahnen vom 25. Februar 1972 (BGBl. I S. 269), die zuletzt durch Artikel 519 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 58 Abs....
	(14) In § 26 Nummer 2 des Passgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 30 Oktober 2023 (BGBl. I Nr. 291), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 322, 2025 I Nr. 137) geändert worden ist, wird die Angabe „...
	(15) In § 2 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a des Gendiagnostikgesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2529, 3672), das zuletzt durch Artikel 15 Absatz 4 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 (BGBl. I S. 882) geändert worden ist, werden nach der Angabe „Polizeigese...
	(16) In § 171 Satz 1 des Telekommunikationsgesetzes vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1858), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 71) geändert worden ist, wird die Angabe „Bundekriminalamtsgesetzes“ durch die Angabe...
	(17) In § 12 Absatz 3 Satz 3 des Luftsicherheitsgesetzes vom 11. Januar 2005 (BGBl. I S. 78), das zuletzt Artikel 1 des Gesetzes vom 22. April 2020 (BGBl. I S. 840) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 4a“ durch die Angabe „§ 5“ ersetzt.

	Artikel 11
	Außerkrafttreten
	Das Bundespolizeigesetz vom 19. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2978, 2979), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2632) geändert worden ist, tritt am [ einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung dieses Gesetzes ] auß...

	Artikel 12
	Inkrafttreten
	Dieses Gesetz tritt am [ einsetzen Datum des Tages nach der Verkündung dieses Gesetzes ] in Kraft.
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